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i Das demokratiſche Prinzip 
im ausländiſchen Verwaltungsrecht der Gegenwart 


Von Dr. zur. Roger Diener, Berlin 


rn Verwa 

falten für un und Verwaltungsrecht ſind ein wichtiger tiſchen und ſozialen Probleme des 20. Jahrhunderts erſt⸗ 
ja, 9 bon . igenart politiſcher Syſteme. Die Durch⸗ malig in Angriff genommen ſind, in einem ſo abſtrakten Be⸗ 
An de ideen voll und weltanſchaulich beſtimmenden Ver⸗ griffsſchema wie „Demokratie und Diktatur“ erfaßt werden 
tije FE Verwaltun sucht fich) in den Formen der Verwaltung. können ). Eine fruchtbare Auseinanderſetzung 
Alber peinzipien das gruktur läßt fid daher erkennen, wie poli um Verfaſſungsprinzipien it nur mög⸗ 


lebt mus 1 arlamentarismus, der Demokratie, des lich, wenn man von ihren tatſächlichen Aus⸗ 
Pri 0 auswirken, des Faſchismus ſich in ihrer Geſamtheit wirkungen auf den einzelnen Lebensgebieten 
in ap auß en. Hier zeigt ſich, was an theoretiſchen des geſchichtlich en und politiſchen Daſeins der 
Stell Wirkliches, Faſſade bleibt und was davon tatſächlich Völker ausgeht. Ein ſolches Lebensgebiet ift 
tep, Mg der $ eit umgeſetzt wird. Weſen, Aufgabe und auch die Ver w altung mit ihrem Recht. Hier gilt 
auch isbeſonde waltung im ausländiſchen Verwaltungs- es, einmal in aller Klarheit die Frage zu ſtellen, was die 
n entitas der weſtlichen Demokratien, ſind daher Einführung demokratiſcher Grundſätze für die Verwal⸗ 
hin u Und Trac idender Bedeutung für die Frage nach tungsform eines Landes bedeutet. Es iſt zu prüfen, ob 
) gweite des demokratiſchen Prinzips flet- und inwieweit demokratiſche Prinzipien in der Verwaltung 
der weſtlichen Demokratien verwirklicht ſind und welche 

g Für die - Bedeutung ihnen für die Geftaltung des Verwaltungs- 
n e weſtlichen Demokratien handelt es ſich im 55 e e e 

Adſä Frieg an i i N ür die emokratie iſt bisher meiſt als eine Frage angeſe 

ee ae wird ein Wort zur worden, Die ausfak BER Bas Verfaſſungsrecht betrifft . 
drunk zu wen das fo unbeſtimmt und ſchillernd ger Die Sphäre der Verwaltung und ihre Grundſätze galten 
Yan ter faſſ rden pflegt, daß man nach Belieben alles demgegenüber als ein ſelbſtändiges Gebiet, das unabhänig 


en 


mofratz en kan 8 nn sl V ſungswirklichkeit von eigenen autonomen 
und ch die we ann, was ideal und fortschrittlich klingt. von der Verfaſſungswirklich 9 mom 
map Fe with gleichgeſetzt mit Freiheit, Menſchlichkeit Grundſätzen beherrſcht wird. Nach Anſicht der traditio⸗ 


‚keit ). Einem J i er kratie ſtellt nellen Staats⸗ und Verfaſſungslehre konnte eine Verfaſ⸗ 
Wende lichen d der f de ee ſung ſich ändern, indem etwa eine konſtitutionelle durch 
falt lichteit Hon oft ift dargelegt worden, wie wenig die eine parlamentariſche Regierungsweiſe erſetzt wurde oder 
) et der nati p Neuen deutſchen Lebensgeſtaltung, die Biel- gar eine Republik an die Stelle einer Monarchie trat, 
F hoden h zonalſozialiſtiſchen Auſbauprinzipien und die ohne daß nach landläufiger Vorſtellung die Verwaltung in 
N ME denen in Deutſchland die entſcheidenden poli- ihrem Weſen, ihrem Aufbau und in den ſie beherrſchen⸗ 
, * in j den Rechtsgrundſätzen berührt zu werden brauchte. Der 
Fran; Aufgabtsländiſche Verwaltungsrecht der Gegenwart. berühmte Satz „Verfaſſungsrecht vergeht, Verwaltungs⸗ 
Ro; eich . tellung der Verwaltung in Italien, —ñ i 
org bar, Ahritannien und USA. Herausgegeben bon 3) Vgl. P. Ritterbuſch, „Barteienftaat und Dikta⸗ 
der ufſag ein, bn 1940. — Es erſchien lohnend mit dem kur“: DR. 1936, 11 ff.; R. Höh , „Die parlamentariſchen 
niedergel ir zuſammenfaſſende Überficht der in dieſem Demokratien und das neue deutſche Verfaſſungsrecht“: „Deut⸗ 


„ena „Deſnen. Forſchungsergebniſſe im Hinblick auf ſche Rechtswiſſenſchaft“, 1938, 42 ff., P. Ritterbuſch, 
einez „Über demokratie und Verwaltung“ zu verfuchen. „Demokratie und Diktatur“, 1939. | P 
Sn. an; ee Mißbrauch des Begriffs „Demokratie“ als 1) In dieſer Richtung liegen auch die Ausführungen 
nit Qe meinen Idealbegriffs“ vgl. ſchon Carl von Carl Schmitt über „Demokratie und Verwaltung 
erfaſſungslehre, 1928, S. 225 f. in Verfaſſungslehre a. a. O. S. 271 ff. 


a 52 


410 


Aufſätze 


(Dentſches Recht ver mit IE 


recht beſteht!“ ?), der das Lehrbuch des Verwaltungsrechts 
von Otto Mayer einleitet, war Ausdruck dieſer Ein⸗ 
ſtellung. Demgegenüber ſieht die neue deutſche Verwal⸗ 
tungsrechtslehre auch den Organiſations⸗ und Funktions⸗ 
bereich der Verwaltung als ein völkiſches Lebensgebiet an, 
beffen Aufbau und Geſtaltungsgrundſütze in Zuſammenhang 
mit der ſozialen und politiſchen Geſamtordnung ſtehen 
und von den weltanſchaulichen Prinzipien abhängen, die 
eine Zeit und ein Volk beherrſchen ). Echte Revolu- 
tionen können auch an der Verwaltung nicht 
ſpurlos vorübergehen. Der Nationalſozialismus 
hat, als er an die Macht kam, die vorgefundene Verwal⸗ 
tungsorganiſation keineswegs in ihrer bisherigen Struk⸗ 
tur unverändert gelaſſen. Sein erſter entſcheidender Grund⸗ 
ſatz war die Durchſetzung des Führerprinzips in der Ver⸗ 
waltung ). Kollegialbehörden wurden allenthalben be- 
ſeitigt und der nationalſozialiſtiſche Grundſatz „Autorität 
nach unten, Verantwortung nach oben“ auch im Verwal⸗ 
tungsaufbau verwirklicht. Darin dokumentiert ſich der ent⸗ 
ſcheidende Unterſchied zu jeder demokratiſch beſtimmten 
Verwaltung. Das Weſen der Demokratie iſt im 
Gegenſatz zum Führerſtaat durch das Fehlen 
feſter und geordneter Verhältniſſe, den Man⸗ 
gel einheitlicher Führung und Planung ſo⸗ 
wie klar beſtimmter Verantwortung gekenn⸗ 
zeichnets). Die Entwicklung der öffentlichen Verhältniſſe 
und ihre Ausgeſtaltung vollzieht ſich in der Demokratie 
auf Grund umfaßbarer fluktuierender Geſellſchaftskräfte, 
wobei die Vielheit wirtſchaftlicher Intereſſenlagen das poli- 
tiſche Geſchehen überlagert und über⸗ und außerſtaatliche 
Mächte leicht Einfluß gewinnen. Zu jeder Demokratie ge- 
hört typiſcherweiſe ein Parteienweſen. Parteien ringen 
miteinander um die Macht, ſie werden durch Klubs und 
Cliquen gelenkt, die hinter ihnen ſtehend in unſichtbarer 
Form auf das politiſche Geſchehen einwirken. Anonymität 
und Verantwortungsloſigkeit beherrſchen damit das öffent⸗ 
liche Leben. Zugleich treten Agitation und Demagogie an 
Stelle planmäßiger und fachlicher Aufbauarbeit. Wie be- 
deutungsvoll dieſe demokratiſchen Grundſätze für Organi⸗ 
ſation und Tätigkeitsweiſe der Verwaltung werden können, 
lehrt die Verwaltungsentwicklung und Verwaltungsſtruktur 
in Frankreich, England und den Vereinigten Staaten. 


II. 

In Frankreich trat das Problem „Demokratie und 
Verwaltung“ in der Revolution von 1789 deutlich in Er⸗ 
ſcheinung s). Das abfolute Königtum, das die franzöſiſche 
Nation zur Einheit geformt hatte, wurde von den demo⸗ 
kratiſchen Kräften der Franzöſiſchen Revolution beſeitigt. 
Es hatte in Frankreich einen zentraliſtiſchen Staats⸗ und 
Verwaltungsapparat aufgebaut, der vom König ausging, 
für den in den Provinzen Intendanten als Agenten tätig 
waren. Die neuen demokratiſchen Machthaber der Revo⸗ 
lution, die das geſamte abſolutiſtiſche Syſtem beſeitigen 
wollten, damit das Volk frei ſich ſelbſt regieren köunte, 
hatten naturgemäß für die Notwendigkeiten der Verwal⸗ 
tung kein Verſtändnis. An die Stelle des Königs war der 
Konvent als parlamentariſche Repräſentation des Volkes 


5 O. Mayer, „Deutſches Verwaltungsrecht“, 3. Aufl., 
Bd. I, 1924, Vorwort. 

6) Vgl. Th. Maunz, „Verwaltung“, 1937, S. 15. 

2) Vgl. R. Höhn, „Führung und Verwaltung“ in 
Frank, „Deutſches Verwaltungsrecht, 1937, S. 67 ff. 

8) Die übliche Definition der Demokratie als Identität 
von Herrſchern und Beherrſchten bringt gerade dieſe Wirk⸗ 
lichkeitsgrundlage jeder Demokratie nicht genügend zum Be⸗ 
wußtſein. Über die verſchiedenen Begriffsbeſtimmungen der 
Demokratie vgl. im übrigen C. Schnritt a. a. O. S. 223 ff.; 
Stuckart, „Neubau des Reiches“: DR. 1939, 819 ff. (820). 

29) Höhn, „Die Grundprinzipien des franzoſiſchen Ber- 
waltungsrechts“ in „Das ausländiſche Verwaltungsrecht der 
Gegenwart“ a. a. O. S. 10 ff. 


! t 
getreten. Das Ideal einer unmittelbaren Demokrat br 
in einem fo großen Lande wie Frankreich aber nicht öfen 
führbar, nur eine mittelbare Demokratie konnte, gesch h, 
werden, wobei die Nation der Idee nach durch ein et der 
tes Parlament repräſentiert wurde. Für das Gebt Her 
Verwaltung begnügte man ſich mit einer einfachen "Sie 
tragung der königlichen Befugniſſe auf den Konven und 
Verwaltungsbeamten waren jetzt Diener des Konvents ab⸗ 
ſollten ſeinen Befehlen gehorchen, wie ſie früher dem das 
ſoluten König zum Gehorſam verpflichtet waren. . n 
Recht zum Erlaß von Verordnungen war auf En prung 
vent übergegangen. Die Einheitlichkeit der Befehlsfh in 
iſt jedoch bet einer parlamentariſchen Verwaltung V petat 
Frage geſtellt. Wechſelnde Parlamentsmehrheiten 3 
ben die Verwaltung ihrer Stetigkeit und untergrab pau 
Beſtehen feſter Grundſätze, die für einen zentral auſg fran⸗ 
ten Verwaltungsapparat unerläßlich ſind. In der ‚gem 
zöſiſchen Revolutionsverwaltung büßte denn auch die Ohe 
tralverwaltung erheblich an Autorität ein. Gleichzert al 
wirkte die Revolution eine Demokratiſierung der = P 
tung von unten. In den Departements übernahme rio 
wählte Direktoren die Verwaltung, ſo daß kleine Aral 
mente die Lokalverwaltung ausübten, die fih glei! um 
als ſelbſtherrliche Vertreter des Volkswillens fühlten des 
eine Übereinſtimmung zwiſchen der Zentralverwaltung - 
Konvents und dieſen Trägern der Lokalverwaltung! ſog, 
ſtellen, waren delegierte Kommiſſare notwendig, ha den 
röpresentants en mission, die die Verwaltung, Mi und 
Provinzen zu überwachen hatten. Die Enimiir en 
der Verwaltung in der Zeit ber Franz gie, 
Revolution lehrt in charakteriſtiſcher Prin- 
daß der Übergang zum demokratiſchen ech 
zip für die Verwaltung nicht bloß einen dern 
fel in der Befehlsführung bedeutet, onen 
Dieinnere Zerſetzung eines einheitlich = 
waltungsgefüges herbeiführt, indem 2 der 
Spitze die klare Befechlsführung mange liche 
Verwaltungsaufbau durch unverantwor n die 
Kräfte von unten aufgelockert wird und £ ein 
Stelle feſter Über- und Unterordnung de⸗ 
zweifelhaftes Kommiſſarſyſtem tritt. in der 
ſtruktiven Tendenzen eines ſolchen Syſtems traten indem 
franzöſiſchen Revolutionsverwaltung deutlich zutage, kreich 
Desorganiſation und Verwaltungsanarchie in Fre ah es 
um ſich griffen. Die Direktorialverfaſſung des Frank, 
1794, die nach den Wirren der Revolutionszeit un. 
reich wieder geordnete Verhältniſſe zu ſchaffen ve fute 
denn auch die demokratiſchen Prinzipien für das inet 
Verwaltung auf und ging wieder von dem Geda Perwal 
ſelbſtändigen Exekutive aus. Die Leitung der dern in 
tungsgeſchäfte lag nicht mehr beim Parlament, ſuch i 
den Händen eines fünfköpfigen Direktoriums. Luc) 


ſtanzen hierarchiſch von oben nach unten durchorg. Mit⸗ 
die Kräfte der Länder ſtraff zuſammenfaßt. In affekten⸗ 
telinſtanz des Verwaltungsaufbaus ſtehen bie daeührung 

0 alberne 
nan 0 bis 
Syſtem iſt die Grundlage der franzöſiſchen Bertolt 


r 
1) Yg. A. Heining, „Die Organifation Derwal 
zöſiſchen Verwaltung“ in Höhn, „Das ausland ye 
tungsrecht der Gegenwart“ a. a. O. S. 159 ff. 
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Be T 
men. a Š n feinen Grundzügen unverändert übernom⸗ 
ei e er Berufung auf die Kraft, die dieſes Syſtem 
def Dezentral geben vermag, pflegt man in Frankreich 
eform | ahfation der Verwaltung und tiefergehende 
ungsgeſe, Jerwaltungsaufbau abzulehnen. Die Ber- 
ch⸗demg e von 1875 brachten zwar einen parlamen- 
Zern d fra aliſchen Aufbau, ließen aber den autoritären 
rei 4 ſiſchen Staatsorganiſation unberührt. Das 
uch keine der dritten Republik beſitzt daher 
li lungan 292 eine rein demokratiſche Ver⸗ 
T ſtiſche unklichkeit, vielmehr iſt ein zentra⸗ 
pitilh en Hd autoritäre Syſtem mit bemo- 
et Frankred men umkleidet. In Kriſenzeiten 
zurundlagen 1700 immer wieder auf ſeine autoritären 
ren zugreifen d nicht auf ſeine demokratiſchen Formen 
. teier um die Kräfte des Landes zu mobiliſie⸗ 

Y eute wier Weiſe verſucht die franzöſiſche Regierung 
Pu ung pas eine autoritäre Kriegsverwaltung unter 

gen und erſelben demokratiſch⸗parlamentariſchen Bin- 
zung es a demmungen durchzuſetzen, für deren Durch⸗ 
Nen, Vielfach N zu Felde zieht 

okratiſche Mt England als das Urſprungsland 
fen ärtig par? freiheitlicher Verfaſſungsverhältniſſe. 

ler ej alt England ſich für berechtigt, auf Grund 


außen eigenen Verfa 
ben bi en Verfaſſung und Rechtsverhältniſſe auch na 
Die beſ n als 


zum be udere orkämpfer der Demokratie aufzutreten. 
Mr euro ntwicklung, die England im Unterſchied 
tija è ſchon er Kontinent genommen hat, ließ in der Ge- 
M. en 55 die engliſchen Verhältniſſe zu einem poli⸗ 
Gert ei: werden. Im 18. Jahrhundert glaubte 
Im (ten auf das für das Prinzip der Trennung der 

19 as engliſche Vorbild hinweiſen zu können. 


owſderdaſhundert knüpften in Deutſchland die auf 
richt Stein = gerichteten Beſtrebungen des Freiherrn 
lungen a nd Gneiſts mit Vorliebe an engliſche Cin- 
ber der , In Wahrheit hat England niemals eine 
Yet, und ert im Sinne von Montesquieu 
ung ag . Lokalverwaltung hat mit den fozialen. 
nichte 3 cine on heraus im Deutſchland des 19. Jahr⸗ 

18 i, Selbſtverwaltung aufgebaut werden follte, 


frati Beine 5 
chen pam. Ahnlich ift es heute mit dem bemo- 


NAT abb England iſt nach ſeiner Ge⸗ 
m nd Dewerfaſſungsſtruktur alles andere 


lit ſind demokratie. Seine politiſchen For- 


um leben Sherrſchaft, die feinem 
tung u ber S 
k in 120 lung aus, die die engliſche Verwal⸗ 
des te eingeno erſchiedenen Epochen der engliſchen Ge⸗ 


je Puten Zumen hat. England hat die Entwicklung 


aar 
en Wels und Ri 


N brach, oben Verfaſſungskämpfe des 17. Jahr⸗ 
N "pt m, Auen den Sieg de3 Parlaments über das 
(heiß de der 128 Verwaltung gelangte ausſchließlich in 
' gsgemalt liekratie Dem Parlament blieb die Ent⸗ 
eg en, Die 15 in alle Einzelheiten der Verwaltung 

er 


fa 


das Entſtehen eines einheitlichen und 


ea 


gene Gewalt entwickelt. 
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ſelbſt übernahm nach der glorreichen Revolution die Schaf- 
fung von Verwaltungseinrichtungen. Hieraus erklärt ſich 
das fog. Private Billverfahren n). Es bedeutet, 
daß beim Auftreten neuer Verwaltungsaufgaben ein Pris 
vatmann einen Geſetzesbeſchluß des Parlaments herbei⸗ 
führen muß, damit die ſachlich und perſonell notwendigen 
Einrichtungen geſchaffen werden können. Die Bepflaſte⸗ 
rung und Beleuchtung einer beſtimmten Gemeinde muß 
vorher in Form eines ſog. Private oder Local Act vom 
Parlament beſchloſſen worden ſein. Zugleich fehlen in 
England Mittelinſtanzen, wie ſie für jeden einheitlich von 
einer Spitze aus aufgebauten Verwaltungsapparat von 
entſcheidender Bedeutung ſind. Infolgedeſſen erſchöpfen 
ſich in England die Fragen der Verwaltungsorganiſation 
in dem Verhältnis von Zentral- und Lokalverwaltung 12). 
Das engliſche Verwaltungsſyſtem iſt ſomit 
ſeinem Urſprung nach nicht darauf abgeſtellt, 
demokratiſche Prinzipien in der Verwaltung 
zur Geltung zu bringen, ſondern vielmehr im 
Intereſſe einer Adelsherrſchaft die Entwick⸗ 
lung der Verwaltungsorganiſation möglichſt 
hintanzuhalten. Kennzeichnend iſt der berühmte Fall, 
daß eine hochgeſtellte Perſönlichkeit, als man ihr nahelegte, 
in ihrem Verwaltungsbereich doch etwas für die Sicherheit 
der Straßen zu veranlaſſen, erklärte, es ſei beſſer, wenn 
dort ab und zu einige Morde paſſierten, als wenn eine 
Polizeiorganiſation wie in Frankreich geſchaffen werde, die 
läſtige Freiheitsbeſchränkungen mit ſich bringen würde. 
Die ſozialen Bedürfniſſe des 19. und 
20. Jahrhunderts haben freilich auch in England eine 
Fülle ſo wichtiger Verwaltungsaufgaben gebracht, daß man 
an ihnen nicht vorübergehen konnte. In der Lokalverwal⸗ 
tung iſt ſeit dem Jahre 1832 eine umfangreiche Verwal⸗ 
tungsorganiſation an die Stelle des adligen Friedens⸗ 
richterſyſtems getreten. Hier dringen ſeitdem in der Tat 
demokratiſche Kräfte vor, da die Parteipolitik Einfluß auf 
Stellenbeſetzung und Verwaltungspraxis ausübt. Der 
Grundſatz, wonach die Lokalverwaltung ausſchließlich von 
Honoratioren der Gemeinden ſelbſt, d. h. von ihrer ariſto⸗ 
kratiſchen Geſellſchaftsſchicht ehrenamtlich geleitet werden 
ſoll, iſt, zumal in größeren Städten, durchbrochen. Auch 
in der Zentralverwaltung iſt es praktiſch nicht mehr mög⸗ 
lich, für jede Verwaltungseinrichtung die Geſetzgebung des 
Parlaments zu bemühen. Infolgedeſſen verlagert ſich das 
Schwergewicht der Verwaltungstätigkeit vom Parlament 
auf eine Bureaukratie, die in der Zentralverwaltung der 
Miniſterien wachſenden Einfluß gewinnt. Parlament und 
Richtertum ſehen dieſe Entwicklung mit großem Unbehagen, 
fie können fie jedoch nur hemmen, nicht aufhalten 1s); ein 
Zuſtand, der auch den engliſchen Verfaſſungstheoretikern. 
erhebliche Sorge bereitet. Die Rechts- und Bere 
faſſungstheorie baut immer noch auf den 
Grundſätzen der ſog. Rule of Law auf, d. h. 
auf dem Dogma, daß England keine beſondere 
Verwaltungsordnung kennt!). Die politiſche 
Wirklichkeit in England iſt jedoch nicht mehr 
ohne die Macht und den Einfluß der Bureau⸗ 
kratie zu denken. Es handelt ſich um eine Miſchung 
aus Ariſtokratie und Bureaukratie, die gegen⸗ 
wärtig die engliſche Verfaſſungslage beſtimmt. Dieſer dua⸗ 
liſtiſche Verfaſſungs⸗ und Verwaltungszuſtand iſt der 


11) Vgl. Höhn, „Theorie und Wirklichkeit des engliſchen 
Verwaltungsſyſtems“ in Höhn, „Das ausländiſche Verwal⸗ 
tungsrecht der Gegenwart“ a. a. O. S. 32. 

12) G. Bornhauſen, „Zentral- und Lokalverwaltung 
in England“ in Höhn, „Das ausländiſche Verwaltungsrecht 
der Gegenwart“ a. a. O. S. 213 ff. 

13) Bol. F. A. Zoellner, „Aufſtieg der engliſchen 
Exekutive“, Berlin 1936. 

14) Grundlegend das Werk von A. V. Dicey, „Intro- 
duction to the Study of the Law of the Constitution“, 
8. Aufl., 1938. 
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[Deutſches Recht ver. mit Be 


Grund für das Auseinanderfallen von Theorie und Wirk 
lichkeit in England. Von demokratiſchen Grundſätzen aber 
kann aufs Ganze geſehen in engliſcher Verwaltung keine 
Rede ſein. 

Viel ſtärker als England und Frankreich ſind die 
Vereinigten Staaten von Amerika als typiſch für 
demokratiſche Verfaſſungs⸗ und Verwaltungsverhältniſſe 
anzuſehen. Daraus ergeben ſich eine Reihe eigentümlicher 
Organiſationsprobleme, die neuerdings Eugen Ruck⸗ 
haeberle in einer eingehenden Unterſuchung aufgezeigt 
hat 15). Entſprechend der Koloniſation Nordamerikas durch 
Männer, denen die Lebensverhältniſſe in Europa zu eng 
geworden waren und die frei und unabhängig ſein wollten, 
vollzog ſich der Aufbau der amerikaniſchen Verwaltung als 
Neueinrichtung aus dem Nichts, zumal ſeitdem die eng⸗ 
liſche Kolonialherrſchaft beſeitigt war. Traditionelle 
feſte Ordnungen fehlten hier. Der einzelne 
Siedlertrat nicht nur in eine naturhafte, fon- 
dern auch in eine politiſche Wildnis ein, in 
der die Lehren über Naturzuſtand und demo⸗ 
kratiſche Freiheit ſehr reale Vorausſetzun⸗ 
gen hatten. Das demokratiſche Prinzip und 
die Abneigung gegen jede Autorität wurden 
zum Grunddogma amerikaniſchen Verfaſ⸗ 
ſungsdenkens. Die Entſtehung der Unionsverfaſſung 
von 1787 iſt allerdings noch überwiegend als Niederſchlag 
einer ariſtokratiſch⸗geſellſchaftlichen Machtpoſition der Gen- 
try anzuſehen. Das Syſtem der Gewaltenteilung ſollte 
dazu dienen, verfaſſungsmäßig ein Gegengewicht gegen alle 
von unten andrängenden demokratiſchen Beſtrebungen zu 
bilden, wie ſie ſich in den Einzelſtaaten ſchon durchgeſetzt 
hatten. Zu dieſem Zweck wurde eine ſtarke Exekutive 
des Präſidenten unabhängig von der Legislative ge⸗ 
ſchaffen. In der Perſon des Präſidenten ſind Anſatzpunkte 
für einen einheitlich aufgebauten Verwaltungsapparat der 
Union gegeben. Er hat das Recht, Beamte zu ernennen 
und abzuberufen, die Amter der Departementchefs ſind 
hierarchiſch aufgebaut, und der Präſident kann ihnen Wei⸗ 
ſungen geben. Im 19. Jahrhundert wurde jedoch 
die amerikaniſche Regierungs- und Verwal- 
tungsorganiſation in eine ausſchließlich de⸗ 
mokratiſche Entwicklung hineingezogen. Die 
Common people, d. h. die nicht zur Gentry der Land⸗ 
beſitzer und reichen Kaufleute gehörenden Grenzpioniere 
und proletariſchen Maſſen der Städte forderten ein ,po- 
pulare government“, das unter Abſchaffung der bisheri⸗ 
gen Wahlrechtsbeſchränkungen die Abhängigkeit der Regie⸗ 
rung und Verwaltungsträger von den Wählermaſſen be⸗ 
deutete. Schon der Präſident Jefferſon (1801—1809) 
hatte das Wahlrecht auf eine breite Baſis geſtellt, einen 
Parteiapparat geſchaffen, die Legislative in den Staaten 
demokratiſiert und in dem Amterweſen der Regierung und 
Verwaltung ein reguläres Beuteſyſtem ermöglicht, 
wonach die ſiegende Majorität Anſpruch auf Amter hat, 
weil Amter „gute Sachen ſeien, die rundum gehen müß⸗ 
ten“ 16). Unter der Präſidentſchaft des Generals Jad- 
fon (1829—1837) wurde die Macht der Gentry end- 
gültig gebrochen und das demokratiſche Prinzip in Regie 
rung und Verwaltung reſtlos verwirklicht. Die Stellen⸗ 
beſetzung wurde planmäßig als Mittel der Parteienherr⸗ 
ſchaft ausgenutzt und durch Einführung kurzer Amtszeiten 
ermöglicht, die Amter „rotieren“ zu laſſen. Die Verwal⸗ 
tungstätigkeit ſelbſt wird ſeitdem gering geſchätzt, zugleich 
herrſcht eine tief eingewurzelte Abneigung gegen jedes ge⸗ 
ſchulte Beamtentum vor. Angeblich ſollte jeder Durch⸗ 
ſchnittsmann der breiten Maſſe ohne weiteres fähig ſein, 
Regierungsgeſchäfte zu führen. Offentliche Angelegen⸗ 


16) E. Ruckhaeberle, „Die politiſchen und theoreti- 
ſchen Grundlagen der Verwaltungsorganiſation in USA.” in 
Höhn, „Das ausländiſche Verwaltungsrecht der Gegen⸗ 
wart“ a. a. O. S. 247 ff. 

10) Ruckhaeberle a. a. O. S. 286. 


heiten werden ſeitdem von Laien in den ihnen geläufig”, 
Methoden der Privatwirtſchaft erledigt. Ein Amtet 
kann in dieſer Atmoſphäre naturgemäß nicht gedeihen. no⸗ 
den Einzelſtaaten, die von jeher Schrittmacher der den 
kratiſchen Entwicklung in USA. geweſen find, hat jid, it 
Grundſatz unmittelbarer Beamtenwahl durchgeſetzt. 9 
dem iſt die amerikaniſche Verwaltungsorganiſation Oln 
Spielball in den Machtkämpfen und in dem ruheloſen Jie 
und Her eines alles erfaſſenden Parteienweſens. eit 
öffentlich⸗rechtlichen Begriffe, auch fore 
ſie konſtitutionellen Urſprungs waren, (ER 
in dieſem demokratiſchen Machtkampf an tig 
haltsleeren Formen geworden, die in Es 
der gleichen Weiſe Ausdruck der unmitt ; 
baren Maſſen und Parteiendemofratie Mig 
Die Verfaſſung dient als Inſtrument demokratiſcher he 
rungsorganiſakion, und Kontrolle bedeutet einen mög f 
weitgehenden Einfluß der Wählerſchaft auf die Ver 
tungsgeſchäfte. Das gleiche gilt für die Begriffe der 
präſentation und Gewaltenteilung. 1 00 

Die amerikaniſchen Verhältniſſe ze Ae 
anſchaulich, wie ſich eine führerloſe Maſſoiez 
demokratie verwaltungsmäßig auswirkt. ang 
gilt auch für die Unionsverwaltung, obwohl hier uripe at 
lich Anſatzpunkte für einen einheitlich aufgebauten BeAT 
tungsapparat mit dem Präſidenten an der Spitze vorlag. 
Da aber der Präſident gleichfalls Exponent bemofraiti 
Parteikräfte ift, wurde auch die Unionsverwaltung eg 
lich demokratiſiert. Neue Verwaltungsaufgaben find P ii 
in die Zuſtändigkeit der beſtehenden Verwaltungsorg nen 
ſation eingeordnet worden, vielmehr werden für jedes den, 
auftretende Verwaltungsbedürfnis jeweils neue Behor er 
fog. independant establishments, geſchaffen. Eine im 
weiter getriebene Aufſpaltung der öffentlichen Gewa ther 
die traditionelle Dreiteilung der Gewalten hinaus (E zip. 
distribution) wurde entſcheidendes Organiſationsprinen 
Klare Kompetenzen find auf diefe Weiſe nicht mögli deben⸗ 
eine Fülle von unabhängigen Behörden arbeiten n 
und gegeneinander. In dieſen demokratiſchen Ort 
ſationsformen hat ſich auch Rooſevelts New it der 
vollzogen. Die Uneinheitlichkeit und Unüberſichtlichle no 
Verwaltung ift dadurch noch erheblich gewachſen. Die 
kratiſchen Prinzipien haben in den Vereinigten St eri⸗ 
völlig chaotiſche Verhältniſſe gezeitigt, die in der ann til 
kaniſchen Literatur eine umfangreiche go 
hervorgerufen haben 1). Das Schrifttum iſt voll bon iett 
gen über die beftehende Verwaltungsanarchie. Es MU en 
den desorganiſierten Zuſtand der Verwaltung, tabe, die 
Mangel eines einheitlichen Verwaltungsaufbaus fo emiife: 
Syſtemloſigkeit der geſamten Organiſationsverhällh ie 
Alle theoretiſchen Überlegungen kreiſen um die Frag 
es möglich fei, eine „Reorganiſation“ der Ber! b 
durchzuführen. Am demokratiſchen Prinzip freih Nischen 
man nicht rütteln. Dabei zeigen gerade die ame ung 
Verhältniſſe überaus inſtruktiv, wie unlöslich Verfaf kratie 
ſtruktur und Verwaltungsorganiſation der Dem? 
miteinander verbunden ſind. 


III. 


Deutſch⸗ 

Die weſtlichen Demokratien machen es heute A n 37 
land zum Vorwurf, daß es den liberalen beir ab⸗ 
ſtaat und ſein Verwaltungsrechtsſyſt yeter 
lehnt. Die Willkür fei an die Stelle des Rechts gern, fo 
Will man ſich mit dieſen Vorwürfen auseinander k denn 
muß man zunächſt einmal die Frage ſtellen, welch eine? 


Veſtimmungen über die Form von Verwaltungs ung 
ihre Gültigkeit ſowie vor allem über die Rechtsſtelh y ff 
17) Dargeſtellt bei Ruckhaeberle a. a. O. ©” 


10. 

h 1940 Heft 11/12 
einzeln a 

een, im Verhältnis zur Verwaltung und ſeinen Schutz 
aupt ein 5 böraud) von Amtsgewalt. Damit aber über- 
ann, fir „derartiges Verwaltungsrecht geſchaffen werden 
ungsor notwendig, daß eine einheitlich geordnete Ver⸗ 
; anzaniſation beſteht, die unter das Recht geſtellt 
Tätigwerden biw. aus ſich heraus die Prinzipien ihres 
wundert ce entwickelt. In dieſem Sinne ift im 19. Jahr- 
nit ngsre canktecch und Deutſchland ein liberales Ver⸗ 
qtie 2 entſtanden. Es war möglich, weil der abfo- 
i avofeon taat des 18. Jahrhunderts bzw. die von 
And erſichllchafſene Verwaltungsorganiſation eine feſte 
ü hänpigter, iche Ordnung darſtellte, die nunmehr aus der 
cher Nenn an eine einzelne Perſönlichkeit gelöſt, in recht⸗ 
Abien des R die Wertvorſtellungen und tragenden Prin- 
ds kam nur len Bürgertums gebunden werden konnte. 
rauf an, daß die Verwaltung die beſondere 
600 gene bürgerlichen Freiheit und des bürger⸗ 


ſel s nicht ſtö 5 m 5 3 
um i aft als B nicht ſtören und eine für die bürgerliche 


ern; ürgerliche 
under, Ju gleich : Se 
teith erts das du er Zeit fand gegen Ende des 19. Jahr 


dur 
8900 lin A Rechtſprechung der höchſten Verwaltungs- 
) n Fr 

18) ſe Í 

ve die En attie Durchfegung. Im einzelnen freilich 
kerſchiedene got 
eit ea Lüge 


rt 


ber der Staatsverwal ichtet 
Ma tft 1 Er aatsverwaltung aufgerichtet. 
ahera nd Der Rechtsſtaat im Sinne Otto 


nahm Dtg 0 
Damen in Dagtliche Syſtem des Verwaltungsrechts 
lichke z rwaltun ſchland gekünſtelte und abſtrakte Züge an. 
Stiel der genb Tet wurde nicht aus der konkreten Wirk 
durch aher Aung entwickelt, ſondern es ſetzte fih mit 
ein abndie unte, nas eigentümliche Verwaltungsrechtslehre 
Nein Aſtraktes All Rezeption franzöſiſcher Grundgedanken 
deulſcherwaltung 3 gemeinſyſtem entwickelte 20). Italien ſchuf 
h 100 ing 8 ſowohl unter franzöſiſchem wie unter 
edeulſchen N. Theoretiſch iſt ſein Syſtem dem libe⸗ 
Nett, eiſte wie altungsrechtsſyſtem ſehr ähnlich. Im 
ep, te ae in Deutſchland Otto Mayer und 
tèm? die ſo eite dort um die Jahrhundertwende 
2). Die ſog. italieniſche Schule des öffentlichen 
18 praktiſche Organiſation der Verwaltungs⸗ 


egen in H ö „Die franzöſiſche Verwaltungsgerichte⸗ 
1 n a 9 85 Sn pn Verwaltungsrecht der 
any Jum Mann . 

S 19 f. „asc ch sſtaatsgedanken vgl. Diener⸗Horſt⸗ 
on und Sonder ſches Verwaltungsrecht“ in Höhn a. a. O. 
S. 2 Aechtslehre ruck unter dem Titel „Staatsorganiſa⸗ 
aten, Die Ei e im faſchiſtiſchen Italien“ 1940, S. 58 ff. 
rap dung datgentümfichteiten dieſer wiſſenſchaftlichen 
tell; & neuerdings Carl Schmitt ſehr klar 
ung, N als Bei chmitt, „Das allgemeine deutſche 

0 Taten 8b. 100 a a Syſtembil⸗ 
ner⸗Horſtmann a. a. O. S. 131 f: „Staats⸗ 


Aufſätze 
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gerichtsbarkeit dagegen knüpft an das franzöſiſche Syſtem 
an. Die Rechtſprechung des italieniſchen Staatsrats iſt 
denn auch ungleich verwaltungsverbundener als die deutſche 
Verwaltungsgerichtsbarkeit, jo daß der Faſchismus fie in 
ihren Grundzügen beibehalten konnte. 

Überblicken wir dies Syſtem des Verwaltungsrechts, 
wie es im 19. Jahrhundert entſtanden iſt, ſo hat es mit 
den Prinzipien der Demokratie kaum etwas zu tun. Ver⸗ 
waltungsrecht und Rechtsſtaatsprinzip waren denn auch im 
monarchiſchen Deutſchland viel doktrinärer durchgeführt 
als im demokratiſchen Frankreich. Im Weltkrieg wurde 
die Aktivität der deutſchen Verwaltung vielfach durch das 
Verwaltungsrecht gehemmt, während der franzöſiſche 
Staatsrat unbedenklich den nationalen Intereſſen Rech⸗ 
nung trug. Vollends aber find England und die 
Vereinigten Staaten ohne jede Bedeutung 
für die Fragen des Verwaltungsrechts. Sie 
haben nirgends als Vorbild gedient). Sie 
wären dafür auch völlig ungeeignet, beſitzen ſie doch ſelbſt 
kaum Anſätze in dieſer Richtung. Das engliſche Syſtem be⸗ 
ruht auf der Ablehnung einer ſelbſtändigen Verwaltungs⸗ 
organiſation, die man unter das Recht ſtellen könnte. In⸗ 
folgedeſſen iſt die Ablehnung einer Verwaltungsgerichts⸗ 
barkeit Hauptgrundſatz des klaſſiſchen engliſchen Syſtems, 
wie es in Diceys' Lehre von der Rule of Law ſeinen 
Ausdruck gefunden hat. Erſt neuerdings zeigen ſich paral⸗ 
lel mit der tatſächlichen Entwicklung eines neuen Verwal⸗ 
tungsapparates auch in England Anſätze zu einem Ver- 
waltungsrecht, das ſich in Form von Verwal⸗ 
tungsverordnungen durch die miniſterielle 
Zentralverwaltung und in Geſtalt einer mi⸗ 
niſteriellen Gerichtsbarkeit ankündigt. Theo⸗ 
retiſch freilich iſt dieſe Situation noch keineswegs aner⸗ 
kannt. Noch immer kennt die engliſche Demokratie prin⸗ 
zipiell kein Verwaltungsrecht. 

Das demokratiſche Prinzip als ſolches 
kann das Entſtehen eines Verwaltungsrechts 
nicht begünſtigen; das zeigt die Lage in den 
Vereinigten Staaten. Wenn dort infolge der Par⸗ 
teienherrſchaft kein Verwaltungsapparat mit feſten Kom⸗ 
petenzen aufkommen kann, ſo iſt ein Verwaltungsrecht, das 
an eine ſolche feſte Verwaltungspraxis anknüpfen könnte, 
noch viel weniger denkbar. Die Aufgabe, einen Rechtsſchutz 
gegen Willkür zu ſchaffen, wird dort überhaupt nicht an⸗ 
erkannt. Die Beamten fühlen ſich als Exponenten der 
Parteiorganiſationen, denen ſie ihre Stellung verdanken. 
Darin liegt die wahre Demokratie. Der einzelne hat gegen⸗ 
über dieſer Parteienherrſchaft keine Rechte; nach dem demo⸗ 
kratiſchen Prinzip bleibt ihm nur die Chance, bei einem 
Sieg ſeiner eigenen Partei die öffentliche Verwaltung ein⸗ 
mal in der gleichen Weiſe für ſich ausnutzen zu können, wie 
es die Gegner tun. Ein feſtes Recht gibt es nicht. Von 
Fall zu Fall wird es durch Parlamentsbeſchlüſſe, d. h. 
praktiſch durch die jeweils herrſchende Partei und die hin⸗ 
ter ihr ſtehenden Kreiſe geſchaffen. Zwar ſind Beſtrebun⸗ 
gen vorhanden, auch in Amerika ein geordnetes Beamten⸗ 
tum und damit eine Verwaltung zu ſchaffen, die feſte 
Prinzipien verfolgt. Solche Anſätze zeigen die Ausbildung 
ſog. quaſilegislativer und quaſijudizieller Funktionen der 
Exekutive. Von der Ausbildung eines Verwaltungsrechts 
mit ſtabilen und geordneten Verhältniſſen des Verwal⸗ 
tungslebens und der Verwaltungstätigkeit ſind die Ver⸗ 
einigten Staaten jedoch noch weit entfernt. Es ſind gerade 
die demokratiſchen Prinzipien, die immer wieder das Auf- 
kommen eines ſolchen Verwaltungsrechts unmöglich machen. 


organiſation und Rechtslehre“ S. 51 f; vgl. Schmitt a. a. O. 
S. 23 


22) Der Rechtsſtaatsgedanke im Sinne von Gneiſt hat 
nicht das liberale Verwaltungsrecht, ſondern den Selbſtver⸗ 
waltungsgedanken nach engliſchem Vorbild in Deutſchland aus⸗ 
geſtalten wollen. 
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Betrachten wir Organiſation und Verwaltung der 
weſtlichen Demokratien, ſo ergibt ſich der Schluß, daß 
dasjenige, was an ihrer Verwaltung gut und 
nachahmenswert ſein mag, zweifellos nicht 
demokratiſchen Urſprungs iſt, und daß das⸗ 
jenige, was daran demokratiſch iſt, deſtruk⸗ 
tiv und chaotiſch erſcheint. Das demokratiſche 
Prinzip ſelbſt desorganiſiert die Verwal⸗ 
tung. Es macht feſte und geordnete Grundſätze und da⸗ 
mit ein Verwaltungsrecht unmöglich. Der Vorwurf, das 
nationalſozialiſtiſche Deutſchland habe den Rechtsſtaat ver⸗ 
nichtet und die Willkür an Stelle des Rechts geſetzt, geht 
daher fehl. Die weſtlichen Demokratien verlangen hier von 
Deutſchland etwas, was ſie ſelbſt nicht beſitzen und was 
mit ihren eigenen demokratiſchen Prinzipien in gar keinem 
Zuſammenhang ſteht. Von verantwortlicher deutſcher Seite 
ift oft genug ausgeſprochen worden, daß der nationalſozia⸗ 
liſtiſche Staat auf dem Boden des Rechts ſteht und die 
Verwaltung ihm als eine Lebensfunktion im Dienſte der 
Volksgemeinſchaft gilt. Der deutſchen Art entſprechend 
kann dieſe Verwaltung nur diſzipliniert und geordnet in 
einem klaren, der Einheit des Reiches entſprechenden Auf- 
bau tätig werden. Das Prinzip der Einheit der Verwal 
tung ift daher auch trotz vieler neuer Verwaltungsauf— 


Aufſätze 


[Deutfches Recht ver. mit 8. 


gaben und Verwaltungsorganiſationen wiederholt klar ei 
ausgeftellt worden. Das deutſche Verwaltun 975 
leben kann ſich allerdings nicht mehr in pa: 
Formen des bürgerlichen Rechtsſtaates t 
wegen, ebenſowenig wie Deutſchland EI, 
konſtitutionelle bürgerliche Verfaſſung b 
19. Jahrhunderts fortführen könnte. Verfa! 
ſung und Verwaltung ſtehen nicht mehr 10 
Intereſſe der bürgerlichen Geſellſchaft, ſo Fi 
dern ber nationalſozialiſtiſchen Bo1lf39 
meinſchaft. Daher muß Deutſchland das Verwaltung, 
recht in neuen und artgemäßen Zügen und in bern 
ſtimmung mit dem deutſchen Verfaſſungsleben entwicke i 
das weltanſchaulich auf Führung und Gemeinſchaft bene 
Auf dem Gebiet der Verwaltung beſitzt Deutſchland 1 
und geſündere Prinzipien als die weſtlichen Demokratie $ 
Die Formen einer führerlofen Demokratie find für g 
jedenfalls belanglos. Es gibt nicht nur eine Verwaltunen 
willkür von oben, ſondern auch von unten und von f irt 
un verantwortlicher außer- und überſtaatlicher Mächte x 
ſchaftlicher und ſonſtiger Art. Das haben wir in De inen 
land klar erkannt. Im demokratiſchen Prinzip und ſe er 
deſtruktiven Auswirkungen liegen jene Gefahren, die die ben. 
faffung und Verwaltung in Deutſchland überwunden. ha 
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I. Problemſtellung 


Die bekannten Entſcheidungen des RG.: RG. 155, 55 
JW. 1937, 2223 und RGY. 156, 265 = FW. 1938, 


513 24, die fidh mit der Frage befaſſen, wann die mu 
nützung eines rechtskräftigen Urteils gegen die guten $ 826 
verſtößt und deshalb der Ausnützung mit der auf 3 der 
BOB. geſtützten Schadenserſatzklage bzw. der Einrebe Sie 
Argliſt begegnet werden kann, haben den Streit um pie 
Frage, ob derartigen Rechtsbehelfen nicht allein ſchoſ fen 
Rechtskraft des Urteils entgegenſtehe, erneut aufleben > ts: 
(vgl. Weh: Schutz gegen Mißbrauch formalen 
DR. 1939, 473 und die dort Genannten). men 
Zu dieſer Frage foll hier nicht Stellung gender 
werden. Es wird inſoweit auf die grundlegenden und Die 
zeugenden Darlegungen von Weh a. a. O. verwie ehe 
nachſtehenden Ausführungen gehen deshalb von der ür d 
ſprechung des RG. aus. Daß die von der Gegenſeite i das 
Rechtsſicherheit befürchtete Gefahr zum mindeſten I pat 
Gebiet der Urteilserſchleichung nicht fo groß H ga 
Bernhardt (JW. 1937, 1034) mit dem treffenden ng, 
bemerkt: „Im übrigen beſteht die Rechtſprechung dee mar 
ſchon über ein Menſchenalter, ohne daß dadurch die ſieht zu 
ſicherheit die geringſte Einbuße erlitten hätte.“ Es e dgs 
hoffen, daß fie auch keine Einbuße erleiden wird durch eile 
Verbot der ſittenwidrigen Ausnützung rechtskräftiger ff in 
Daß es ſich in beiden Fällen um einen Cing”! (tro 
die Rechtskraft handelt, läßt fich nicht beſtreiten le, 
der andersartigen Deutung, die Jonas 5 be⸗ 
Anm. X am Eingang Abſ. 2 zu 8322 BPI. Schwie⸗ 
ſtechender Argumentierung der Frage geben). Die S. man 
rigkeit des Problems liegt aber weniger darin, 0°, „rim 
den Eingriff in die Rechtskraft zulaſſen foll, al oem 
wann dies geſchehen ſoll. Die Antwort erſcheint teils” 
einfach, als die Abwehr gegen bie Folgen der Feite in 
erſchleichung und der Ausnützung rechtskräftiger IN 
§ 826 BGB. gefunden wird, dem Täter alfo ein eft 
gegen die guten Sitten zur Laſt fallen muß. >! chein 


t⸗ 
ie 


langen Rechtſprechung auf dem 4 udeutige 
erſchleichung ſich in keiner Entſcheidung eine nwideige 
Begriffsbeſtimmung findet, und, was gar die Mile lt 
Ausnützung rechtskräftiger Urteile betrifft, fo ſe 


10. 


auf die ase Funbfegenben Entſcheidung (RGZ. 155, 60) 
ußt offen © einzelnen Falles ab, läßt alfo die Frage 
ſchung, H. “3 ift nun an ſich nicht Aufgabe der Recht⸗ 
Breifli, wenn Aföbeitimmungen zu geben, und es ift be- 
t der ne RG. der Vielgeſtaltigkeit des Lebens 
1 eine p, denkbaren „Unzahl von Tatbeſtänden“ nicht 
Puter als ein griffsbeſtimmung vorgreifen will, bie fidh 
1 Entzieht rendes Hemmnis erweiſen könnte. 
das nigfachen 3 der Begriff der Sittenwidrigkeit aus 
W noch ni Aründen einer feſten Umreißung, ſo heißt 
ejen der & auf die Prüfung verzichten, worin das 


h \ ae: ge: 5 

Holo kitten widrigkeit in den beiden Fällen 

wal man bei der les, auch aus einem anderen Grunde: 
arende G, er llrteilserſchleichung heute eine Jahrzehnte 


Ausdehn nahrung hinter ſich, ſo betrat man mit der 


ng de 
poen En Grundſatzes auf die Fälle der ſittenwid⸗ 
18 zung rechtskräftiger Urteile noch unbekannten 


Wo : P, 
feir, nicht 1 Fahrt ging, konnte man mit Sicher⸗ 
"E je auch war zu erwarten, daß die Gegen- 


0 erit reg 
zue deshalb . das Feldgeſchrei erheben würde. Man 
keilen n o % fort verſucht, Schranken auf- 


E ra 
zuß an ſelbſt io indem man in den genannten Ur- 
lijion eee lagte, welche Fälle von vornherein aus⸗ 
„Mich der Bet oder indem man, wie Lehmann an⸗ 
ODN 1937 Jbpechung des Urteils: RGB. 155, 55 
dag ureno belle e Geſichtspunkte in den 
ei 
wahren beruft fan achweisbar unrichtigen Tat⸗ 
„oder nicht ; 
PRD fi icht nachweisbar unrichtiger Tatſachen), und 
ift. B00 einer fati 
einer „tall dies 
Das tler Y Verſuchen handelt es ſich mehr darum, 


n Schranken zu erkennen, die 
keins et, die „oder weniger Willkürlichen und Zufälligen 
Yo Dann iche Überzeugungskraft in ſich ſelbſt 

gewonn hätte man einen einigermaßen ſicheren 


unter Schranken Trotzdem ſoll der Verſuch, dieſe natür⸗ 
Unm nommen nd ſoweit möglich, aufzuzeigen, im folgenden 
nigy DUA dez rden. Dabei ergibt ſich methodiſch: Die 
denn rechtsfraf; 826 BGB, auf die ſittenwidrige Aus⸗ 
wonnalg des pa; eT Urteile ftellt ſich dar als eine Aus⸗ 
fin men Grunder Behandlung erſchlichener Urteile ge- 
mach nnächſt das es. Schon deshalb ift es erforderlich, 
er gl, nicht nur Bejen der Urteilserſchleichung klar zu 
griff debe nüberſtel er Abgrenzung wegen, fondern, um aus 
lebender Sitten mögliche Erkenntniſſe für den Be- 
Fälle b Falle d rigkeit in dem anderen zur Behandlung 
bird die zu ein zu gewinnen; auch überſchneiden ſich die 
Rh. Sodann Pips gewiſſen Grade, wie noch zu zeigen fein 
hier auf dem gz nicht zu überſehen die Rechtſprechung des 

utere a Prozeßbetrugs; ſteht doch auch 
atte Den Teinfluſſung der richterlichen Tätigkeit 
Sloff zu der Unterſuchung liefern die 


en az), wirklich vorgekommenen, Fälle. N 
5 aufſchlußreich gekommenen, Fälle. Nur 
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a 
Bete, enwidrigkeit bei der Urteilserſchleichung 


Bun, Se auf die Präzedenzfälle? 
Of, „derbe En punit der Unterſuchung bildet die 
Cine pè wicht ſcheidung: NGZ, 155, 55. Sie zeigt ſo⸗ 
Sig ae Koran iſt, ſich von der Urteilserſchleichung 
eidun ung zu machen. Denn beim Leſen der 


N U ber 9 kann man ſi Fü ; 
Teig, x Aufwand n ſich des Gefühls nicht erwehren: 
eſchle; Das iſt doch ein glatter Fall von 


img! . r 
g! Lehmann in ſeiner Beſprechung (JW. 


J 
rang 1940 Set 2 Aufjäße A 


1937, 2225) und ebenſo der 7. ZivSen. in dem Urteil 
RGB. 156, 269 meinen denn auch, der Fall „grenze“ an 
Urteilserſchleichung. Was iſt alſo richtig, Urteilserſchleichung 
bene 5 Man vergegenwärtige ſich genau den Tar⸗ 
eſtand: 


Eine Frau hat ein rechtskräftiges Scheidungsurteil 
aus alleinigem Verſchulden des Mannes erſtritten; die 
auf Ehebruch der Frau geſtützte Widerklage des Mannes 
wurde rechtskräftig abgewieſen. Der vom Manne als 
Ehebrecher benannte Zeuge hatte den Ehebruch unter Eid 
geleugnet. In Wirklichkeit hatte er ihn (wie zu unter⸗ 
ſtellen ift) begangen. Trotzdem beantragte die Frau, der 
der Ehebruch natürlich bekannt war, die Beeidigung des 
Zeugen, und ſie ſtellte weiter die Behauptung auf, ein 
ihr anhaftendes Herzleiden verbiete ihr den Geſchlechts⸗ 
verkehr. Es ſteht feſt, daß ſie durch den Hinweis auf 
ihren körperlichen Zuſtand und ihren Antrag auf Be⸗ 
eidigung des Zeugen „das ihrige dazu beigetragen hat, 
daß das Gericht ſich eine zweifellos unrichtige Meinung 
gebildet und den Rechtsſtreit unrichtig entſchieden hat 
(S. 61).“ Die Frau hat aber nicht planmäßig mit 
dem Zeugen zuſammengewirkt, d. h., ſie hat 
die falſche Ausſage nicht vorher mit ihm verabredet. 


Das RG. iſt nun der Auffaſſung (S. 61), daß die Frau 
„ch formell einwandfreier Mittel bedient hat“. Hier er- 
heben ſich ſcho Zweifel: Iſt es formell einwandfrei, wenn 
die Frau, wiſſend, daß der Zeuge die Unwahrheit geſagt 
hat, ſeine Beeidigung beantragt? Iſt es formell einwand⸗ 
frei, wenn ſie weiter dieſe unwahre Ausſage durch den 
Hinweis auf ihr körperliches Leiden glaubhafter zu machen 
ſucht? Die Antwort hierauf ſei vorerſt zurückgeſtellt. Man 
beachte den weiteren Grund, an dem die Annahme einer 
Urteilserſchleichung ſcheiterte: Das OLG. hatte die Mn- 
wendung des 8826 BGB. in Anlehnung an die reichs⸗ 
gerichtliche Rechtſprechung für den Fall zulaſſen wollen, 
daß das Scheidungsurteil erſchlichen war, 
„alſo namentlich, wenn eine Partei mit einem Zeugen 
oder einem Sachverſtändigen planmäßig und vor⸗ 
ſätzlich zuſammengewirkt hat, um das Ge- 
richt irrezuführen. Die Behauptung eines ſolchen 
Tatbeſtands vermißt das OL G., da die Bekl. (die Frau) 
ſich nur die eidliche Ausſage des Zeugen zunutze gemacht 
haben ſolle, aber ohne planmäßiges Zuſammenwirken 
mit dem Zeugen“ (S. 57). 


Das RG. ſcheint dem OLG. zu folgen, denn es jagt mit 
Bezug hierauf (S. 61): „Und ebenſowenig kann es (für 
die Frage, ob die ſittenwidrige Ausnützung des Urteils 
nicht an fih ſchon die Anwendung des § 826 BGB. recht⸗ 
fertige) darauf ankommen, ob der Kl. (der Mann) in der 
Lage iſt, über das von ihm Behauptete hinaus ein plan⸗ 
mäßiges Zuſammenwirken zwiſchen der Bekl. und dem 
Zeugen zu beweiſen.“ 

Das RG. hat alſo die Urteilserſchleichung verneint, 
weil es an dieſem planmäßigen Zuſammenwirken fehlte; 
die Frau hat ſich (etwa deshalb?) im Prozeß einwand⸗ 
freier Mittel bedient. Das RG. hat alſo anſcheinend auf 
die früher abgeurteilten Fälle, bei denen ein derartiges 
Zuſammenwirken ſtattgefunden hatte, zurückgegriffen. An- 
ſcheinend wollte es über dieſen Tatbeſtand nicht hinaus⸗ 
gehen, und ſo wurde die Frage, ob nicht doch eine Er⸗ 
ſchleichung des Urteils vorliegen könne, gar nicht weiter 
geprüft. („Augenſcheinlich aus Fürſorge um den Schutz 
der Rechtskraft“? NGB. 155, 59.) 

Daß von verſchiedener Seite angenommen wurde, der 
Fall grenze an Urteilserſchleichung, zeigt Thon das Un⸗ 
befriedigende des Ergebniſſes, das erſt recht bedenklich er⸗ 
ſcheint, wenn man erwägt, daß die Frau durch poſitive 
Handlungen das unrichtige Urteil mit verurſacht hat. Sie 
hat den Schaden, das unrichtige Urteil, mit angerichtet 
und ſoll es doch nicht erſchlichen haben, und zwar nur 
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deshalb, weil ſie mit dem Zeugen nicht vorher ausgemacht 
hatte, er ſolle den Ehebruch leugnen! 

Geht man nun, wie das RG. anſcheinend will, davon 
aus, daß die Urteilserſchleichung nur im Rahmen der 
früher abgeurteilten Fälle in Frage kommt, legt man alfo 
an das Problem einen derart formalen Maßſtab an, fo 
iſt es nicht weiter von Intereſſe; man kann ſich darauf 
beſchränken, in den Erläuterungsbüchern die Fälle auf- 
zuzählen. Das iſt wenig befriedigend. Einerſeits vermeidet 
man einen feſten Begriff, um in ſpäteren Fällen nicht 
gehemmt zu ſein, andererſeits kommt man von den Prä⸗ 
zedenzfällen nicht los. Eine nähere Unterſuchung ergibt 
nämlich, daß die Handlungen, in denen die Erſchleichung 
des Urteils gefunden wird, ein gemeinſames Kennzeichen 
aufweiſen, daß fie ſich auf einen Grundgedanken 
zurückführen laſſen, aus dem das Weſen des 
rechtswidrigen Angriffs erſichtlich wird und 
aus dem ſich dann — unbeſchadet der beſonderen Ge- 
ſtaltung des Einzelfalles — der Begriff ableſen läßt. 


2. Lehren aus dem Prozeßbetrug 

Zu dieſem Zweck ſei zunächſt die reichsgericht— 
liche Rechtſprechung zum Prozeßbetrug heran- 
gezogen. Sie iſt ſchon deshalb aufſchlußreich, weil das 
RG. ſeit der Einführung der Wahrheitspflicht die unwahre 
Parteibehauptung als ſolche als ein zu Täuſchungszwecken 
geeignetes Mittel anſieht (RGSt. 69, 44, 191; 72, 20, 113, 
133, 150). Das RG. iſt hier von ſeinem früheren Stand⸗ 
punkt, wonach nur die mit täuſchenden Beweismitteln aus⸗ 
geſtattete Parteibehauptung geeignet ſein könne, die Mei⸗ 
nung des Gerichts zu beeinfluſſen, abgewichen. Es begnügt 
ſich damit, daß die Partei unwahre Behauptungen vor 
bringt und damit ein unrichtiges Urteil erſtrebt. Für den 
Prozeßbetrug, der doch auch eine Urteilserſchleichung dar- 
ſtellt, iſt alſo ein planmäßiges Zuſammenwirken zwiſchen 
Partei und Zeugen nicht erforderlich! Der Standpunkt iſt 
eindeutig und folgerichtig durchgeführt; vgl. RG St. 72, 150 
JW. 1938, 1711: „. .. Hiernach hat der Angekl. durch 
die Klagerhebung einen Betrugsverſuch begangen, den er 
ſodann weiterhin und während des ganzen Verlaufs des 
Prozeſſes dadurch fortgeſetzt hat, daß er die von ihm in 
der Klage aufgeſtellte bewußt unwahre Parteibehauptung 
durch ſeinen Prozeßbevollmächtigten im Rechtsſtreit ver⸗ 
treten ließ und zur gerichtlichen Anerkennung zu bringen 
ſuchte, ſie damit ſtändig wiederholte.“ Es iſt hier nicht zu 
unterſuchen, wie das RG. zu dieſer Wandlung feiner Recht⸗ 
ſprechung auf dem Gebiet des Prozeßbetrugs kam (dazu 
vgl. Wolf, „Zum gegenwärtigen Stand der Lehre vom 
Prozeßbetrug“: IW. 1938, 1921). Hier intereffiert nur die 
Bedeutung dieſer Rechtſprechung für die Frage der Urteils⸗ 
erſchleichung. Der entſcheidende Grund für die Richtigkeit 
der reichsgerichtlichen Auffaſſung ergibt fih mit geradezu 
verblüffender Einfachheit und Klarheit aus folgenden, 
RGSt. 72, 133 entnommenen Sätzen: „ .. Dabei läßt es 
außer acht, daß der Angekl. die vermeintlichen Anſprüche 
der Witwe A. in einem Rechtsſtreite durchſetzen wollte und 
daß er fie nur nach den Regeln der ZRO. durchſetzen 
konnte (S. 135). .. Im bürgerlichen Streitverfahren darf 
die Partei ihre Anſprüche nur in der von der ZPO. er- 
laubten Weiſe geltend machen und nur mit den von ihr 
zugelaſſenen Mitteln erweiſen. Die Partei hat auch nur 
darauf Anſpruch, daß der Richter über einen Sachverhalt 
entſcheide, der in erlaubter Weiſe zum Gegenſtand des 
Rechtsſtreits geworden iſt. Dieſe Vorausſetzung wird nicht 
durch den Vortrag eines erdichteten Sachverhalts erfüllt. 
Die Partei, die im Rechtsſtreit einen bewußt unwahren 
Sachverhalt vorträgt, kann deshalb niemals verlangen, 
daß der Richter dieſen Sachverhalt ſeiner Entſcheidung zu⸗ 
grunde lege (S. 137).“ Man nehme nnn noch hinzu, worauf 
Wolf (JW. 1938, 1923) hinweiſt, daß nämlich der Prozeß⸗ 
betrug nicht ſo ſehr wegen der Schwierigkeiten, die er hin 
und wieder bietet, eine Sonderſtellung verdient, ſondern 


deshalb, weil der Unrechtsgehalt der Tat ſich eben nicht 
wie beim ſonſtigen Betrug in der Vermögensbeſchädigung 
erſchöpft; der Unrechtsgehalt der Tat wird viel- 
mehr darüber hinaus dadurch charakteriſiert, 
daß ſie gleichzeitig einen Mißbrauch der 
Rechtspflegeorgane darſtellt. 


3. Das Weſen der Urteilserſchleichung 

Dieſe Beleuchtung, die das Problem von der ſtraf— 
rechtlichen Seite her erfährt, zeigt deutlich das Charak- 
teriſtiſche des rechtswidrigen Angriffs, in dem im Einzel⸗ 
fall die Urteilserſchleichung zu ſuchen iſt. Die oben 
wörtlich angeführten Sätze aus RGSt. 72, 133 
beſagen etwas Allgemeingültiges, ſie geben 
eine das Weſen der Sache treffende, grund⸗ 
ſätzliche Erkenntnis wieder: Die Urteilg- 
erſchleichung kommt zuſtande unter Mif- 
brauch des Prozeßrechts. Wie die Austragung der 
Zivilrechtsſtreitigkeiten zu geſchehen hat, iſt in der Prozeß⸗ 
ordnung geregelt; ſie bezeichnet die Mittel, die erlaubt 
ſind; ſie ſagt unmittelbar oder mittelbar, was verboten iſt. 
Ob danach verbotene und damit rechtswidrige Wege be⸗ 
ſchritten worden find, ift im Einzelfall unſchwer feſtzuſtellen. 
Wer verbotene Wege beſchreitet, um zum Ziele 
zu gelangen, der erſchleicht das Urteil; er 
handelt gleichzeitig rechts- und ſittenwidrig, 
denn: „Es liegt gerade im Sinne des 8826 BGB., wie 
auch ſein Wortlaut beſagt, zwiſchen einem Verſtoß gegen 
die guten Sitten und einem rechtswidrigen Verhalten keinen 
Unterſchied zu machen (RGB. 155, 59).“ Daß dieſe von 
der ſtrafrechtlichen Seite her gewonnene Erkenntnis richtig 
iſt, ergibt noch die Erwägung: Wer — ſtrafrechtlich ge“ 
ſehen — einen Betrug begeht, kann ſich mit dem gleichen 
Verhalten — zivilprozeſſual betrachtet — niemals „ein⸗ 
wandfreier Mittel“ bedienen; was ſtrafwürdig iſt, das iſt 
auch ſittenwidrig. 

Man kann aljo formulieren: Die Urteils- 
erſchleichung beſteht in einem für das Zu- 
ſtandekommen des Urteils urſächkich geworde⸗ 
nen Mißbrauch des Prozeßrechts, der, weil 
rechtswidrig, auch ſittenwidrig iſt. 


4. Einzelheiten des Begriffs 

Im einzelnen ift zu dieſem Begriff noch zu fagen: 

a) Sichere Anwendung: a 

Der Begriff hat zunächſt zwei Vorzüge. Einmal läß 
ſich ein Prozeßverſtoß bei der Durchdringung, die da 
Prozeßrecht in Wiſſenſchaft und Rechtſprechung erfahre 
hat, mit Sicherheit feſtſtellen; die „Gefahr“, die der Rechts 
ſicherheit und der Inſtitution der Rechtskraft erwächſt 
wird verſchwindend gering. Der Ausgangspunkt ift en 
feſter, der Maßſtab ein ſicherer. Der weitere Vorzug i 
der, daß genau gefagt werden kann, worin die Sitten 
widrigkeit gefunden wird. Denn die Gegebenheiten Di 
Falles find, weil dem ſichtenden Verſtand zugänglich, be. 
mehr oder weniger unkontrollierbaren Gefühlsbereich eal 
zogen. Die wenig befriedigenden, apodiktiſch klingend 
Sätze: „Ein derartiges Verhalten verſtößt gegen die Bu 
Sitten“ oder: „Ein ſolches Vorgehen ift für das Ge. 


— 


aller billig und gerecht Denkenden unerträglich“ oder, 


„Dann muß der Kläger es ſich gefallen laſſen“ kön 
dann verſchwinden. 

b) Dehnbarkeit: „ N 

Der Ausdruck „Mißbrauch des Prozeßrechts per! 
gleichbedeutend mit einem, fei es ausdrücklich, fei 69 e 
Sinne der in Frage ſtehenden Vorſchrift nach, verb e, 
Verhalten. Es verbietet fih natürlich, alle in Fragen z 
menden Möglichkeiten in theoretiſch⸗ſpekulativer W 
erörtern. Man kann die Anwendung des Satzes uć it 
dem vorkommenden Einzelfall überlaſſen. Der Aus Un 
— ohne Einbuße an Präziſion — weit genug, die! 
zahl“ denkbarer Tatbeſtände zu erfaſſen. 
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ge ne und rechnete, der Beklagte werde von der 
1 erlan er öffentlichen Zuſtellung derſelben keine Kennt⸗ 
beenden r (RGB. 61, 364). Oder: Der auf Scheidung 
K 


hes A entgegenzutreten und eine Widerklage zu er- 
b; ihm ni lie ihm beim Leben ihrer Kinder beteuerte, fie 
nte iieri untreu geweſen, während der Mann, hätte er 
otte na 18 erhoben, ihr im Prozeß einen Ehebruch 
910 t (egien können (ROGZ. 156, 265). Endlich: Der 
Gonopolſtellurizitätswerk) macht unter Ausnützung einer 
Strom) Y ung die weitere Belieferung des Beklagten (mit 
und Be on abhängig, daß der Beklagte der Einklagung 


tritt 0.139 2 Forderungen nicht entgegen- 


E Insbeſondere die Prozeßlüge 
[menjan beſonderen Betrachtung bedarf in dieſem Zu⸗ 
! bone die Prozeßlüge. Der § 138 Abſ. 1 ZPO. 
alſächliche die Parteien haben ihre Erklärungen über 
perligeben.« mftände vollſtändig und der Wahrheit gemäß 
licht iſt i ie damit eingeführte prozeſſuale Wahrheits⸗ 
ma vorſieger anntlich ein noch umſtrittenes Gebiet. Für 
doch endende Problem iſt die Bedeutung der Vorſchrift 
Ar bt tig. Wenn die einfache Aufftellung unwahrer 
Keen mit dem Vorſpiegeln falſcher Tatſachen 
25 annimmt ift (8263 StGB.) und, wie das RG. rich⸗ 
0 ſtrebt, darf alls die Partei damit ein unrichtiges Urteil 
de die Urgenm ein Prozeßbetrug zu erblicken ift, jo iſt die 
eil ſtrafr;eserſchleichung gerichtete Prozeßlüge verboten, 


a * 
den ich en ag Sie ift damit auch ſittenwidrig. Jedoch 
is, Lahrheit onflikt ergeben, wenn die Partei, würde ſie 
U pt gen die Ehre geben, ihr ſelbſt nachteilige Be⸗ 
8 taigen elen müßte oder, wenn fie fih dadurch 
die lagen: Ini ichen Verfolgung ausſetzen würde. Dazu iſt 
hof Ahrhettan, Sinne einer fittlichen Forderung ließe ſich 

= Aber MaN auch auf dieſen Fall ausdehnen. Damit 
bar tberun teile nichts gewonnen. Wer die ſittlichen 
ten. Eu überſpannt, erzwingt kein ſittliches Ver- 
Tah wenn e dem Menſchen praktiſch Unmögliches 
en. Erſt ai von ihm verlangt, er fole ſich ſelbſt be⸗ 
don lichen echt gilt dies, wenn er fih gar der ftraf- 
Bon Sotirit erfolgung ausſetzen ſoll; eine ganze Reihe 
Ted lat entgegt unſerer Rechtsordnung ſtehen einem ſolchen 
0 } Es Nane (vgl. 3: B. das Zeugnisverweigerungs⸗ 
Partudtungen ucht alfo keine Partei ihr ſelbſt nachteilige 
lian K ver aufzuſtellen: ſie darf ſchweigen; keine 
N 15 Behan pflichtet, vom Gegner aufgeſtellte, ihr nach⸗ 
8. B. pungen zuzugeſtehen: fie darf beſtreiten. 


erwähnt 5 begangenen Ehebrüche in ihrer Klage 
der te ihrem Mat war ſie auch nicht verpflichtet, ſie 
auf die Erhehn anne nicht von ſich aus die Grundlagen 
war Nitſchuldi ig einer Widerklage oder für einen Antrag 
Get ihr um so erklärung zu verſchaffen. Ein ſolches Tun 
in ahr der eden zuzumuten, als ſie ſich dadurch der 
für duch jetzt E e ar Verfolgung ausgeſetzt hätte. Das 

e Partei echtens, nachdem ... die Wahrheitspflicht 

ien ausdrücklich durch § 138 Abſ. 1 BPI. in 
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den Prozeß eingeführt worden ift.” Schweigen und Be⸗ 
ſtreiten iſt aber auch alles, was die Partei in dieſem Falle 
darf. Geht fie darüber hinaus, ſtellt fie ſelbſtändige — wahre 
oder unwahre — Behauptungen auf mit dem Ziel, die ihr 
nachteilige wahre Behauptung zu widerlegen, geht ſie gar 
dazu über, Beweis anzutreten, um die unwahre Tatſache 
als wahr darzutun, ſo verſtößt ſie gegen die prozeſſuale 
Wahrheitspflicht, ſie handelt rechts- und ſittenwidrig. 
(Danach würde fich das Urteil des RO. in IW. 1926, 1148 
mit Rückſicht auf 8 138 Abſ. 1 ZPO. heute nicht mehr 
halten laſſen.) 

Es gibt nun eine Ausnahme von obiger Regel, einen 
Fall, bei dem die Partei reden muß, mag ſie ſich auch 
ſelbſt dabei belaſten, mag ſie ſich dadurch ſogar der ſtraf⸗ 
gerichtlichen Verfolgung ausſetzen. In RGSt. 72, 20 iſt fol⸗ 
gender Fan behandelt: Eine Frau hatte mit einem jungen 
Mann ein ehebrecheriſches Verhältnis. Um im Scheidungs⸗ 
prozeß den Ehebruch zu verdecken, hatte ſie ihm zugeredet, 
ihn zu verſchweigen; der Zeuge leugnete auch den Ehebruch 
unter Eid. Er war zufolge des Liebesverhältniſſes derart 
im Banne der Frau, daß er auch ohne dieſe Beeinfluſſung 
den Meineid geleiſtet hätte; deshalb war die Frau weder 
der Anſtiftung noch inſoweit der Beihilfe zum Meineid 
ſchuldig; es kam aber Beihilfe, begangen durch Unter⸗ 
laſſung, in Frage, denn durch ihr Liebesverhältnis hatte 
ſie den Zeugen ſo in ihren Bann gezogen, daß dadurch 
ſchon die Gefahr eines Meineids geſchaffen war; deshalb 
mußte ſie den Zeugen vor dem Meineid bewahren, alſo 
den Ehebruch bekennen. Das NG. ſagt hierzu: „Denn die 
Rechtsordnung muß verlangen — wenigſtens in der Regel —, 
daß man eher die Sühne für begangenes Unrecht auf ſich 
nimmt, als tatenlos neues Unrecht von einem anderen 
Volksgenoſſen begehen läßt, das man in ſeinem Urſprung 
ſchon ſelbſt gefördert hat.“ Die Frau mußte alſo, der be⸗ 
ſonderen Lage des Falles wegen, weil ſie ſelbſt die Gefahr 
für die Unterbreitung eines unrichtigen Sachverhalts ge⸗ 
ſchaffen hatte, reden; ſchwieg ſie, ſo verſtieß ſie in dieſem 
beſonderen Fall gegen die prozeſſuale Wahrheitspflicht. 
Eine derartige Redepflicht kann ſich ferner ergeben, wenn 
die Partei in ſonſtiger Weiſe der unrichtigen Entſcheidung 
ſchon vorgearbeitet hat, wie ein lehrreicher, vom OLG. 
Frankfurt a. M. (JW. 1925, 383) entſchiedener Fall zeigt: 
Ein Kindsvater hatte, um ſich die Einrede der mehreren 
Beiſchläfer zu ſichern, die Kindsmutter zu einer Zweit⸗ 
beiwohnung während der Empfängniszeit beſtimmt; auf 
Unterhalt verklagt, erhob er dann auch die Einrede; er 
durfte aber unter dieſen Umſtänden nicht verſchweigen, daß 
er die Kindsmutter zu der Zweitbeiwohnung beſtimmt 
hatte. Denn er hatte ſchon die Gefahr für eine unrichtige 
Entſcheidung des Prozeſſes geſchaffen, mußte ſie alſo wieder 
beſeitigen, das heißt, die ihm nachteilige Tatſache vor⸗ 
bringen, ſonſt verletzte er die Wahrheitspflicht. 


6. Prozeßbetrug und 8580 Ziff. 4 3 PO. 

Es mag vielleicht überraſchen, daß der Wahrheits⸗ 
pflicht, der Prozeßlüge und gar dem Prozeßbetrug hier eine 
fo eingehende Erörterung zuteil geworden ift. Iſt denn der 
Fall nicht ſchon in 8 580 Ziff. 4 3PO. vorgeſehen? Hier 
haben wir doch mal einen Fall, wo das Wiederaufnahme⸗ 
verfahren ſchon ausreichend für Abhilfe ſorgt! Dazu iſt zu 
ſagen: Wird die Partei wegen Beihilfe zum Meineid be⸗ 
ſtraft, wird ſie wegen Prozeßbetrugs verurteilt, dann reicht 
dieſe Abhilfe aus. Wie aber, wenn die rechtskräftige Be⸗ 
ſtrafung (8581 BVO.) ausbleibt (vgl. gerade RGB. 155, 
551), weil eingeſtellt wird oder der im Strafrecht oft ſo 
ſchwierige Nachweis des Vorliegens der inneren Tatſeite 
nicht gelingt (vgl. die angeführten Entſcheidungen zum 
Prozeßbetrug!)? Der Praktiker kennt die Legionen un⸗ 
begründeter Meineidsanzeigen; es hat deshalb einen ſehr 
guten Sinn, wenn das Wiederaufnahmeverfahren inſoweit 
von der vorgängigen rechtskräftigen Beſtrafung uſw. ab- 
hängig gemacht wird. Iſt das aber auch für den Fall des 
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Betrugs gerechtfertigt, ſoll eine Partei ein Urteil nicht er- 
ſchlichen haben, weil der Strafrichter ihr z. B. die rechts⸗ 
widrige Bereicherungsabſicht nicht nachweiſen konnte? Man 
beachte, daß der Tatbeſtand des 8826 BGB. enger und 
der Vorſatz damit weniger weit ift als in 8263 StGB. 
So gehört z. B. nicht zum Tatbeſtand des 8826 BGB., 
daß der Handelnde ſich bewußt ſei, er verſtoße gegen die 
guten Sitten, er muß nur die Tatumſtände gekannt haben, 
die fein Handeln ſittlich verwerflich machen, hier aljo, daß 
er gegen eine Prozeßvorſchrift verſtößt, was ihm angeſichts 
ſeiner ſchlechten Abſicht unſchwer nachgewieſen werden 
kann; was die Schadenszufügung betrifft, ſo genügt be⸗ 
dingter Vorſatz, und es kommt nicht darauf an, daß der 
Täter den Umfang und die Höhe des Schadens voraus- 
geſehen hat, d. h. hier geuügt der Nachweis, daß er ein 
unrichtiges Urteil erſtrebt hat und ſich bewußt war, da⸗ 
durch den Gegner zu ſchädigen, was in der Regel eben- 
falls nicht ſchwer zu beweiſen fein wird (vgl. REAKomm., 
9. Aufl., Anm. 2 u. 3 zu 8826 BGB.). Es ift alſo ein 
Unding, die zivile Haftung der unredlichen Partei von 
den ganzen Fährlichkeiten des Strafverfahrens abhängig 
machen zu wollen. Auch folgendes iſt dabei zu beachten: 
Der Strafrichter wird wegen der Bedeutung der Beſtrafung 
viel eher zu einem non liquet kommen, als der Zivil⸗ 
richter, der nur über Vermögensfolgen zu entſcheiden hat. 
Wer aber durch Unredlichkeit einen Prozeß zu beeinfluſſen 
ſucht, verdient im Schadenserſatzprozeß beſtimmt keine 
Rückſicht. Für die Urteilserſchleichung iſt der urſächliche 
Zuſammenhang zwiſchen dem Prozeßverſtoß und dem 
unrichtigen Urteil erforderlich; für den Nachweis dieſer 
Urſächlichkeit läßt ſich aber in Zweifelsfällen der Grund⸗ 
ſatz vom Beweis des erſten Anſcheins um ſo eher verwerten, 
als man, wie die Urteile in RGB. 155, 55 und 156, 265 
zeigen, für die Anwendung des 8826 BGB. auf den Fall 
der Ausnützung unrichtiger, aber nicht erſchlichener Urteile 
es genügen läßt, daß die Partei eine Beeinfluſſung des 
Urteils auch nur verſucht hat. Geht man bei der Prüfung, 
ob eine Urteilserſchleichung vorliegt, mit der gebotenen 
Strenge vor, ſo werden ſich die Fälle einer ſittenwidrigen 
Ausnützung des Urteils von ſelbſt verringern. Endlich aber 
iſt man ſich ja darüber einig, daß die Anwendung des 
8826 BGB. in den beiden Fällen auf eine Ergänzung der 
als unzureichend erkannten Beſtimmungen über die Wieder⸗ 
aufnahme hinausläuft. Dann aber kann die Anwendung 
des 8 826 BGB. auf die für das Zuſtandekommen des 
unrichtigen Urteils urſächlich gewordene bewußt unwahre 
Parteibehauptung nicht daran ſcheitern, daß der Fall ſchon 
in 8580 Ziff. 4 ZPO. „geregelt“ iſt, d. h., wie oben wohl 
nachgewieſen, zum mindeſten nicht ausreichend geregelt ift. 


7. Einverſtändliche Täuſchung des Gerichts 
Mehr der Vollſtändigkeit als der Erkenntnis wegen 
iſt noch der Fall zu beſprechen, daß die Parteien ein⸗ 
verſtändlich dem Gericht einen unrichtigen 
Sachverhalt unterbreiten. Er bietet, ſoweit den 
Parteien die Herrſchaft über das in Frage ſtehende Rechts⸗ 
verhältnis zuſteht, keinerlei Schwierigkeiten. Laſſen ſie eine 
Tatſache gelten, ſo iſt ſie im prozeſſualen Sinne, d. h. für 
die Entſcheidung, eben wahr. Problematiſch wird die Frage 
erſt in Prozeſſen, in denen der Unterſuchungsgrundſatz gilt. 
Hier hat das RG. bei einverſtändlicher Unterbreitung un⸗ 
richtiger Scheidungstatſachen angenommen, daß ſich keine 


Partei der anderen gegenüber darauf berufen kann, daß 


das Urteil erſchlichen it: RG.: JW. 1938, 1263 und 
Warn. 1936, 175. 


8. Die Urteilserſchleichung in RG. 155, 55 
Zum Schluſſe die Probe aufs Exempel, zurück zum 
Ausgangspunkt, dem Tatbeſtand der Entſcheidung in RGB. 
155, 55: Die Frau war an jih berechtigt, den Ehebruch zu 
beſtreiten. Hätte ſie ſich darauf beſchränkt, ſo hätte ſie ſich 
eines prozeſſual einwandfreien Mittels bedient. Sie iſt aber 


nun — und das iſt das Entſcheidende — über dieſes 175 
ſtreiten hinausgegangen, ſogar dazu übergegangen, den e 
vorgeworfenen Ehebruch zu widerlegen, zu beweisen zicht 
ihre unwahre Behauptung wahr ſei. So hat ſie Aussage 
die Beeidigung des Zeugen auf ſeine unwahre ajage 
beantragt, um dieſe ihr als unwahr bekannte TE zu 
dem Gericht glaubwürdig oder glaubwürdiger erſchen dung 
laſſen. Der Zeugeneid iſt nun aber von der Prozeßord ihr 
als ein Mittel gedacht, die Wahrheit zu erforſchen zu 
näherzukommen; nicht aber, umgekehrt, die MWahrbe! e 
verſchleiern. Letzteres hat die Frau mit ihrem Antrag eß⸗ 
ſtrebt, ſie hat alſo gegen den klaren Sinn einer tig 
vorſchrift verſtoßen und damit rechtswidrig und ſittenw w. 
gehandelt. Die Urſächlichkeit zwiſchen dieſem Antrag ligen 
der daraufhin erfolgten Beeidigung und dem unrig te, 
Urteil ſteht nach dem Tatbeſtand feſt. Die Frau enge 
daß ſie die Beeidigung einer unwahren Ausſage bean dich 
ſie hat alſo den Tatumſtand, der ihr Handeln als piber 
verwerflich erſcheinen läßt, gekannt; fie wollte die + alſo 
klage des Mannes dadurch zu Fall bringen, ſie bie: 
gewußt, daß fie ihm einen Schaden zufügen würde. pid 
tiver und ſubjektiver Tatbeſtand find erfüllt, die HACA up 
keit iſt gegeben, die Frau hat allein ſchon durch dieſe acht, 
lung das Urteil erſchlichen. Sie hat weiter geltend 8 lechts⸗ 
ein ihr anhaftendes Herzleiden verbiete ihr den Ge h Forte 
verkehr. Das war nicht etwa ein bloßes, in andere auch 
gekleidetes Beſtreiten des Ehebruchs. Sie wollte dam! ugs 
nicht nur das Gericht auf einen allgemeinen Erfah ung 
ſatz hinweiſen. Ihren richtigen Sinn gewinnt die? aĝ 
nur in dem Zuſammenhang, in dem fie fiel. 910 
wollte damit, genau wie mit ihrem Antrag auf Beet angel! 
des Zeugen, beweiſen, daß fie den Ehebruch nicht beg eit? 
habe; fie wollte nicht nur einen aus ihrem Geſunge 
zuſtand hergeleiteten Wahrſcheinlichkeitsgrund für DT 
ſchuld anführen. Sie wollte vielmehr ſagen, ihr Steht 
veranlaſſe fie in der Tat, von einem Gefchled bereut 
Abſtand zu nehmen; ſie unterlaſſe den Verkehr übe! 3 
Sie hat damit eine über das bloße Beftreiten !) 
gehende unwahre Behauptung aufgeſtellt und dam! 
die prozeſſuale Wahrheitspflicht, alſo wiederum 0 open 
Prozeßvorſchrift, gegen den 8 138 Abſ. 1 ZPD., U 
wiederum rechts- und ſittenwidrig gehandelt. 
Urſachlichkeit dieſer Prozeßlüge für das unrichtige, ichen 
ſteht feſt; auch an dem Vorſatz kann aus den 7 ; 
Gründen wie bei dem Antrag auf die Beeidige get fie 
Zeugen kein Zweifel fein. Auch aus dieſem Grunde 
alſo das Urteil erſchlichen. 

y teilt 
III. Die ſittenwidrige Ausnützung rechtskräftiger 4 er’ 


1. Die Rechtſprechung des RG. und die 
allgemeinerung des Grundſatzes 
Es iſt bereits (II, 6) darauf hingewieſen, Irtei 
Urteilserſchleichung nur gegeben iſt, wenn das = w 
dem Verhalten, in dem die Erſchleichung gefun ei, was 
beruht. Dieſe Urſächlichkeit kann mitunter fehlen ® yi die 
„dem praktiſch gleichſteht, nicht beweisbar ein. richtig 
Urteilserſchleichung fehlgeſchlagen und das Urte ch 
ſo mag das Verhalten der Partei noch traf iſt der 
Intereſſe fein (Betrugsverſuch uſw.), zivilrechtlich af da 
Fall, weil kein Schaden entſtanden, bedeutungslos. “pmo 
Urteil aber aus einem anderen Grunde unrichtig, er im 
eine Urteilserſchleichung in Frage kommt, biela weil © 
Verfuchsftabium ftedenblieb oder nicht gegeben ande 
am Nachweis der Urſächlichkeit fehlt oder jie au No. 
Gründen zu verneinen iſt (ſo z. B. nach ii. 
in dem Falle in RG. 155, 55), fo erhebt ſich geritten 
Frage, ob die Partei, die das unrichtige Urtei ſie ice 
hat, dadurch gegen die guten Sitten verſtößt, daß lich 100 
rechtskräftige Urteil ausnützt, obwohl ſie die ung 
kennt, ob alfo der 8826 BGB. auch auf dieſe i piel 
wendung findet. Es ift beachtenswert, 


10. 5 
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Fälle die 

zuſagen Al an die Urteilserſchleichung ſo⸗ klage für das unrichtige Urteil iſt alſo zum mindeſten 
Punkt ganiſch anſchließen, den Ausgangs⸗ nicht bewieſen. 


nta die Rechtſprechung des RG. zu dem 
gusdrücklig gebildet haben, wenn das RG. auch nicht 
„on geſagt hat, daß fih die Anwendung des § 826 
a minbeſteſe Fälle — wo alſo eine Urteilserſchleichung 
KUGEL Es en ins Werk geſetzt wurde — zu beſchränken 
attert Pa denn auch ſofort allgemein die Frage er- 
Uenannten) opt. Wej: DR. 1939, 47345. imd bie bort 
S tig Br die Ausnützung eines unrichtigen und als 
5 itten verſtoß der Partei erkannten Urteils gegen die guten 
wicheinen, die Es mag auf den erſten Blick merkwürdig 
ersteres in ie Frage überhaupt zu ftellen, anſtatt ohne 
nett ſich antworten: das iſt doch ſelbſtverſtändlich! Es 
% ie echter ſofort die Gegenfrage: wo bleibt dann 
Kabem ches aft Denn es ift dach Mar, daß mit der 
preter Bar es 8826 BGB. auf dieſen Fall in noch ganz 
5 r Urteils le an der Rechtskraft gerüttelt wird als bei 
erſtößt ein ſchleichung. Wo iſt alſo die Grenze? Wann 
N aß di artei in dieſem Falle gegen die guten Sitten? 
N alg 91 Frage hier ungleich ſchwieriger zu beantworten 
band. Die Sale der Urteilserſchleichung, liegt auf der 
fang an die cchlehende Unterſuchung hält ſich wiederum 
weit erſichezzwirllic vorgekommenen Fälle; es ſind dies, 
en w die Urteile in NGB. 155, 55 und 156, 265 
Kal Bejg, il des RG. in IM. 1937, 297218. Mujer Be- 
Saber u „weil ein wohl nicht allzuhäufig praktiſch wer⸗ 
dunderfall Lar das Problem nicht weiter aufſchlußreicher 
terte Fal 50 von Weh (DR. 1939, 479 unter b) er⸗ 


fi 
10 rich tigen U 


ſcbender g 
man e f der Rechtsanſchauung ſittenwidrig ſein 
hacer 

her 
vo einen deen ſich ſelbſt richtende Fall, daß jemand 
n atig, tigen Urteil in der irrigen Meinung, es fei 
459 rauch macht (vgl. dazu Weh: DR. 1939, 477 


ha kelung yes Nichtübereinſtimmung der urteilsmäßigen 
ob ergebende Rechtsverhältniſſes mit der aus dem Geſetz 


andi m y 
atſächli 
Nate beim, liche Feſtſtellungen getroffen hat, mag der 
Venen, í 
unrichti 
tg ichtig oder unvollſtändig unterbreitet haben. 
U rford Ä r 
tei die Sittenwidrigkeit außer der 
derſelbe des Urteils und der Kenntnis 
gent er de en noch ein drittes Moment? 
to. Serien; ei in RGB. 155, 55 zugrunde lie⸗ 
tap è In Ra iſt bereits unter II, 1 oben wiedergegeben 
Stand. 3.156, 265 handelt es fih um folgenden 


ine Fr 
i a fl 
langem Bat ein rechtskräftiges Scheidungsurteil aus 
war der Zerſchulden des Mannes erſtritten. Der Mann 


E OF A 
9 im Scheldungsklage nicht entgegengetreten, er hatte 


die 
9 zu 
mann, m re e ' 

Whtzeitig r im Prozeß aufgetreten, den Ehebruch 


8 age ” 0 s H 
we eit ws machen können, fteht dahin. Die Urſäch⸗ 
m l und Feteuerung der Frau, fie fei nie untreu ge- 


Das RG. hat aber entfchieden, daß die Frau, wenn ſie das 
Urteil ausnütze, i. S. des 8826 BGB. gegen die guten 
Sitten verſtoße. Die Begründung lautet: „Wenn ſich der 
Kläger (der Mann) alſo nur auf die Behauptung der Ehe⸗ 
brüche der Frau ſtützte, könnte er damit nicht gehört wer⸗ 
den. Die Sache erhält aber ein anderes Geſicht, wenn der 
obſiegende Teil vor der Fällung des Urteils bereits dem 
Gericht oder dem Gegner gegenüber eine Handlung vor⸗ 
genommen hat, welche die richtige Entſcheidung verhindern 
ſollte. Auf den Nachweis, daß ohne dieſe Hand⸗ 
lung richtig entſchieden worden wäre, kann 
es nicht ankommen. Wer auf ſolche Weiſe während 
des Rechtsſtreits bereits verſucht hat, die Entſcheidung 
wider beſſeres Wiſſen zu beeinfluſſen, muß es ſich gefallen 
laſſen, daß ihm dies Handeln zugerechnet wird, wenn er 
von dem unrichtigen Urteil Gebrauch machen will. In 
einem ſolchen Falle verſtößt er gegen die guten Sitten, 
wenn er ſich auf das Urteil ſtützt (S. 270).“ 

In dem Falle in RGB. 155, 55 ſagt die Begründung 
(S. 61), die Frau habe durch den Antrag auf Beeidigung 
des Zeugen auf deſſen unwahre Ausſage, und weiter durch 
ihre Behauptung, ein ihr anhaftendes Herzleiden verbiete 
ihr den Geſchlechtsverkehr, das ihrige dazu beigetragen, 
daß das Gericht ſich eine zweifellos unrichtige Meinung 
gebildet und den Rechtsſtreit unrichtig entſchieden habe; 
die Frau habe ſodann das Urteil in Kenntnis ſeiner Un⸗ 
richtigkeit ausgenützt; dieſes geſamte Verhalten verſtoße 
gegen die guten Sitten. 

Beiden Fällen iſt gemeinſam, daß es ſich um ein un⸗ 
richtiges Urteil handelt und daß die Partei, die es aus⸗ 
nützt, die Unrichtigkeit kennt. Darüber hinaus aber kommt 
noch hinzu, daß die Partei das Urteil beeinflußt hat (NGB. 
155, 55) oder eine ſolche Beeinfluſſung wenigſtens verſucht 
hat (RGB. 156, 265). Frage: Sit dieſes Mehr, das über 
die Unrichtigkeit und die Kenntnis davon Hinausgehende, 
das entſcheidende dritte Moment, das noch hinzukommen 
muß, um die Ausnützung des Urteils zu einer ſittenwidrigen 
zu machen? Weiter: Verſtößt die Ausnützung eines un⸗ 
richtigen Urteils dann — und nur dann — gegen die 
guten Sitten, wenn die Partei die Unrichtigkeit bewußt mit 
verurſacht hat oder herbeizuführen verſuchte? Oder han⸗ 
delt es ſich um einen allgemeineren, auch auf andere Fälle 
anwendbaren Grundſatz? Die Antwort auf diefe Fragen 
fei vorerſt zurückgeſtellt. Tatſache ift jedenfalls, daß in den 
beiden vom RG. entſchiedenen Fällen dieſes dritte Moment 
gegeben war. Ob das RG. es als unerläßlich hielt, iſt in 
RGB. 155, 55 nicht geſagt, während ſich in RG. 156, 270 
immerhin der Satz findet: „Wenn ſich der Kläger alſo nur 
auf die Behauptung von Ehebrüchen der Beklagten ſtützte, 
könnte er damit nicht gehört werden.“ Für die Beant⸗ 
wortung der Fragen iſt den Entſcheidungen auch inſofern 
nichts mit Sicherheit zu entnehmen, als ſie ſich nicht 
darüber auslaſſen, worin das Weſen der Sittenwidrigkeit 
erblickt wird. Die Gründe ſagen nie, warum das Ver⸗ 
halten der Partei ſittenwidrig iſt; ſie ſchildern lediglich 
dieſes Verhalten und die ſonſtigen es begleitenden Um⸗ 
ſtände und ſtellen dann feſt: Das und das — konkrete — 
Verhalten war unter den und den — konkreten — Um⸗ 
ſtänden ſittenwidrig. 


3. Das RG. ſcheint noch ein drittes Moment 
zu fordern 

Will man zu allgemeineren, grundſätzlichen Erkennt⸗ 
niſſen vordringen, ſo genügt mithin die Analyſe der 
Tatbeſtände der beiden Entſcheidungen und der darauf 
bezüglichen Begründung nicht. Es erſcheint nun methodiſch 
verfehlt, mehr oder weniger kraſſe Fälle unrichtiger Ent⸗ 
ſcheidungen auszudenken, daran das Unbefriedigende, das 
in ihrer Durchſetzung liegt, aufzuzeigen, und dann den 
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Schluß zu ziehen: Alſo verſtößt es gegen die guten Sitten, 
wenn eine Partei ein unrichtiges Urteil ausnützt, obwohl 
ſie die Unrichtigkeit kennt. Denn hierbei wird vorweg⸗ 
genommen, was erſt noch zu beweiſen iſt, daß nämlich die 
Partei in einem ſolchen Falle ſittenwidrig handelt. Daß 
ein Fehlurteil und erſt recht ſeine Verwirklichung unbefrie⸗ 
digend iſt, braucht ja nicht erſt bewieſen zu werden! Auch 
iſt es nicht ſo, daß etwa dieſe Erwägung den Anlaß zu 
der reichsgerichtlichen Rechtſprechung gegeben hätte. 

Die Gründe der beiden Urteile enthalten nun aber 
auch Sätze allgemeineren Charakters. Soweit ſie ſich mit 
der Frage befaſſen, ob der § 826 BGB. gegenüber rechts⸗ 
kräftigen Urteilen überhaupt Anwendung finden könne, 
ſcheiden ſie im Rahmen der vorliegenden Betrachtung aus. 
So auch der Satz in RG. 155, 60: 

„Zwiſchen dem Falle jedoch, wo jemand der mehr oder 
weniger begründeten Auffaſſung iſt, eine von ihm er⸗ 
ſtrittene Entſcheidung treffe nicht das Richtige, und dem 
anderen Falle, daß eine Partei den Erlaß eines ihr 
günſtigen Urteils durch ein gegen die guten Sitten ver⸗ 
ſtoßendes Verhalten ſelber herbeigeführt hat, liegt eine 
Unzahl von Tatbeſtänden, die ſich nicht durch eine all⸗ 
gemeine Regel erfaſſen laſſen.“ 


Denn, was im folgenden geſagt iſt, 
„Der Satz, daß nur die Herbeiführung eines Urteils 
auf ſittenwidrigem Wege, etwa durch Irreführung des 
Gerichts, gegen die guten Sitten verſtoße, läßt ſich aus 
8826 BGB. nicht ableiten“ 


zeigt, daß mit dieſen Sätzen lediglich geſagt werden ſollte, 
die Anwendung des 8826 BGB. beſchränke ſich nicht auf 
den Fall der Urteilserſchleichung. Was die entſcheidende 
Frage betrifft, ob nämlich die Ausnützung eines unrichtigen 
Urteils in Kenntnis ſeiner Unrichtigkeit allein ſchon gegen 
die guten Sitten verſtößt, jo heißt es in RGZ. 156, 269: 


„Es kommt deshalb darauf an, ob über einen derartigen 
Fall (der Urteilserſchleichung) hinaus ein Verſtoß gegen 
die guten Sitten ſchon dann angenommen werden kann, 
wenn jemand von einem unrichtigen Urteil Gebrauch 
macht, das er ſelbſt für unrichtig hält.“ 


Hier iſt zunächſt eindeutig von einem unrichtigen Urteil 
die Rede, während in RGB. 155, 59 weniger genau ſteht: 
„Hierbei wird daran feſtzuhalten ſein, daß ein Verſtoß 
gegen die guten Sitten nicht immer ſchon dann vor⸗ 
zuliegen braucht, wenn jemand von einem rechtskräftigen 
Urteil Gebrauch macht, das er ſelbſt für unrichtig hält.“ 


Hier iſt bloß von einem rechtskräftigen Urteil die Rede; 
das Wort „unrichtig“ fehlt. Es iſt aber ohne weiteres zu 
ergänzen, da der Fall, daß jemand von einem richtigen 
Urteil in der Meinung, es ſei unrichtig, Gebrauch macht, 
ſowieſo ausſcheidet. Beide Entſcheidungen verneinen ſodann, 
daß die Ausnützung des unrichtigen Urteils in Kenntuis 
feiner Unrichtigkeit allein ſchon ſittenwidrig ift, mit dem 
eindeutigen Satz: „Dies aber müßte in der Tat zu einer 
kaum erträglichen Rechtsunſicherheit führen!“ 


4. Die Ausnützung eines unrichtigen Urteils 
in Kenntnis der Unrichtigkeit iſt allein noch 
nicht ſittenwidrig 

Man wird dieſes Ergebnis den beiden Urteilen ent⸗ 
nehmen können, ohne dem Wortlaut und Sinn der Pe- 
gründungen Zwang anzutun. Es erſcheint aber auch aus 
einem anderen Grunde richtig. Weh hat ſchon (DR. 1939, 
477 unter a) auf die Selbſtverantwortung der Parteien 
für die richtige Entſcheidung des Rechtsſtreits und auf das 
allgemeine Prozeßriſiko hingewieſen. Bei der Selbſtverant⸗ 
wortung der Partei wäre allerdings zu bedenken, daß ſie 
auch ohne das geringſte Verſchulden z. B. die ihr günſtigen 
Tatſachen unter Umſtänden nicht vorzubringen vermag. 


. 


den 
Doch enthalten gerade dieſe beiden Geſichtspunte paf 
11? 


t⸗ 


richterlichen Erkenntnisvermögens wird es ine meer 


hat mit formaljuriſtiſchem Denken nichts zu ME, in 


der Rechtsſicherheit gefordert werden, daß unrichtig, auch 
ſcheidungen in Kauf genommen werden. Das 90 am 
9 ha 

fahrläſſigen Fehler des Gerichts beruht. Das p eden 
beben, U 


B. zu 
ens 


Schluß nicht ganz von der Hand weiſen, daß es iu ſchuld⸗ 
Erſatzpflicht — wenn weiter nichts vorliegt als ben folle: 
hafter Fehler des Gerichts — fein Bewenden ha all, 


daß das Gericht die vom Schuldner vorgebrachte 1939 
der Verjährung überſehen habe (vgl. dazu Weh: r ni 15. 
478 unter cc), beſagt deshalb für das Problem 9 her 125 
Zwar erſcheint der Fall beſonders kraß. Warum hts 

dann nicht auch irgendein anderer Fehler des Ge gü 


grundſätzlich hingenommen werden müſſen. „Eine 

Daraus folgt zwingend die erſte Erkenntuis enn!“ 

Partei, die ein unrichtiges Urteil Ku; ba’ 

nis der Unrichtigkeit ausnützt, verbi per 

durch allein noch nicht gegen die guten „ Urteile 

Denn, wenn es eine Notwendigkeit ift, unrichtig iy haben 
en! 


fol, auch vollſtreckt, verwirklicht oder 11 micht ve!“ 


machen. 


5. Das Weſen der Sittenwidrig ritt 

Es zeigt fich alſo in der Tat, daß noch ſüttenwiden 
Moment hinzukommen muß, um die Handlung lawidriglel 
zu machen, eben das Moment, in dem die ST rigen lage 
ſpeziell zu erblicken ift. Hier fegt nun erf die ® r 
Schwierigkeit ein. . genment® 

Nützt eine Partei ein unrichtiges Urteil befriedigen, 
ſeiner Unrichtigkeit aus, ſo iſt das moraliſch unbe Gründe 
aber man hat ſich aus den ſchon angegebenen des Nin, 
(4 oben) damit abzufinden. Um mit den Worte ee 
zu reden, „erhält die Sache aber ein anderes G 3 perch” 
der obſiegende Teil vor der Fällung des Urte Har 
dem Gericht oder dem Gegner gegenüber eine ing v A 
vorgenommen hat, welche die richtige Entſchen er cg? 
hindern folte. .. In einem ſolchen Falle verſtoß 


10, 
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Im M wenn er ſich auf das Urteil ſtützt.“ 
gur das eigene g unte fagen: Dieſe Partei unterſcheidet, 
echt und Unregewinnſtreben im Auge, nicht mehr zwiſchen 


t 5 ſie ſich über das Recht hinwegſetzt, 
ih , 0 des Rechtsempfinden einfach unerträg⸗ 
mir auch nicht dieſe Partei das Urteil ausnützt, mag es 
Weſen de Sitten gelungen ſein, es herbeizuführen. Das 
läßt et flicheit dewidgigkeit ſcheint alſo in der beſonderen 
die dich natürli ee innung zu liegen. Demgegenüber 
i z orlieger fort einwenden, daß auch die Partei, 
g Kenntnis I weiterer Umſtände ein unrichtiges Urteil 
b die id Unrichtigkeit ausnützt, ſich über das 
find. Es ift weiten elle, alfo wahre Rechtslage — hinweg⸗ 
it en laſſen — er zu bedenken, daß fih leicht Gründe 
ud Beiſpiel dan a zu beſprechende Urteil des KG. 
damit e i 

KA gl. verbotene 
mung beſitt J Tartei alſo die nötige verwerfliche Ge⸗ 


1 ver $ 
die gr leiden, w. ; 1 
8 Abschaffung dan man nicht den Mut findet, offen für 


‚pe Entſcheidn Das iſt dann der Fall, wenn ſie die rich⸗ 
ſin ſuchte (Ach inderte (RGB. 155, 55) oder zu ver- 
geſchlng tommt 08. 156, 265). Ihre verwerfliche Ge- 
Artelagenen e en in der ins Werk geſetzten, aber fehi- 
diese Gerſchleichun ſonſt nicht in allen Teilen gegebenen 
Da Geſinnung 10, zum Ausdruck. Die Partei muß alfo 
hip loße Anſtell betätigt haben, und zwar durch mehr als 
rung des Prozeß und im übrigen einwandfreie Durch⸗ 
i Die e ozeſſes und die Ausnützung des Urteils. 
Urten 1 Erkenntnis iſt alſo: Der Fall der 
de ist Fu usnützung rechtskräftiger 
ſon 8 826 BB Ausdehnung der Auwendung 
RE nich: in ruf die fehlgeſchlagene oder 
gleichung allen Teilen gegebene Urteils- 


1 m ſich alſo auf die, wenn man fo 
„ in RA - r 
auf bieden sale 08 155, 55 und 156, 265 entſchiedenen 
te wegen der F erſcheint dies nicht nur mit Rückſicht 
Schranken no echtskraft gezogenen, nicht zu umgehen- 
teren Grund, Otwendig. Es erſcheint auch aus einem 
ige A denn: Es handelt ſich doch um 
liegt d rozeßbefrn usbeutung der Rechtskraft! Genau wie 
Tat der das Mei genau wie bei der Urteilserſchleichung 
Ba einer Verf der Sache treffende Unrechtsgehalt der 
dez achtung; auch ehlung gegenüber dem Sinn gerade dieſer 
ein rozeßrechts hier handelt es ſich um einen Mißbrauch 
zun richtiges Urt ane Partei, die ſich darauf beſchränkt, 
weil ben, berii 5 eil in Kenntnis ſeiner Unrichtigkeit aus⸗ 
mine ſich alle zucht gegen den Sinn der Rechtskraft, 
ung notfalls Mängel zunutze macht, die dieſer 
gehen en Sinn deudigerweiſe anhaften. Sie verſtößt aber 


ſchliges 1, zu mach i ie ei 
ſpezz, iges Urteft machen. Das aber tut ſie, wenn ſie ein 
der il ene erſchleichen ſucht. Hierin liegt das 
ſinn u ihren 
des ing der Porz ungen zum Ausdruck kommenden Ge⸗ 

rteils 1 „et, und dadurch erft wird die Ausnützung 
= einer ſittenwidrigen. 


t fie ; k i 
weil widrig * der Ring ſcheint ſich zu ſchließen: Die 
Pro demſelben sumützung rechtskräftiger Urteile erſcheint, 
Ügmeßtechts, pi zundgedanken — dem Mißbrauch des 
trite und orao der Rechtskraft — entſpringend, als die 
eichung che Fortentwicklung der bei der Urteils⸗ 
8 gefundenen Grundſätze. 


6. Formulierung des Begriffs 

Man kann demnach formulieren: Die Aus» 
nützung eines rechtskräftigen Urteils ver⸗ 
ſtößt gegen die guten Sitten, wenn das Urteil 
objektiv unrichtig ift, die Partei, die es aus⸗ 
nützt, die Unrichtigkeit kennt, und die Herbei⸗ 
führung dieſes Urteils auf verbotene Art und 
Weiſe erſtrebt hat, mag ihr darauf gerichtetes 
Streben auch nicht von Erfolg begleitet ge- 
weſen ſein, das Urteil alſo aus einem anderen 
Grunde unrichtig ſein. 

Dieſe Formulierung ergibt ſich an Hand der angeſtell⸗ 
ten grundſätzlichen Erwägungen und der beiden Urteile 
des RG. Expressis verbis enthalten die Urteile dieſe 
Formulierung nicht. Vielleicht mögen künftig zur Entſchei⸗ 
dung kommende Fälle ſie als zu eng erweiſen. Das ſteht 
dahin. Man ſteht mit dieſer Rechtſprechung am Anfang. 
Deshalb iſt Vorſicht geboten. Wenn das RG. eine For⸗ 
mulierung vermied, fo mag dies geſchehen fein, um einer 
künftigen Anwendung des § 826 BGB. in einem anders⸗ 
gelagerten Fall nicht den Weg zu verbauen. Nicht aber 
kann das heißen, daß nunmehr um die Rechtskraft ein 
luſtiges Tournieren einſetzen dürfe, bei dem man ihr mög⸗ 
lichſt viele Stöße verſetzt, bis ſchließlich überhaupt nichts 
mehr davon übrigbleibt. Wenn es in RG. 155, 55 heißt, 
die Unzahl von Tatbeſtänden laſſe ſich nicht durch eine 
allgemeine Regel erfaſſen, ſo iſt dem entgegenzuhalten, daß 
es doch erſt einmal auf den ernſthaften Verſuch ankäme, 
eine derartige Regel aufzuſtellen. Auch iſt es keineswegs 
ausgemacht, daß eine „Unzahl“ von Tatbeſtänden (das 
war doch wohl nicht eine Einladung, dieſe Unzahl nun 
aufzubieten?!) in Frage kommt; die Möglichkeiten ſchei⸗ 
nen im Gegenteil — wie übrigens auch bei der Urteils⸗ 
erſchleichung — ziemlich eng beieinander zu liegen. 


7. Das Urteil des KG. in JW. 1937, 297215 


Gegenüber den hier gefundenen Ergebniſſen kann 
das Urteil des KG.: JW. 1937, 297215 nicht als Gegen⸗ 
beweis ins Feld geführt werden. Folgender Tatbeſtand: 


Eine Ehe iſt aus alleinigem Verſchulden des Mannes 
am 24. Juni 1935 geſchieden worden. Am 27. Sept. 
1935 gebar die Frau ein unſtreitig nicht von dem ge⸗ 
ſchiedenen Manne erzeugtes Kind, deſſen Ehelichkeit auch 
mit Erfolg angefochten wurde. Das danach unrichtige 
Scheidungsurteil hat die Frau nicht erſchlichen, auch 
nicht zu erſchleichen verſucht. Die Frau wußte aber, daß 
ihr Mann wegen des Ehebruchs, hätte er ihn rechtzeitig 
erfahren, mit Erfolg Widerklage erhoben hätte; ſie wußte 
weiter, daß ihr in dieſem Falle (nach damaliger Rege⸗ 
lung) ein Unterhaltsanſpruch nicht zuſtand. Die Frau 
war noch jung, die Ehe war ſchon nach wenigen Monaten 
zerſtört und hatte nur anderthalb Jahre gedauert. 


Das KG. it der Auffaſſung, die Frau handle ſittenwidrig 
i. S. von 8826 BGB., wenn ſie, geſtützt auf dieſes Schei⸗ 
dungsurteil, Unterhalt verlange. Es iſt hier nicht die Ab⸗ 
ſicht, das Urteil des KG. zu kritiſieren, weil es mit den 
oben entwickelten Grundſätzen nicht in Einklang ſteht, doch 
darf wohl auf einige Bedenken hingewieſen werden. 


Weh, der dem Urteil nicht widerſpricht, meint (DR. 
1939, 478,79), wenn die Frau nicht verpflichtet war, im 
Scheidungsprozeß den Ehebruch zu bekennen, ſo bedeute 
das noch nicht, daß man ihn ihr im Unterhaltsprozeß nicht 
entgegenhalten könne. Wohl, nur läßt man dann für die 
ſittenwidrige Ausnützung des Urteils die Unrichtigkeit und 
die Kenntnis davon genügen. Dann aber gibt es kein 
Halten mehr. Man wird fih alfo entſcheiden müſſen für 
oder gegen die Rechtskraft. 


Das KG. verwendet den von Weh ausgeſprochenen 
Gedanken nicht. Es verweiſt zunächſt darauf, die Frau habe 
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gewußt, ihr Mann hätte bei rechtzeitiger Kenntnis des 
Ehebruches dieſen mit Erfolg zum Gegenſtand einer Wider⸗ 
klage gemacht, und ſie habe weiter gewußt, daß ſie dann 
keinen Unterhaltsanſpruch gehabt hätte. Auf dieſe Weiſe 
kann man nun wohl jeder Partei ein ſittenwidriges Ver⸗ 
halten nachweiſen, denn es wird kaum eine geben, die 
darüber nicht Beſcheid weiß oder von ihrem Anwalt nicht 
aufgeklärt iſt. Inſoweit erſcheint die Begründung alſo nicht 
ſehr überzeugend. Sodann ſoll ſich die Sittenwidrigkeit 
des Unterhaltsbegehrens ergeben, weil die Ehe ſchon nach 
wenigen Monaten zerſtört war und nur anderthalb Jahre 
gedauert hat. Hier werden zum Nachweis der Sittenwidrig⸗ 
keit, letzten Endes aber zur Beantwortung der Unterhalts⸗ 
frage, Billigkeitsgeſichtspunkte hereingetragen. Der Schei⸗ 
dungsprozeß ſcheint alſo weniger daraufhin nachgeprüft 
zu werden, ob er richtig entſchieden wurde, als daraufhin, 


2 JW. 
Auſſätze [Deutſches Recht ver. mit AT 


ehren 
wie die Eheverfehlungen ſich auf das Unterhaltsbege hen 
auswirken. Man wird dann aber auch ſofort fragen, ört 
es kam, daß die Ehe ſchon nach wenigen Monaten 720 des 
war, und ob und inwieweit etwa die Verfehlung aren. 
Mannes für den Ehebruch der Frau urſächlich er ger 
Wäre er die Reaktion auf das Verhalten des Mannes och 
weſen, ſo wäre wohl fraglich, ob die Frau auch boina mi 
ſittenwidrig handeln würde. Endlich aber ſcheint mE mit 
der Hereinziehung des Schickſals, das dem Ma zu 
ſeiner mißglückten Ehe geworden iſt, auf eine Ebe Eine 
geraten, die jenſeits von Recht und Unrecht liegt. 
fehlgeſchlagene Ehe mag — gerade auch hinſich ea zit 
Vermögensfolgen — ein bitteres und hartes SWL, qye 
den Betroffenen fein. Dieſes Schickſal aber kann M der 
teien nicht abgenommen werden, und dazu iſt auch 
8826 BGB. nicht da. 


Die Kriegsſtillegung 


von Kraftfahrzeugen 


(Fortſetzung und Ergänzung zu DR. 1939, 1969 und 2063) 
Von Rechtsanwalt und Notar Dr. Gülde, Dresden 


I 

Der RVerkM. hat die mit der Stillegung von Kraft- 
fahrzeugen zuſammenhängenden Fragen durch eine An- 
zahl neuer Erlaſſe weiter geklärt und vor allem die Still⸗ 
legungsvorſchriften auch in den eingegliederten Oſtgebie⸗ 
ten in Kraft geſetzt. 

1. Im Erl. v. 28. Okt. 1939 (RVerkBl. B 1939, 371) 
weiſt er auf die zur Verhütung von Mißbräuchen unab⸗ 
weisliche Verpflichtung der Zulaſſungsſtellen hin, die 
roten Winkel ausnahmslos mit beſonderen amt- 
lichen Stempeln zu verſehen, die nicht mit den Kenn⸗ 
zeichenſtempeln verwechſelt werden können (zu CV: DR. 
1939, 1972). 

2. Der Erl. v. 30. Okt. 1939 (RVerkBl. B 1939, 372) 
ſtellt feſt, daß die bisherige Stillegungsaktion noch nicht 
zu der erforderlichen Herabminderung der Zahl der noch 
im Betrieb befindlichen Kraftfahrzeuge geführt habe, und 
verlangt ſtrenge Nachprüfung der erfolgten Bewin⸗ 
kelungen mit allerſchärfſtem Maßſtab und gegenüber 
7907 ohne Anſehen der Perſon (zu A: DR. 1939, 

3. Der Erl. v. 31. Okt. 1939 (RVerkBl. B 1939, 373) 
legt dem Bevollmächtigten für den Nahverkehr die Pflicht 
auf, ſich über die Bewinkelungsverfahren, insbeſondere die 
eee zu unterrichten (zu CV: DR. 1939, 


4. Der Erl. v. 17. Nov. 1939 (RVerk Bl. B 1939, 379) 
enthält beſondere Anweiſungen über die Weiterbenut⸗ 
zung von privaten Kraftfahrzeugen Wehr⸗ 
machtangehöriger (zu O II: DR. 1939, 1970). 

5. Im Erl. v. 21. Nov. 1939 (RVerk Bl. B 1939, 380) 
ſind Anweiſungen enthalten über die Umſtellung von 
Kraftfahrzeugen auf den Antrieb mit Gene⸗ 
ratorgas. Der Erlaß ordnet insbeſondere an, daß die 
Umſtellung ſchrittweiſe entſprechend der techniſchen Durch⸗ 
führbarkeit und der Sicherſtellung der nötigen Kraftſtoffe 
erfolgen ſoll (zu C IV: DR. 1939, 1971). 

6. Der Erl. v. 29. Nov. 1939 (RVerk Bl. B 1939, 389) 
hebt die Vordringlichkeit der Ausbildung von Bewerbern. 
um die Fahrerlaubnis der Klaſſe 2 hervor, betont aber, 
daß der Ausbildungsbetrieb auch für die übrigen 
Klaſſen im Umfang des öffentlichen Intereſſes aufrechtzu⸗ 
erhalten ift (zu C II: DR. 1939, 1970). 

7. Durch die VO. v. 9. Dez. 1939 (RG Bl. I, 2393) 
iſt die VO. über die Weiterbenutzung von Kraftfahrzeugen 
v. 6. Sept. 1939 (RG Bl. I, 1698) i. d. Faſſ. der VO. vom 
17. Okt. 1939 (RG Bl. I, 2055) — Kraftf Benutz VO. — 


i ie 
mit Wirkung vom 10. Jan. 1940 in den eingeg dem 
derten Oſtgebieten in Kraft geſetzt worden. 
dazu ergangenen Erl. v. 15. Dez. 1939 (RVerkBl. z 
398) durften Kraftfahrzeuge, die ihren regelmäßigen zum 
ort in den eingegliederten Oſtgebieten hatten, “i 
9. Jan. 1940 im übrigen Reich ohne rote Winkel 
benutzt werden. 

Gleichzeitig mit der Kraftf BenutzVO. find 2 
1940 ab auch die zu ihr ergangenen Ausführung 
mungen und Durchführungserlaſſe in den eingegi! 
Oftgebieten in Kraft getreten. pematig 


0.30" 
pom 1 - kn 


derten 


4 


Als eingegliederte Oſtgebiete gelten die CIE side 
Freie Stadt Danzig jowie diejenigen Ostgebiete, au che. 
ſich der Erlaß des Führers und Reichskanzlers Ol. 1939 
derung und Verwaltung der Oſtgebiete v. 8. = 
(ROGLI I, 2042) bezieht. 

(Zu B Il. DR. 1939, 1969) 099,308 

8. Der Erl. v. 15. Dez. 1939 (RVerkBl. B 10 . ft 


über die Weiterbenutzung von Perſonenkraftwag weiter 


Anhängern und von Krafträdern mit Beiwagen „wal 
die ſachliche Zuſtändigkeit der höheren Okt. 1939 


tungsbehörden über den Erl. v. 25. lung vor 
(RVerkBl. B 1939, 366) hinaus auf die Bewinke ſtrüdern 
Perſonenkraftwagen mit Anhängern und von t der 
mit Anhängern oder mit Beiwagen, die überwiegen in 
Güterbeförderung dienen, wenn der Hubraum der ie Be⸗ 
maſchine 3,21 und 750 cm? überſteigt. Durch, Durch. 
winkelung ſolcher Kraftfahrzeuge darf aber b fab 
ſchnittsſatz der zu bewinkelnden Perſonenkraltf en 
nicht über 15% anſteigen. Nötigenfalls ift Pe ti 
chend erhöhte Anzahl reiner Perfonentraftjahra "8 
zulegen. leren Verw 
Der gleiche Erlaß ermächtigt die cher Ache 

orſch 5 
5 Be Straß 


gegen mißbräuchliche Benutzung y it 
Kraftfahrzeuge rückſichtslos einzuſchreiten. rh, mi 
teren Fällen it aus § 4 Kraftf Benutz V 

§ 23 KraftfG.einzuſchreiten. Wenn aber de 7 í 
die mißbräuchliche Benutzung des Kraftfahrzaftſoff, a 
wirtſchaftlich wichtige Stoffe, wie z. B. Kralde Kraf 
reifung oder ſonſtige der Abnutzung unterliegen 


10, K. 
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geudet rg in größerem Umfang oder wiederholt vers 
deu chen V damit für den lebenswichtigen Bedarf des 
willig die olkes vernichtet, fo wird, wenn er dadurch bö- 
K Wandung des Bedarfs an dieſen Stoffen gefähr⸗ 
eegsgd 705g auch ein Einſchreiten aus 8 1 Abſ. 1 
lein. Sold. d. 4. Sept. 1939 (ROBI I, 1609) geboten 
lber | uchthan Schädlingen drohen nicht nur Gefängnis⸗ 
en auch bbansſtrafen, ſondern in beſonders ſchweren Fäl⸗ 

e Todesſtrafe. 


bbräuchtichen Benutzer eines Kraftfahrzeugs 

heh mäßig die Fahrerlaubnis zu entziehen. 

Schuldige en ift in geeigneten Fällen zu prüfen, ob der 

eren Maßna Volksſchädling zu kennzeichnen und beſon⸗ 
nahmen zu unterwerfen iſt. 

(Zu CVI: DR. 1939, 1972.) 


. II. 
Stver, maiben der Stillegung der Kraftfahrzeuge zu dem 
zeutſchen gr — des Krieges den lebenswichtigen Bedarf des 
hen fr ” es an Betriebsſtoffen, Bereifung und Erſatz⸗ 
: Befri Kraftverkehr unbedingt ſicherzuſtellen, hat es 
fat ls no digung der kriegswichtigen Transportbedürf⸗ 
ahrzeugen wendig erwieſen, den Güterverkehr mit Kraft⸗ 
enen zun beſonderer Weiſe den durch den Krieg ge- 
Verte d pal niſſen und Notwendigkeiten anzupaſſen. 
R n enen hat deshalb den Einſatz der noch in der Heimat 
Rep p Kalkraftwagen ſchon mit Erl. v. 17. Okt 1939 
endigſten 8939, 357) auf die Bedienung des not- 
re d die Fern und Nachbarortsverkehrs eingeſchränkt, 
wos mitt i erntransporte grundſätzlich den anderen Ber- 
Gn in (ei enbahn und Binnenſchiffahrt) zugewieſen 
19 Erden die BO. zur Einſchränkung des 
Git MOS J 25 mit Kraftfahrzeugen v. 6. Dez. 
fürkerſernverk 2410) — GütKraftVerkéEinſchr O. — ift der 
di. b sir mit Kraftfahrzeugen bis auf weiteres nur 
wendigen Gender zugelaſſen worden, welche aus 
' f f 
nie für "nehmigen, bei denen der AVerfilt. Bevollmäch⸗ 
eu. die oe ahberfeht beſtellt hat. Hierzu hat ber 
Men, Da, ens Beſt. v. 16. Dez. 1929 (ROBI f, 2436) 


em 
Y auch zog 


K eugen ef. über den Güterfernverkehr mit Kraft⸗ 
noeh, Fomei 26. Juni 1935 (ach B I, 788) — GFG. — 
teilteendung el ben neuen Vorſchriften widerſpricht, keine 


0 rÀ 

dige durch ie jetzt auf Grund der AusfBeſt. v. 16. Dez. 
ür den Abgangsort der Sendung zuſtän⸗ 

theip rde einzeln genehmigt. Beſchwerden gegen 

fei iederholende der Mittelbehörden gibt es nicht. Für 

Myte ene imi e Fernbeförderungen können zeitlich be- 

naten epo Ungen längſtens auf die Dauer von drei 

teilt werden. 


fahr; Wie Einſchrz 
g rengen Ötänfungen des Güterfernverkehrs mit Kraft⸗ 
tep kehr, & im gleicher Weiſe für den gewerblichen 
b. 16 der De Werkverkehr und den Kraftver⸗ 
berg. Dez. 18 en Reichsbahn. Die AusfBelt. 
vergar Ú tiiten fr eingen allgemeine und eine Anzahl Son- 
940. Ng. t alle diefe drei Arten von Güterfern⸗ 
64), „ auch Erl. v. 7. Febr. 1940 (RVerkBl. B 
Kriegsmz g; 
laß inien uni bedingten Einſchräukungen iſt ferner 
galgen 8 Gelegenheitsverkehr mit Kraft⸗ 
dente 393) jun den Erl. v. 11. Dez. 1939 (RVerkBl. 
tan Beitspeny uneevorfen worden Die Linien und Ge- 
weng ürfen de. mit Kraftomnibuſſen oder Laſtkraft⸗ 
den. gen g zur für die kriegswichtigen und lebensnot⸗ 


„ Geſörderungsbedürfni 5 
tujan, Aufrechter gsbedürfniſſe aufrechterhalten wer⸗ 
die derkehr güerhalten bleiben ſoll insbeſondere der Be⸗ 


fing danz 99 notwendigen Umfang. Verkehre dagegen, 
einzuſtellenuͤberwiegend Vergnügungszwecken dienen, 


Aufſätze 423 


Von den Kraftdroſchken dürfen höchſtens 75% 
der Zahl der vor Kriegsausbruch betriebenen Kraftfahr⸗ 
zeuge weiterbenutzt werden. In dieſem Zuſammenhang 
hebt der RVerkM. hervor, daß die Benutzung einer Kroft- 
droſchke mißbräuchlich iſt, wenn die gleiche Fahrt mit 
einem bewinkelten privaten Kraftfahrzeug Mißbrauch wäre. 
Er betont weiter, daß bei mißbräuchlicher Benut⸗ 
zung einer Kraftdroſchke in erſter Linie gegen den 
Benutzer mit aller Schärfe einzuſchreiten iſt, daß dagegen 
vor einem Einſchreiten gegen den Kraftdroſchkenfahrer 
ſorgfältig zu prüfen iſt, ob ihm die mißbräuchliche Be⸗ 
nutzung in vollem Umfange erkennbar war. Es iſt nicht 
Sache des Kraftdroſchkenfahrers, vor Beginn der Fahrt 
mit dem Fahrgaſt den Zweck der Fahrt zu erörtern (zu 
C VI: DR. 1939, 1972). 

In gleicher Weiſe wie der Kraftdroſchkenverkehr iſt 
auch der Mietwagenverkehr mit Perſonenkraft⸗ 
wagen einzuſchränken. 

Die Einſchränkung des Linien- und Gelegenheitsver⸗ 
kehrs (mit Kraftomnibuſſen oder Laſtkraftwagen) ſowie des 
Kraftdroſchken⸗ und Mietwagenverkehrs erfolgt durch die 
Genehmigungsbehörden im Einvernehmen mit den Bevoll⸗ 
mächtigten für den Nahverkehr. 

Entſprechende Einſchränkungen ſollen auch bei den von 
der Deutſchen Reichspoſt und der Deutſchen 
Reichsbahn betriebenen Kraftomnibusverkeh⸗ 
ren erfolgen. 


III. 


1. Da im Frieden vor allem in großen Städten viele 
Kraftwagenhalter für ihre Fahrzeuge keine Garagen hat⸗ 
ten, ſondern in damals zuläſſiger Weiſe die Laternen⸗ 
garagen benutzten, hat jetzt im Kriege die Unterbrin⸗ 
gung zahlreicher unbenutzter Kraftfahrzeuge in 
Garagen gewiſſe Schwierigkeiten hervorgerufen. Eine 
gemeinſame Aktion des RVerkM. und des Korpsführers 
des NSRR. hat dieje Unterbringung zum Gegenſtand und 
Ziel (vgl. Erl. v. 23. Dez. 1939 [RVerkBl. B 1939, 409). 

(Zu DI: DR. 1939, 2063.) 

2. Der Erl. des RF M. v. 23. Dez. 1939 (abgedruckt 
in RVerkBl. B 1940, 35) ordnet für Fälle der kurzfriſti⸗ 
gen Wiederbenutzung ſtillgelegter Kraftfahrzeuge bezüglich 
der Kraftfahrzeugſteuer folgendes an: 

Wenn Zulaſſungsſtellen in dringenden Bedarfsfällen 
die Benutzung ſtillgelegter Kraftfahrzeuge für einzelne 
Tage oder für beſtimmte Fahrten genehmigen und wenn 
ſie dafür dem Fahrzeughalter an Stelle des roten Winkels 
eine ſchriftliche Fahrerlaubnis erteilen, darf das Finanz⸗ 
amt die Monatsſteuer, die an ſich ſonſt zu entrichten 
wäre, auf Antrag ſtunden und nach Ablauf des Steuer⸗ 
monats von der Erhebung der geſtundeten Steuer abſehen, 
wenn das Fahrzeug während des Steuermonats nicht mehr 
als fünf Tage benutzt worden iſt. Dagegen iſt die volle 
Monatsſteuer zu entrichten, wenn das Fahrzeug einen 
roten Winkel erhält, zu verbotenen Fahrten benutzt wird 
und an mehr als fünf Tagen im Steuermonat benutzt wird. 

(Zu D II: DR. 1939, 2063.) 

3. a) Als der Aufſatz: DR. 1939, 2063 ſchon gedruckt 
war, erſchien die neue Anordnung des Reichskom⸗ 
miſſars für die Preisbildung v. 4. Dez. 1939 (RAnz. 
Nr. 285) über die Verſicherungsbeiträge für 
ſtillgelegte Kraftfahrzeuge, Anhänger und 
Beiwagen von Kraftfahrzeugen, ſo daß dieſe da⸗ 
mals noch nicht mit berückſichtigt werden konnte. Durch 
dieſe Anordnung iſt die Bek. über Verſicherungsbeiträge 
für ſtillgelegte Kraftfahrzeuge v. 9. Okt. 1939 (R Anz. 
Nr. 238) aufgehoben worden. 

Die neue Anordnung übernimmt einen Teil der Be⸗ 
ſtimmungen der Bek. v. 9. Okt. 1939, bringt aber eine 
Anzahl Abänderungen. 

Wie in der aufgehobenen Bek. iſt beſtimmt, daß für 
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die Kasko⸗ und Haftpflichtverſicherung ſtillgelegter Kraft⸗ 
fahrzeuge, Anhänger und Beiwagen im Beſtands⸗ und im 
Neugeſchäft nur die in dieſer Anordnung feſtgeſetzten Ver⸗ 
ſicherungsbeiträge gefordert, verſprochen und bezahlt wer⸗ 
den dürfen. Kraftfahrzeuge gelten als ſtillgelegt, wenn ſie 
auf Grund der KraftfBenutzVO. nicht mehr benutzt wer- 
den dürfen. Anhänger gelten als ſtillgelegt, wenn das be- 
ſtimmungsgemäß zugehörige Kraftfahrzeug ſtillgelegt iſt, 
und der Anhänger nicht als Fahrzeug verwendet wird. 

Unter Beſtandsgeſchäft ſind die zur Zeit der Still⸗ 
legung laufenden, unter Neugeſchäft dagegen diejenigen 
Verſicherungsverträge zu verſtehen, welche nach der Still⸗ 
legung abgeſchloſſen worden ſind oder abgeſchloſſen werden, 
um das Stillegungswagnis zu decken. 

§ 2 der neuen Anordnung enthält einen weſentlich 
ausführlicheren und unterſchiedlicher geſtaffelten Tarif für 
die Teilkaskoverſicherung und für die Vollkaskoverſiche⸗ 
rung, wobei wieder die Beiträge für das Beſtandsgeſchäft 
andere, im allgemeinen niedrigere, find als für das Neu- 
geſchäft. 

Auch jetzt werden für die Haftpflichtverſicherung keine 
Beiträge erhoben, und zwar weder für das Beſtands- noch 
für das Neugeſchäft. 

Werden ſtillgelegte Kraftfahrzeuge, Anhänger oder 
Beiwagen wieder benutzt oder von Behörden oder ſonſtigen 
öffentlichen Stellen in Anſpruch genommen, ſo iſt für die 
g der Stillegung nach dem Kurztarif (Grundregel 7 des 

inheitstarifs für Kraftfahrzeugverſicherungen) abzurech⸗ 
nen. Dies gilt nicht für Krafträder. Bei dieſen verfällt 
der Jahresbeitrag, wenn fie nicht innerhalb des Beit- 
raums, für den der Jahresbeitrag entrichtet worden iſt, 
erneut ſtillgelegt werden. 

Der Umfang des Verſicherungsſchutzes ſtillgelegter 
Kraftfahrzeuge, Anhänger und Beiwagen ergibt ſich aus 
den geſchäftsplanmäßigen Erklärungen, welche die Kraft⸗ 
fahrzeugverſicherer dem RAufſAPrivVerſ. im Zuſammen⸗ 
hang mit der KraftfVerſVertryO. v. 3. Okt. 1939 ab- 
gegeben haben. Die Anordnung v. 4. Dez. 1939 gilt auch 
im Gebiet der ehemaligen Freien Stadt Danzig. 

(Zu D III 3, 6 und 7: DR. 1939, 2064, 2066 und 2067.) 

b) Zur Ergänzung der KraftfVerſVertrVoO. v. 3. Okt. 
1939 ift die VO. v. 17. Jan. 1940 (RG Bl. I, 178) — 
Erg VO. KraftfVerſVertrVO. — ergangen. 

Ihr § 1 dehnt die Anwendung der 88 1—4 Kraftf⸗ 
VerſVertrVO. auf Kasko⸗ und Haftpflichtverſicherungsver⸗ 
träge aus, welche ſelbſtändig über Kraftfahrzeug⸗ 
anhänger abgeſchloſſen find, wenn diefe nicht mehr be- 
ſtimmungsgemäß verwendet werden, weil das Antriebs⸗ 
fahrzeug auf Grund des Nkeift. v. 1. Sept. 1939 (RG⸗ 
Bl. I, 1645) in Anſpruch genommen iſt oder auf Grund 
der Kraftf BenutzVO. nicht mehr benutzt werden darf. 

§ 2 erklärt auf Kasko⸗ und Haftpflichtverſicherungs⸗ 
verträge, die ſelbſtändig über Kraftfahrzeuganhänger ab⸗ 
geſchloſſen find, die SS 6 und 7 KraftfVerſVertrVoO. für 
anwendbar, wenn die Anhänger auf Grund des RLeiſtG. 
veräußert werden. 

Die unſelbſtändige Anhängerverſicherung wird 
von der Regelung in der Erg VO. KraftfVerſVertrVO. 
nicht betroffen. 

Gemäß § 3 ruhen die Rechte und Pflichten aus Un- 
fallverſicherungsverträgen, ſolange die Kraft⸗ 
fahrzeuge, auf welche ſie ſich beziehen, ſtillgelegt ſind. Die 
Dauer der Verträge verlängert ſich um die Stillegungs⸗ 
zeit. Auf das Verſicherungsentgelt findet § 2 KraftfVerſ⸗ 
VertrVO. Anwendung. Inſaſſenunfallverſicherungsverträge, 
die ſich nicht auf ein beſtimmtes Kraftfahrzeug beziehen, 
fallen nicht unter 8 3. 

Gemäß § 4 gilt das gleiche wie nach § 3 auch für An- 
hänger, welche der Perſonenbeförderung dienen, wenn das 
Antriebsfahrzeug auf Grund des NeeiftG. in Anſpruch 
genommen oder wenn es ſtillgelegt ift, und wenn infolge⸗ 
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deſſen die Anhänger nicht beſtimmungsgemäß verwend 
werden können. Um 
Die $8 3 und 4 KraftfVerſVertrVO. finden aus l 
fallverſicherungsverträge keine Anwendung: al + 
legungsentgelt und kein vorbeugender Schutz ge 
wünſchte Kündigungen! unge die 
8 5 beſtimmt, daß geſetzliche Vorſchriften übe er⸗ 
Pflicht zum Abſchluß einer Haftpflich enge 
ſicherung auf ſtillgelegte Kraftfahrz ine 
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gilt, wenn Anhänger aus den in $ 4 genannten G 
nicht mehr beſtimmungsgemäß verwendet werden. 64 
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1939 (RG Bl. I, 2223) eingeführte Pflicht des Halter ip 
und den Fahrer gegen Haftpflicht zu verſichern, für per 
gelegte Kraftfahrzeuge und nicht beſtimmungsgemäß 
wendete Anhänger einſtweilen nicht. einer 
Dieſe Befreiung von der Pflicht zum awhi ein, 
Haftpflichtverſicherung tritt aber nach §5 Abſ. 2 nich ein 
wenn bei Verkündung der VO. v. 17. Jan. 1940 ſch. flicht 
Haftpflichtverſicherungsvertrag oder eine geſetzliche reug 
zum Abſchluß eines ſolchen beſtand, wenn das Ja 5 w 
auf Grund behördlicher Anordnung in betriebsfägigen be⸗ 
ſtande gehalten werden muß oder wenn es au . wird. 
hördlicher Ermächtigung zu einzelnen Fahrten bo viftet 
86 ordnet die Anwendung beſonderer Bor) Oſt⸗ 
in den Fällen des 8 7 KraftfVerſVertrVoO. für d 
mark und den Reichsgau Sudetenland an. it Wir- 
Nach § 7 tritt die VO. v. 17. Jan. 1940 Pr Ver⸗ 
kung v. 20. Sept. 1939, ihr 8 5 jedoch erft mit de 
kündung der VO. in Kraft. 
(Bu D II 1--7: DR. 1939, 2064-2068) . ein 
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denen Wagniſſe nicht ohne weiteres durch den fi sup 
legungszeit beſtimmten eingeſchränkten Verſicher 
gedeckt (zu D III 2: DR. 1939, 2063). 


ſtatt eines ſtillgelegten großen Kraftwagens eif neret ge 
cheren zu benutzen, verlangen, daß ihm der Barämiengut, 
mäß § 2 Satz 2 KraftfVerſVertrVO. das de p 
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Zweck, er KraftfVerfßerttBD. hat ja nicht allein den 
belaji N Verſicherern die bereits gezahlten Beiträge zu 
geſtaltun zondern erſtrebt nach ihrem Sinn und ihrer Aus- 
ſchen 85 ganz offenſichtlich einen gerechten Ausgleich zwi⸗ 
rungsnehmere ürfniſſen der Verſicherer und der Verſiche⸗ 
e) g 
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Vertrgz geſprochenen Kündigungen durch die KraftfVerſ⸗ 
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dase alſo win raftf Verſvertrod. voll wirkſam geweſen, 
elt werg € jeder laufende Verſicherungsvertrag behan- 
177 verlängere ſich um die Stillegungszeit, das 
10 3 ündigten Vertrags werde alſo um die Zeit 
ehmer abe gszeit hinausgeſchoben und der Verſicherungs⸗ 
ene Entgelt 1 — 15 F 3 KraftfVerſVertrVO. vorgeſchrie⸗ 
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Sept. 1000 für Kündigungen gelten, welche vor dem 
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ein auen den g ſlraftfahrzenge keine Anwendung, ausge⸗ 
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ſtehender Haftpflichtverſicherungsvertrag für einen Beit- 
punkt vor Beendigung der Stillegungszeit gekündigt würde. 
Und dann bedürfte es nicht der Vorſchrift, beim Beſtehen 
von Haftpflichtverſicherungsverträgen über ſtillgelegte Kraft⸗ 
fahrzeuge beim Inkrafttreten der VO. v. 17. Jan. 1940 
ausnahmsweiſe die Vorſchriften über die geſetzliche Ver⸗ 
ſicherungspflicht für anwendbar zu erklären. Die Pflicht, 
ſolche Verträge aufrechtzuerhalten oder bis zum 1. Juli 
1940 zu erneuern, iſt aber gerade erſt durch 85 Abſ. 2 
der VO. v. 17. Jan. 1940 geſchaffen worden. 

Zur Vermeidung von Mißyverſtändniſſen möchte ich 
noch bemerken, daß ich in den vorſtehenden Ausführungen 
unter Kündigung nur die vertragsmäßige Kündigung ver⸗ 
ſtehe, nicht dagegen Fälle der vorzeitigen Beendigung, 
3. B. im Sinne der Grundregel 9 des Einheitstarifs für 
Kraftfahrzeugverſicherungen. 

f) Die von mir in DR. 1939, 2066 (D III 5) beſpro⸗ 
chene Beſtimmung des § 7 III Allg Verſ Bed. ift geſtrichen 
worden. Die daran geknüpften Bemerkungen behalten aber 
für die gegenwärtige Kriegszeit ihre volle Bedeutung. Die 
Streichung rechtfertigt ſich daraus, daß mit einer In⸗ 
flation im nationalſozialiſtiſchen Großdeutſchen Reich 
ſchlechterdings nicht mehr gerechnet wird. 

g) In DR. 1939, 2067 (D III 7 zu b) habe ich er- 
klärt, daß bei der Inanſpruchnahme von Kraftfahrzeugen 
zur Benutzung auf Grund des RLeiſtG. v. 1. Sept. 1939 
die Verſicherungsverträge infolge Wegfalls der Wagniſſe 
erlöſchen, falls der Verſicherungsnehmer keine Verlänge⸗ 
rung der Verſicherungsverträge um die Dauer der Inan⸗ 
ſpruchnahme beantrage. Die herrſchende Verſicherungs⸗ 
praxis und ⸗rechtſprechung ſieht im allgemeinen bei einer 
ſolchen Inanſpruchnahme zur Benutzung den Wagnisweg⸗ 
fall nicht für gegeben an. Vielmehr geſtaltet ſich die 
Rechtslage folgendermaßen: 

Wird ein Kraftfahrzeug während der Still- 
legungszeit auf Grund des RveiſtG. zur Benut- 
zung wieder in Anſpruch genommen, fo erfolgt 
auf Grund der Anordnung des Reichskommiſſars für die 
Preisbildung v. 4. Dez. 1939 (f.o. 3a) die Abrech⸗ 
nung für die Zeit der Stillegung nach dem 
Kurztarif (Grundregel 7 des Einheitstarifs für Kraft⸗ 
fahrzeugverſicherungen). Da die Stillegungszeit mit der 
Wiederinanſpruchnahme beendet iſt, würde zunächſt der 
urſprüngliche Verſicherungsvertrag wieder wirkſam wer⸗ 
den. Der Verſicherungsnehmer kann aber in dieſem Falle 
für das urſprüngliche Verſicherungsverhält⸗ 
nis von der Grundregel 6 des Einheitstarifs 
für Kraftfahrzeugverſicherungen Gebrauch machen, d. h. 
eine Unterbrechung des Verſicherungsſchutzes verlangen. 
In dieſem Fall wird der Verſicherungsvertrag um die 
Dauer der Unterbrechung verlängert. Macht der Verſiche⸗ 
rungsnehmer davon keinen Gebrauch, beantragt er alſo 
keine Verlängerung um die Dauer der Inanſpruchnahme, 
fo erliſcht der Verſicherungsvertrag nicht, ſondern tritt mit 
allen urſprünglichen vertragsmäßigen Rechten und Pflich⸗ 
ten wieder voll in Wirkſamkeit. 

Hat aber der Verſicherungsnehmer von der Grund⸗ 
regel 6 des Einheitstarifs für Kraftfahrzeugverſicherun⸗ 
gen Gebrauch gemacht und endet alsdann die Inanſpruch⸗ 
nahme wieder, fo richtet fich das weitere Schickſal des Ber- 
ſicherungsverhältniſſes danach, ob das Kraftfahrzeug wie⸗ 
der ſtillgelegt oder etwa vom Verſicherungsnehmer mit 
rotem Winkel ſelbſt wieder benutzt wird. Im erſten Fall 
ſchließt ſich an die Vertragsunterbrechung nach Grund⸗ 
regel 6 eine Stillegungszeit nach der KraftfVerſVertrVO., 
während im zweiten Fall der urſprüngliche Verſicherungs⸗ 
vertrag in ſeiner normalen Vertragsgeſtalt erneut weiter⸗ 
läuft. 
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Kraftfahrzeughalter, Gefälligkeitsfahrt und das Geſetz vom 7. Nov. 1939 


Von Kammergerichtsrat 


Koffka, der in der Feſtgabe für den Präſidenten des 
RG. zur Rechtſprechung des höchſten Gerichtshofs in Kraft⸗ 
fahrſachen (Zivilſachen) berichtet, ſtellt erneut den Ge⸗ 
danken zur Erörterung, ob die Frage der Gefälligkeitsfahrt 
nicht durch die Rechtſprechung ſelbſt einer Beantwortung 
und Regelung zugeführt werden könne, ſo daß die Geſetz⸗ 
gebung hierfür nicht in Anſpruch genommen zu werden 
brauche. Dieſer Gedanke ſoll hier aufgenommen ſein. 

Die gerichtliche Praxis ſteht bei der Gefälligkeitsfahrt 
ein jedesmal vor dieſem Problem und wohl regelmäßig 
insbeſondere nach der Richtung, daß die Haftung des Kraft⸗ 
fahrzeughalters bei dem heutigen Kraftfahrzeugverkehr und 
den täglich unendlich vielen Gefälligkeitsfahrten als weit⸗ 
gehend erſcheinen will. Es bedarf inſoweit nur des Hin⸗ 
weiſes auf die verſchiedenen Löſungsverſuche, die auch die 
Rechtſprechung immer wieder unternommen hat, um zu 
einem gerechten Ausgleich hierbei zu gelangen. Es iſt u. a. 
die Rechtswidrigkeit bei Verletzung des aus Gefälligkeit 
Beförderten verneint, es iſt Einverſtändnis mit dem Weg⸗ 
fall der Rechtswidrigkeit oder es iſt Gefahrübernahme an⸗ 
genommen; es iſt weiter ausgeführt worden, es läge eine 
vertragliche Haftungsausſchließung, eine vertragliche Haf- 
tungsbeſchränkung oder ein Verzicht auf Haftungsan⸗ 
ſprüche und dergleichen vor. Auf die zuſammenfaſſenden 
Darſtellungen hierüber muß, um nicht notwendige Wieder⸗ 
holungen zu vermeiden, verwieſen werden. 

Die tatſächliche Vorausſetzung einer Erörterung des 
Problems von ſeiten des Praktikers dürfte dabei ſein, daß 
dieſer ſelbſt im Beſitz des Führerſcheins iſt, als Familien⸗ 
vater insbeſondere zu vorſichtigem Handeln bei Gefällig⸗ 
keitsfahrten gezwungen iſt, und ſchließlich und vor allem, 
daß er zahlreiche Gefälligkeitsfahrten unter allen nur in 
Betracht kommenden Umſtänden, bei Tag und Nacht, bei 
jedem Wetter auch im Winter und im dichteſten Nebel, auf 
bergigen und ebenen Strecken, auf Reichsautobahn und 
Feld und Waldwegen gemacht hat. Das iſt eine ſachlich 
notwendige Vorausſetzung. 

Die Gefälligkeitsfahrt, deren Begriff hier zwecks Ver⸗ 
meidung einer petitio principii nicht vorangeſtellt werden 
ſoll, ſcheidet aus der, auch heute noch zu Recht beſtehenden 
Gefährdungshaftung des Kraftfahrzeughalters nach dem 
KraftfG. aus. Auch der durch Art. 2 Ziff. 3 des Geſetzes 
über die Einführung der Pflichtverſicherung für Kraftfahr⸗ 
zeughalter und zur Anderung des Geſetzes über den Ver⸗ 
kehr mit Kraftfahrzeugen ſowie des Geſetzes über den Ver⸗ 
ſicherungsvertrag v. 7. Nov. 1939 (RGB. I, 2233 ff., 
2224) neugefaßte 88 KraftfG. enthält nicht nur keine ge- 
ſetzliche Regelung der Haftungsfrage bei der Gefälligkeits⸗ 
fahrt, ſondern läßt dieſe Frage abſichtlich auch weiterhin 
offen (vgl. hierzu Koffka: DJ. 1939, 1761 ff., 1763). 

Die Faſſung des § 8 lautet jetzt: „Iſt der Verletzte 
oder die beſchädigte Sache zur Zeit des Unfalls durch ein 
Kraftfahrzeug befördert worden, ſo haftet der Halter 
dieſes Fahrzeuges nach 87 nur dann, wenn es fih um ent- 
geltliche Beförderung durch ein dem öffentlichen Verkehr 
dienendes Fahrzeug handelt. Die Verpflichtung des Hal⸗ 
ters, wegen Tötung oder Verletzung beförderter Perſonen 
Schadenserſatz nach 87 zu leiſten, darf weder ausgeſchloſſen 
noch beſchränkt werden; entgegenſtehende Beſtimmungen 
ſind nichtig.“ 

Dieſe Geſetzesbeſtimmung bezieht ſich alſo gerade nicht 
auf die Gefälligkeitsfahrt, deren weſentliches Merkmal 
regelmäßig die unentgeltliche Beförderung durch ein nicht 
dem öffentlichen Verkehr dienendes Fahrzeug bildet. Eine 
geſetzliche Regelung der Gefälligkeitsfahrt ift unterblieben, 
weil, wie die amtliche Begründung des Geſetzes (a. a. O. 
S. 1722) ſagt, hierin möglicherweiſe eine übermäßige und 
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ungerechtfertigte Belaſtung des Kraftfahrzeughalters liegen 
könnte. 

Zu dieſer Geſetzesbeſtimmung ſei zwecks Bel 
der Unterſuchung auf den Kernpunkt an dieſer Stel 
ausgeſchickt, daß der Kraftfahrzeughalter bei Gefa ng 
fahrten, alſo wenn es ſich nicht um entgeltliche Beförbe wie 
durch ein dem öffentlichen Verkehr dienendes Fahrzer ge⸗ 
Autobus, Kraftdroſchke und dergleichen handelt, nich hr- 
hindert ift, vertraglich die Haftung auch für grobe 
läſſigkeit oder für Fahrläſſigkeit ſchlechthin nach a aß 
meinen anerkannten Rechtsgrundſätzen auszuſchließen. hen” 
hierzu regelmäßig nicht genügt, ein Schild mit entſprech. 
der Faſſung im Kraftwagen anzubringen, ſon RR 
zweifelsfreie und eindeutige Einigung unter den rat” 
ten erforderlich ift, für deren Zuſtandekommen der! ni 
wagenhalter im übrigen beweispflichtig bleibt, kann : 
zweifelhaft fein (vgl. hierzu etwa die Entſcheidun für 
RG.: RG. 145, 390 ff., 395). Daß dabei die Haftung |, 
vorſätzliche Schadenszufügung nicht auch vertrag (Recht 
voraus ausgeſchloſſen werden kann, iſt anerkanntes é 
gemäß 8276 Abſ. 2 BGB. (vgl. hierzu z. B. M ich 
§ 152 VVG.). Falls ein Kraftfahrzeughalter hinſi ’ 
der Haftungsausſchließung für Fahrläſſigkeit tider fle 


chränkung 
lle vor 
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will, läßt er ſich vor Antritt der Fahrt eine 9 der 
Erklärung des Gaſtes mit ſeiner Unterſchrift un 
Hinzufügung von Ort und Datum geben. 41% nen? 
Im übrigen kommen für alle Perſonen, bie nicht 
geltlich (Gefälligkeitsfahrt) oder in Privatwagen, expert 
dem öffentlichen Verkehr dienen, auch entgeltli halter 


Das heißt alfo, es beſteht auch heute das ganze k 


ausſchluß getroffen zu werden pflegen und auch i en 
— jedenfalls einſtweilen — getroffen werden ifion, das 
Will man nun auf dem Wege der Rechtſprechmnuß in 
Problem einer Löſung zuzuführen verſuchen, o teiligten, 
erſter Linie unterſucht werden, was unter den 2 vor 
dem Kraftfahrzeughalter und dem Mitgenommie ſachlic 
Antritt der Fahrt und während der Fahrt ſich er Be⸗ 
abgeſpielt hat, ob dieſen Vorgängen rechtlich ne welche 
deutung zuzukommen vermag und bejahendenfa p 
Bedeutung. zn Kraft” 
Es fei von dem Regelfall ausgegangen. Ein einer 
wagenhalter nimmt einen guten Bekannten entgeltlich 
Fahrt, die er zu machen hat, ſtillſchweigend une daß den 
mit, d. h. in ſtillſchweigender Einigung darüber, att als 
Mitgenommenen keinerlei Unkoſten aus der ) 
ſolcher treffen follen. Dieſem Vorgang hat man tſamleit 
bislang rechtlich nicht die hinreichende Aufm 
gewidmet. % ficht E 
Der Kraftwagenhalter ſtellt einem Dritten ſondern 
einen Platz in ſeinem Kraftwagen zur Verfügung fo, da 
er bringt den Gaſt auch zu einem Ziel, und zw f 
nur dem Kraftwagenhalter ſelbſt die Koſten M ſten 
(Betriebs-, Abnutzungs⸗, Verſicherungs⸗ uſw. ungskof 
Laſt fallen, während dem Gaſt jegliche Beförde dert wird. 
erſpart bleiben und er koſtenlos zum Ziel bef per tatſäch 
über dieſen Vorgang und diefe Folgen be dliche Ein 
lich eine meiſtens ſtillſchweigende, ſelbſtverſtän inem t 
gung zwiſchen dem Kraftfahrzeughalter und 111 der Fahr 
Vielfach ift diefe Einigung auch ſchon bei BUNT, man mi 
durch die Einladung des Kraftfahrzenghalters 2 ergibt 1 
fahren wolle, einwandfrei klargeſtellt. Vielfach 
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dieſe Ci r 
zuſprechen ung der Parteien durch die tatſächlich bem- 
Nabung bei un wenn auch ſtillſchweigend erfolgte Hand- 
Lang ift auch kenach der Fahrt Die Annahme dieſer Eini- 
tſachen 8270 ya Unterſtellung, ſondern fie ift durch die 
Man 5 
zwei Tath tann dieſe Vorgänge rechtlich vielleicht unter 
e nö, des beſonderen Teils des Schuldrechts 
der Sn.) den der Leihe (88 598 ff.) oder auch unter 
legt ein ſogeng (8S 516 ff.) oder auch unter beide, indem 
— Auch bes gemiſchtes Rechtsverhältnis zugrunde 
edet werden ſinngemäßen Anwendung kann das Wort 
„ Von z 
ache Berga E ober zumindeſt doch von einem leiheähn⸗ 
halter den kann man deshalb reden, weil der Kraft- 
fahren Fahrgaſt unentgeltlich den Gebrauch des 
agenplatz Er dadurch geſtattet, daß er dieſem einen 
Kr Grund eförderung unentgeltlich einräumt, und 
halt eigenden einer beiderſeitigen, wenn auch nur oft 
„er räumt info migung der Parteien. Der Kraftwagen- 


Mea s 10 01 5 1 
weanniſigen o weit einen Teil des Kraftwagens in feiner 
weit q eſtimmung der Beförderung ein, überläßt 


I i 
das auch als den Teilbeſitz des Wagens dem Gaſte und 
im G er lichtet angejehen werden, während der 
dem brauche inſoweit dem Fahrgaſte kein Hindernis 
yo er zuſt agens in den Weg zu legen. Es würde 
deſeniberſprechen ande gekommenen Einigung der Beteilig⸗ 
Ehre en und x und mit ihrem in Übereinſtimmung ge- 
wagen, tillen ch den Fahrtantritt unzweideutig er- 
Erteztbalter den eutgegenſtehen, wenn etwa der Kraft⸗ 
wäre chung ec tgaft mitten auf einer Landſtraße vor 
oſſenfichenn nich ls auf die Straße ſetzen würde. Das 
Übe ichtliche x ein wichtiger Grund hierfür vorlag, eine 
. vs ctagsverletzung. Daß die unentgeltliche 


itanntes Rege auch als Schenkung möglich 
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genanegelmäßig etausſezungen der Schenkung ſind tatſäch⸗ 
9 . s einer Gefälligkeitsfahrt erfüllt. Bei 
liegt Ahrgaß⸗ Rs macht nämlich der Kraftfahrzeughalter 
eines cht nur in 1 Vermögen eine Zuwendung. Dieſe 
fonds Teiles des 2 unentgeltlichen Gebrauchsüberlaſſung 
Fahren auch dar; agens und der koſtenloſen Beförderung, 
und gaſtes uns an daß durch die Mitnahme eines weiteren 
auch naftleiſtun e dadurch bedingte höhere Beanſpruchung 
N lay Motors höhere Betrieb- und, wenn 
anderm loften dem n geringem Umfange, höhere Mb- 
loften „ Seite bleib, raftfahrzeughalter erwachſen. Auf der 
‚en dem Fahrgaſte diefe Beförderungs⸗ 
Se r aufzuwenden gehabt hätte, wenn die 
ſörder alſo in rn für ihn durchgeführt würde. Er 
gates p Stug ke eine Bereicherung, als ihm dieſe Be- 
Bong, gt hinſichtl; erſpart bleiben. Auf ſeiten des Fahr⸗ 
Band, tung BL ich der Faprtfoften regelmäßig keinerlei 
gute chen, Soldan, denke z. B. an mitgenommene 
Freunde, Bekannte diaten, Hitlerjungen uſw., aber auch 
Negele ichkeit zur „die ſelbſt kein Auto haben und aus 
alle der (ger Jahrt eingeladen werden. Das find die 
pelddie hier zofelligkeitsfahrt 
der, regelngrunde gelegten tatſächlichen Vorgänge 
Degen rechtli, äßig genau fo ab. Ihrer im vorſtehenden 
alten, 0 chen Auswertung kann man nicht ent⸗ 
hr alters als m Einzelfalle die Leiſtung des Kraft⸗ 
ele Fang ſei. D Uwendung aus feinem Vermögen nur 
Sebep le, rauf kommt es nicht an; es gibt ſehr 


falls dd bief e 
nicht zalls wird ple Zuwendungen auch erheblich find. 
ene hierdurch die rechtliche Charakteriſierung 
aus, p t 


, ‚Man 5 
Sp, irb i von dieſen rechtlichen Geſichtspunkten 
ten zn immer tal klar, weshalb Rechtſprechung und 
RR ee verſucht haben, bei Gefälligkeits⸗ 
obe Fahrläſſ des Kraftfahrzeughalters auf Vorſatz 
ligkeit zu beſchränken. Darüber hinaus⸗ 


zugehen, iſt kein Anlaß gegeben. Das hierbei zutage 
tretende Rechtsgefühl war zutreffend. Denn das zwiſchen 
Kraftfahrzeughalter und Fahrgaſt beſtehende tatſächliche 
und rechtliche Verhältnis bei einer Geflälligkeitsfahrt muß 
gemäß der im Geſetz zum Ausdruck gebrachten Regelung 
im Verfolg der 88 599, 521 BGB. zumindeſt ſinngemäß 
auf Haftung nur für Vorſatz und grobe Fahrläſſigkeit be⸗ 
grenzt werden. 

Bei der Gefälligkeitsfahrt handelt es ſich um Rechts⸗ 
beziehungen der Beteiligten untereinander, die eine regel⸗ 
mäßige Haftung des Kraftfahrzeughalters auch wegen nur 
leichter Fahrläſſigkeit als unbillig erſcheinen laſſen. Es 
liegt auch hier eben ähnlich wie in all den Fällen, bei 
denen der Geſetzgeber nur die Haftung für Vorſatz und 
grobe Fahrläſſigkeit feſtlegen zu ſollen geglaubt hat (vgl. 
außer §8 521, 529 noch z. B. beim Geſchäftsführer ohne 
Auftrag in Fällen drohender Gefahr § 680 BGB., beim 
Finder § 968 BGB., beim Schuldner bei Annahmeverzug 
des Gläubigers § 300 BGB.). Die Sachlage verlangt 
hier eben eine Haftungsmilderung. Eine ähnliche Sachlage 
liegt bei der Gefälligkeitsfahrt vor. Will man daher etwa 
nicht unmittelbar die Rechtsſätze von Leihe und Schenkung 
anwenden, ſo verlangt heutiges Rechtsdenken jedenfalls eine 
ſinngemäße Anwendung dieſer Beſtimmungen. Daß aber 
die gleichen Grundſätze auch für den Fall gelten müſſen, 
wenn ſich etwa der Fahrgaſt nur z. T. an den Benzinkoſten 
beteiligt, kann nicht zweifelhaft ſein, da auch in dieſem 
Falle immer noch auf ſeiten des Kraftwagenhalters eine 
unentgeltliche, eine Gefälligkeitsleiſtung im obigen Sinne 
beſtehen bleibt, da eine Beteiligung an den Betriebskoſten 
nur zum geringen Teil die Zuwendung aus dem Ver⸗ 
mögen des Kraftwagenhalters an den Fahrgaſt ausgleicht, 
alſo das Verhältnis zwiſchen Leiſtung und Gegenleiſtung 
im Sinne eines entgeltlichen Beförderungsvertrages regel- 
mäßig kaum gegeben iſt. 

Dieſe Grundſätze können allerdings regelmäßig nicht 
Platz greifen, wenn der Kraftwagenhalter Bewußtloſe, 
Schwerkranke, Kinder uſw. mitnimmt. Denn in dieſen 
Fällen kann regelmäßig ein Vertrag auf Gefälligkeitsfahrt 
rechtswirkſam nicht zum Abſchluß gekommen fein. Für 
dieſen Fall iſt nicht einzuſehen, weshalb überhaupt eine 
Haftungsbeſchränkung des Kraftwagenhalters eintreten ſoll. 
Die Situation erfordert von ihm gerade beſondere Vorſicht 
und Berückſichtigung der Sachlage. Sind ſich die Beteilig⸗ 
ten, wie z. B. bei einem erwachſenen Kranken, der nicht 
bewußtlos iſt, indes einig, daß eine Gefälligkeitsfahrt ſtatt⸗ 
findet, ſo greifen wieder die obigen Grundſätze Platz. 

Durch die hier zur Erörterung geſtellte Rechtsauffaſ⸗ 
fung, die den tatſächlichen Dingen auch rechtlich am nächſten 
kommt, wird eine Reihe von Rechtskonſtruktionen über⸗ 
flüſſig, die eine Haftungsbeſchränkung des Kraftwagen⸗ 
halters auf anderem Wege erzielen wollen, die aber bei 
näherer Prüfung keinen Beſtand haben können. Hierher 
gehört etwa die Auffaſſung, daß bei fahrläſſiger Schadens⸗ 
verurſachung gelegentlich einer Gefälligkeitsfahrt durch den 
Kraftwagenhalter die Rechtswidrigkeit entweder von ſelbſt 
wegfalle oder durch ſtillſchweigenden Vertrag zwiſchen den 
Parteien beſeitigt ſei. Die Rechtswidrigkeit einer ſchuld⸗ 
haften Schadenszufügung kann durch Notwehr, Notſtand 
aufgehoben werden. Davon kann keine Rede ſein, wenn 
zwei zuſammen eine Gefälligkeitsfahrt vereinbaren und 
durchführen und hierbei z. B. der Kraftwagenhalter fahr⸗ 
läſſig die Urſache zu einer Körperverletzung des Fahrgaſtes 
ſetzt. Es fehlt auch jeder ausreichende Rechtsgrund dafür, 
weshalb ein Kraftwagenhalter, der grob fahrläſſig eine 
Kurve oder ein Verkehrshindernis überſieht und dadurch 
den mit ihm als Gaſt fahrender Ernährer einer Familie 
zum Tode bringt, hinſichtlich dieſer Handlung für ſich in 
Anſpruch nehmen könnte, ſeine Handlung ſei nicht rechts⸗ 
widrig. Das bedarf keiner weiteren Erörterung. Dieſe 
Rechtswidrigkeit kann auch nicht durch ein als Still⸗ 
ſchweigen angenommenes Einverſtändnis des Fahrgaſtes 
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bejeitigt werden. Denn ob etwas rechtswidrig ift oder nicht, 
beſtimmt das Geſetz, nicht der Einzelne. Man könnte daher 
höchſtens davon ſprechen, daß ein ſtillſchweigender Verzicht 
auf Haftungsanſprüche aus Verſchulden des Kraftwagen⸗ 
halters ſeitens des Fahrgaſtes angenommen werden könne 
oder müſſe, oder, wovon auch viel geſprochen wird, eine 
freiwillige Gefahrübernahme mit der gleichen rechtlichen 
Folge der Unmöglichkeit der Geltendmachung von Haf⸗ 
tungsanſprüchen. Beide Konſtruktionen kranken daran, daß 
ſte mit der Wirklichkeit nicht in Einklang zu bringen ſind. 
Hieran denkt kein einziger Fahrgaſt auf Gefälligkeitsfahrt, 
und regelmäßig auch kein Kraftwagenhalter. Es handelt 
ſich alſo um eine Vermutung, eine Fiktion, eine Unter⸗ 
ſtellung, die Koffka in der Feſtgabe für den Reichsgerichts⸗ 
präſidenten S. 305 mit Recht als mißlich bezeichnet. Die 
Rechtſprechung insbeſondere hat es regelmäßig abgelehnt, 
derartigen Unterſtellungen ohne jeden tatfächlichen Anhalts⸗ 
punkt rechtliche Bedeutung beizulegen. 

Eine Einigung der Beteiligten liegt inſoweit nicht 
vor. Außerdem iſt bei dem heutigen Verkehr regelmäßig 
das Fahren mit einem Kraftwagen keine Gefahrübernahme 
mehr, ebenſowenig wie die Benutzung der Eiſenbahn. Ge⸗ 
fährlich wird es erſt — abgeſehen von von Dritten ſchuld⸗ 
haft verurſachten Gefahren —, wenn der Kraftwagenhalter 
ſeine Pflicht, die ihm auch gegenüber dem Gefälligfeit3- 
fahrgaſt obliegt, nämlich die in ſeinem Wagen mitgenom⸗ 
menen Perſonen nicht durch ſein Verſchulden zu ſchädigen, 
ſchuldhaft verletzt. Damit braucht, heute jedenfalls, kein 
Gefälligkeitsfahrgaſt ohne irgendwelche weitere konkreten 
Anhaltspunkte zu rechnen. Das wäre eine durch nichts hin⸗ 
reichend gerechtfertigte Angſtlichkeit, die nicht mehr als 
begründet erachtet werden kann. Bei Beginn des Kraft⸗ 
wagenverkehrs könnte man ſo vielleicht gedacht haben, wie 
es denn auch im erſten Entwurf zum KraftfG. geheißen 
hat: der Entwurf bezwecke: „das Publikum vor den ihm 
aufgedrungenen (!) Gefahren des Automobilbetriebs 
zu ſchützen“. Heute iſt ein derartiger Standpunkt unmöglich 
und ſteht mit der täglichen Wirklichkeit in kraſſem Wider⸗ 
ſpruch (vgl. auch die amtl. Begründung zum Geſetz vom 
7. Nov. 1939; DI- 1939, 1772). 

Es erſcheint als zutreffend, die Haftungsgrenze des 
Kraftwagenhalters bei Gefälligkeitsfahrt dem Fahrgaſt 
gegenüber jedenfalls ſinngemäß in Verfolg des Rechts⸗ 
gedankens der 88599, 521 (Haftung nur für Vorſatz und 
grobe Fahrläſſigkeit) zu ziehen. 

Die Erörterung des Problems erfordert aber, noch 
auf einen weiteren tatſächlichen und rechtlichen Geſichts— 
punkt zugunſten des Kraftwagenhalters hinzuweiſen, der 
vielfach auch nicht die hinreichende Beachtung findet. Das 
it der Rechtsgedanke des § 254 BGB., der bei der Ge- 
fälligkeitsfahrt eine nicht unerhebliche Rolle ſpielt, be- 
ſonders auch in dem Falle, daß der Fahrgaſt bei einer 
Gefälligkeitsfahrt den Tod gefunden hat. Mit vollem Recht 
hat hier das Geſetz im 8846 BGB. auch gegenüber den 
Erben des durch Unfall Getöteten (58 844, 845 BGB.) den 
§ 254 BGB. für anwendbar erklärt. 


Der 8254 BGB. hat vielleicht bei der Gefälligkeits⸗ 
fahrt bislang nicht in vollem Umfange die Anwendung 
gefunden, die er in Wirklichkeit finden müßte. Bekannt iſt 
der Fall, daß ein Fahrgaſt ſich einem betrunkenen Kraft⸗ 
wagenhalter anvertraut hat. Darüber hinaus wird aber in 
jedem Falle der Auswahl des Kraftwagenhalters ſeitens 
des Fahrgaſtes und insbeſondere der Einſtellung des Fahr⸗ 
gaſtes gegenüber dem Verhalten des Kraftwagenhalters 
während des Verlaufes der Gefälligkeitsfahrt beſondere 
Beachtung geſchenkt werden müſſen. Wenn z. B. ein Fahr⸗ 
gaſt, der zu einer entſprechenden Beurteilung in der Lage 
iſt, ſich einem Kraftwagenhalter bei einer z. B. infolge 
des Wetters oder der örtlichen Situation erkenntlich ſehr 
ſchwierigen Fahrt anvertraut, der gerade erſt ſeinen Führer⸗ 
ſchein erhalten hat, ſo iſt das eine erhebliche Fahrläſſig⸗ 


Ä de’ 
keit, die als Mitverſchulden des $254 BOV. im Mnai 
falle zu werten fein wird. Man wird aber wol m 
weiter gehen müſſen. Dabei kommt es immer auf dii ein 
ſtände des einzelnen Falles ausſchlaggebend an. itsfahtt 
verſtändiger Fahrgaſt ſich heute auf einer Gefällig, ane 
mitnehmen läßt, fo kann er fich nicht mit dem © aha 


den Volksgenoſſen, ganz beſonders aber unter, Ben 
zhren 
ſtändige für befähigt angeſehen werden muß, al lach a 
fährt. Zum Beiſpiel wenn er fortgeſetzt mit zu hohe durch 
ſchwindigkeit Straßenkreuzungen, kleine Ortſchaften rholl, 
fährt, andere Wagen in gefährlicher Situation recke mit 
beſonders in der Dunkelheit auf unbekannter a bigtel 
zahlreichen ſcharfen Kurven eine zu hohe Sehe olchen 
beibehält u. dgl. m. Der Fahrgaſt muß in eien iege 
Falle als verpflichtet angeſehen werden, dem Hiert en. Nos 
den Gefahrenmomente ſeinerſeits Rechnung zu za urch 
kann auf verſchiedene Weiſe geſchehen. Zum Bei enhalten, 
eine nachhaltige Aufforderung an den Kraſtwag Fahr 
ſein Verhalten zu ändern 1). Oder z. B. wer yalter ber, 


) Er 
ſeits darauf hinwirken, daß wenigſtens eine 0 töf 
gelegt oder der Kraftwagenlenker am Steuer! andigel 
wird. Das kann natürlich nur von einem 


drohende Verhalten fortſetzt, muß ſchließlich © terri, 
ünfti 
und bei nächſter Gelegenheit ausſteigt. Ein DEE unge 
Kraftwagenhalter wird jih den berechtigten verhalten 
ſeines Fahrgaſtes gegenüber nicht ablehnen ſondere bi. 
Daß dieſe Sorgfaltspflicht des Fahrgaſtes ler Fah he 
Fahrten in der Nacht, im Nebel, bei vereiste em ach 
und in ähnlichen Fällen beſonders gilt, kann e Jahrg 
kundigen nicht zweifelhaft ſein, denn au beit Un 
ſetzt durch entgegengeſetztes Verhalten ſelbſt Gesa piet"! 
Leben erkennbar und urſächlich aufs Spiel, Sunne * 
gegebenenfalls ein mitwirkendes Verſchulden im 
§ 254 BGB. liegt, iſt unbedenklich. e bie Te 
Daß bei entgeltlichem Beförderungsverhenhe Van, 
gemeine Verſchuldenshaftung (Vertrag, neri fei no 
lung) für den Kraftfahrzeughalter Platz gree 
erwähnt. na pir ie 
Die vorſtehend erörterte Haftungsbegrenzie eriweiteic 
Kraftwagenhalter bei Gefälligkeitsfahrt ſowie dn urſach ne 
Anwendung des § 254 Bo, gegenüber 11 roble A 
mitſchuldigen Fahrgaſt dürften das Haftung ui erkenn 
der Gefälligkeitsfahrt im Kraftwagen deutliche 
gemacht haben. da 
Aus dem Vorſtehenden wird man folge! b Ý D 
eine noch weitergehende Haftungsbeſchrünkun a gſchweiggeg 
tungsausſchließung bei ausdrücklich oder tpoliliſch fi 
vereinbarter Gefälligkeitsfahrt, auch rechts be 
kaum rechtfertigen läßt. und ** 
Die Haftungsbeſchränkung auf Vorſaß ten und z 
Fahrläſſigkeit aber dürfte einem wünſchens elf ſich bei en 
rechten Intereſſenausgleich dienen. Es handen. n Sei 
vereinbarten Gefälligkeitsfahrt eben um eine ie ei 
bewußte Gefälligkeit des Kraftwagenhalters, 3 
ſprechend gleiche Einſtellung auf der Seite A 
auslöſt und zur Folge hat. Das muß nach. ð 
DUELEM KG. 19 U 17680 


dürfen, 
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1) Vgl. hierzu etwa Urteil des 
nn ene 
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us fein. Es widerſpräche dem Anſtands⸗ 
e 
en a eitagefäpi aller gerecht und billig denfenden 
418 Stein auf ſeiten des Fahrgaſtes innerlich eine 
eig, da er einzunehmen. Beide Teile find fih alfo 
Araktoy er der Fahrt ihre Beziehungen unter dem 
dem ngeſetlich slälfigteit (Schenkung, Leihe) ſtehen. Damit 
bleig wirklichen ei Haftungsbeſchränkung Platz, die auch 
ut die Haft illen der Beteiligten entſpricht. Damit 
nungsbeſchränkung auch beſtehen, wenn die 
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Handlungsweiſe des Kraftwagenhalters bei einem Unſall 
bei leichter Fahrläſſigkeit ſeinerſeits im übrigen auch eine 
unerlaubte Handlung im Sinne des § 823 Abſ. 1 u. ADİ. 2 
darſtellen würde, denn auch dieſe Haftung iſt durch den 
Gefälligkeitsvertrag ausgeſchloſſen. (Vgl. hierzu etwa RGN- 
Komm. Vorbem. 4 vor 88 823 ff.) Wollte der Fahrgaſt die 
volle Haftung des Kraftwagenhalters, jo müßte er das vor 
Antritt der Fahrt ausdrücklich mit dem Kraftwagenhalter 
vereinbaren. 


Grenzen und Fuläfſigkeit der Fweckbeſtimmung, insbeſondere 
im Fwangsvollſtreckungsrecht 


li Jeder 8 a 

Yer Smeg nc und jeder Forderung liegt ein wirtfchaft- 
der er 9 nor. Dies hindert im allgemeinen nicht, 
gen kann. & er Sache oder des Rechtes darüber frei 
ch fo geart t Dielen Fällen ift aber die Awedbeftim- 
mitterp) gebunden ab er an die Einhaltung dieſes Zweckes 
lihen ar 92925 Dieſe Zweckbeſtimmung kann ſich uns 
ſtänd Anordunn eſetz, daneben auch aus einer gericht- 


ng, li i 8 = 
die Sorten Einzelf jo ießlich aber aus den beſonderen Um 


auf de vor. Q 
dal dem Geboten beruht der geſamte Vollſtreckungsſchutz 
di. 1 d Gry pi 


geſchzz b I 

Ge a Wengen iſt fofort erſichtlich, daß dieſe Sachen 
Gli A hutzwu 2 k 3 

eue de ers ice und wichtiger als die Befriedigung des 


tejer S. 5 
fhri, ung. achen beruht alfo auf ihrer Zweck⸗ 
bie Ga deg 50 gleichen Gedanken enthalten die Vor⸗ 


rhält es f. g i 
Sachen Mpfän ſich mit den nach §811 Ziff 2, 3, 10 
j ein onen Sachen. Immer wieder wird in den 
Geld ter ift geſchüzt, dem zu dienen fie beftimmt find. 
rm ae anders Zweckgebundenheit naturgemäß beim 
werd i 


ORD. an 


Mr für die 
zu De staltung wich als ſchutzwürdig betrachteten Zwecke, 
gr en, 
im or. Beji 
gen fare en der Zweckgebundenheit kehrt wieder 
ie ais f. teilweiſe recht. Die Gehalts⸗ und Lohnforderun⸗ 
ſollen Hurt: unpfändbar, weil fie dem Schuldner 
noch 8 ge egen nd anerkannte Lebenshaltung ermöglichen 
zur 2 Sa Zweckgebundenheit ſind unpfändbar 
atr decung ein 5 2 BPO. Aufwandsentſchädigungen, 
ö Tann 90850, dienſtlichen Mehraufwandes dienen 
ern, P.), wie z. B. Repräſentations⸗ 
y gytungägelber, Kilometergelder uſw. 
ler Berfi ach § 850 h BPO. bleiben die Vor- 
nber die Pfän dungs, Verſorgungs⸗ und ſonſtigen 
Wag 15 (RV 9119 von Anſprüchen beſtimmter Art 
i Imag, et, 8121 19, Wehrmachtfürſorge⸗ und »ver⸗ 
Kantti Gtangenäri, bis 133, Familienunterſtützung der 
e Kinder ‚gen, Unpfändbarkeit des Anſpruchs auf 
Se nr logale, VO. v. 31. Aug. 1937 i d. Faſſ. 
Art. Di in a Die Gründe der Pfändungs⸗ 
f durch A Sondergeſetzen ſind mannigfacher 
geregelten Bezüge ſollen in erſter Linie 


Ang s 


Von Amtsgerichtsrat Dr. Sebode, Berlin 


die Lebensführung bedürftiger Schuldner ſicherſtellen. 
Daneben ſpielt aber auch hier der Gedanke der Zmed- 
gebundenheit eine Rolle. Bei den hier in Rede ſtehenden 
Anſprüchen handelt es ſich meiſt um ſolche auf Leiſtungen 
aus Mitteln, die von der Allgemeinheit aufgebracht ſind 
und nur unter dem Geſichtspunkt der Fürſorge dem 
Schuldner zugewendet werden. Wenn dieſe Mittel durch 
Pfändung Gläubigern des bezugsberechtigten Schuldners 
zufließen könnten, ſo wäre dies nicht nur vom Standpunkt 
des auf ſie angewieſenen Schuldners aus ſchwer zu recht⸗ 
fertigen, ſondern auch vom Standpunkt der Allgemeinheit, 
die ihre Opfer nur der Not des Schuldners zuliebe, nicht 
aber für feine Gläubiger bringen will (Pohle, „Pfän⸗ 
dungsſchutz“ 8 850 h Anm. 1). 

Der Gedanke der Zweckbeſtimmung findet ſich weiter⸗ 
hin im 8 19 VollſtrSch VO. v. 26. Mai 1933. Hiernach ift 
die Pfändung von Miet⸗ und Pachtzinſen inſoweit un⸗ 
zuläſſig, als der Schuldner die Einnahmen aus der Miete 
bzw. der Pacht braucht, um das Grundſtück laufend zu 
unterhalten, zur Vornahme notwendiger Inſtandſetzungs⸗ 
arbeiten und zur Befriedigung von Anſprüchen, die bei der 
Zwangsvollſtreckung in das Grundſtück dem Anſpruch des 
Gläubigers nach § 10 ZwvVerſtGG. vorgehen. Die Mieten 
ſollen alſo nicht zur Beſtreitung der perſönlichen Bedürf⸗ 
niſſe des Schuldners bzw. zur Befriedigung ſeiner perſön⸗ 
lichen Gläubiger dienen, vielmehr ſollen erkennbar daraus 
in erſter Linie diejenigen Koſten gedeckt werden, die mit 
dem Beſitz eines Grundſtücks verbunden ſind. Die Miete 
bzw. die Pacht iſt alſo zweckgebunden. 

Auch außerhalb des Vollſtreckungsrechts gibt es Fälle 
einer geſetzlichen Zweckbindung. So iſt der von der Ehe⸗ 
frau nach 88 1371, 1427 Abſ. 2 BGB. zu leiſtende Bei⸗ 
trag zur Beſtreitung des ehelichen Aufwandes lediglich zur 
Deckung dieſes Aufwandes, nicht zur Bezahlung ſonſtiger 
vom Ehemann zu tragender Laſten beſtimmt (ſo jetzt KG. 
v. 22. Sept. 1939, 8 W 3714/39; LG. Bremen: Hanf RGB. 
1939, 338; Püſchel: „Der Deutſche Juſtizbeamte“ 1939, 
680). Auch die Sondervermögen des ehelichen Güterrechts, 
wie Vorbehaltsgut der Ehefrau, ſind im weiteren Sinne 
zweckgebunden. Weiterhin wäre hier das Baugelddarlehen 
zu erwähnen. Nach 81 des Gef. über die Sicherung der 
Bauforderungen v. 1. Juni 1909 iſt der Empfänger von 
Baugeld verpflichtet, das Baugeld zur Befriedigung der 
Bauhandwerker und Lieferanten zu verwenden, d. h. aller 
derjenigen Perſonen, die an der Herſtellung des Baues 
auf Grund eines Werk⸗, Dienſt⸗ oder Lieferungsvertrages 
beteiligt ſind. Die Rechtslage bei dem Baugelddarlehen 
findet eine Parallele in den Beſtimmungen der 88 97, 98 
VVG. Bei Gebäudefeuerverſicherungen wird häufig die 
ſogenannte Wiederherſtellungsklauſel vereinbart, d. h. der 
Verſicherer iſt nur verpflichtet, die Entſchädigungsſumme 
zur Wiederherſtellung des verſicherten Gebäudes zu zahlen. 
Dann kann der Verſicherungsnehmer die Zahlung erſt ver⸗ 
langen, wenn die beſtimmungsgemäße Verwendung des 
Geldes geſichert ift (Lange: 28.1933, 2197. 

II. Die Zweckbindung kann ſich auch aus gerichtlicher 


8 Aufſätze Deutſches Recht ver. mit 8. 


Anordnung ergeben. Hierher würde eine dem Ehemann 
durch einſtweilige Verfügung aufgegebene Vorſchußzahlung 
für die Prozeßkoſten ſeiner Frau in einem gegen ihn ge⸗ 
richteten Scheidungsprozeß zu rechnen fein. Dieſe einſt⸗ 
weilige Verfügung gewährt der Ehefrau nicht einen An⸗ 
ſpruch zur Bereicherung ihres Vermögens. Vielmehr ſoll 
das Geld an einen Dritten weitergeleitet werden. Nach 
Jonas (5851 II, 5 BPO.) beſteht weitergehend die ſich 
aus der Zweckbeſtimmung ergebende Gebundenheit über⸗ 
haupt bei allen durch einſtweilige Verfügung angeordneten 
Geldzahlungen, auch inſoweit, als es ſich nicht um un⸗ 
pfändbare Unterhaltszahlungen handelt. Ein gutes Beiſpiel 
einer aus gerichtlicher Anordnung fih ergebenden Zweck⸗ 
bindung gibt Lange a. a. O. 222. Jemand hatte ein Urteil 
auf Befreiung von einer Pfändung erwirkt. Gemäß 8 887 
ZPO. hatte das Prozeßgericht den Kläger ermächtigt, die 
Pfändung auf Koſten des Beklagten durch Zahlung eines 
beſtimmten Geldbetrages an den Pfandgläubiger zu be⸗ 
ſeitigen und den Beklagten zur Vorauszahlung dieſes Be⸗ 
trages an den Kläger verurteilt. Die Pfändung dieſes 
Vorauszahlungsanſpruches durch einen Gläubiger des Klä⸗ 
gers wurde vom LG. Hannover aufgehoben. Der Koſten⸗ 
betrag ſei zweckgebunden. Der Kläger dürfe ihn nicht für 
beliebige Zwecke verwenden, ſondern ſei verpflichtet, ihn 
an den Dritten zur Beſeitigung der Pfändung abzuführen. 

Die rechtliche Bedeutung aller dieſer Zweckbindungen 
zeigt ſich, ſobald es zu einer Kolliſion der Intereſſen 
der durch ſie Begünſtigten oder Berechtigten mit Dritten 
kommt. Auf dem Gebiete des Vollſtreckungsrechts wird der 
Widerſpruch teils dadurch gelöſt, daß Sachen oder Forde⸗ 
rungen von vornherein für unpfändbar erklärt werden. In 
anderen Fällen, etwa bei den durch 8 19 VollſtrSch VO. 
freigeſtellten Mietzinsanſprüchen, iſt nicht ohne weiteres 
ſicher, inwieweit ſie gerade für die beſtimmten Zwecke er⸗ 
forderlich ſind. Daher iſt nicht Unpfändbarkeit von Geſetzes 
wegen beſtimmt, ſondern das Gericht hat von Fall zu Fall 
zu entſcheiden, ob und inwieweit Zweckgebundenheit und 
Unpfändbarkeit anzunehmen iſt. Das gleiche gilt in den 
anderen erwähnten Fällen. 

III. Die Zweckbindung einer Sache oder einer Forde⸗ 
rung kann ſich aber auch ohne geſetzliche Beſtimmung oder 
gerichtliche Anordnung aus den beſonderen Umſtänden des 
Einzelfalles ergeben. Hier handelt es ſich um alltäglich 
vorkommende Fälle der Praxis: Anſprüche eines Agenten 
auf Erſatz von Reiſeſpeſen, des Angeſtellten auf Zahlung 
von Weihnachtsgratifikationen, auf Zahlung von Kinder⸗ 
geld, von ſonſtigen Beihilfen uſw., bei denen aber in Recht⸗ 
ſprechung und Schrifttum keineswegs Einigkeit über die 
an eine ſolche Zweckbeſtimmung zu ſtellenden Erforderniſſe 
und ihre Wirkung gegenüber Dritten beſteht. Will man 
hier zu der erforderlichen Abgrenzung gelangen, ſo er⸗ 
ſcheint es notwendig, zu prüfen, ob und in welchem Um⸗ 
fange gemeinſame Geſichtspunkte den geſetzlich geregelten 
Fällen einer Zweckbindung zugrunde liegen, die einer Ver⸗ 
allgemeinerung und Übertragung auf Fälle einer geſetzlich 
oder gerichtlich nicht geregelten Zweckbindung fähig wären. 

1. In einer großen Zahl der obengenannten Beiſpiele 
iſt erkennbar der Zweck darauf gerichtet, dem Schuldner, 
der durch eigene Arbeit ſeinen Lebensunterhalt verdient, 
nach Möglichkeit die Grundlagen ſeiner Erwerbstätigkeit 
zu erhalten. Dies geht vor allem aus dem 8811 Ziff. 5 
ZPO. hervor, nach dem ſolchen Perſonen, die aus ihrer 
körperlichen oder geiſtigen Arbeit oder aus ſonſtigen per⸗ 
ſönlichen Leiſtungen ihren Erwerb ziehen, die zur Fort⸗ 
ſetzung ihrer Tätigkeit erforderlichen Gegenſtände zu be⸗ 
laſſen ſind. Aber auch die Beſtimmungen des 8 811 Ziff. 4, 
7 und 9 beruhen auf der gleichen geſetzgeberiſchen Erwägung 
(KG. v. 10. Dez. 1935: JW. 1936, 519). Dem Gedanken, 
die Exiſtenz des Schuldners zu ſchützen, dienen weiterhin 
die geſamten Lohnpfändungsbeſtimmungen der ZPO. und 
der einſchlägigen Nebengeſetze. 

Ganz andere Geſichtspunkte ſind wieder vorherrſchend 


„ Eriſtens 
z. B. bei 8 19 der BD. v. 26. Mai 1933. Nicht Die Cher 
des Schuldners, ſondern der Schutz derjenigen, dobes her? 
Unterhaltung des Grundſtückes beigetragen haben odingliſ 
tragen (Handwerker uſw.) oder die am Grundſtück Gedanke 
geſichert find, ift hier beſtimmend. Ein ähnlicher i 
des Gläubigerſchutzes liegt den Beltimmungen U üllen, 
Bauhandwerkerforderungen zugrunde. In vielen iegt die 
etwa bei der Vorſchußzahlung des Ehemannes, — 
Zweckbindung in der Beſchränkung der Betimi en des 
Leiſtung für eine genau umriſſene Aufgabe (Ae 
Scheidungsprozeſſes). Beiſpiel 

i 


Die Zwecke find ſomit, wie ſchon die wenigen 
nerti der 


Exiſtenz des Schuldners, die das QG.: JW. x eines 
bei der Erörterung der Unpfändbarkeit der SPA einem 


gr zutreffen t. 
2. Eine demgegenüber allgemeinere Faſſung foten vor 
è 


Pfändungen bewahrt werden, wenn fie beftinn in, digung 


nach der Vorbringlichteit zu küren wäre. Die caffe 


e 
der Sachen ergeben, die im Regelfalle nur N fold 
ten Zwecken zu verwenden find, oder es ſoll ſich der Ven 
Sachen handeln, bei denen die Verhältniſſe zu Mayer! 
wendung zu dieſem Zwecke zwingen. Mit denden Bod, 
Formulierung dürfte man jedoch ſchon ſchwanken in große 
betreten. Es mag Lent zugegeben werden, daß den yiten 
Teil der genannten Fälle ſich unter eine der be end) 
nativen bringen läßt. Für eine ausdehnende Appetit 
erſcheint mir aber die Faſſung denn doch zu mung. 
Die erſte Bindung hat hier ohnedies keine Beben (imma) 
große Gebiet, auf dem die Frage ber = Ä 
hauptſächlich in Erſcheinung tritt, ift das der derungen 
pfändung, und zwar der Pfändung von Ge fo 
meiſtens aus irgendeinem Gehalt- oder 2 gr 
Die Geldforderung bzw. das Subſtrat derselben zweck w7 
fann nun aber gerade für alle nur denkbaren rp” erg 
wandt werden. Aus der „Beſchaffenheit der 
ſich alſo hier gar nichts. Es bleibt ſomit a ce die e 
bei der zweiten Alternative, ob die Berjältn rz if “ie 
wendung zu beſtimmten Zwecken erzwingen. einem Sa 
Frage, die der eine in dieſem, der andere M usdrücke "ie 
beantworten wird. Rechtlich verſchwommene, als au 
hier ſowohl der Begriff der „Verhältniſſe der eine oh 
Bedeutung des „Erzwingens“. Hier wird : 1 
Meinung fein, daß die Verwendung zu ben 
den Umſtänden des Falles durchaus geboten, a 
ſei, während der andere ganz anderer der Ki 
Als Beiſpiel mag hier auf die Pfändbarkel aus ſob e 
zulage vertiefen werden. Das Kindergeld Mi ig von. 1 
politiſchen Erwägungen, grundſätzlich unab oder Kin ür 
Arbeitsleiſtung gezahlt und ſoll den Unten dbarkeit hap 
der Berechtigten ſicherſtellen. Seine Unpfäg Abf. 2 It 
die Beamten geſetzlich feſtgelegt. Im 5.850 en mit H 
find die Zulagen und Beihilfen, welche Beam ntigter 
ſicht auf das Vorhandenſein unterhalts Kinderbeih nung 
gehöriger gewährt werden, beſonders alſo bei Ermitn „ 
weder der Pfändung unterworfen, noch 850 b r 
der pfändbaren Beträge zu berückſichtigen, beiter un, Im 
welche die Pfändbarkeit der Bezüge der ung ni k 85 
geſtellten regelt, enthält eine ſolche Beſtimn en des Sab“ 
§ 850b BPO. ift wiederholt auf Anordunn Abſ. 1 t 
BPO. hingewieſen. Die Vorſchriften des p anwe 
und 8 850 Abſ. 3 werden für entſprechen Aus dieſer 
klärt. Ein Hinweis auf Abſ. 2 fehlt jedoch. 
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gefolgert en Rechtſprechung und Lehre zunächſt einheitlich 
gestellten ; aß die Kinderzulagen der Arbeiter und An⸗ 
der Pfändun Gegenſatz zu denen der Beamten grundſätzlich 
häufiger g unterliegen. Dann aber find vereinzelt, dann 
allen N Gerichte dazu übergegangen, auch in dieſen 
e Unpfänopanderzulagen für unpfändbar zu erklären. 
eren Hau i arkeit wird nach einer verbreiteten Meinung, 
Beamte e reter Böhle-Stamſchräder: DDJuſt⸗ 
mit dem Ser: 654 und Klemm: DR. 1939, 2001 find, 
Hier zeigt ſelichtspunkt der Zweckbeſtimmung begründet. 
or Fa indes die Gefahr, die mit der Leut ſchen 
ſeiner $ mg verbunden ift. Da das Kindergeld nicht 
verwandt chaſfenheit nach nur zu dem geſchützten Zweck 


Stam der Mein ie Bö 
m a ung von Qent an (wie Böhle- 
1989, 200 j üder), während andere (Rühling: DR. 


urchaus able Gedanken irgendeiner Zweckbindung hier 
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810 
der oel, Fällen des 8811 z. B. ſteht der Schutz 
a N 
15 ſoll — chuldners, im Vordergrund. Die Allgemein⸗ 
krſchaftlich gen geſichert werden, daß der Einzelne ſeine 


rge 
a Sun Laſt füllt (RGB. 106, 206). Deshalb it es 
jläubiger a En 1 end E mi dem 
a ung auf die Pfändungsbeſchränkungen 
Gann Aunuszuſchließen (J “ei, 3 8811 J, 2; Kalt. 
= anken liege mit weiteren Nachweiſen). Die gleichen 
bie Falle 75 5 dem Lohnpfändungsſchutz zugrunde. Auch 
e ihr bier 850 h iſt es der Schutz der Allgemeinheit, 
Pon, für feine nur der Not des Schuldners zuliebe, nicht 
ia tSo D Gläubiger gebracht hat, im Falle des § 19 
gemand dingli N es der Schutz der am Grundſtück perſön⸗ 
ae ar 1 ch intereſſierten Gläubiger uſw. Allen Fällen 
zer beſtim em eines, nämlich der Schutz der Allgemeinheit 


Io Belange ur erſonen, die Wahrung ihrer Intereſſen 
Bo Sh nd — negativ ausgedrückt, auf die Perſon 


ulh ; 
N Hg ei gerichtet — der Gedanke, daß der eigene 
1 hier en ers keine irgendwie ausſchlaggebende 


könne Di ; 
Önnen os eſe Geſichtspunkte find allgemeiner Natur. Sie 


di ala 9 

nen, in hen ahitab und Richtlinie in all den Fällen 
eden Regelung außerhalb einer geſetzlichen oder behörd⸗ 
ihre orderund die Zweckbeſtimmtheit einer Sache oder 


ce eag ihre Erhalt ür di f 
ehr, ANpfän . altung für dieſen Zweck und damit 
ſchla i Dbarteit erfordert. Die meiften der Hier ein- 


iù a 4 : 
aut o be a der Praxis betreffen nun, wie ſchon er⸗ 
Sowe Arbeits. Jen, und zwar am häufigſten ſolche aus 


ſteht it aber die oder Dienſtverhältnis des Schuldners. 
tim dat as P Pfändung von Forderungen in Frage 
ung des euebrecht ſelbſt in der allgemeinen Be⸗ 
S 51 BPO. dem Gedanken einer Zweck⸗ 
fungen ù Bar i getragen, mit der die obigen Er- 
9851 Datfeit einestehung zu ſetzen find. Hinſichllich der 
O ab . 1 auf x Forderung verweiſt das Prozeßrecht im 
biin lehen von 15 ſachliche Recht. Unpfändbar ift danach 
nach Far erklärte den durch das Prozeßrecht ſelbſt für un⸗ 
keit ſachlichem Ne Forderungen — jede Forderung, die 
Gef be Die 85 e ift. Die Übertragbar- 
Diess in 88 99 Hiervon ausgehend, beſtimmt das 
"efe Rege a, 400 BGB. drei Falle der Unabtretbarkeit. 
g iſt nicht ausſchließlich. Hinzutreten zahl⸗ 


reiche Fälle der Unabtretbarkeit kraft beſonderer Beſtim⸗ 
mungen im BGB. und in anderen Geſetzen, die zum Teil 
wieder als unter die allgemeine Vorſchrift des § 399 
fallend angeſehen werden können. Darüber hinaus muß 
aber Unabtretbarkeit in ſolchen Fällen angenommen wer⸗ 
den, in denen die Forderung ihrem Weſen nach zweck⸗ 
beſtimmt iſt. Hierüber iſt man ſich im Grundſätzlichen einig. 
Streitig iſt nur die Frage nach dem Umfange und den 
Grenzen dieſer Zweckbeſtimmung. Wenn in den obigen 
Fällen (I und II) das Intereſſe eines Dritten (der Offent⸗ 
lichkeit, beſtimmter Perſonengruppen uſw.) als weſentlich 
für eine zweckbeſtimmte Leiſtung angenommen wurde, ſo 
gilt das gleiche hier. Übereinſtimmend wird als notwendig 
angeſehen, daß das Intereſſe eines Dritten an der Zweck⸗ 
bindung vorliegen muß. Während aber die eine Richtung 
jedes Intereſſe eines Dritten an einer beſtimmten Ver⸗ 
wendungsart genügen läßt (fo Bawar: JW. 1938, 436), 
ſtellen andere weitergehende Erforderniſſe. Die erſte An⸗ 
ſicht hat ſich — zu Recht — nicht durchgeſetzt. Denn wenn 
jede Zweckbeſtimmung die Unpfändbarkeit einer Leiſtung 
rechtfertigen würde, fo wäre praktiſch in der überwiegenden 
Zahl aller Fälle eine Forderungspfändung unmöglich, ein 
Ergebnis, das vom wirtſchaftlichen Standpunkt aus nicht 
nur für die Gläubigergeſamtheit untragbar wäre, ſondern 
vor allem auch für die Schuldner ſelbſt, da ſie hierdurch 
meiſt kreditunwürdig würden (Pohle, „Pfändungsſchutz“ 
§ 850 h Anm. 1). Hierbei macht es auch durchaus keinen 
Unterſchied, ob man nun ſtatt Zweckbeſtimmtheit etwa von 
Zweckbindung oder Zweckgebundenheit ſpricht. Denn alle 
dieſe Ausdrücke bedeuten im weſentlichen dasſelbe. 

Zu einer richtigen Abgrenzung des Begriffes gelangt 
man vielmehr nur dann, wenn man außer dem Intereſſe 
des Dritten auch den oben erkannten Geſichtspunkt mit⸗ 
verwertet, daß dem Schuldner ſelbſt kein Vorteil durch 
die Zweckbindung erwachſen ſoll, daß jedenfalls ſein Vor⸗ 
teil nicht irgendwie maßgebend iſt. Iſt aber einerſeits der 
Dritte an der Leiſtung intereſſiert, ohne daß ſie anderſeits 
dem Schuldner Vorteil bringen ſoll, obgleich ſie ihm for⸗ 
mell zuſteht, ſo weiſt dies auf eine Art treuhandähnliche 
Stellung des Schuldners in bezug auf die Sache oder das 
Recht hin. 

Dies beweiſen die Fälle der Praxis: Ein Unter⸗ 
nehmer, der einem Beſchäftigten außer dem Lohn noch 
eine Geldſumme zur Annahme, Beköſtigung, Entlohnung 
und ſonſtigen Verſorgung von Hilfskräften zahlt, ift Hin- 
ſichtlich dieſer Geldſumme Treugeber. Der Anſpruch des 
Beſchäftigten iſt treugutartig zweckgebunden, daher nicht 
abtretbar und damit unpfändbar (RArbc .: IW. 1932, 72; 
RAHO.: Höchſtgigſpr. 1931 Nr. 604). Gleiches gilt für 
den Anſpruch auf Zahlung von Auslöſungsbeträgen, die 
den Dienſtverpflichteten im Intereſſe des Dienſtherrn in den 
Stand ſetzen folen, auswärts zu arbeiten (R ArbGG. vom 
29. Jau. 1936: JW. 1936, 1245), ſowie für die Trennungs⸗ 
entſchädigung des von auswärts herangeholten und noch 
nicht überſiedelten Facharbeiters (ſog. Zuſchuß für doppelte 
Haushaltsführung, OLG. Dresden v. 9. März 1938 bei 
Rühling, „Recht der Lohnpfändung“ S. 69), weiterhin 
für einem verſchuldeten Reiſenden vom Arbeitgeber gewährte 
Sonderbeiträge zur Anſchaffung von angemeſſener Klei⸗ 
dung im Belange des Dienſtes (RArbG. v. 11. Nov. 1938: 
ArbRSamml. 35, I, 41), beſonders aber für die Reiſeſpeſen⸗ 
erſatzanſprüche des nicht bloß auf reine Proviſion angeſtell⸗ 
ten Reiſenden (KG.: JW. 1936, 519). i 

Auch außerhalb des Lohnpfändungsrechts ſpielt die 
Frage der treugutartig zweckgebundenen Forderung eine 
Rolle. Es ſei z. B. hingewieſen auf die Umzugskoſtenentſchä⸗ 
digungen, die beim Bau der Reichsautobahnen den Mic- 
tern aus abzureißenden Häuſern gewährt werden, Be⸗ 
träge, die dieſe nicht bereichern ſollen, die ſie nicht für ſich 
behalten, ſondern nur für den Zweck, für den ſie beſtimmt 
find, verwenden dürfen, Beträge, die gewiſſermaßen nur 
durchlaufende Gelder ſind (DR. 1939, 919). Treugutartige 
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Zweckgebundenheit liegt z. B. auch dann vor, wenn mehrere 
Bauhandwerker auf dem bebauten Grundſtück eine Dar⸗ 
lehnshypothek für einen gemeinſamen Vertrauensmann ein⸗ 
tragen, die dieſer auf ſie nach der Höhe ihrer Bauforde⸗ 
rungen verteilen ſollte (RGZ. 79, 121), oder wenn einem 
Anwalt von ſeiten eines Mandanten eine beſtimmte Geld⸗ 
ſumme mit der Zweckbeſtimmung gezahlt wird, mit Hilfe 
dieſes Betrages einen außergerichtlichen Vergleich mit 
einigen Gläubigern herbeizuführen. 

Erforderlich iſt alſo eine treugutartige Zweckbindung, 
d. h. eine ſolche, bei welcher der Schuldner verpflichtet iſt, 
die empfangenen oder zu empfangenden Beträge auf Wei- 
ſung des Dritten für deſſen Zwecke zu verwenden. Sollen 
andererſeits die gepfändeten Beträge dem Schuldner zu⸗ 
fließen, ohne daß er ſie in beſtimmter Weiſe zu verwenden 
verpflichtet iſt, ſo kann auch eine mit der Leiſtung vom 
Drittſchuldner etwa beabſichtigte Zweckbeſtimmung einen 
Zugriff des Gläubigers nicht einſchränken. Bei der wirk⸗ 
lichen Zweckgebundenheit bleibt — wirtſchaftlich geſehen — 
der Drittſchuldner der allein Verfügungsberechtigte. Es 
handelt ſich um ſein Geld; in den anderen Fällen handelt 
es ſich um Geld, das allein dem Schuldner zuſteht und 
über das er verfügen kann, ohne daß der Drittſchuldner 
ihm irgendwelche Weiſungen hinſichtlich der Verfügung er⸗ 
teilen kann (jo KG.: JW. 1936, 1221; R ArbGG. a. a. O.: 
Sächſ Arch. 1937, 60). 

Eine Parallele hierzu findet ſich im bürgerlichen Recht 
in der Auflage. Sie iſt die einer Schenkung oder letzt⸗ 
willigen Zuwendung hinzugefügte Beſtimmung, daß der 
Empfänger zu einer Leiſtung verpflichtet ſein ſoll. Fehlt 
die Abſicht bindender Verpflichtung, ſo handelt es ſich nur 
um einen unverbindlichen Rat oder Wunſch, ſo in der 
Regel, wenn die Erfüllung der Auflage ausſchließlich im 
Intereſſe des Empfängers liegt (wenn ihm z. B. eine 
Summe für eine Reiſe geſchenkt wird). Der Begriff der 
Auflage iſt nicht auf die Fälle, in denen das BGB. ſie 
kennt, beſchränkt. Er läßt ſich auch bei anderen Rechts⸗ 
verhältniſſen verwenden (Reichel: JW. 1927, 726). Man 
kann daher das Weſen der treugutartigen Zweckbindung 
auch in der Auflage der Verwendung für Zwecke und 
gemäß Weiſung des Drittſchuldners ohne eigenen Vorteil 
des Schuldners erblicken (ſo Pohle a. a. O. S. 219). 

V. Inſoweit treugutartig zweckgebundene Forderungen 
in Frage ſtehen, iſt deren Unabtretbarkeit und damit Un⸗ 
pfändbarkeit nicht etwa durch § 851 Abſ. 2 BPO., 8 399 
BGB. ausgeſchloſſen. Forderungen, deren Unübertragbar⸗ 
keit auch auf 8399 BGB. beruht, unterliegen nach § 851 
Abſ. 2 ZPO. inſoweit der Pfändung, als der geichuldete 
Gegenſtand der Pfändung unterworfen iſt. Die Unüber⸗ 
tragbarkeit beſteht aber nach 8399 BGB. dann, wenn die 
Leiſtung an einen anderen als den urſprünglichen Gläu⸗ 
biger nicht ohne Veränderung ihres Inhaltes erfolgen 
kann oder wenn die Abtretung durch Vereinbarung mit 
dem Schuldner ausgeſchloſſen iſt. Unter eine der Alter⸗ 
nativen wird in der Regel die zweckgebundene Forderung 
fallen (für die erſte Pohle a. a. O. 219, die zweite Jonas 
§ 851 III 3PO.). Der geſchuldete Gegenſtand wird auch in 
der Regel der Pfändung unterworfen ſein, da die Forde⸗ 
rung im allgemeinen auf Geld gerichtet ſein wird. Gleich⸗ 
wohl ſcheidet 8 851 JI ZPO. hier aus. Der dieſer Beſtim⸗ 
mung zugrunde liegende geſetzgeberiſche Gedanke, daß die 
Intereſſen des Drittſchuldners durch die Pfändung nicht 
berührt würden (Jonas 8851 III, 1), trifft hier nicht 
zu. Die Intereſſen des Drittſchuldners werden durch eine 
andere Verwertung der Forderung nicht nur berührt, ſon⸗ 
dern ſogar verletzt, da, wie feſtgeſtellt, die Leiſtung gar 
nicht wirtſchaftlich in das Vermögen des Schuldners über⸗ 
gehen, ſondern nur treuhänderiſch von ihm zu dem ver⸗ 
abredeten Zweck verwandt werden fol. Deshalb ſteht 8399 
BGB., 8851 ZPO. bei treugutartig gebundenen Leiſtungen 
der Unpfändbarkeit nicht entgegen (fo Jonas 8851 III: 
Pohle a. a. O. 219). 
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Unerheblich iſt auch des ferneren, ob die 9 907 
gebundenheit eine „rechtliche“ oder nur „tatſächliche NW. 
Juſoweit ift die Anſicht des OLG. Frankfurt a. M.: 84 
1936, 343 abzulehnen, das ſ. Z. — für die Speſen "irie 
Agenten — gefordert hatte, die Zweckbeſtimmung maa 
eine rechtliche fein, der Schuldner müſſe durch ann En 
liche Vereinbarung mit dem Drittſchuldner gehalten he: 
einen Teil der ihm zufließenden Bezüge zu bejtimmt 6 
geſchriebenen Zwecken im Intereſſe des Drittſchulone g . 
verwenden. Richtig erſcheint vielmehr die Anſicht des an⸗ 
und RArbG., die wohl auch jetzt als die herrſchende 
geſehen werden kann, wonach zweckgebunden die * 
des Schuldners ſchon dann und inſoweit ſeien, als 
tatſächlich nach den Umſtänden des Falles zu dem © 
benötigt werden (KG.: ZW. 1936, 519). Nur dies die 
ſicht wird den wirtſchaftlichen Bedürfniſſen gerecht. 
Abrede in der einen oder anderen Form getroffen ab, 
hängt mehr oder weniger von zufälligen Momen e gie 
ohne daß die Parteien hierbei das eine oder andere m 
im Auge gehabt haben. Es ift daher kein innerer OF 
erſichtlich, die Entſcheidung darauf abzuſtellen, ob 3. B. er⸗ 
Speſen geſondert ausgeworfen, alſo ſpezialiſiert I en 
ftatten find, oder ungefondert in Form von Pauſch betrag 
abgegolten werden (ogl. Abhandlung des Verfaſſers 
JW. 1938, 3075 mit weiteren Belegen). recht 

Führt alfo nur eine wirtſchaftliche, nicht formalen 
liche Betrachtungsweiſe zum richtigen Ergebnis, 9 was 
es des weiteren auch nicht darauf ankommen, ob 0 chtlich 
an Entſchädigung, Vergütung uf. gezahlt wird, ret) der 
Erſatz für die Vergangenheit oder Vorauszahlung einer 
Vorſchuß für den beginnenden Zeitabschnitt ift. Von 
treugutartigen Leiſtung kann man allerdings eige 
im letzteren Falle ſprechen. Doch die Entſcheidun 
nicht von dem zufälligen Moment abhängig gemacht nen 
den, ob die Tätigkeit, etwa des Agenten, mit einem 1 aft 
Betriebsmittelfonds begonnen hat oder nicht. h 4 (jo 
lich geſehen, haben dieſe Unterſchiede keine Beben 05 
utartigen 
dann 
dem 


wird, 


für treue Dienſte uſw. gewährt wird. Wenn in de 
behandelten Fällen die Unpfändbarkeit ſich Van die 
fertigte, daß, wirtſchaftlich geſehen, die Sache ec ge 
Forderung gar nicht zum Vermögen des Schuld 3 das 
hörte, ſo liegt hier der Fall inſofern ganz anders, Schuld⸗ 
Treugeld wirtſchaftlich ſehr wohl Vermögen bes gelb 
ners darſtellt. Er iſt in der Verfügung über bunden⸗ 
durchaus frei. Aus dem Geſichtspunkt der Zweckge Gefolg⸗ 
heit kann man daher wohl ſchwerlich eine dem "re: 
ſchaftsmitglied gezahlte Abſchlußvergütung (Tra, 
JW. 1937, 3012), oder ein für langjährige Be oder 
tes Treugeld (OLG. Düſſeldorf: JW. 1936, 14mg?” 
eine anläßlich der Verheiratung gezahlte Eheſchs 2417; 
zulage oder Heiratsbeihilfe (AG. Berlin: JW. 14 u. Auch 
LG. Berlin: DR. 1939, 86) für unpfändbar . daß 
die in der letzten Entſcheidung angeführte Ermag i fein 
das Intereſſe des Dritten nicht ein RER o nitgé 
brauche, daß vielmehr auch ein ideelles Intere 62 — a 
dürfte nicht zum Ziele führen. Ganz abgeſehen de 
der Begriff der Zweckgebundenheit hierdur er nötigen 
weitung ſeines Inhalts erfahren würde, die ihn de äert 
klaren Begrenzung berauben und ihn gänzlich Wer. er⸗ 
würde, würde es jedenfalls an einer treugutarliß wird 
waltung durch den Schuldner durchaus fehlen. verpflichtet 
ſchwerlich behaupten können, daß der Schuldner v. 
ſei, die Heiratsbeihilfe nur für den beſtimmten 5 weiten 
Heirat, zu verwenden. Er ift in einer etwaigen ane haus 
Verwendung, z. B. zur Bezahlung von Schur 
frei. Die gerade bei der Pfändung von Be ein 
den beiden genannten Entſcheidungen gegebene Beg 
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eigt a — — 

In x siper eine wenig ſcharfe Abgrenzung der Begriffe. 
ergebnis au ifjen wird die Unpfändbarkeit im End⸗ 
de Unpfä y das VolfirMigbr®. geſtützt, nachdem zuvor 
ohgefeige, nobarteit auch aus 8851 BBO., 830 BOV. 
ſcheidung er Mit beiden Erwägungen zugleich die Eut⸗ 
Iſt die Ford egründen, dürfte aber widerſpruchsvoll fein. 
aubtretbar, p en 2 dchſtverſönlicher Natur und daher un» 
fie am aud if 
als AiE er höchſtperſönliche Charakter der Forderung 
aſpnlichen abeiklichen keine Aufteilung in einen höchſt⸗ 

ange 3 3 
Eee pa tlam ift und daher nicht, wie es das LG. 


bed 
delt di dann aber nich 


er Zub; 
anders Jubilfenahme des VollſtrMißbrG. mit feinen ganz 
cht anders iſt 


u Rechtſpre 

alen Heichung und Schrifttum ziemlich umſtrittenen 
] indergeldes 
schein tifikation 
Vielmehr i dt t die angegebenen Zwecke verwenden dürfe. 
Duldergeldes 5 Schuldner in der Verwendung ſowohl des 
iattſchuldner te des Weihnachtsgeldes völlig frei und dem 
Ah; DR. er keine Rechenschaft ſchuldig (Rüh⸗ 
0 am X 
Cenforpanin ar I, 41 und RArbGG.: IW. 1939, 804). 


dete Zweckgeb jt bei dem Überſtundenverdienſt eine treugut⸗ 
cht. 522 ll 


ie U L. Folgt 
die Unpfändlen nun auch in Fällen der letztgenannten Art 


Im Umfange s; 

ka, faft inner die Pfändung aufzuheben iſt. Denn viel⸗ 
fa eihnachts nn, bei der Pfändung von Heiratsgut, 
ch als eine miep Kationen uſw., wird die Vollſtreckung 
Rink (ober Auchliche im Sinne des Volt Mihbrb. 
ergeld ouch di wird, etwa bei der Pfändung von 
b greifen) Hier Unterhaltslaſten VO. v. 7. April 1938 
ob eren 9 orausſegn kann aber nur auf Grund der be⸗ 
mit wel bungen dieſes Geſetzes feſtgeſtellt werden, 
7a ick Maßgabe die Pfändung aufzuheben 
ernan Fällen treugutartiger Zweckgebunden⸗ 
äre. In 5 hierauf durchaus überflüſſig, ja ſinn⸗ 
Ein allgemeine me Fällen echter Zweckgebundenheit be⸗ 
delfalle, je na Plandfreiheit. Hier aber kann nur im 
nbeſonderen 9 en beſonderen Umſtänden, nachträglich 
ung und 9 utrag des Schuldners ſowie nur nach 
Schutz eng aller Belange (auch des Gläu⸗ 
SA nz werben, Daneben ift auch nicht etwa 
Ben ebbeltseinkommen des Schuldners ab⸗ 
rl es auf die; wie bei jeder Rechtswohltat eines 
200 ut (io für er Geſamtverhältniſſe des Einzelfalles 
die . Daß, win codas Kindergeld Rühling: DR. 1939, 
i Forderung, i errſchel: DW. 1939, 360 annimmt, 
berlieladt, ohne In und folange das VollitMikbr®. 
er teres die Eigenſchaft der Pfändbarkeit 
ideig Stig RR Pfändung nicht unterworfen fei, Dürfte 
ng auf den Sun dann gäbe es auch nur eine Ent⸗ 
er unzulä chutzantrag des Schuldners: die Auf- 
Auflaals denkbar ſſigen Pfändung. Es wäre aber doch 
Stande, gewährt (be das Gericht den Schutz unter einer 
u ſchräder vgl. Jonas vor 8 704 XV; Böhler 
find, daß ein Te, OlM.” S. 15 z. B. dahin 
iter Schuld Teil der Forderung zur Bezahlung be- 

Pfunde I. Die oh verwandt wird. 
ichen barkeit it d der Zweckgebundenheit beruhende Un⸗ 
deh t. Sie eine totale in dem Sinne, daß ſie gegen 
5 denheit ar ara nur fo weit gehen, als die Zweck⸗ 
ot reicht. Der Zweck wird nicht vereitelt, 


wenn die Pfändung durch einen Gläubiger erfolgt, der 
ſeine Forderung bei der Zweckverwirklichung erworben hat 
(Jonas 8851 H, 5; Falkmann 8850 Anm. 3). Aus 
der Regelung des 8 850 Abſ. 3 Satz 1, § 19a Abſ. 3 
VollſtrSch VO. ergibt fih, daß die Unterhaltsberechtigten 
die Unterhaltszulage, die Handwerker und Kreditgläubiger 
die Miet- und Pachtzinſen des umgebauten oder inſtand 
geſetzten Grundſtücks beſchlagnahmen dürfen. Aus dieſer 
neuen Gemeinſchaftsordnung iſt eine Analogie für ſonſtige 
zweckgebundene Vermögenswerte zu entnehmen (Falk⸗ 
mann Anm. 3 mit weiteren Nachweiſen). Erforderlich iſt 
nur der Schutz des Schuldners gegen zweckfremde Anſprüche, 
nicht gegen zweckeigene. Die Anſprüche ſind ſomit relativ 
pfändbar. Somit iſt z. B. die Pfändung des Prozeßkoſten⸗ 
vorſchuſſes durch die nach 81388 BGB. unmittelbar Be- 
rechtigten, denen dieſe Zweckgebundenheit zugute kommt 
(Rechtsanwalt wegen ſeiner Gebührenforderung, Gerichts⸗ 
kaſſe), unbedenklich zuläſſig (Jonas 8 851 II, 5; Falk⸗ 
mann 8851 Anm. 4). Das Entſprechende gilt bei der 
Pfändung von Sachen (vgl. z. B. die Pfändung der baren 
Miete durch Vorzugsberechtigte, Falkmann 819 Vollſtr⸗ 
SchVoO. Anm. 2e und 4). 

VIII. Verfügt der Schuldner über das Treugut in 
einer Weiſe, die der Zweckbeſtimmung zuwiderläuft, ſo iſt 
die rechtliche Beurteilung verſchieden, je nachdem es ſich 
um eine Verfügung über eine Forderung oder über eine 
Sache handelt. Als Verfügungen kommen hier die Ab⸗ 
tretung, die Aufrechnung, die Veräußerung, die Verpfän⸗ 
dung in Betracht. 

Die echt zweckgebundene Forderung iſt, wie oben aus⸗ 
geführt wurde, unabtretbar. Die Verfügung über ſie iſt 
daher ſchlechthin unwirkſam. Ebenſo wie bei der Pfändung 
(VII) iſt aber auch hier die Einſchränkung zu machen, daß 
die Verfügung gleichwohl wirkſam iſt, inſoweit ſie im 
Rahmen der Zweckgebundenheit liegt. Auch eine Abtretung 
des Prozeßkoſtenvorſchuſſes zugunſten des Anwalts wegen 
der ihm aus der betr. Angelegenheit erwachſenen Gebühren⸗ 
forderung ift daher zuläſſig (Jonas 8 851 II, 5). Weitere 
Ausnahmen beſtehen dort, wo das Geſetz ſelbſt die Ab⸗ 
tretung zweckgebundener Forderungen für zuläſſig erklärt, 
wie z. B. im § 19 Abſ. 4 Vollſtr Sch VO. 

Verfügungen über zweckgebundene Sachen dagegen, 
z. B. den in bar erhaltenen Auslöſungsbetrag, ſind anders 
zu beurteilen. Während der Schuldner über die geſetzlich 
für unpfändbar erklärte Forderung nicht verfügen kann, 
hat man bei geſetzlich für unpfändbar erklärten Sachen, 
z. B. im Falle des 8811 BPO., ſtets anerkannt, daß der 
Schuldner ſie durch Rechtsgeſchäft veräußern und ver⸗ 
pfänden kann (Jonas 8811 J, 2; Falckmann 8811 
Anm. 13 b; Schönke 821 II, 3). Beruht die Unpfändbar⸗ 
keit auf treugutartiger Zweckgebundenheit, ſo wird nichts 
anderes zu gelten haben. Die Verfügung über den Gegen⸗ 
ſtand ift wirkſam (Schönke 8 43 IV, 5). Eine andere 
Frage iſt allerdings, ob ſich der Schuldner dem Dritten 
gegenüber hierdurch ſchadenserſatzpflichtig macht. 

Wird einer Sache oder einer Leiſtung nur nach außen 
hin die Geſtalt einer treugutartig zweckgebundenen ver⸗ 
liehen, beabſichtigen Drittſchuldner und Schuldner damit 
nur, zum Nachteil des Gläubigers der Forderung den Cha⸗ 
rakter einer unpfändbaren zu geben (z. B. Vereinbarung 
von Speſen als verſteckter Lohn), ſo iſt die Forderung 
natürlich inſoweit pfändbar. Das Gericht wird dieſem Miß⸗ 
brauch dadurch begegnen, daß es die Pfändung für zuläſſig 
erklärt, alſo z. B. eine auf die Unpfändbarkeitserklärung 
gerichtete Erinnerung des Schuldners oder Drittſchuldners 
(ſiehe unten) zurückweiſt. 

IX. In prozeſſualer Beziehung iſt noch zum Schluß 
zu bemerken, daß der Schuldner im Wege der Erinnerung 
nach 8766 ZPO. die Zweckgebundenheit der Sache oder 
der Forderung durch das Vollſtreckungsgericht feſtſtellen 
laſſen kann. Auch der Drittſchuldner hat das Recht der 
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Erinnerung nach $766 BPO. Ob ihm dieſes Recht auch 
als Einwand in dem vom Gläubiger gegen ihn auf Grund 
eines Pfändungs⸗ und Überweiſungsbeſchluſſes angeſtreng⸗ 
ten Zahlungsprozeſſes zufteht, ift ſtreitig. Die Rechtſprechung 
läßt den Einwand jedenfalls inſoweit zu, als er zugleich 
den materiellen Einwand berührt, was nach dieſer Recht⸗ 
ſprechung bei dem Einwand der Unpfändbarkeit nach 8 399 
BGB., § 851 BPO. der Fall it. Jonas will ihn auf 
alle Fälle ausgedehnt wiſſen (vgl. JW. 1938, 3076). 
Daneben dürfte aber dem Dritten auch das Inter⸗ 
ventionsrecht nach 8 771 3 PO. zuſtehen, da zu den unter 
8771 fallenden „die Veräußerung hindernden Rechten“ auch 
das Treuhandverhältnis gehört (RGZ. 79, 122; Schönke 
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S. 203). Die Widerſpruchsklage wurde daher 3. W er 
Unternehmer zugebilligt, der einem Beſchäftigten 
dem Lohn noch eine Geldſumme zur Beköſtigung, ahlt 
lohnung uſw. von Hilfskräften (ſog. Entrepriſe“ auch 
(RArbG.: IW. 1932, 72), obgleich doch der Denen 
nach § 766 BPO. der Pfändung hätte widerſprechen open 
Daß Widerſpruchsklage und Vollſtreckungserinnerung erkannt 
einander zuläſſig ſind, iſt auch für andere Fälle an h die 
(RGB. 63, 373). Auch den Bauhandwerkern, die bert 
auf ihren Vertrauensmann eingetragene Hypothek gehilligt 
waren, hat das RG. die Widerſpruchsklage bin Fällen 
(RGB. 79, 122). Beide Rechtsbehelfe dürften alfo in 
dieſer Art gegeben ſein. 


Kechtsfragen aus den geräumten Gebieten 


Von Amtsgerichtsrat Dr. Dr. Hans Puth, Saarburg (Bez. Trier) 


Die Räumung von Saarbrücken und anderen Grenz⸗ 
gebieten hat die Gerichte der Räumungs⸗ und der Ber⸗ 
gungsbezirke vor Rechtsfragen geſtellt, deren einheitliche 
Löſung unaufſchiebbar iſt. Einige dieſer Schwierigkeiten 
ſollen zur Anregung ihrer Löſung kurz dargelegt werden. 

1. Verfahren zur Regelung oder Entſcheidung von 
Rechtsverhältniſſen und Tatbeſtänden, die im Bergungs⸗ 
gebiet entſtanden ſind, werden von den Rückwanderern 
regelmäßig bei dem Gericht ihres Bergungsortes anhängig 
gemacht. In vielen Fällen nimmt der Rechtspfleger des 
Bergungsgerichtes den erſten Antrag des Rückgeführten 
auf und legt ihn dem Gericht des Räumungsortes vor, 
aus dem der Rückwanderer ſtammt. Letzteres hat — was 
m. W. für faſt alle Räumungsgerichte zutrifft — ſeinen 
Bergungsſitz in der Nähe des Rheines oder gar tief im 
linksrheiniſchen Gebiet, während die meiſten Rückwanderer 
rechts des Rheines, zum großen Teil in Mittel- und Nord- 
deutſchland geborgen ſind. Die Frage des Gerichtsſtandes 
iſt zu entſcheiden. 

Der allgemeine Gerichtsſtand einer Perſon wird nach 
813 3PO. durch den Wohnſitz beſtimmt. Der Wortlaut 
des 87 BGB. ſcheint zu dem Schluß zu zwingen, daß die 
Rückgeführten ihren Wohnſitz im Räumungsgebiet behalten 
haben. Denn nach §7 Abſ. 3 BGB. wird der Wohnſitz auf- 
gehoben, wenn die Niederlaſſung aufgehoben wird mit dem 
Willen, fie aufzugeben; dieſen Willen hatten beim Mb- 
rücken die wenigſten Rückwanderer. Der fehlende Wille zur 
Aufgabe des Wohnſitzes iſt m. E. aber erſetzt worden durch 
die behördliche Räumungsanordnung. Der natürlichen An- 
ſchauung und dem Bewußtſein der Rückwanderer entſpricht 
die Auffaſſung, daß der Wohnſitz im Räumungsgebiet vor⸗ 
erſt auf unbeſtimmte Zeit aufgehoben iſt. Der allgemeine 
Gerichtsſtand der Rückwanderer — und nur dieſer iſt hier 
gemeint — beſtimmt ſich daher gemäß § 16 ZPO. Da 
„Aufenthalt“ das gewollte oder ungewollte, dauernde oder 
vorübergehende körperliche Sein an einem Ort iſt (RG. in 
Warn. 12, 380), ſo iſt als allgemeiner Gerichtsſtand der 
Rückwanderer das für den Bergungsort des Einzelnen zu⸗ 
ſtändige Gericht anzusehen. 

Das allein entſpricht auch den praktiſchen Bedürfniſſen. 
Aus der Praxis nur einige Beiſpiele. Eine uneheliche 
Mutter aus dem Räumungsgebiet hat im Bergungsgebiet 
Zwillinge geboren. Die Kinder klagen gegen den Vater 
auf Unterhaltszahlung. Das Jugendamt des Bergungsortes 
richtet die Klage an das Gericht im Bergungsgebiet, wo 
ſich auch die Kindesmutter und der Vater aufhalten. Dieſes 
gibt die Sache „zuſtändigkeitshalber“ an das Räumungs⸗ 
gericht ab. Letzteres ſoll das Verfahren durchführen, ob⸗ 
wohl alle Beteiligte einſchl. der Zeugen im Bergungsgebiet 
weilen. Auch die Vollſtreckung wird im Bergungsgebiet er⸗ 
folgen. — Nicht anders iſt es in Fällen, in denen die Für⸗ 
ſorgebedürftigkeit von verwahrloſten Rückwandererkindern 
im Bergungsgebiet hervortritt, bei der Anordnung von 
Fürſorgemaßnahmen. 


ſeiner 
Ein Soldat aus dem Räumungsgebiet, der nach 10 bei 
ungsurlal 


Verwundung in Polen einen längeren Genejunt möchte 
ſeinen Angehörigen im Bergungsgebiet verbtingi wer, 
aus triftigen Gründen alsbald für volljährig el Licht 
den. Bevor über den Antrag, den das Bergung egeben 
„zuſtändigkeitsgemäß“ an das Räumungsgericht dgellungen 
hat, nach Durchführung der erforderlichen Feſtſte eri 
— im Wege der Rechtshilfe — durch das Räumun 
entſchieden worden iſt, muß der Soldat zur 5 zu⸗ 
kehren, fo daß der Zweck der Volljährigkeitserklürm 
nächſt illuſoriſch geworden iſt. „ 
Entſprechendes gilt von den meiſten anbe ait, Die 
fahren der ftreitigen und freiwilligen Gerichtsbark gfleger 
Beteiligten, Parteien, Zeugen, Sachverſtändige arſchafl, 
uſw., befinden fih, meiſt in unmittelbarer Nach io. in 
im Bergungsgebiet. Die als Vormünder, BeA y ymu 57 
Betracht kommenden Perſonen weilen fern vom Nerden 
gericht; dieſes hat weder die örtlichen Polizeibe) in 
geräumten Gebietes noch das Jugendamt un 5 
Stellen der inneren Verwaltung und der Parte nur die 
uf. zur Verfügung. Das Räumungsgericht W vom 
entſcheidende Stelle, während das geſamte Verfa dam 
Bergungsgericht im Wege der Rechtshilfe ME ſchrift⸗ 
— vom Blickpunkt des Räumungsgerichts aus 
lich erledigt wird. unter um? 
Die Gerichte des Räumungsgebietes haben u zu be⸗ 
gekehrten Vorzeichen die gleichen Schwieriglekig, ete aul 
ftehen gehabt bei Verfahren gegen Dienſtverpſ en 
Weſtwall. In der Rechtſprechung hatte fid) vor richt?” 
die Auffaſſung durchgeſetzt, daß der allgeme” arbeite 
ſtand durch den Ort der Beſchäftigung der Welt" 1 
beſtimmt werde, obwohl dieſe ihren Wohnſit ſlichtung, 
Familien nur für beſtimmte Zeit (Dienſtverf, für die 
verlaſſen hatten. Es ift nicht einzuſehen, wesha. Hof auf 
Ruͤckgeführten, die mit ihren Familien Haus WH mit den 
unbeſtimmte Zeit verlaſſen mußten und ſich “lipen 
meiſten Angehörigen ihrer Gemeinde in deute 
gungsgebiet befinden, etwas anderes gelten 10 5 Gebiete 
2. In der VO. über Maßnahmen auf D 1939 
des bürgerlichen Streitverfahrens uſw. v. ten, 
(Rc Bl. I, 1556) find in Art. 1 Abſ. 2 die „derer MID 
i. S. dieſer VO. näher bezeichnet, die Rüchvo aber 
darunter nicht erwähnt. Meines Erachtens kaun pte hin 
Zweifel daran beſtehen, daß die Räumung g. gyr, 3 75 
ſichtlich der Rückgeführten jedenfalls nach Art. Tatbeſt 
BD. verfahren können, ſofern der entſpre hend ien darauf, 
im übrigen vorliegt. Nicht ſelten beſtehen Parte ; 
daß Verfahren, an denen Rückwanderer er: ückgefüh 
geſetzt werden. Sie berufen fih darauf, die nen u 
hätten inzwiſchen Zeit genug gehabt, vorzuſorgel gibt DE 


wandererpartei iſt. Manchmal — in kleinen 5 ei 2 igten u 


10. 
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Rückwar d Y t S z 
tent od \ idererpartei beſonderen Schutz ver⸗ 
Koſten 1 ſie etwa die „neue Lage“ bewußt und auf 
aber ; anderen auszunützen beſtrebt ift. Regelmäßig 


i ; 
fahrens — 8 das Verlangen auf Fortſetzung des Ver⸗ 


in groß die Rückwandererpartei nicht gerechtfertigt. 
des Rechtsſt 8 Rückgeführten hat die Unterlagen 
zur Hand Teites entweder nicht geborgen oder doch nicht 
e e h hält ſich der Prozeßbevollmächtigte, der im 
em Rück . Unterlagen geweſen iſt, an einem 
eine Praxis derer nicht bekannten Bergungsort auf, ohne 
Beweismittel szuüben. In zahlreichen Fällen find die 
das Verfahre (Zeugen, Urkunden, Augenſchein), ohne die 
en kann übe nicht ohne ſchwere Nachteile fortgeſetzt wer⸗ 
nicht arme Werhaupt nicht erreichbar. Sehr viele, an ſich 
z „Adivanderer beſitzen nicht die Geldmittel, die 
etung sA „um einen Bevollmächtigten mit der Ver- 
ann notwendi Räumungsgericht zu beauftragen. Das 
oft nicht durch ig einzuſchaltende Armenrechtsverfahren iſt 
lichen Beno zuführen, weil die Beſchaffung der erforder- 
keiten here; er am Bergungsort unüberwindliche Schwierig⸗ 
e derartige Das alles bedeutet für den Rückwanderer 
bedingte Br durch die gegenwärtige politiſche Lage 
echtsſtreitehinderung an der ſachdienlichen Führung des 
„„ daß in aller Regel die Anordnung des 
T Na im Intereſſe des Rückwanderers 
zumutbar erſcheint die Verzögerung der anderen Partei 
3 | . 
Amts⸗ ‚geeigneten Fällen bietet die Ermächtigung der 
deufahrens i 


Ott 
Oſt 


eh 
e 80 9 (RGBl. I, 1658) feſtgelegt ift, eine ge- 
ya Dhade, zwiſchen den berechtigten Intereſſen der 
Ausgleich = und der anderen Partei einen angemeſſenen 


Durchf 


a Teil des Gerichtsbezirks geräumt iſt und 
fermung b Kae feinen Bergungsſitz in größerer Ent- 
ine į * 


en Jens 0 von Gegenſtänden des unbeweglichen 
aller, N 
2139) . der Lock O. v. 31. Ott. 1939 (NEBL I, 
träge au Fo * den Räumungsgerichten zahlreiche An⸗ 
Die dwie, rtjegung des Verſteigerungsverfahrens ein. 
Kredithingabe Lage der betreibenden Gläubiger, die ihre 
gen auf Grun oft r ſonſtigen Forderungen durch Belaſtun⸗ 
ſoll ni dert ftüden im Räumungsgebiet geſichert haben, 
iw un werden. Es iſt aber nicht verſtändlich, 
= ernſthaft und trotz dringlicher Hinweiſe 
Ren 8 Grundſtücke, die im Vorfeld oder im 
Achuldner und tet liegen, verſteigert werden, während die 
Vieter in Fr Eigentümer und auch die meiſten der als 
Bergung “age kommenden Bewohner als Rückwanderer 
e „ Sogebiet weilen. Solche Anträge müſſen m. E. 
gelehnt merga änden gemäß 8 2 Abſ. 2 Loc d, ab- 
die in och en. Auch die Verſteigerung von Grundſtücken, 
Erichtsbezietg t ganz geräumten Teilen des Räumungs⸗ 
Sie få De stegen, ift in aller Regel nicht angängig. 
chen, ein Gründen, die nicht dargelegt zu werden 
des ee Verſchleuderung gleich, die im Intereſſe 
Beteili en rs nicht zugelaſſen werden, noch den übrigen 
tere eine hngemutet werden kann. Vielmehr ift die wei- 
würdiges q ge Einſtellung geboten, da keiner ein ſchutz⸗ 
beſonderen a ee baran haben fann, die gegenwärtigen 
erhältniſſe im gefährdeten Grenzgebiet für ſich 
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auszunützen. Ähnliches gilt für die Zwangsvollſtreckung in 
bewegliche Sachen im Räumungsgebiet und für die Durch⸗ 
führung von Offenbarungseidverfahren. Die Gläubiger im 
nicht geräumten Gebiet mögen ſich mit einem entſprechen⸗ 
den Hinweis des Räumungsgerichts oder des Gerichts⸗ 
vollziehers zufrieden geben. Wenn ihnen durch das Unter⸗ 
bleiben von Verſteigerungen, Sachpfändungen und Ver⸗ 
mögensoffenbarungen Verluſte drohen, ſo dürfen ſie nicht 
vergeſſen, daß die Schuldner, die als Rückgeführte im 
Bergungsgebiet weilen, ihr ganzes Hab und Gut zurück⸗ 
gelaſſen haben und z. Z. — in den meiſten Fällen — über 
keinerlei Vermögen verfügen. 


Dieſe Sonderbehandlung der Rückwanderer entſpricht 
dem geſunden Empfinden und ſteht im Einklang mit der 
Stellungnahme des Reichsjuſtizminiſters zu der LockVO. 
(Erlaß v. 8. Nov. 1939), in der es heißt: „. .. Darüber 
hinaus bedarf es kaum der Erwähnung, daß .. Schuldner 
aus freigemachten Gebietsteilen in der Regel beſonderer Be⸗ 
rücksichtigung würdig fein werden, und daß dementſprechend 
auch den beteiligten Gläubigern eine beſonders weitgehende 
Rückſichtnahme zumutbar ſein wird.“ 

Nach der Vertragshilfe VO. v. 30. Nov. 1939 (RGBl. I, 
2329) kann in den meiſten Fällen den Rückgeführten nicht 
geholfen werden. Denn nach § 6 der VO. können nur ſolche 
Verbindlichkeiten von Rückwanderern berückſichtigt werden, 
die vor der Räumung begründet waren, und auch dieſe 
nur dann, wenn ihre Erfüllung gerade durch die Räumung 
und ihre Folgen unmöglich geworden iſt. Auch die Mittel 
der Vertragshilfe, Ratenbewilligung und Stundung er⸗ 
ſcheinen bei Rückwanderern von geringem Wert. Solange 
die Rückgeführten auf die Unterſtützung im Bergungsgebiet 
angewieſen ſind, können ſie auch nicht kleinſte Teilzahlun⸗ 
gen leiſten, und eine Stundungsgewährung wird pro- 
blematiſch, ſolange keine beſtimmte Befriſtung gegeben wer⸗ 
den kann. Das iſt aber in unabſehbarer Zeit nicht möglich. 

Es muß deshalb bei der einſtweiligen Einſtellung nach 
8 2 Abſ. 2 Lock O. verbleiben. 

4. Mehrfach ſind bei den Räumungsgerichten Anträge 
eingegangen, für Rückwanderer, deren Bergungsort be⸗ 
kannt iſt, einen Abweſenheitspfleger zu beſtellen. Dieſe An⸗ 
träge, die wohl zum Ziel hatten, das im Räumungsgebiet 
zurückgelaſſene bewegliche Vermögen der Rückgeführten 
durch den Pfleger herauszuholen und etwaige Erſatz⸗ 
anſprüche ſchon jetzt durchzuſetzen, waren offenbar auf 
8 1911 Abſ. 2 BGB. geſtützt (Behinderung an der Rückkehr 
und der Beſorgung der Vermögensangelegenheiten). Sie 
mußten abgelehnt werden. Alle Rückwanderer ſind in der⸗ 
jelben Weiſe i. S. des § 1911 „verhindert“. Die Pfleger 
wären aber genau ſo wie die Rückwanderer ſelbſt „ver⸗ 
hindert“, da auch ihnen, wie allen Zivilperſonen, die Rück⸗ 
kehr und das Tätigwerden im Räumungsgebiet verwehrt 
iſt. Es iſt nicht erſichtlich, welche Tätigkeit die Pfleger für 
ihre Pfleglinge ausüben ſollten. Sonderfälle, in denen die 
Anordnung einer Abweſenheitspflegſchaft für einen Rück⸗ 
geführten in Erwägung gezogen werden könnte, ſind zwar 
denkbar. Sie werden aber ſo vereinzelt ſein, daß als 
Grundſatz aufgeſtellt werden kann: Für die Beſtellung 
eines Abweſenheitspflegers nur auf Grund der Tatſache 
der Räumung von Grenzgebietsteilen iſt kein Raum. Die 
deutſche Wehrmacht ſteht an der Grenze des Reiches, um 
deutſches Land und deutſches Eigentum zu ſchützen. Darüber 
hinaus kann nicht dem Einzelnen ein beſonderer Betreuer 
ſeines Privatvermögens im Grenzgebiet beigegeben werden. 

Von den zahlreichen Rechtsfragen aus dem Räu⸗ 
mungsgebiet wollten die vorſtehenden Ausführungen zu⸗ 
nächſt nur einige, in der Praxis des „Räumungsrichters“ 
hervorgetretene, andeuten. Die Freimachung gewiſſer Ge⸗ 
bietsteile an der gefährdeten Reichsgrenze war eine außer⸗ 
ordentliche Maßnahme. Sie rechtfertigt m. E. auch die 
Anlegung beſonderer Maßſtäbe bei der Löſung der im 
Räumungsgebiet auftretenden Rechtsfragen. 
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Sum bollſtreckungsſchutz gegen Swangs⸗ 
räumungen während der Kriegs verhältniſſe 


Wenn die regelmäßig vom Prozeßgericht gemäß 8 5a 
MietSchch. oder § 721 BPO. bewilligte und gegebenenfalls 
nach 8 5a MietSh®. verlängerte Räumungsfriſt abge⸗ 
laufen ift, pflegen ſich die Schuldner, denen kein geeig⸗ 
neter Erſatzraum zur Verfügung ſteht, mit ihren An⸗ 
trägen um Bewilligung weiteren Aufſchubes der Zwangs⸗ 
vollſtreckung an das VollſtrGer. zu wenden. Diefes konnte 
bisher eine einſtweilige Einſtellung der Zwangsvollſtreckung 
nur nach dem VollſtrMißbr. v. 13. Dez. 1934 anordnen, 
wenn die ungehemmte Fortſetzung der Zwangsvollſtreckung 
unter Berückſichtigung aller Umſtände, insbeſondere auch 
eines berechtigten Schutzes des Gläubigers, eine dem geſun⸗ 
den Volksempfinden gröblich widerſprechende Härte bedeu⸗ 
tete. Dabei ſahen ſich die Gerichte beſonders in Städten, 
deren Wohnungszuwachs nicht mit dem Bevölkerungszu⸗ 
wachs Schritt halten konnte, zu einer den Schuldnern ent⸗ 
gegenkommenden Geſetzesanwendung gezwungen; dies war 
um fo leichter möglich, als ein ſubjektiv unſoziales Ver⸗ 
halten des Gläubigers nicht zu den notwendigen Tat⸗ 
beſtandsmomenten des Geſetzes gehört. Um feſtzuſtellen, ob 
der geſetzliche Tatbeſtand erfüllt war, mußte regelmäßig 
auch hier eine Abwägung der fih widerſtreitenden Gläu⸗ 
biger- und Schuldnerbelange vorgenommen werden. Die 
Zwangsvollſtreckung durfte allerdings nicht ſchon dann ein⸗ 
geſtellt werden, wenn Billigkeitsgründe für eine Räumungs⸗ 
friſt ſprachen, ſondern erſt dann, wenn den Belangen des 
Schuldners ein zweifelfreies erhebliches Übergewicht zuge⸗ 
ſprochen werden mußte. Denn nur dann konnte der objek⸗ 
tive Tatbeſtand eines groben Vollſtreckungsmißbrauches als 
gegeben angenommen werden. Es galt auch der Grundſatz, 
daß die Nichterlangung eines Erſatzraumes für ſich allein 
keinen Vollſtreckungsſchutz rechtfertigen konnte; wie hätte es 
auch anders ſein können, nachdem die Möglichkeit einer 
Erſatzraumklauſel im Urteil durch Anderung des MietSch®. 
bewußt ausgeſchaltet worden war. Es war dabei auch 
immer zu bedenken, daß die Wohnungsnot nie mit recht⸗ 
lichen Mitteln beſeitigt werden kann, und daß Räumungs⸗ 
urteile erlaſſen und rechtskräftig werden, damit ihnen Folge 
geleiſtet wird, auf daß nicht zu der Wohnungsnot eine 
Rechtsnot hinzukam. Mochten die Verhältniſſe des Schuld⸗ 
ners und ſeiner Familie auch noch ſo dringend die Nicht- 
vollſtreckung des Räumungsurteils erheiſchen, es kam regel- 
mäßig in abſehbarer Zeit der Augenblick, in welchem nicht 
mehr dem Gläubiger, ſondern dem Schuldner die ſich aus 
der Wohnungsnot ergebenden harten Konſequenzen aufge⸗ 
bürdet werden mußten. 

Dieſe allgemeinen Rechtsgrundſätze können durchweg 
heute nicht mehr gelten, nachdem der dem deutſchen Volke 
aufgezwungene totale Krieg eine grundlegende Anderung 
der geſamten Lebensverhältniſſe mit ſich gebracht hat. Vieles 
was früher bedeutſam war, iſt in den Hintergrund getreten, 
alle Kräfte der Nation find auf ein Ziel auszurichten, das 
nur zu erreichen iſt, wenn die innere und äußere Front 
keinerlei Schwächung erfährt. Das ganze Volk iſt mehr 
denn je eine große Schickſalsgemeinſchaft geworden, der ſich 
lein einzelner entziehen darf, auch wenn er ein rechts⸗ 
kräftiges Urteil in Händen hat, das ſeine Beziehungen zu 
einem anderen Gliede der Volksgemeinſchaft endgültig 
regeln ſollte. Im Hinblick auf die mit faſt jeder Zwangs⸗ 
räumung verbundenen Beunruhigung der Allgemeinheit be⸗ 
ſteht ein öffentliches Intereſſe daran, daß Zwangsräumun⸗ 
gen während dieſes Krieges nur ſtattfinden, wenn ſie wirk⸗ 
lich notwendig ſind. 

Im Artikel 6 Abſ. 1 Ziff. 3 der VO. v. 1. Sept. 1939 
iſt daher beſtimmt, daß jede Zwangsvollſtreckung vom 
VollſtrGer. zu beſchränken ift, wenn dies im Intereſſe des 
Schuldners dringend geboten und dem Gläubiger zumutbar 
iſt. In dieſer Beſtimmung iſt im Gegenſatz zum Vollſtr⸗ 
MißbrGö. die Intereſſenabwägung unmittelbar vorgeſchrie⸗ 
ben. Es iſt keineswegs danach wie beim VollſtrMißbrG. nur 
dann Vollſtreckungsſchutz zu gewähren, wenn die Belange 
des Schuldners zweifelsfrei erheblich überwiegen, ſondern es 
kann Räumungsſchutz auch ſchon dann in Frage kommen, 
wenn nach der Intereſſenabwägung Billigkeitsgründe dafür 


Rechtspolitik und praxis 


a n 
ſprechen. Auch der Rechtsgrundſatz, daß Fchterlang en 


eines Erſatzraumes für ſich allein grundſätzlich keine über: 
mungsfriſt rechtfertigt, iſt durch die Kriegsverhältniſſe ub 

holt. Es iſt in dieſem Zuſammenhang auch zu beach ene iger 
infolge des Krieges die Neubautätigkeit weſentlich © für 
ſchränkt werden mußte, da Arbeitskräfte und Materia, n 
kriegswichtigere Aufgaben eingeſetzt werden müſſen. por- 
infolgedeſſen der Räumungsſchuldner noch ſchwerer ran iger 
her eine Erſatzwohnung finden kann, ſo muß der Se ; 
darauf Rückſicht nehmen. Der Vollſtreckungsſchutz des der 
Abſ. 1 Ziff. 3 gilt allgemein, da alle Volksgenoſſe an 
Schickſalsgemeinſchaft angehören, und jeder ſeinen An muß 
Opfern für das große gemeinſchaftliche Ziel bringen ebin⸗ 
und da durch den Krieg naturgemäß die Lebens meid” 
gungen allgemein erſchwert find; fie dürfen durch l 
bare Zwangsräumungen nicht unerträglich gemacht andlich, 
Es iſt bei Beachtung dieſer Geſichtspunkte ſelbſtverc gung 
daß bei der geſetzlich vorgeſchriebenen Jutereſſenabw gloſe 
der Gläubiger und Schuldner nicht als beziehung e m 
Einzelperſonen zu ſehen find, deren Intereſſen ſich alles it 
luftleeren Raum gegenüberſtehen, ſondern alle und a fei 
in feiner Verbundenheit mit dem Volksganzen und ileuchlet 
Verflechtung mit deſſen Zielſetzung zu ſehen. Es rden 


en 10177 
925 den 


a { i tepien 
nach auswärts Dienſtverpflichteten der Fall ift; denn 7 it 
Endes erfolgt dieſer Einſatz auch für den GLÄUBIGER een 
dabei auch ziemlich belanglos, ob auch die Ehefrau iſt oder 


Frage ſtehen, da Zwangsräumungen hier leicht zu inneren 
ſonders empfindlichen Schwächung der äußeren und por 


bie 
oft weſentliche Umſtand, ob der Gläubiger ſchon Aan 
Durchſetzung ſeines durch Urteil ihm verbrieften Rü per 
anſpruches zurückſtellen mußte, hat an Bedeutung ſe Urteils 


n ge ren 


ucteil 


di 
handelt. Im erſteren Falle konnte das Prozeßger eus 
A eren 
verhältniſſe im allgemeinen und der Parteien im efont tet 
noch gar nicht berückſichtigen. Infolgedeſſen muß 1 P 


noch geeignet wäre, zur Aufhebung des Miets 15 
zu führen, falls das Prozeßgericht erſt heute mit dem Miet⸗ 
verhalt befaßt würde und daher im Rahmen des § 2 ide, 
SHG. die durch den Kriegsbeginn eingeleiteten Anzah 
rungen berückſichtigen müßte. In einer e ine Ab. 
von Fällen würde das Prozeßgericht heute zu nr aus 
weiſung der Räumungsklage kommen, und zwar nunmehr 
dem Geſichtspunkte heraus, daß es dem Gläubiger umutbal 
im Hinblick auf das große Geſchehen unſerer Bei falle zu 
iſt, die der Vergangenheit angehörenden Bwa per 
vergeſſen und Gras darüber wachſen zu laſſen. Eichel 
Sachverhalt fo, fo wird das VollſtrGer. bei feiner 1. Sept. 
dung gemäß Art. 6 Abſ. 1 Ziff. 3 der VO. v. roßon gig 
1939 gegenüber den Auträgen des Schuldner 8 sbeginn 
urteilen müſſen. Der Führer hat ja auch nach e rton 
eine allgemeine und für Behrmachtangehörige Kur 
dere ſtrafrechtliche Amneſtie erlaſſen, und der Ge 


e an 


10. 
— Jahrgang ente 
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eine Art pri s 
des aunmnasrechtliche Amneſtie liegt in geeigneten Fällen 
vor Me aeS nahe. Ahnliches wird gelten müffen, 
genden Eigenbetebeginn das Räumungsurteik wegen drin- 
auch hier ange fes des Vermieters ergangen iſt; denn 
vorgeſchrk das Prozeßgericht bei der im § 4 Miet- 
ſe e 1 Intereſſenabwägung die Kriegsver⸗ 
Umſtand pep Penig berückſichtigen wie dem beachtlichen 
© Sept. 1939 Me tragen, daß durch die KÜNDSHBDO. vom 
SHE. nach Maß aumungsverurteilungen auf § 4a Miet- 
5 erg ne der Übergangsvorſchrift des § 8 der 
en nicht mehr gegründet werden können. 
1. Sept. 1930 gs ſchutz des Art. 6 Abſ. 1 Ziff. 3 der VO. 
wegs auf die alt, beschränkt fich aber ſelbſtverſtändlich keines 
Lollſtreckung „en Raumungsurteile, ſondern es kann auch eine 
zie unter der K Räumungsurteile, und zwar auch ſolcher, 
find, ſelbſt , Herrſchaft der VO. v. 5. Sept. 1939 ergangen 
ein. Es je; uur bie ganze Dauer des Krieges unerwünſcht 
üumungstatbeſt auf hingewieſen, daß bei dem abſoluten 
G. a and des Zahlungsverzuges gemäß 8 3 

li Belan Prozeßgericht eine Abwägung der beider⸗ 
elſtd O. na 1 0 auf dem Umwege über der Zahlungs⸗ 
Außerdem ka, Naßgabe der Vertragshilfe VO. möglich ift. 
Räumungsurtan ſich immer wieder nach Rechtskraft des 
dern, er der Sachverhalt dadurch weſentlich än- 
n denen das öulbner eingezogen wird. In allen Fällen, 
wird der Otang SHO. keine Anwendung finden konnte, 
hat, im pap der das Intereſſe, das er an der Räumung 
müſſen, falls ag des Art. 6 Abſ. 1 Ziff. 3 darlegen 
gemein wi = Schuldner Räumungsſchuß beantragt. All⸗ 
Gläubigen 5 den Grundſatz aufitellen müſſen, daß 
0 atb, ngere Räumungsfriſten zumutbar Tnn 

„in feier tand, der zur Räumungsverurteilung 
nicht mehr perp den Gläubiger ſchädigenden Auswirkung 
wird. n oder in angemeſſener Weiſe beſeitigt 
bdeckungsſchutz dem Gläubiger ein weitgehender Voll⸗ 
eder vor einen zumutbar fein, wenn die vor Kriegsbeginn 


eläſtigunge 11815 
leben püntlich gen endgültig aufgehört haben, oder wenn 


In Em e 
gegenüber ben tigen Fällen wird mitunter der Gläubiger 
gründe geltend ollſtrher. andersartige neue Räumungs⸗ 
zin ein auf 1 Es wird alſo z. B. ein Gläubiger, 
dersrückſtandes 2 eines zwiſchenzeitlich abgetragenen Miet⸗ 

en, er zgangenes Räumungsurteil in Händen hat, 
j an Et nunmehr einen dringenden Eigenbedarf 
lach neuerdin 3 enden Wohnung, oder der Schuldner habe 
Die Entſcheitun, Erheblicher Beläſtigungen ſchuldig gemacht. 
Fällen p en. des Vollſtreckungsgerichtes in derartigen 
ſchwerwiegen e abhängig fein, ob das neue Vorbringen 
i nad tit, daß gegebenenfalls ein allein hierauf 
Mitte; im übrigen, Räumungsprozeß Ausſicht auf Erfolg 
egen ar wird man in einem derartigen Fall trotz 
es ei Praftifch nicht mehr vollwertigen Räu⸗ 

Nam Rechtsſchutzbedürfnis des Gläubigers für 
auch Selbſtverſtä dlien Jsprozeß nicht verneinen können. 
w aumuntdlich ift, daß genau fo wie der Gläubiger 
age Rechnun trgsſchuldner der durch den Krieg geſchaffenen 
geb te, böswil AE a muß. Der Vollſtreckungsſchutz tann auch 
ige werden Gun ungsſchuldnern grundſätzlich nicht zu⸗ 
8 er entip N Mieter, der trotz Zahlungsvermögens 
Ba a aumungsurteiſgend bemeſſenen Familienunterſtützung 
urzahlt, oder . eils nicht einmal den laufenden Mietzins 
keit fi or die Beläſtigungen, die zum Räumungs⸗ 
R ſelbſt dan un alten oder neuen Formen fortſetzt, ver 
at, Soldat zu f zeinen Vollſtreckungsſchutz, wenn er die Ehre 
ſein. AGR. Dr. Sprey, Magdeburg. 

Die 


pro 
ferma ale Bedeutung des Dorbehalts des 
b -anipruchs im Jahlungsvergleich 
ei Abzahlungsgeſchäften 


ine häufj 

Ants erita ige Erſcheinung in der täglichen Praxis der 
r į En die Prozeſſe über Abzahlungsgeſchäfte. 
17 3 5 5 hält die vereinbarten Raten nicht 
daten Fällen ee erhebt Klage, deren Antrag in den 
11 uch auf g, jt nur auf Zahlung des Kaufpreiſes, ſon⸗ 
in det ift. Die Vergusgabe des gekauften Gegenſtandes ge⸗ 
en Berichiedenften Sorna er Anſprüche findet ſich 


ein und zahlung 


a) Antrag auf Zahlung, eventuell auf Herausgabe, 
b) Antrag auf Zahlung, im Unvermögensfalle oder im 

Nichtbeitreibungsfalle auf Herausgabe, 

e) Antrag auf Zahlung oder nach Wahl des Klägers auf 

Herausgabe, 

d) Antrag auf Zahlung oder nach Wahl des Beklagten 

auf Herausgabe, 

e) Antrag auf Zahlung oder Herausgabe, 

f) Antrag auf Herausgabe oder Zahlung. 
Zu einer Prüfung, ob die Verbindung der beiden Anſprüche 
in einer dieſer Formen zuläſſig iſt, kommt es häufig nicht, 
weil die Parteien einen Vergleich ſchließen, in dem ſich der 
Käufer verpflichtet, „zum Ausgleich der Klageforderung“ 
den geſchuldeten Kaufpreis oder Kaufpreisteil in beſtimmten 
Teilzahlungen zu entrichten. In dieſem Vergleich, der auch 
eine Regelung der Koſtentragung enthält, findet ſich am 
Schluß meiſt der Satz: „Der Herausgabeanſpruch (oder die 
Geltendmachung des Herausgabeanſpruchs) bleibt vorbehal— 
ten.“ Erfüllt nun der Käufer die von ihm übernommenen 
Zahlungsverpflichtungen nicht und macht der Verkäufer den 
Herausgabeanſpruch geltend, ſo entſteht jetzt die Frage, ob er 
auf Grund der im Zahlungsvergleich enthaltenen Vorbehalts⸗ 
klauſel die Fortſetzung des alten Rechtsſtreites verlangen 
kann oder ob es der Erhebung einer neuen Klage bedarf. 

Von einem Teil der Rechtſprechung wird die Fort⸗ 
ſetzung des Rechtsſtreits hinſichtlich des Herausgabeanſpruchs 
für zuläſſig gehalten aus folgenden Erwägungen: Der 
Rechtsſtreit ſei durch den Vergleich nur hinſichtlich des 
Zahlungsanſpruchs erledigt. Der Herausgabeanſpruch ſei 
rechtshängig geblieben. Dem Zahlungsvergleich komme da⸗ 
her nur die Natur eines Zwiſchenvergleichs zu. Außerdem 
verbiete es der Grundſatz der Prozeßökonomie, den Gläu⸗ 
biger auf einen beſonderen Rechtsſtreit zu verweiſen. 

Eine andere Begründung für die Zuläſſigkeit der Fort⸗ 
ſetzung des Verfahrens hat das LG. Berlin in einem Be» 
ſchluſſe v. 7. Febr. 1935, 243 T 1593/35, gegeben. Es geht 
davon aus, daß der Prozeß beendet ſei. Infolge des Zah⸗ 
lungsverzuges des Schuldners ſei der Gläubiger jedoch be⸗ 
rechtigt, gemäß § 326 BGB. vom Vergleich zurückzutreten. 
Dieſen Rücktritt habe er erklärt. Durch ihn ſei der Vergleich 
und damit die das Verfahren beendigende Prozeßhandlung 
beſeitigt. Die Prüfung der Zuläſſigkeit und Wirkſamkeit des 
Rücktritts könne nach der neueren Rechtſprechung des RG. 
(RG. 142, 1) im ſelben Verfahren erfolgen. 

Dieſen die Zuläſſigkeit der Fortſetzung des Verfahrens 
bejahenden Auffaſſungen kann nicht beigepflichtet werden. 

Die vom Verkäufer in der Klage erhobenen beiden An⸗ 
ſprüche, der Zahlungs- und der Herausgabeanſpruch, haben 
eine vollſtändig verſchiedene Klagegrundlage. Während der 
Zahlungsanſpruch auf den Kaufvertrag geſtützt wird und 
ohne ihn nicht beſtehen kann, ſetzt der Herausgabeanſpruch 
gerade den Rücktritt vom Kaufvertrage voraus und folgt 
aus den Vorſchriften über die Wirkung des Rücktritts 
(88 327, 346 ff. BGB.) und — im Falle des bei Abzah⸗ 
lungsgeſchäften faſt immer vereinbarten Eigentumsvorbe⸗ 
halts — auch aus dem Eigentum ($ 985 BGB.). Beide An⸗ 
ſprüche ſchließen ſich alſo gegenſeitig aus. Sie können daher 
im Prozeß nicht nebeneinander geltend gemacht werden, 
gleichgültig, welche Form der Verbindung gewählt iſt (ſo 
die herrſchende Anſicht, insbeſ. Criſolli, „Abzahlungs⸗ 
geſchäfte“, 4. Aufl., Anm. 7 ff. zu 8 3; Samter, „Abzah⸗ 
lungsgeſchäfte“, 2. Aufl., Anm. 8k zu § 1; Püſchel: DR. 
1939, 1044 ff.). Der Kläger muß ſich entſcheiden, welchen der 
beiden miteinander verbundenen Anträge er aufrechterhal⸗ 
ten will. Durch den Abſchluß des Zahlungsvergleiches hat 
er zu erkennen gegeben, daß er bei dem Anſpruch auf Zah⸗ 
lung des Kaufpreiſes verbleibt. Damit entfällt der Heraus⸗ 
gabeanſpruch. Denn die Verpflichtung des Käufers zur gah- 
lung des Kaufpreiſes ſetzt die Gültigkeit des Kaufvertrages 
voraus. Der Herausgabeanſpruch iſt alſo nicht rechtshängig 
geblieben. Daraus folgt, daß dem Zahlungsvergleich nicht 
die Natur eines Zwiſchenvergleiches beigelegt werden kann. 

Der Auffaſſung des Vergleichs als Zwiſchenvergleich 
widerſpricht im übrigen auch die in ihm enthaltene Klauſel 
„zum Ausgleich der Klageforderung“ und die Verteilung 
der Koſten des Verfahrens. Ein Zwiſchenvergleich kann nie⸗ 
mals die geſamte Klageforderung, ſondern immer nur einen 
Teil derſelben erledigen. Wenn der Vergleich über den 
Zahlungsanſpruch nur eine Teilerledigung des Prozeſſes dar⸗ 
ſtellen würde, wäre in ihm auch eine Regelung der Koſten 
nicht möglich (Baumbach, 15. Aufl., Anm. 2 zu § 98 ZPO.). 
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Der Grundſatz der Prozeßökonomie allein kann gegen- 
über dieſen rechtlichen Erwägungen nicht von entſcheidender 
Bedeutung ſein. Im übrigen iſt aber auch nicht einzuſehen, 
weshalb der Gläubiger für den auf völlig neuer Klage⸗ 
grundlage erhobenen Herausgabeanſpruch von der Er⸗ 
hebung einer neuen Klage und der Zahlung der entſprechen⸗ 
den Gerichtskoſten befreit ſein ſollte. 

Die Begründung des Beſchluſſes des LG. Berlin vom 
7. Febr. 1935, die zwar nicht von der Auffaſſung des Zah⸗ 
lungsvergleichs als Zwiſchenvergleich ausgeht, jedoch die 
Fortſetzung des Rechtsſtreits wegen des vom Gläubiger er⸗ 
klärten Rücktritts für zuläſſig hält, kann ebenfals nicht als 
richtig anerkannt werden. 

Nach herrſchender Anſicht in Literatur und Recht⸗ 
ſprechung hat der Prozeßvergleich eine Doppelnatur. Er iſt 
einmal eine Prozeßhandlung inſofern, als er den Prozeß 
und damit die Rechtshängigkeit beendet. Zugleich aber iſt 
er ein privatrechtlicher Vertrag zwiſchen den Parteien; er 
begründet ein die ſtreitigen Anſprüche regelndes Schuldver⸗ 
hältnis gemäß 8 779 BGB. (Jonas, 16. Aufl., Vor⸗ 
bem. VI vor 8 128; RG. 78, 286; 106, 314; 142, 3; 154, 
320). Da er zu den gegenſeitigen Verträgen gem. 88 320 ff. 
BGB. zu rechnen ift, fo ift ein Rücktritt von ihm gemäß 
§ 326 BGB. durchaus möglich. Die Geltendmachung des 
Rücktritts berührt aber nur die materiell⸗rechtliche Seite 
des Vergleichs, dagegen führt ſie nicht dazu, daß der Ver⸗ 
gleich ſeine prozeßbeendigende Wirkung verliert. Soweit in 
der Rechtſprechung die Prüfung der Wirkſamkeit eines Pro⸗ 
zeßvergleiches in demſelben Verfahren für zuläſſig erklärt 
worden iſt, handelt es ſich nur um ſolche Fälle, in denen 
Streit darüber beſteht, ob ein Prozeßvergleich feiner äuße⸗ 
ren Form nach gültig zuſtandegekommen und wirkſam ge⸗ 
worden ift (vgl. RGB. 78, 288; 106, 314; 141, 104; RG.: 
JW. 1930, 1201). Wenn in Fällen dieſer Art in der Recht⸗ 
ſprechung die Anſicht vertreten wird, daß bei Feſtſtellung 
des Nichtzuſtandekommens oder der Unwirkſamkeit des 
Prozeßvergleichs der Rechtsſtreit nicht beendet ſei und die 
Rechtshängigkeit fortbeſtehe, ſo erklärt ſich dies aus der 
Erwägung, daß ein Verfahren nicht beendet ſein kann, bei 
dem ein abſchließender Akt fehlt oder unwirkſam iſt. In 
dieſen Fällen handelt es ſich alſo nicht um den materiell⸗ 
rechtlichen Beſtand des Vergleiches, ſondern um die prozeß⸗ 
rechtliche Bedeutung einer von den Parteien vorgenomme⸗ 
nen Prozeßhandlung. Ganz anders ift aber die Rechtslage 
im Falle des Rücktritts vom Prozeßvergleich. Hier iſt der 
Vergleich gültig zuſtandegekommen, ein Mangel haftet ihm 
nicht an. Die nachträgliche Nichterfüllung des Vergleichs 
kann nichts daran ändern, daß der Prozeßvergleich eine 
gültige Prozeßhandlung iſt und bleibt. Der gemäß 8 326 
BGB. erklärte Rücktritt läßt daher die prozeßrechtliche Wir⸗ 
kung des Prozeßvergleichs, die Prozeßbeendigung, unberührt 
und kann nicht dazu führen, daß die Rechtshängigkeit wie⸗ 
der auflebt (vgl. außer der oben zit. Rſpr. des RG.: 
Jonas, Anm. II 3a zu § 794; Baumbach, Anm. 4 E 
Anh. zu § 307; OLG. Kaſſel: HöchſtRRſpr. 1936 Nr. 136). 

Die vom LG. Berlin erwähnte Entſcheidung des RG. 
kommt für die hier in Rede ſtehende Streitfrage überhaupt 
nicht in Betracht, da ſie einen außergerichtlichen Ver⸗ 
gleich betrifft, der „in ſeiner Wirkung auf einen ſchweben⸗ 
den Rechtsſtreit dem gerichtlichen Vergleich nicht gleichzu⸗ 
ſtellen ift” (RGZ. 142, 3). 

Zur Geltendmachung des Herausgabeanſpruches bedarf 
es daher einer beſonderen Klage. Der in den Zahlungsver⸗ 
gleichen enthaltenen Klauſel „Der Herausgabeanſpruch (die 
Geltendmachung des Herausgabeanſpruchs) bleibt vorbe⸗ 
halten“ kommt aus den dargelegten Gründen eine ver⸗ 
fahrensrechtliche Bedeutung nicht bei. Aber auch materiell⸗ 
rechtlich iſt ein derartiger Vorbehalt zur Erhaltung des 
Herausgabeanſpruchs nicht erforderlich. Denn daß der Ver⸗ 
käufer durch Abſchluß des Zahlungsvergleichs nicht auf ſein 
Recht zum Rücktritt vom Kaufvertrage für den Fall der 
Nichterfüllung verzichten will und verzichtet, iſt ſelbſtver⸗ 
ſtändlich und bedarf keiner beſonderen Hervorhebung. Die 
Klauſel kann daher in den Vergleichen in Fortfall kommen 
und wird ſogar zweckmäßigerweiſe zur Vermeidung von 
Zweifeln über die Zuläſſigkeit der Fortſetzung des Verfah⸗ 
rens wegzulaſſen fein?). 

AGR. Dr. Erwin Ulrich, Berlin. 


1) Die Hilfsvordrucke des AG. Berlin für Teilzahlungs⸗ 
vergleiche enthalten ſie in ihrer neueſten Faſſung nicht mehr. 


Bezüge der Aſſeſſoren unit 
im anwaltlichen Probe: und Anwärterdteni 


I 
Auf Grund des 82 der VO. v. 22. Jan. 1940 dach Bl 
223) zur Ergänzung der RRA O. und der MNotard. 
ſtimme ich bis auf weiteres, was folgt: 


$i 
er- 
(1) Aſſeſſoren im anwaltlichen Probe- und Anwenden 
dienſt, die Probe⸗ oder Anwärterdienſt leiſten, erhaze⸗ 
nach Maßgabe der bisherigen Vorſchriften die gleichen or 
züge wie Aſſeſſoren im ſtaatlichen Anwärterdienſt. Die An⸗ 
ſchriften des § 3 Satz 3 u. 4 RR A. finden weiterhin 

wendung. be⸗ 
(2) Die Bezüge von Aſſeſſoren im anwaltlichen Pro ſie 
und Anwärterdienſt, die bei dem Rechtsanwalt, dem n 
überwieſen find, nicht voll beſchäftigt find, können un 
höchſtens ein Drittel gekürzt werden. Im einzelnen alts- 

ſcheidet hierüber der Präſident der Reichs⸗Rechtsanwaß 
kammer nach Maßgabe der Beſchäftigung des Aſſeſſgerhält⸗ 
Leiſtungsfähigkeit des Rechtsanwalts, der ſozialen Ve amer 
niſſe und der Mittel, die der Reichs Rechtsanwaltstawalt⸗ 

für die Gewährung der Bezüge der Aſſeſſoren im 7 — 

lichen Probe- und Anwärterdienſt zur Verfügung feye- 


II. r 
Aſſeſſoren im anwaltlichen Probe- und nmärterbienl, 


die den Dienſt angetreten haben und aus bejonderen zunen, 
den einem Rechtsanwalt nicht überwieſen werden inter 
erhalten von der Reichs⸗Rechtsanwaltskammer einen ne 
haltszuſchuß. Ein Rechtsanſpruch auf die Gewährung be⸗ 
Unterhaltszuſchuſſes beſteht nicht. Der Unterhaltsbettgaſtens 
mißt lich bei einem verheirateten Aſſeſſor auf mindeſcdas 
150 AM, ſonſt auf mindeſtens 100 AM monatli walts” 
Nähere beſtimmt der Praſident ber dieichs Rechtsanwae 
kammer nach Maßgabe der ſozialen Verhältniſſe un 
vorhandenen Mittel. 
III. eee 

Aſſeſſoren im anwaltlichen Probe- und Anwärterdie r 
die den Dienft angetreten haben und zum Vehrbionen in 
zu gleichzuachtenden Dienſten einberufen werden, kön 
dringenden Fällen von der Reichs⸗Rechtsanwaltsk 
einen laufenden Beitrag zur Befriedigung ihrer per! Vor⸗ 
Bedürfniſſe bis zu 30 AM monatlich erhalten. Die. 
ſchriften in II Satz 2 u. 4 ſind ſinngemäß anguivi $! 

(AV. d. RIM. v. 15. Febr. 1940 (3175 — Ia" 183) 

DJ. 1940, 242.) 


e 
Erſtattung von Poftgebühren der Armenanwält 


it de 
mach 8 20 25 5 RAD. in Verbindung Mit Bo 
BD. v. 30. April 1936 (RC) Bl. T, 406) werden bei DEE walt 
tretung einer armen Partei durch einen Simultane ent⸗ 
die durch die Entfernung der Kanzlei vom Gerichts rſtattet 
ſtehenden Mehrkoſten aus der Reichskaſſe nicht Anwen⸗ 
Wie mir berichtet wird, haben einzelne Gerichte in 
dung dieſer Vorſchrift die Erſtattung von Poftgebt 
beſtimmte Sendungen, insbeſondere für Schreibe bei ift 
Rechtsanwalts an das Prozeßgericht, abgelehnt. BE nur 
jedoch überſehen, daß nach der genannten Vor 1165 , 
die Mehr koſten von der Erftattung ausgenommen m 
Um feſtzuſtellen, ob Mehr koſten an Poſtgebühres uttan 
den ſind, müßten an ſich im Einzelfalle die vom Ee per’ 
anwalt angeſetzten Poſtgebühren mit den Poſtgebn haften 
glichen werden, die einem am Sitze des LG. chriftwechſel 
Rechtsanwalt entſtanden wären, z. B. für Schri Gegen’ 
mit der auswärts wohnenden Partei. Eine ſolch nung 
überſtellung iſt aber nicht lohnend. Die mit der Verhältnis 
verbundene Verwaltungsarbeit würde in keinem Ve 
zum Ergebnis ſtehen. „ von dem 
Ich bin deshalb damit einverſtanden, daß die 90 ſoweit 
Simultananwalt verauslagten Poſtgebühren — aio ohne 
ſie im Verkehr mit dem Gericht entſtanden ſind i e 
beſondere Begründung erſtattet werden, fofern nich näheren 
ſondere Höhe der verlangten Poſtgebühren zu einer 
Darlegung Anlaß gibt. 1 89. — 
(AV. d. RIM. v. 12. Febr. 1940 (5651 — VIE 
DJ. 1940, 245.) 
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verei ; SRB. 
reinbarung zwiſchen dem NSRB. und 
D. ⸗Dozentenbund 


i Zwiſchen — 
d am 30. Jan 1% Sn. und dem NED.-Dogentenbund 
erden: 0 folgende Vereinbarung unterzeichnet 


Die 
(haftsmiggennfehuffehrer der Rechts-, Staats- und Wirt- 
plaumäßl n Bett, und zwar die planmäßigen und außer⸗ 
i die dle en, Dozenten, Privatdozenten, Lehr⸗ 
enten ſind in iheplaumäßigen und außerplanmäßigen 
8 echtswahrerbunder Eigenſchaft als Rechtswahrer im 
einer zu erfaſſen Sn, als Dozenten im NSD.-Dozenten- 
g er halben Verw 115 können auf Antrag beim NSRB. mit 

au: alkungsgebühr von jährlich 6 AM, unter 

ienna u. Bei Aufrechterhadterbegeldanſpruch, geführt 
NSN der volle Betr altumg des Sterbegeldanſpruches ift 

RB. zu zahlen. 9 entſprechend der Beitragsſtaffel des 
mit eine 
i tö men qafen Verwaltungsgebühr geführten 
dem Oderanftart,.. Veranſtaltungen, insbeſondere die 
des Sa en den allge den des NSNB. beſuchen und außer⸗ 
NS ch gemeinen berufsfördernden Einrichtungen 

Jen Rechtsſchutz- und übrigen Sozial⸗ 
nun „Usnahbme der Sterbegeldver- 
Beamtete Nechtswah nehmen. 

echtswahrer (Richter, Staatsanwälte, Ver- 


berausgegeden d r 8 
E ehmanns an Auswärtigen Amt. Berlin 1939. 
ir rend eine wo 344 S. Preis broſch. 4 AM. 
1 en zur W erſchienene Dokumentenſammlung 
delt die elt unmitten Phaſe der deutſch⸗polniſchen Kriſe“) 
En mit den dar vor Ausbruch des Krieges Behan- 
er vorliege dene dieſes Krieges darſtellt, wer⸗ 
mmlung en, ebenfalls vom Auswärtigen Amt 
ges in ihrer 9, on 482 Dokumenten die Urſachen 
Unt J dieſen beroena Tiefe und Tragik aufgezeigt. 
r 


orgeſchichte des Krieges, 


Get L Atlichten Dokumenten handelt es fidh 
! it ) h 
gasgen e Staatsmänner, Aktennotizen des Aus⸗ 
geſch Zungen, die fen diplomatiſche Berichte, Noten und 
polii ider & ſeloſt entweder fachliche Darftellungen 
Urkunde Auswirkun 5 enthalten oder unmittelbare außen⸗ 
niſchen 9 wird die gen zur Auslöſung brachten. In dieſen 


inne geſamte Entwi -pol- 
v erhäft 8 e Entwicklung des deutſch⸗pol⸗ 
unge Jaſallitüt ges ebenſo aufgezeigt wie die verhängnis⸗ 

Neandeic. polniſchen Staates gegenüber England 

u 

a ofu 
in $ bem Memoraudnſanmlung beginnt mit einem Auszug 

em der damaljoum Llond Georges vom 25. März 1919, 
dr ie Unterstemitiſche Premierminiſter darauf hin⸗ 
Laufe licht des porſtellung der 2100000 Deutſchen unter 
rung feiner Geſchichteſchen Volkes, „das noch niemals im 
Kriege ſbieſen hat“, fa u zu ſtabiler Selbſtregie⸗ 


die fo. en mü : fpäter zu einem neuen 
Mino Ttae bte mae Die erſten 25 Dokumente offenbaren 
infolge troffe nung aller zum Schutze der deutſchen 

folge ge rof enen Abm \ i 
lands „der ſt achungen durch die Polen, die 


F i i 
den, gund Franksegenden, wohlwollenden Duldung Eng⸗ 
hrer © nächſten rund mt immer weiter aufgeſtachelt mur- 
f a n der groß nd 200 Urkunden zeigen dann, wie der 
an treb, Dauer une n ngigiten Weiſe eine Bereinigung dieſes 
e, wie aber sr Sihen Zuſtandes und Verhältniſſes 
Immer . Verſtändigungs⸗ und Befriedungs⸗ 
engli Orders Ra durch die Polen ſabotiert wurde. 
iei Te Kriegspaliſteſſant ift das zweite Kapitel, das die 


he efährbim, sbehandelt. Der Führer hatte recht⸗ 
ie 1 Ne bre des Friedens durch die britiſche Kriegs- 
12 Dor rnenden Red Kriegshetzer erkannt. Ausſchnitte aus 
Tihe Menten Wins en beweiſen dieſes immer wieder. In 


tije henkriſe die britiſche Haltung zur Löſung der 
ſche otit beleuchtet. Während feit Februar 1939 die bri- 
offen auf eine Einkreiſung Deutſchlands 


Mitteilungen 


| 


waltungsbeamte) und freiberufliche Rechtswahrer (Rechts⸗ 
anwälte, Notare, Wirtſchaftsrechtswahrer) die zugleich als 
ordentliche Profeſſoren tätig ſind oder zu einer kurzfriſtigen 
Lehrtätigkeit an einer Hochſchule berufen werden, ſind in 
ihrer Eigenſchaft als beamtete bzw. freiberufliche Rechts⸗ 
wahrer dem NSR B. gegenüber voll beitragspflichtig. 

Die Vereinbarung tritt mit dem 1. Jan. 1940 in Kraft. 


Zuſtellung 


Gegen das Bundesmitglied Nr. A 9435, 

früheren Gerichtsaſſeſſor Gerhard Reuter, 
zuletzt in Göttingen wohnhaft, jetzt unbekannten Aufenthaltes, 
iſt unter dem 8. Februar 1940 gemäß 88 43 ff. der Ehren⸗ 
gerichtsordnung eine einſtweilige Verfügung des Gauführers 
des Gaues Süd⸗Hannover⸗Braunſchweig des NSRB. auf 
Ausſchluß ergangen. 

Legt der Genannte nicht binnen einer Woche bei der 
Gaugeſchäftsſtelle Süd⸗Hannover⸗Braunſchweig des NSRB., 
Hannover, Straße der SA 26, Einſpruch ein, ſo wird die 
einſtweilige Verfügung auf Ausſchluß endgültig. 

Berlin, den 16. März 1940. 


Vorſitzender des Ehrengerichtshofes des NSRB. 
und der Deutſchen Rechtsfront: 
Dr. Gardiewski. 


hinarbeitet — 58 Dokumente ſprechen hierzu eine beredte 
Sprache —, bemüht ſich Adolf Hitler dauernd um eine Siche⸗ 
rung friedlicher Beziehungen zu den Nachbarvölkern durch 
praktiſche Vorſchläge, verbindliche politiſche Erklärungen und 
durch Nichtangriffspakte mit Dänemark, Eſtland, Lettland 
und der UDSSR. 

Das Schlußkapitel enthält 134 Urkunden, die die letzte 
Phaſe der deutſch⸗polniſchen Kriſe betreffen. Die Berichte 
unſerer diplomatiſchen Vertretungen in Polen behandeln 
immer häufiger die fortgeſetzten ſchweren Mißhandlungen 
der Volksdeutſchen und die zahlloſen Unterdrückungsmaß⸗ 
nahmen gegen das deutſche Volkstum. England aber ſtachelt 
die Polen durch Scheingarantien immer weiter auf, bis es 
ſchließlich zu jenen unerträglichen Ausſchreitungen und 
Grenzübergriffen der Polen kommt, die den Führer zu mili⸗ 
täriſchen Gegenmaßnahmen zwangen. Damit hat die pol⸗ 
niſche Regierung den ihr von England zugedachten Auftrag, 
die Brandfackel des Krieges gegen Deutſchland zu ſchleudern, 
erfüllt und ſo das polniſche Volk an die imperialen Inter⸗ 
eſſen der britiſchen Plutokratie verraten. Die Schuld Eng⸗ 
lands hat der Führer am 23. Auguſt 1939 in Berchtesgaden 
in einer Unterredung mit dem britiſchen Votſchafter klar 
herausgeſtellt und ihn darauf hingewieſen, daß Deutſchland 
nicht die Verantwortung für die von England gegebenen 
Garantien trage, wohl aber England für die aus dieſen 
Verpflichtungen entſtehenden Folgen (vgl. Dokument Nr. 455). 

Ein Vorwort des Reichsminiſters von Ribbentrop 
und eine Überficht über den Inhalt der Dokumentenſamm⸗ 
lung find dem für jeden Deutſchen höchſt wertvollen Werte 
beigegeben. StA. Ad ami, Berlin. 


Das Recht der Mehreinkommenſteuer. 88 5—12 
des Geſetzes über die Finanzierung nationalpolitiſcher 
Aufgaben des Reichs (Neuer Finanzplan) v. 20. März 
1939 nebſt den Durchführungsbeſtimmungen, Erlaſſen und 
ſonſtigen Vorſchriften zur Mehreinkommenſteuer. Erläu⸗ 
tert in Buchkarteiform von RA. Dr. Rudolf Grieger, 
Fachanw. f. Steuerrecht in Berlin. Berlin-Leipzig⸗Wien 
1940. Deutſcher Rechtsverlag. 181 S. Preis 5,70 AM. 

f Der Neue Finanzplan ift jetzt feit dreiviertel Jahren in 

Kraft; ſeit etwa vier Monaten befaßt ſich die Praxis mit 

den Fragen, die ihr das Recht der Mehreinkommenſteuer 

geboten hat, einer Steuer, die „ihrer Struktur nach eine 
recht ſchwierige ift Reinhardt)“. Ein Buch, deffen Verf. 
diefe Anlaufzeit abgewartet und die Handhabung des Mehr- 
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einkommenſteuerrechts in der Praxis offenſichtlich inter- 
eſſiert verfolgt hat, muß notwendig Neues, Ergänzendes 
bringen und damit beſtehende Lücken ausfüllen. So hat an⸗ 
ſcheinend der Verf., der lange Jahre in der Reichsfinanz⸗ 
verwaltung tätig geweſen iſt, auch ſeine Aufgabe geſehen 
und — das muß vorweg bemerkt werden — dieſe Aufgabe 
iſt in recht befriedigender Weiſe gelöſt. Wenn man zudem 
feſtſtellen muß, daß dabei nicht der Hinweis auf das fehlt, 
was bisher an Erkenntniſſen geſammelt und im Schrifttum 
feſtgelegt war und daß der Verf. ſich mit dem bisherigen 
Geſchaffenen, zuſtimmend oder ablehnend, auseinanderſetzt, 
ſo empfiehlt ſich das Buch von ſelbſt zu anregendem 
tudium. 

In einer Einführung ſtellt der Verf. kurz — die Kürze 
des Ausdrucks und die knappe, an manchen Stellen in den 
Stichwortſtil fallende Darſtellungsweiſe iſt für das Buch 
von der erſten bis zur letzten Seite kennzeichnend — zehn 
Geſichtspunkte heraus, die ihren Zweck, dem Leſer das 
Weſen dieſer komplizierten Steuer näherzubringen, recht gut 
erfüllen. Es folgen die Texte des Geſetzes, der Durchfüh⸗ 
rungsverordnungen und der einſchlägigen, bis zur letzten 
Zeit ergangenen Miniſterialerlaſſe, aber alles nur inſoweit, 
als ſie ſich unmittelbar auf die Mehreinkommenſteuer be⸗ 
ziehen oder zum Verſtändnis des Rechts der Mehreinkom⸗ 
menſteuer unerläßlich ſind. 

Auch in den Erläuterungen ſelbſt hat ſich der Verf. 
bemüht, ſeine Arbeit von allem Überflüſſigen freizuhalten. 
Auf eine Erläuterung der einkommen⸗ und körperſchaft⸗ 
ſteuerlichen Beſtimmungen, deren gründliche Kenntnis ja 
für die richtige Anwendung des Mehreinkommenſteuerrechts 
unerläßliche Vorausſetzung iſt, verzichtet der Verf. bewußt; 
„ſonſt würde der Rahmen des Bandes geſprengt worden 
fein“. Das Buch fegt die Kenntnis dieſer Materien voraus; 
dafür bringt es auf ſeinem eigentlichen Gebiet um ſo mehr. 
Und hier ſind wiederum die Beſtimmungen am eingehend- 
ſten behandelt, die Abweichungen von der Regel, zugunſten 
und zuungunſten des Steuerpflichtigen, enthalten — in der 
Praxis verſtändlicherweiſe beliebte Streitobjekte. 

Um nur einige Beiſpiele anzuführen: 

Die Ausführungen zu § 6 NF., $8 31, 32 NF Durchf⸗ 
ID. können wohl als eine erſchöpfende Darſtellung dieſer 
auch heute noch häufig ſtreitigen Fragen bezeichnet werden. 
Die Darſtellungsweiſe des Verf. hat das Verdienſt, die Ein⸗ 
ſtellung der Finanzämter, die wegen der Gleichmäßigkeit der 
Beſteuerung notwendig eine einheitliche ſein muß, bei An⸗ 
wendung dieſer Vorſchriften klar hervorzuheben und vor 
ungerechtfertigten und unbeſonnenen Erleichterungsanträgen 
zu warnen. Deutlich wird hier die Abſicht des Verf. erkenn⸗ 
bar, ein Hilfsmittel für die Praxis zu ſchaffen, 
nicht eine theoretiſierende Abhandlung. Mik Dank muß des⸗ 
halb auch die alphabetiſche Aufzählung der Anwendungs⸗ 
fälle des 8 32 Abſ. 2, m. W. ein erſtmaliger Gedanke, be- 
grüßt werden. — Durchaus von praktiſchen Gedanken aus 
geleitet auch der mehrmalige Hinweis auf die Zweiſchneidig⸗ 
keit der Erleichterungsfälle. — Erſtmalig iſt auch wohl eine 
ſo eingehende Beſchäftigung mit den Begriffen Umwandlung, 
Zuſammenſchluß und Aufteilung i. S. des § 36 NF Durchf⸗ 
VO., über die in der Praxis noch manche Unklarheit 
herrſcht; man wird das Ergebnis der Unterſuchungen im 
allgemeinen billigen müſſen. Treffend iſt der Hinweis dar⸗ 
auf, daß eine in einer Vermögensumſchichtung beſtehende 
Maßnahme grundſätzlich wie jede andere geſchäftliche Hand⸗ 
lung keine beſondere Berechnung des Mehreinkommens nötig 
macht (S. 122), ein Hinweis, der nicht nur in dieſem be⸗ 
ſonderen Falle zur Klärung der Rechtslage beitragen 
dürfte. — Ganz neue Gedanken finden fih zu 8 40 NF- 
Durchf VO, einer gleichfalls in der Praxis recht oft ſtrei⸗ 
tigen Beſtimmung. Der Verf. erkennt „außerordentliche Cin- 
künfte“ bei gewerblichen Betrieben überhaupt nicht an, eine 
Frage, für die Praxis von allergrößter Bedeutung, die bald 
von dem RFH. fo oder fo entſchieden werden ſollte. Es iſt 
dann nur folgerichtig, wenn der Verf. auch Anleiheſtock⸗ 
dividenden, wenn ſie innerhalb eines gewerblichen Betriebes 
anfallen, nicht für privilegiert hält. Zweifelhaft ſcheint es 
mir dagegen zu ſein, wenn der Verf. meint, der laufende 
Teil innerhalb des Liquidationsgeſamtgewinns dürfe nicht 
zur Mehreinkommenſteuer herangezogen werden. Man könnte 
das allenfalls damit begründen, daß es ſchwierig ſei, dieſen 
laufenden Teil für fih feſtzuſtellen. — Zu 8 42 N Durchf⸗ 
VD.: M. E. legt der Verf. den Begriff „notwendige Erwei⸗ 
terungen“ doch etwas zu eng aus, obwohl die Finanzämter 
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JW. 
[Deutfches Recht ver mit ST 
3 a find; 
bei der Anwendung der Vorſchrift recht vorſchng ein 
ich perſönlich möchte den Fall des Unternehmers Reichs 
Anlagevermögen zum Zwecke der Lieferung für die t7 
autobahn erweitert (S. 147) anders beurteilen. auf die 
malig findet ſich in dieſem Buch ein Hinwels F. die 
eigentümliche Auswirkung der Ziff. 7 des 8 7 wird. — 
hoffentlich wieder aus dem Geſetz geſtrichen werber dlich bei 
Ausführliche und recht intereſſante Beiſpiele nd wird 
der Erläuterung des $ 43 Nc Durhf BD. gegeben malen, 
bei den ſchwierigen Rechenkunſtſtücken, die bei de 
dung des 8 43 durchzuführen ſind, gern das Buch å 
nehmen. leich prak- 
Dieſer Hinweis auf die ſchwierigſten und zug ügen. 65 
tiſch bedeutſamſten Stellen des Rechts mag Frag en ſieht 
zeigt, daß der Verf. eine ganze Anzahl neuer trägt. Der 
und in den meiſten Fällen zu ihrer Löſung En e 
Praxis wird das Buch in Zweifelsfällen ein wert 11 
geber fein. Die Buchkarteiform bewahrt das We 
unmodern zu werden. N Berlin. 
. arife! 
Warenzeichengeſetz vom 5. Mai 1936 neft n 5 
Unionsvertrag und Madrider Abkommen, eriat (Stilles 
Dr. jur. Rudolf Buffe, SenRat beim NPA eich“ 
Rechtsbibliothek Nr. 40, Die Geſetze des Denti Perlag 
mit ſyſtematiſchen Erläuterungen.) Berlin 1 14 RM. 
Walter de Gruyter & Co. 635 S. Preis geb. 1 nene 
Das in der bekannten Kommentarreihe a Auflage 
läuterungswerk zum WO., das jetzt in zwei ajiye p 
vorliegt, kann in feiner neuen Geſtalt als die 1 63 5 
Bearbeitung dieſes Rechtsgebietes bezeichnet meitumz neben 
rückſichtigt bei ſparſamer Anziehung des Schrif ge di 
den Urteilen der Gerichte in weitgehendſten Maß f, bat! 
fangreiche Spruchpraxis des RPat A., die bee ift pA 
feiner amtlichen Tätigkeit auf das genaueſte ve ternationa 
gibt Ratſchläge für die Wahl, Anmeldung, ing über die 
Regiſtrierung von Zeichen, enthält eine überſichnn ift pe 
geläufigſten Warengleicharligkeitsentſcheidungen (hung eine 
halb für jeden, der bei der Eintragung oder 2i d uverläſſt 
Warenzeichens mit dem RPat A. zu tun hat, orſtellung a: 
ger, nahezu unentbehrlicher Ratgeber. Eine h Talſach, 
der Ausführlichkeit der Erläuterungen mag allein run, 
vermitteln, daß die Bemerkungen zu 84 WSG. Vorzug des 
61 Druckſeiten umfaſſen. Als einen beſonderen er 
drei Jahre nach dem Inkrafttreten des neuen ereits nt 
nenden Werkes wird man es empfinden, daß richt 


RegR. Pohlman 


Rechtſprechung zu den neuen Beſtimmungen lem 5 
und verarbeitet werden konnte. So verdienen übung b 5 
in dieſem Umfange erſtmalig gegebenen, die Alen ngen brd 
Eintragungsbehörde zuſammenfaſſenden Bene e vo 


jedem Anmelder, der ſich um die Eintragung a Peachte 
auf en dieſer Vorſchrift bemüht, gekannt 1 
werden ſollten. zonalen n, 
Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß dem internatio wijden 
kungsbereich des Warenzeichen entſprechend : 


u hat: 
ftaatliche Recht eingehende Berückſichtigung erfahren lone 


ariſer Unionsvertrag, das Madrider Marken“ verträge 
das Madrider Herkunfts⸗Abkommen und die 3 — 11 
des Reiches mit fremden Staaten. Eine e er ehe 
leichterung für den Benutzer ſtellt der Abdrug rD aM 
tigſten, für die tägliche Praxis unentbehrlichen ſtimmüneit, 
hinter den jeweils in Betracht kommenden deljedes geh, 
oder in eigenen 1 dar, ſo daß Ab Re 
taubende Suchen nach den meit auseimanberlie z WET e 
quellen erübrigt. Ein Abſchnitt „Wettbewee euti = 


weſen“, der u. a. die für das Zeichenweſen hen 19, 
„Zweite Bekanntmachung des Werberats der beute 10 
ſchaft“ v. 1. Nov. 1938 enthält, und der Anhang . penti 
her ergangenen Übergangsrecht für die 11 bis in 
Reich wiedervereinigten Gebiete führt das Bielſeitiakeit 
Rechtsentwicklung der Gegenwart fort. Die Ber fearubhur 
Buches, das den Wünſchen der verſchiedenen in a ückli = 
die mit dem Warenzeichenrecht zu tun habem bie Ri 
Weile entgegenkommt, macht es ſowohl 9 far die EN 
Rechtsanwälte und Patentanwälte wie and baig geiler 
der Induſtrie und die Werbefachleute gleich, ar die Ste, 
Es unterliegt keinem Zweifel, daß der Ton Stcherheit er⸗ 
lung, welche die erſte Auflage einnahm, = mupe e 
haupten und die Dankbarkeit weiterer 2558 q 
werben wird. RegR. Dr. Schwabe, 
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Rec 77 b 
htspolitisch besonders bedeutsame Entscheidungen: 
aus dem Strafrecht S. 44 Nr.1 aus dem Eherecht S.448 Nr. 10 und 449 Nr. 13 


Strafrecht 


Veror 
1. ng Ng gegen Gewaltverbrecher 


VO ee 

gegen Noltara- $1 8o. gegen Gewaltverbrecher; § 2 
Sis! oltsſchädlinge; g 249, 250 Abſ. I f.. 20 a 
5 15 Unter ie des Begriffs „Gewaltverbrecher“. 
Anwend angefehen wergrſtänden kann auch ein Boxhieb als 

u einer Siebtpafte a gleich gefährlich ijt, wie die 
f be Ingekl. en k 
Ic die Gerichte. sammt einer aſozialen Familie, mit der 
weis viel zu beſchäftſorgebehörden und andere Dienſtſtellen 
nebe, en Karuſſell igen hatten. Sein Vater betrieb zeit- 
een hat er lun, mit dem er im Lande herumzog, da⸗ 


t an 4 
mitgleddel betrieben Zeit von Stuttgart aus einen Alt⸗ 


pe Vater und Brüder des Angekl. ſind 
da ſie mit einem jünger 12 Jahren kam der Angekl. zu⸗ 
Eltern ur unre elmäßig d rader in Fürſorgeerziehung, 
ſchüler um Bettel a g die Schule beſuchten, von den 
at ie mit dee halten wurden und für ihre Mit- 

meh en, gegen pi iteiten Ausdrücken belegten, fie 
ahr berfach mit dem ide Ne Hunde hetzten und gegen die 
n. Tro effer tätlich wurden, eine große Ge- 
10 nicht üdlrchſchuittlicher Intelligenz brachte 
being Maus, feine Ke er die erſten Klaſſen der Grund 
i i ee im Leſen und Schreiben find 
2 phabeten, dagegen benimmt er ſich 
lich, als „ ber Anſtalts ahren und gewandt. Solange der 
nach S er im Japdtehung war, führte er ſich ordent⸗ 
Einft tuttgart fam Jahre 1934 als Schmied in eine Lehre 
ſei N I unter den verderblichen 
berpa genen Rerany, 183 und kam dadurch und auf Grund 
dame mäßig fr; gung wieder auf Abwege. Nach einem 


a mio . Ar 2 
ahl sene Jahre alt al Holzdiebſtahl beteiligte er ſich, 


dun Bruders a einem ſchweren und einfachen Dieb- 
er S toper 25580 gottfeied, indem er bei der Entwen⸗ 
in die $ Gon ient Poſten ſtand. Hierwegen wurde 


9 
ochen A 
mener em Urteil ‚niefängnis mit Bewährungsfriſt verurteilt, 
ſorgeheinurſche bezeich r ſchon als verſchlagener und verkom⸗ 
i beim Sch., arbeitet. Der Angekl. kam dann in das Für- 
m meinen ie, dort als Pferdepfleger und führte 
pulſive nanſtändig. Doch zeigte er auch dort 
Liſt i Verſuchen fei 9 u Gewalttätigkeiten. Nach vergeb⸗ 
e ücke aus den ters und eines Bruders, ihn mit 
Helfen < Angekl. pom Fürſorgeanſtalt herauszubekommen, 


Ta als Pferdekn an Dez. 1936 ab in verſchiedene Arbeits⸗ 
Rück 8, at Er hielt es aber auf keiner Stelle 
nahme Stuttgar einer Familie Beſtreben war ſeine 
Erfol x Fürſorgeb alle dagegen unternommenen Mağ- 
Magy ſo daß ; 9 Sehörden hatten keinen durchgreifenden 
Seitzahmen als „ Sommer 1937 von weiteren Fürſorge⸗ 
herum ttie dab ſichtslos Abſtand genommen wurde. 
dere n, verrichtete r TA, in Stuttgart und Umgebung 
Eine 3 andlan : zegenheitsarbeiten und war insbeſon⸗ 
feinen de Wo der bei Jahrmarktunternehmern tätig. 


. nung besaß ; : 
ligen Drüdern aug beſaß er nicht; ſofern er ſich nicht bei 
8 Altſtadtkref alben ſchlief er bei Dirnen oder in fon- 


Uhr den Milch. In den Jahren 1937 und 1938 wurde 
Stun tein a! und zweimal wegen Fahrens ohne 
ſammadete er teulweiſk alen beſtraft, im Winter 1938/39 


ſeinem jüngeren Bruder zu⸗ 


mehr h 
mehreren Fällen Fahrräder und Krafträder, in 


einem Fall, um damit ſeine Geliebte, die Dirne H., aus dem 
Gefängnis in G. abzuholen. Hierfür erhielt er eine Geſamt⸗ 
ſtrafe bon 4 Monaten Gefängnis. Am 22. Mat 1939 wurde er 
aus der Straſanſtalt entlaſſen und trieb ſich ſeither in der 
bisherigen Weiſe in Stuttgart herum. 

Im Jahre 1936 war gegen den Angekl. ein Verfahren 
vor dem Erbgefundh&. zwecks Unfruchtbarmachung anhän⸗ 
gig, in dem ſchwere Zeichen raſſiſcher Entartung bei dem 
Augekl. feſtgeſtellt wurden. Dagegen war damals ſowenig 
wie heute ein Schwachſinn oder ſonſt ein geiſtiger Defekt bei 
ihm zu bemerken. Der Angekl. ift daher voll zurechnungs⸗ 
fähig. In einer Außerung des Fürſorgeheims Sch. vom 
20. Januar 1940 wird über den Angekl. folgendes Urteil 
abgegeben: 


„Bei St. handelt es ſich um einen moraliſch und in⸗ 
tellektuell tiefſtehenden Menſchen. Intereſſeleer und gemüts⸗ 
arm mit geringen moraliſchen Hemmungen bedeutet er für 
feine Umgebung eine Gefahr. Dieſer Zuſtand ift antage- 
bedingt und dürfte weder durch Erziehungsverſuche noch 
durch Strafen erheblich gebeſſert werden. Daß er nach außen 
auf den erſten Augenblick noch einen ordentlichen Eindruck 
macht, verſchlechtert eigentlich das Geſamtbild, da dies die 
Gefährlichkeit des Burſchen verſtärkt. Er kann die Rolle 
eines Biedermanus ausgezeichnet ſpielen, um dann bei der 
erſten Gelegenheit in triebhafter Weiſe auszufallen. Ich 
halte ihn nicht für fähig, dieſen Zuſtand aus innerem An⸗ 
trieb heraus ändern zu können. Es wäre für ihn ſelber und 
für die Volksgemeinſchaft am beſten, wenn er für dauernd 
verwahrt würde.“ 


Am Abend des 18. Dez. 1939 traf der Zeuge H. den 
Angekl. in einer Schnellgaſtſtätte. H. kannte den Angekl. 
vom Sehen und wußte, daß dieſer mit einem Mädchen ging 
(der Dirne H.), zu der er ſelbſt vor längerer Zeit Beziehun⸗ 
gen unterhalten hatte. Um etwas zu ſprechen, fragte der 
Zeuge den Augekl. nach dem Mädchen, worauf der Angekl. 
ihm zu verſtehen gab, daß er zur Zeit mit ihr Streit habe, 
daß man ſie aber vielleicht in der Wirtſchaft zur PH. trefe 
fen könne. Der Zeuge begab ſich nun mit dem Angekl. in 
dieſe Wirtſchaft, in der ſie aber die H. nicht fanden. Sie 
tranken dann dort je ein Glas Bier, die der Zeuge H. be⸗ 
zahlte. Dabei bemerkte der Angekl., daß H. einen Füufzig⸗ 
Reichsmarkſchein bei fich hatte. Daraufhin ſchlug der Augekl. 
vor, noch nach „dort droben“ Ter zeigte in Richtung B.) in 
eine gemütliche Wirtſchaft zu gehen, wo man vielleicht die H. 
auch treffen könne. Die beiden gingen nun zuſammen — es 
war inzwiſchen 22 Uhr geworden — über den S. zur 
K.⸗Brücke und über dieſelbe links nach B. hinein, wobei der 
Angekl. ſagte, da oben bei der Kirche wäre die Wirtſchaft. 
Da es unterwegs infolge der Verdunkelung an dieſem Abend 
außerordentlich dunkel war, bekam der Zeuge aus einem Ge- 
fühl des Mißtrauens heraus etwas Angſt vor dem Angekl. 
Um ihn von einer möglicherweiſe beabſichtigten Straftat ab- 
zuhalten, erzählte er ihm, daß in letzter Zeit für Straftaten, 
die in der Verdunkelung begangen worden ſeien, ſehr ſchwere 
Strafen verhängt worden ſeien und daß man wegen Dieb⸗ 
ſrahls von IAM zum Tod verurteilt werden könne. Die bei- 
den ſtiegen inzwiſchen von der M. Straße aus die in vollem 
Dunkel liegende Kiſtaffel bei der B.⸗Kirche hinauf. Mitten 
auf der Staffel verſetzte nun plötzlich der Angell. dem 
Zeugen einen derartigen Fauſtſchlag ins Geſicht, daß dieſer 
ſofort bewußtlos zuſammenbrach, zwei Zähne verlor und 
aus Mund und Naſe blutete. Hierauf riß er ihm den Geld⸗ 
beutel mit 65 Rø Inhalt gewaltſam aus der Hoſentaſche, ſo 
daß dieſe zerriſſen wurde, und entfernte ſich, ohne ſich weiter 
um den bewußtloſen Zeugen zu kümmern. Der Zeuge kam 
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nach etwa ½ Stunde wieder zu ſich und begab ſich dann zur 
Polizei, um Anzeige zu erſtatten. Außer dem Verluſt der 
beiden Zähne ſind dauernde Folgen bei dem Zeugen nicht 
zu befürchten. 

Der Angekl. hat zugegeben, daß er den Zeugen be⸗ 
rauben wollte und beraubt hat und daß ihm der Gedanke 
dazu gekommen fei, als fie zuſammen über die K. Brücke 
gegangen ſeien. Er hat auch zugegeben, daß es infolge der 
Verdunkelungsmaßnahmen in der fraglichen Nacht und ins⸗ 
beſondere an der K.⸗ſtaffel außerordentlich dunkel geweſen 
ſei und daß er ohne dieſe große Dunkelheit die Tat nicht 
ausgeführt hätte. Als Beweggrund zur Tat hat er an⸗ 
gegeben, daß er einige Tage nichts verdient gehabt hätte und 
deshalb Geld gebraucht habe; das erbeutete Geld habe er 
auch alsbald verbraucht. 

Das Sondergericht war der überzeugung, daß der 
Angekl. den Entſchluß zur Tat fon in der Wirtſchaft zur 
PH. gefaßt hat, als er den Fünfzigmarkſchein bei dem Beu- 
gen fah. Denn die H. hat noch nie in einer B. Wirtſchaft 
verkehrt, der Angekl. wußte ſonach genau, daß man fie dort 
nicht treffen könne, und im übrigen konnte er überhaupt gar 
keine Angaben machen, welche Wirtſchaft in B. er nun mit 
dem Zeugen noch beſuchen wollte. Es kann daher kein Zwei⸗ 
fel darüber beſtehen, daß der Angekl. nur zum Zwecke des 
Raubs in größtmöglichſter Dunkelheit den Zeugen über die 
K-Brücke an den Tatort gelockt hatte. 

Es bedarf zunächſt keiner weiteren Begründung, daß 
der Angell. durch feine Handlungsweiſe ſich eines Ver- 
brechens des Straßenraubs i. S. der 88 249, 250 Abſ. 1 
Ziff. 3 SGB. ſchuldig gemacht hat und daß er diefe Tat 
begangen hat unter Ausnutzung der zur Abwehr von Flie⸗ 
gergefahr getroffenen Maßnahmen gemäß 82 der VO. 
gegen Volksſchädlinge. Der Angekl. hat dieſe Tat aber 
auch ausgeführt als Gewaltverbrecher i. S. des 8 1 Abſ. 1 
der VO. v. 5. Dez. 1939. Es ift zwar zuzugeben, daß ein 
Schlag mit der unbewaffneten Fauſt an ſich kein gleich ge⸗ 
fährliches Mittel iſt wie die Anwendung einer Hiebwaffe. 
Aber im vorliegenden Fall iſt das geſamte Verhalten des 
Angekl. derart, daß es als mindeſtens ebenſo gefährlich ſo⸗ 
wohl der Ausführung der Tat als ihrer Wirkung nach anzu⸗ 
ſehen iſt wie der Schlag mit einer Hiebwaffe. Es iſt eine 
typiſche Gangſtermethode, wie der Angekl. fein Opfer an den 
Tatort gelockt hat, wie er ihm heimtückiſch aus der Dunkel⸗ 
heit heraus, ſo daß der Angegriffene keine Abwehrbewegung 
machen konnte, einen derartig wuchtigen und gut gezielten 
Schlag ins Geſicht verſetzte, ſo daß dieſer ſofort bewußtlos 
wurde und zwei Zähne verlor, und wie er ihn dann in 
blutendem und bewußtloſem Zuſtand in einer Winternacht 
auf einer zur Nachtzeit kaum begangenen Staffel liegen ließ, 
ohne ſich darüber auch nur Gedanken zu machen, ob ſein 
Opfer nun jetzt erfriere oder verblute. 

Im übrigen hat der Angekl. dabei auch als Gewohn⸗ 
heitsverbrecher gehandelt. Er iſt zwar noch nicht häufig vor⸗ 
beſtraft, ſeine Straftaten und ſein ſonſtiger Lebenswandel 
zeigen aber mit Deutlichkeit, daß er einen ausgeſprochenen 
Haug zu ſtrafbaren Handlungen, insbeſondere auch zu Ge- 
walttätigkeiten beſitzt und daß er, wie gerade die vorliegende 
Tat beweiſt und wie es fon in dem Bericht des Fürſorge⸗ 
heims Sch. zum Ausdruck gebracht iſt, über keinerlei mora⸗ 
liſche Hemmungen verfügt. Auf die Tat des Angekl. iſt 
daher auch der § 20a StGB. zur Anwendung zu bringen. 

(Sonder. Stuttgart v. 1. Febr. 1940, SL 13/40, I 10 
SG 43/40.) 


Anmerkung: Die vorliegende Entſch. ift aus verſchiede⸗ 
nen Gründen bemerkenswert. 

1. zeigt ſie ſehr deutlich, in welcher Richtung Aufgabe 
und Zweck der Gewaltverbrecher BO, liegen; 

2. führt fie uns plaſtiſch das Bild eines Verbrechertyps 
vor Augen, wie er dem Geſetzgeber bei dem Erlaß der Ge⸗ 
waltverbrechersO. vor Augen geſchwebt haben mag; 

3. ift fie für die Auslegung der Gewaltverbrecher VO. 
von Bedeutung, da ſie einen weiteren Beitrag zu der Frage 
der Auslegung des Begriffs eines „gleich gefährlichen Mit⸗ 
tels“ i. S. des § 1 der genannten BD. liefert. 

Zu 1. Wenn der Gewaltverbrecher VO. der tragende Ge- 
danke zugrunde liegt, daß in einer Zeit, in der viele Män⸗ 
ner, die ſonſt Ruhe und Ordnung im Innern aufrecht⸗ 
erhalten, infolge ihres Einſatzes in der Wehrmacht ver⸗ 
hindert ſind, dieſe Aufgabe zu erfüllen, Heimat und Innere 


Lars: pment? 
Front eines beſonderen Schutzes gegen bicieniger, emalt 


danke aufkommen, daß ihre Anwendung dann ni ` jelben 

* fre d 
„Milieu“ — um diefen in der Vergangenheit ne n 
tierten Begriff einmal zu verwenden — entſtanm zwei 
dem vorliegenden Falle handelte es ſich pu — etwa 


ichen 

denſelben Lebenskreis haben: Sie verkehren in den pA uſw. 
Gaſtſtätten, unterhalten beide Beziehungen zu DIENT, Ge⸗ 
Gleichwohl wäre es völlig verfehlt geweſen, wenn ver 
richt etwa von dem Grundſatz „Pack ſchlägt fih, Pankt die 
‚x hätte. 

mit NE i 


pibe 
ie 

d. h. ſie von gewalttätigen Elementen zu befreien, morae" 
$ golt?” 
aber vielleicht ſchon gegen ein wertvolles Glied de go von 
gemeinſchaft wenden können. Wenn man bei ihr ken ſpre⸗ 
einem hier zum Durchbruch kommenden Schutzgedan ne tun 


menten. . pergale 
Zu 2. Bezeichnend ift weiterhin dann die . — des 
des Entwicklungsganges des Angekl., der alle e an? 
Aſozialen aufweiſt. Ob es ſich um feine Abſtam ner aſozia⸗ 
delt — die Feſtſtellungen haben ergeben, daß er eine ne 
len Familie entſtammt, daß Vater und Brüder a rakter 
vorbeſtraft waren u. a. m. —, ob es fih um feine er Mit 
liche Entwicklung handelt — das Urteil ſchildert, 8 gegen 
ſchüler mit den wüſteſten Ausdrücken belegte, Hu f 
ſie hepte, mit dem Meſſer tätlich wurde und da die 
lich in Fürſorgeerziehung kam —, ob es ſich un gutwiſſens 
bung des für den Lebenskampf notwendigen F ble er es 
handelt — trotz durchſchnittlicher Intelligenz braun, und 
nicht über die erſten Klaſſen der Grundſchule Jaje die 
ſeine Kenntniſſe im Leſen und Schreiben ſind € 5 
eines Analphabeten, obwohl er ſich im täglichen erufsaus. 
fahren und gewandt benimmt —, ob man feine kommt 
bildung betrachtet — in der Lehre als Schmid sten nich 
bald auf Abwege, hält es auch in fpäteren =! 
aus, verrichtet Gelegenheitsarbeiten —, oder eahrig v 5 
ſchließlich fein Strafregiſter anſieht — ion 1910 ſpäte! 
übte er einen ſchweren und einen einfachen Dieb! e Führer, 
wird er wegen Milchfälſchung, wegen Fahrens 9110 £ 
ſchein, wegen Entwendung von Fahrrädern T die nega⸗ 
rädern verurteilt —: immer treten bei ihm nu 


tiven Seiten, niemals poſitive in Erſcheinung. rauf hin⸗ 

Freisler (gl. DY. 1939, 1852) hat der Gewalt 
gewieſen, daß der Geſetzgeber bei dem Erla cht hat, un, 
verbrecher O. vor allem an den Gangſter geda mol gi 
zwar an einen Gangſter im weiteſten Sinne, eng ein 
Allein⸗ wie auch als Bandentäter in die Erde „er lan 
könne und deſſen zur Aburteilung ſtehende Vetrachl die 


ſtänden auch erft feine erſte zu fein brauche. Veet auf 9 
den hier vorliegenden Fall vor allem im Hinbtid well 
Perſönlichkeit des Täters und zieht man die 
gehende Auslegung des Begriffs Gangſter, wie piid 
ker gibt, in Erwägung, berückſichtigt man ſchle 
noch, daß der Begriff der Gewalttat nicht abitt Kanten 
werden darf, weil keineswegs jede mit Gewalt, werbe 
verbundene Handlung als Gewaltverbrechen! el ger 
fott, jo liegt die überlegung nahe, ob man mar eltverbrech e 
anderen Kennzeichnungsmaßſtab für den Gen, rimina, = 
ſuchen muß. Dies fcheint mir in einer Rechts ge schr. 
von dem Raſſegedanken getragen wird, auch de Bel 
zu ſein. Denn gerade wenn man die vorliegen 


bung der Täterperſönlichkeit betrachtet, lieg Aufgabe — 
näher als der Gedanke, daß die wertbolffte © CH 
Gewaltverbrecher O. vielleicht darin beſteht, I mers 


i lkskörper a rufen, 
artungserſcheinungen aus dem Vol p A hervor ch 


welche immer wieder Krankheitserſcheinung a 
Krankheitsherde bilden und damit zur Stör ge eichnend its 
digung des Gemeinſchaftslebens beitragen. Angell. bere 
in dieſem Zuſammenhang ja, daß gegen den Ang, 


. 
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Y 
at s 
bary fahren vor dem Exrbgefundheit3®. zwecks Unfrucht⸗ 


un ER. 
ſchwere Zachen ng war und daß in dieſem Verfahren 


wurden. aſſiſcher Entartung bei ihm feſtgeſtellt 

Su 3. a». 

Seite der Enes nun ſchließlich die mehr rechtstechniſche 

gii Beitran geht, jo liefert ſie auch infofern einen 
d 


e 3 
ein an Klärung der einzelnen Tatbeſtands⸗ 
derer, möglichſt weit verbrecher“ O, als die Notwendigkeit 
derer gleich gef en Auslegung des Begriffs des an- 
arrliegenden Fall rlichen Mittels“ dargetan erſcheint. Im 
pu en Fauſtſchla hat der Angekl. ſeinem Opfer einen der⸗ 
un blos zuſammeſh ran Geſicht verſetzt, daß dieſer ſofort be⸗ 
des Naſe blutete brach, zwe Zähne verlor und aus Mund 
nien gehabt, ein Das Gericht hat offenſichtlich gewiſſe Be- 
auzuſchen, dagen ſolchen Vorhleb allein als ein Mit- 
in daher der Anwendung einer Waffe gleich ge⸗ 

der verwertete es alle anderen Umſtände zur 


er 
von ihm vertretenen Auffaſſung, daß dies gu- 


Unte i 
8 en miiie: Es en äußeren Umständen angenommen 
den Tat führt daher aus, daß der Angekl. das 

3 der Dune gelockt habe und daß er ihm heim⸗ 
ehrbewe ukelheit heraus, fo daß der Angegriffene 
ihn fg machen konnte, den Schlag verſetzte, 
Stern Winternacht utendem und bewußtloſem Zuſtand in 
mara ße liegen ließ auf einer zur Nachtzeit kaum begangenen 
achen, ob fein weder ſich darüber auch nur Gedanken zu 
die deopfer jetzt erfrieve oder verblute. Mir 

2 Anziehung dieſer äußeren Umſtände zur 
> nicht, wenn 1 Tage nicht notwendig war. Dann jebem 
und Luffaſſung iſt an mit Freisler (DJ. 1939, 1852/53) 
anch eben des Zee da. Mittel nicht unbedingt für Leib 
tat genüge, mepa Të gefährlich fein müſſe, ſondern daß es 
debe ördern, ea als Mittel, das Gelingen der Straf⸗ 
n mgt notwendigeſährlich iſt. Das aber ſcheint mir un⸗ 
* in 3 zu ſein, denn Aufgabe der Gewaltver⸗ 
ſchaft | ganz all In nicht nur, Leib und Leben zu ſchützen, 
D gehan i Gefährdung der Volksgemein⸗ 

rt d u legendwelcher Verbrechen ganz gleich 


necht 5 daher Gewaltverbrecher zu verhindern. Mit 
Deren Entich — Beſondere Senat des RG. in ſeiner 
tah; , DR. 1940, 362) ausgeführt: „Diefe 


a 
Wun, 1. 

An werbreded bein aber nicht nur dann, wenn der Ge- 
in einer Wa ` Mmnte Gegenſtände oder Werlzeuge nach 
1 Art anwendet, ſondern ſchon dann, wenn er 
0 endet,, die glei “je vorgeht und in dieſem Sinne Mittel 

å i, Hieb. on gefahrlich find wie die Anwendung von 
ſache im vorliege tozwaffen.“ Daher hätte es meines Er- 
155 verwieſen rden Falle genügt, wenn auf die Tat- 

daß underſeheng unden wäre, daß der Schlag heimtückiſch 
den dach allgemeine mit ſolcher Wucht geführt worden fei, 
mupp tite, daß der Erfahrungsregeln angenommen wer- 
Blog fein wird er Geſchlagene eine gewiſſe Zeitlang be⸗ 


. Keichsſtellenleiter Dr. Tegtmeyer 
im Reichsrechtsamt der NSDAP., München. 


bene An. g Strafgeſetzbuch 
liden Vora 344 SGB. Auch d 

12 0 . as der Feſtſtellung der 
als eine Unterſugnaung der Schutzhaft dienende Verfahren iſt 
rech. Gegen die se i. S. des § 344 StGB. anzuſehen. 
65 tlien Bedenkeuendung des § 344 StGB. beſtehen keine 
daß de in uber Das NG. hat bereits in RGSt. 42 


m egri 0 s i h 
E gemäß l, = „Unterfuchung“ i. ©. dieſer Beſtim⸗ 


Behörde Geſeßesvorf 
(tren oder einem zuſtändi 
nur een der Ammen ift. Die Einſchränkung, daß dieſes 


0 et Ermittelt 
a m S 
lung un derbe 


und der 


haft ift eine aus politiſchen Gründen verfügte Freiheits- 
entziehung. Sie iſt, von dem hier nicht in Betracht kommen⸗ 
den Falle der Verhaftung zum eigenen Schutz des Betroffe⸗ 
nen abgeſehen, zuläſſig, wenn der Häftling durch ſein Ver⸗ 
halten, insbeſondere durch ſtaatsfeindliche Betätigung, die 
öffentliche Sicherheit und Ordnung unmittelbar gefährdet. 
Sachliche Vorausſetzung für ihre Anordnung iſt daher ein 
beſtimmtes tatſächliches ſtaatsfeindliches Verhalten. Ver⸗ 
fahrensvorſchriften enthält zwar die VO. des RPräſ. vom 
28. Febr. 1933 nicht; der RdErl. des NIM. v. 12. April 
1934 gibt aber genaue Richtlinien, um eine einheitliche 
Handhabung der Schutzhaft im geſamten Reichsgebiet 
unter Vermeidung von Mißbräuchen und Willkürakten 
zu gewährleiſten. Er beſtimmt insbeſondere, daß dem Häft⸗ 
ling bei der Inſchutzhaftnahme oder ſpäteſtens 24 Stunden 
nach der Feſtnahme ein ſchriftlicher Schußhaftbefehl zu be⸗ 
händigen iſt, der die Gründe für die Anordnung der Schutz⸗ 
haft enthalten muß. Dieſe Regelung deckt ſich mit der in 
Preußen vorher geltenden Vorſchrift des Erlaſſes des Preuß. 
Miniſters des Innern v. 3. März 1933, die darüber hin⸗ 
aus ſogar die Behändigung „einer Ausfertigung der anord⸗ 
nenden Verfügung ſpäteſtens bei Beginn der Durchführung 
der Maßnahme“ verlangt hat. Der Anordnung der Schuß- 
haft muß daher eine Unterſuchung vorausgehen. Ihr Ziel 
iſt zwar nicht die Ermittlung einer ſtrafbaren Handlung, 
ſondern eines Tatbeſtandes, der zur Verhängung der poli⸗ 
tiſch⸗polizeilichen Vorbeugungsmaßnahme der Freiheit3ent- 
ziehung in Form der Schutzhaft führt. In ihren Folgen 
für den davon Betroffenen kann dieſe aber nicht anders 
beurteilt werden als eine Freiheitsſtrafe. Die Anſicht des 
SchwG. ift daher zutreffend, daß das der Feſtſtellung der 
ſachlichen Vorausſetzungen der Schutzhaft dienende Ver⸗ 
fahren nach Sinn und Zweck des 8 344 StGB. als eine 
Unterſuchung i. S. dieſer Beſtimmung anzuſehen iſt. 

Zur Verhängung der Schutzhaft war in Preußen bis 
zum 11. März 1933 die Kreispolizeibehörde zuſtändig. In 
den Aufgabenbereich des Angekl. als Leiter der Ortspolizei— 
behörde fiel es aber, bei Vorliegen der geſetzlichen Voraus⸗ 
ſetzungen die Inſchutzhaftnahme von beſtimmten Perſonen 
bei dieſer zuſtändigen Behörde anzuregen. Eine ſolche An- 
regung iſt ein Antrag auf Eröffnung der Unterſuchung i. S. 
des § 344 StGB. 

(RG., 3. StrSen., U. v. 15. Jan. 1940, 3 D 730/39.) [R.] 
* 


3. RG. — 8 359 StGB. Der Goldtaxator eines ſtädti⸗ 
ſchen Leihhauſes iſt Beamter im ſtrafrechtlichen Sinne. 

Die Verurteilung des Angekl. A. wegen fortgeſetzter 
Beſtechung nach dem 8 332 StGB. läßt keinen Rechts- 
irrtum erkennen. 

Das angefochtene Urteil enthält eingehende Feſtſtel⸗ 
lungen über die Gründung, Einrichtung und Geſchäfts⸗ 
führung des Leihhauſes der Stadt K. ſowie über die Auf⸗ 
gaben, die dem BeſchwF. in feiner Eigenſchaft als Gold⸗ 
taxator dieſes Leihhauſes zugewieſen waren. Danach be- 
ſtehen gegen die Annahme, A. fei Beamter i. S. des 8 359 
StGB. geweſen, keine rechtlichen Bedenken. Zu Unrecht 
macht die Rev. hiergegen geltend, der BeſchwF. fei nur auf 
Privatdienſtvertrag angeſtellt geweſen. Auch der Angeſtellte, 
der durch privatrechtlichen Dienſtvertrag verpflichtet iſt, iſt 
Beamter im ſtrafrechtlichen Sinne, wenn ihm Verrichtungen. 
öffentlich-rechtlicher Natur übertragen find, die aus der 
Staatsgewalt abzuleiten find und unmittelbar oder mittel- 
bar der Verwirklichung ſtaatlicher Zwecke dienen (RGSt. 
69, 233; 70, 235; 72, 290). Das Leihhaus der Stadt K. 
dient durch ſeinen Betrieb wie durch die Verwendung ſeiner 
Überſchüſſe der Wohlfahrtspflege und erfüllt damit eine 
ſtaatliche Aufgabe. Dadurch, daß der Angekl. zum Gold— 
taxator beſtellt worden war, war ihm im Rahmen jener 
Aufgabe eine öffentliche Amtstätigkeit übertragen worden. 
Dabei handelte es ſich nicht um eine rein mechaniſche Tätig⸗ 
keit, ſondern der Angekl. hatte auf Grund feiner Sachkunde 
unter eigener Verantwortung zu entſcheiden. Auch eine 
begutachtende Tätigkeit, wie ſie der Angekl. als Taxator 
ausgeübt hat, kann ausreichen, um ihn als Beamten im 
ſtrafrechklichen Sinne erſcheinen zu laſſen (NOS. 3, 420; 
JW. 1927, 1268). In Wirklichkeit beſchränkte fich aber die 
Tätigkeit des Angekl. nicht darauf, ihm vorgelegte Wert⸗ 
ſachen auf ihren Wert zu begutachten, ſondern nach den 
Feſtſtellungen des LG. beſtimmte die Wertfeſtſeßung der 
Taxatoren ohne weiteres die Höhe der Darlehen; ihnen 
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war auf dieſe Weiſe tatſächlich die Befugnis eingeräumt, 
über Vermögen der Stadt K. zu verfügen. Auch die Über- 
tragung dieſer Aufgabe machte den Angekl. zum Beamten 
im ſtrafrechtlichen Sinne; denn alle Aufgaben, die ſich mit 
der Einnahme, Verwaltung und Verwendung ſtaatlicher 
Gelder, ſtaatlichen Vermögens befaſſen, ſtehen den eigent⸗ 
lichen Hoheitsaufgaben gleich, ohne Rückſicht darauf, ob ſie 
in derſelben Weiſe auch in privaten Betrieben vorkommen. 
Dieſe Grundſätze gelten entſprechend für die Beamten der 
Gemeinden. 

Mit Recht hat es das LG. für unerheblich erklärt, daß 
das Leihhaus der Stadt K. zeitweiſe auch Händlerpfänder 
in größerem Umfange beliehen hat; denn für die Frage, ob 
der Angekl. Beamter im ſtrafrechtlichen Sinne war, iſt es 
unerheblich, daß er und andere Beamte des Leihhauſes 
ihre Amtsbefugniſſe mißbraucht und dadurch der Goldabtei⸗ 
ie zeitweiſe den Anſchein eines Gewerbebetriebes gegeben 

aben. 

Nach der inneren Tatſeite genügt es, daß dem Angekl. 
die tatſächlichen Umſtände bekannt waren, die ihn zum Be⸗ 
amten i. S. des § 359 StGB. machten. Daß er dieſe 
Kenntnis beſeſſen hat, ergibt der Urteilszuſammenhang. Ein 
Irrtum des Angekl., der nach dem § 59 StGB. beachtlich 
wäre, iſt nicht erſichtlich. 

(RG., 3. StrSen., U. v. 21. Dez. 1939, 3 D 564/39.) [R.] 


Opiumgeſetz 

** 4. RG. — 8 10 Abſ. 1 Nr. 1 i. Verb. m. 83 Opium. 
v. 10. Dez. 1929 (RGBl. I, 215). Auch derjenige, der das zur 
Befriedigung ſeiner Sucht benutzte Morphium auf Grund 
ärztlicher Rezepte aus Apotheken bezogen hat, macht ſich gemäß 
§ 10 Abſ. 1 Nr. 1 i. Verb. m. 83 Opium. ſtrafbar, wenn 
er weiß, daß die Rezepte vom Arzt mißbräuchlich, weil ärzt⸗ 
lich nicht begründet, ausgeſtellt worden find, 

Der Angekl., der bereits ſeit Jahren „betäubungs⸗ 
mittelſüchtig“ iſt, ſuchte i. J. 1935 den inzwiſchen verſtor⸗ 
benen Arzt Dr. T. auf. Er legte ſich ihm gegenüber den 
falſchen Namen Re. bei, ſchützte Schmerzen vor und bat um 
Verſchreibung von Morphium. Das erhielt er „ohne ein⸗ 
gehende Unterſuchung anſtandslos“. Nach der Einlaſſung des 
Angekl., von der das LG. ſagt, daß ſie richtig ſein werde, 
hat Dr. T. dem BeſchwF. feinen Wunſch fogar ohne jegliche 
Unterſuchung und ohne daß es irgendwelcher Überredungs— 
fünfte bedurft hätte, gewährt. Die Gelegenheit, Morphium⸗ 
rezepte auf dieſe Weiſe zu erhalten, nutzte der Angekl. auch 
in der Folgezeit aus bis zum Dez. 1936. Dr. T. verſchrieb 
ihm während dieſer Zeit ſehr häufig, oftmals ſogar täglich 
„Morphiumlöſung“, und zwar auch dann noch, als er er- 
fahren hatte, daß der Angekl. gar nicht Re., ſondern Ri. 
hieß. Der Angekl. ließ die Rezepte in Ker Apotheken be- 
liefern und verwandte die Rauſchmittel zur Befriedigung 
ſeiner Sucht. 

Die Strg. hat den BeſchwF. auf Grund dieſes Sach⸗ 
verhalts wegen Vergehens gegen den § 10 Abſ. 1 Nr. 1 in 
Verbindung mit dem § 3 Op. v. 10. Dez. 1929 (RGBl. I, 
215) verurteilt und gemäß § 42 StGB. feine Unterbrin⸗ 
gung in einer Entziehungsanſtalt angeordnet. Die Rev. iſt 
unbegründet. 

Nach dem § 10 Abſ. 1 Nr. 1 OpG. wird u. a. beſtraft, 
wer Stoffe und Zubereitungen i. S. des § 1 a. a. O. ohne 
die im § 3 a. a. O. vorgeſchriebene Erlaubnis erwirbt. Nach 
dem § 3 Abſ. 4 a. a. O. bedarf jedoch einer Erlaubnis nicht, 
wer die Stoffe oder Zubereitungen aus Apotheken auf 
Grund ärztlicher (zahnärztlicher oder tierärztlicher) Ver⸗ 
ſchreibung erwirbt. Der Angekl. hat nun zwar das zur Be⸗ 
friedigung ſeiner Sucht benutzte Morphium auf Grund ärzt⸗ 
licher Rezepte aus Apotheken bezogen. Er war ſich aber be⸗ 
wußt, daß dieſe Rezepte von Dr. T. mißbräuchlich, weil ärzt⸗ 
lich nicht begründet, ausgeſtellt worden waren. Es iſt hier 
alſo die Frage zu entſcheiden, ob ein ſolcher Fall ſtrafrecht⸗ 
lich ebenſo zu beurteilen iſt, wie wenn der Angekl. das Mor⸗ 
phium ohne ärztliche Verſchreibung erworben hätte. Dieſe 
Frage iſt in Übereinitimmung mit dem LG. zu bejahen. 

Das Op. will den Mißbrauch der in feinem § 1 be- 
zeichneten Betäubungsmittel verhindern; ſein Zweck iſt ein 
geſundheitspolizeilicher. Wenn daher der § 3 Abſ. 4 a. a. O. 
den erlaubnisfreien Erwerb von Betäubungsmitteln aus 
Apotheken nur auf Grund von ärztlichen (zahnärztlichen oder 


int 
tierärztlichen) Verſchreibungen für zuläſſig erklärt, jo, mach 
er damit nur ſolche Verſchreibungen, die ärztlich (zahnäcz 13 
oder tierärztlich) begründet find. Das ift beſonders AUO itel 
dem 8 6 der „BO. über das Verſchreiben Betäubungse u 
enthaltender Arzneien und ihre Abgabe in den Mpo tN gor 
v. 19. Dez. 1930 (RGBLI, 635) zu entnehmen. Dieſe wien 
ſchrift beſagt, daß ſolche Arzneien von Arzten (Jahn en 
oder Tierärzten) nur dann verſchrieben werden 
wenn die Anwendung des Betäubungsmittel ärztlich 
ärztlich oder tierärztlich) begründet ift (vgl. für das T 
OpG. RGSt. 62, 383/84). 1932 
Bereits in feiner Entſch. 2 D 565/32 v. 16. Jun dem 
= JW. 1932, 3351 hat das RG. dahin erkannt, daß enliege, 
$3 Abſ. 4 Op. entſprechender Erwerb dann nicht von, 
wenn ſich der Erwerber das Betäubungsmittel a ße, 5 
Apotheke auf Grund einer Verſchreibung verſchafft has alt 
deren Erteilung er einen Arzt widerrechtlich durch 
oder Drohung gezwungen habe. Dieſen Grundſatz I% om 
Entſch. „zumal im Hinblick auf den § 6 der ... VO. zünt — 
19. Dez. 1930“ ausgeſprochen, nach dem — wie erwah prie 
Betäubungsmittel enthaltende Arzneien nur daun ung ; 
ben werden dürfen, wenn die Anwendung des Betau Aa 
mittels ärztlich begründet ift. Hiernach und nach danbnis 
ſundheitspolizeilichen Zweck des Geſetzes darf ohne Er — 
auch der keine Betäubungsmittel aus Apotheken ber hat, 
der zwar ein ſolches Mittel ärztlich verſchrieben erhal 1 ärzt⸗ 
ſich jedoch bewußt iſt, daß deſſen Anwendung bei ihn 
lich unbegründet iſt. N 


(RG., 5. StrSen. v. 7. Dez. 1939, 5 D 41/39.) 


Strafprozeßrecht 
5. RG. — 8 69 SIPO. Fi 
1. Auch im Verfahren der Zeugenvernehmung . Nicht 
beauftragten Richter ijt 8 69 StPO. zu beachten; leert i 
beachtung ift ein Verfahrensverſtoß. Es find daher Sh gen 
eigener Sachdarſtellung durch den agen zu⸗ 
($ 69 Abſ. 1) zur Ergänzung der Ausſage weitere Fr 
läſſig (8 69 Abſ. 2). des ger, 
2. Der Niederſchrift über die Vernehmung 
gen muß in jedem Falle zunächſt zu entnehmen [fin nde 
der Zeuge vor dem Richter eine eigene zuſammen 
Darſtellung feines Wiſſens gegeben hat. Nur joweit 
mit früheren Ausſagen deckt, iſt es zuläſſig, den dere Aus⸗ 
der Niederſchrift auf ihm nochmals vorgeleſene fr 
fagen Bezug nehmen zu laſſen. +) 
fr b Verfahrensrüge der Verletzung des 
greift durch. agten 
Die Vernehmung des Zeugen durch den peou utet 
Richter erfolgte am 6. Sept. 1939. Die Niederſchriſd g. ©, 
im Anſchluß an die Angaben zur Perſon wie 


g 69 E d 


folgt: 7 war 
Dem Zeugen wurden feine früheren Ausſagen, Sie 
aus den Alten 7C 158/39 v. 24. Mai 1939 owe orgeleſen. 
fagen v. 10. Juni 1939 und v. 13. Juni 1939 be Ag zum 
Er erklärte: „Dieſe Ausſagen ſind richtig, ich mach wurden 


dem Zeugen aus den Akten Schriftſtücke ſowie die ri ie auf 
des Angekl. vorgehalten, zu denen er dann ebeni? Staats“ 
weitere Vorhalte des anweſenden Vertreters V pgab- 
anwaltſchaft und des Angekl. zuſätzliche Erklärun ; 


laſſen, m; 
m gun 


3 9 ng neo 
menhang anzugeben. Der Sinn dieſer Beinni untide” 
darin, daß der Zeuge veranlaßt ſein ſoll, ſein tati üye! 
Wiſſen unbeeinflußt durch Fragen, Vorhalte í 
gemachte Ausſagen ſelbſtändig und zuſammen gn 

derzugeben und zur Kenntnis des Gerichts zu ne 
wenn von dem Zeugen aus Gründen, die in unächſt lacht 
liegen (Lebensalter, Gedächtnisſchwäche u. ü.) 3 ungen Yan 
zuſammenhängende Darſtellung feiner Wahrnehm, oder e 

zu erlangen iſt, darf und muß eine Befrag nb yatti? 
ſachlicher Vorhalt durch den Richter im einzelne Nr. 30 
(RGurt. v. 14. Dez. 1911, I 1075/11: Recht 19 


10. « 
—— Ülbrgang 1940 Heft 11/12] 
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Erſt 
gen ſindd erfolgter eigener Sachdarſtellung durch den Zeu⸗ 
der Ausf dann gemäß 8 69 Abf. 2 StPO. zur Ergänzung 
gegen dlage weitere Fragen zuläſſig. Unſtatthaft iſt es da⸗ 
di Nur Zeugen vor einer eigenen Außerung zur Sache 
zuleſen (netten über feine früheren Vernehmungen vor- 
Bei Npr. 10, 280; RES. 62, 147; 65, 273). Die 
hungana ang des 869 Abf. 1 StPO. ift keine bloße Ord⸗ 
peitsermiitprift Durch die Nichtbeachtung kann die Wahr⸗ 
rüber 8 ung erheblich beeinträchtigt werden. Ein Vorhalt 
daß Bemachker Ausſagen begründet nämlich die Gefahr, 
bisherige uge ſich durch feine frühere Ausſage an feine 
ſangenheit achdarſtellung gebunden fühlt und ſeine Unbe⸗ 
üngenden verliert. Die Herbeiführung einer zuſammen⸗ 
zur ungehi eigenen Sachdarſtellung des Zeugen iſt daher 
durch — 5 derten Beweiswürdigung und Wahrheitsfindung 
Gericht unerläßlich. 


worſtehenderer Vernehmung des Zeugen nach Maßgabe der 
ungen 1 Grundſätze iſt die Niederſchrift ſeiner Bekun⸗ 
mung deu unterſcheiden. Der Niederſchrift über die Verneh⸗ 
ehmen ſei Zeugen muß in jedem Fall zunächſt zu ent⸗ 
zuſammen bal daß der Zeuge vor dem Richter eine eigene 
Dieſe % ingenbe Darſtellung feines Wiſſens gegeben hat. 


ernehr } 
Angab die) nung kann nun ergeben haben, daß ſich die 
922 er bei ien ganz oder teilweiſe mit den Ausſagen, 
l San heren Vernehmungen gemacht hat, decken. In 


flen 10 
Nieder 8 5 iſt es nicht unzuläſſig, den Zeugen in der 


flusſagen ; Run die ihm nochmals vorgeleſenen früheren 
f inſoweit Bezug nehmen zu laſſen (RGentſch. 
8 * 22, Mai 1916). Dieſes Verfahren darf alfo 
se 1; Vereinfachung der Niederſchrift und einer 

ienen er Beurkundung gleichlautender Beugenaus- 


e Be 
Beachtung dieſes Verfahrens muß dann beſondere 
Un pt igen aden, wenn es fih, wie im vorl. Fall, um den 
be iderſpruch o Tat handelt, deſſen bisherige Ausſagen 
m rotofoll ‚3% der Einlaſſung des Angekl. ſtanden. Der 
De ickelten z inſoweit zu entnehmende Verſtoß gegen die 
S beauftrag tundſätze wird durch die dienſtliche Außerung 
as Lernehmunn Richters beſtätigt, nach der der Zeuge bei 
a bereits fr zunächſt nur erklärte, er habe ſeine Aus⸗ 
N Fine 5 gemacht und könne dieſe nur wieder- 
ſernehmun 1 dieſer fehlerhaften Weiſe vorgenommene 
- 8 erleſgeugen durfte nicht in der Hauptverhand⸗ 
Grun ung der über fie aufgenommenen Nieder- 
Du ch. 4 D bag der Urteilsfindung gemacht werden 
a das a a v. 17. Dez. 1937: JW. 1938, 6583). 
Da die Bahri pi beauftragten Richter geübte Verfahren 
d age weitsermitklung beeinträchtigt worden ſein. 
lan und N in den beiden Fällen der Verleitung zum 
at ganze Uüreditwuchers als Zeuge in Frage kam, 
i hen. 55 rteil auf dem Verſtoß gegen § 69 StPO. 
terlag daher in feinem ganzen Umfang der 


e. 


2. Streß 
x StrSen., U. v. 8. Jan. 1940, 2 D 844/39.) [R. 
er mer ne > 
Norbert — en: richterliche Vernehmung eines Zeugen 
wird a des Zen Std. begrifflich eine mündliche Er- 
Vert, ſofern sen, welche von dem Richter vernommen 
handlung cht die Ausnahme des § 186 GVG. über die 
b eu mit tummen Perſonen Platz greift. Was von 
Zeugen Richter nelih angegeben wird, bildet die Grundlage 
ermdis zu lang zur Ermittlung der Wahrheit dienendes 
* Dart 1 0 Die mündliche Erklärung zur Sache 
ter und Leichter, nach 8 69 Ubf.2 StPO. zur Auf- 
leine © Fragen rvullſtändigung der Ausſage nötigenfalls 
o ene ajage in de ſtellen. Sagt der Zeuge zur Sache, daß 
fang Uhr der Kichtem beſtimmten Schriftſtück enthalten ſei, 
gen a Rem “Oter dadurch nichts über die den Gegen- 


eine, Eine For n betreffenden Wahrnehmungen des Beu- 
10 5 für Ba mündliche Erklärung ift als ſolche ohne 


kunde Inhalt. Strafverfahren als Zeugenausſage verwend⸗ 
Noreen, was pflicht des Zeugen iſt 35 icht Nr zu be⸗ 
ſuchnung gehört mittelbar zu dem unter Anklage ſtehenden 
Dt, jei e ſondern auch das, was er für die Unter- 
auf z Pflicht des mittelbar, fei es mittelbar, für wichtig 
lennt nzuwieken erichts iſt es, bei der Vernehmung dar⸗ 

: daß der Zeuge feine Aufgabe richtig er- 
. 1432) g und vollſtändig ausſagt (vgl. KG.: R. 


ausſage zuſtande gekommen ift, entſpricht zweifellos nicht 
den angeführten Vorſchriften der StPO. Das im Ermitte⸗ 
lungsverfahren und bei kommiſſariſchen Vernehmungen viel⸗ 
fach angewandte Verfahren, der zu vernehmenden Perjon 
lediglich die Niederſchrift über eine frühere richterliche Ver⸗ 
nehmung oder gar ein von einem anderen Beamten, insbeſ. 
von einem Polizeibeamten aufgenommenes Schriftſtück vorzu⸗ 
leſen und die Richtigkeit ſeines Inhaltes beſtätigen zu laſſen, 
widerſpricht dem Geſetz. Ein Verſtoß ſolcher Art kann, 
wenn von einer in dieſer Weiſe zuſtande gekommenen Nie⸗ 
derſchrift in der Hauptverhandlung Gebrauch gemacht wird, 
zur Aufhebung des Urteils führen (N®.: DR. 1933, 434485; 
Daechtspfl. 1938 Nr. 262; HöchſtaRſpr. 1938 Nr. 637; JW. 
1933, 1729; HöchſtRgſpr. 1933, 1473). 

Mit Rückſicht auf die Bedeutung der Vorſchrift des 
869 Abſ. 1 StPO. für die Herbeiführung einer eigenen gu- 
ſammenhängenden und erſchöpfenden Sachdarſtellung des 
Zeugen vor dem Richter, die zur ungehinderten Beweis⸗ 
würdigung durch das Gericht unerläßlich iſt, kann der Angekl. 
auch nicht auf die Rüge der Verletzung dieſer Vorſchrift 
ſtillſchweigend dadurch verzichten, daß er der Verleſung 
einer auf dieſe Weiſe fehlerhaft zuſtande gekommenen Ver⸗ 
nehmung in der Hauptverhandlung nicht widerſpricht (vgl. 
RG.: JW. 1934, 173 22; DJ. 1934, 229). Die Verlesbarkeit 
der Niederſchrift einer Zeugenausſage wird nicht grundſätz⸗ 
lich und ausnahmslos durch die unrichtige Art der Ver- 
nehmung des Zeugen ausgeſchloſſen. Das Urteil muß immer 
nachgewieſenermaßen auf dem Verfahrensverſtoß bei der 
fraglichen Zeugenvernehmung beruhen (vgl. RG.: JW. 1916, 
602 2). Zu weit ging aber jedenfalls eine Entſch. des NO. 
v. 25. Okt. 1915 (88. 1916, 69). Hier führte der höchſte Ge- 
richtshof aus, wenn die Vernehmung des Zeugen ſo ſtatt⸗ 
gefunden habe, daß er, ſtatt zur Sache auszuſagen, auf ſeine 
der Polizei gemachten Angaben verwieſen und, nachdem ihm 
dieſe vorgeleſen worden waren, ſie genehmigt hat, liege zwar 
ein Verſtoß gegen 868 a. F. (= 8 69) StPO. vor, dieſer 
Verſtoß könne aber nicht zur Aufhebung des Urteils führen. 
Es ſei zwar richtig, daß das Geſetz die polizeilichen Pro⸗ 
tokolle als nicht ſo zuverläſſig anſieht wie richterliche, die 
dagegen beſtehenden Bedenken müßten aber ſchwinden, wenn 
das polizeiliche Protokoll zum Gegenſtand der Verhandlung 
zwiſchen Richter und Zeugen gemacht und dem Zeugen Ge⸗ 
legenheit gegeben wird, etwaige Unrichtigkeiten und Unvoll⸗ 
ſtändigkeiten zu beſeitigen. 

Ob z. B. wegen Unterlaſſung der nach § 224 Stp. 
vorgeſchriebenen Beuachrichtigungen eine Vernehmungsnie⸗ 
derſchrift ſtets für in der Hauptverhandlung nicht verlesbar 
zu erachten ift, darüber können allerdings u. U., insbeſ. z. B. 
bei einer Vernehmung im Feld, bei der regelmäßig Gefahr 
im Verzug obwaltet, mindeſtens Zweifel offenbleiben. Zu 
berückſichtigen ift ferner, ob es ſich bei einer kommiſſariſchen 
Zeugenvernehmung etwa lediglich um die Beſtätigung einer 
bereits beeidigten und völlig abgeſchloſſenen Ausſage handelt. 

Nicht zu billigen dürfte es aber fein, daß das RG. 
früher eine geſetzmäßige Vernehmung eines Sachverſtändigen 
für vorliegend erachtete, wenn der gem. § 223 StPO. um 
Vernehmung erſuchte Richter dem Sachverſtäudigen das 
ſchriftliche Gutachten vorlieſt und der Sachverſtändige er⸗ 
klärt, er mache das vorgeleſene Gutachten zu ſeiner heutigen 
Ausſage (vgl. Goltd Arch. 54, 288; NGSt. 20, 105). Es ijt 
zu beachten, daß nach § 72 StPO. auf Sachverſtändige die 
Vorſchriften über Zeugenvernehmung entſprechende Anwen— 
dung finden. Hier iſt zu erwähnen, daß das RG. urſprüng⸗ 
lich in der in den „allgemeinen Beſtimmungen“ des erſten 
Buches der StPO. enthaltenen Vorſchrift des § 69 Abſ. 1 
keine einen Reviſionsgrund abgebende Norm des Verfah⸗ 
rens, auf welcher das Urteil beruht, erblickte (RGGSt. VI, 267). 

Eine unter Verletzung des 869 Abſ. 1 StPO. erfolgte 
Niederſchrift einer Erklärung ſtellt nicht grundſätzlich ein 
Zeugnis im Sinne des Geſetzes nicht vor. Grundſätzlich kann, 
ſofern die für die Eidesleiſtung vorgeſchriebenen Förmlich⸗ 
keiten eingehalten find, die Nichtbeachtung verfahrensxecht⸗ 
licher Beſtimmungen die Strafbarkeit eines geleiſteten Mein⸗ 
eides nicht ausſchließen (vgl. RH St. 62, 147, 149 und die 
dort angeführte Rſpr.). Die Entſch. RGSt. 37, 330 betrifft 
einen Fall, in dem die Richter von dem Inhalt des vom 
Zeugen überreichten Schriftſatzes überhaupt keine Kenntnis 
genommen und ſich damit jeder Möglichkeit der Einwirkung 
auf den Inhalt begeben hatten. Bei ſolcher Sachlage konnte 
ſehr wohl das Vorliegen einer Vernehmung im Sinne des 
Geſetzes überhaupt verneint werden. Auch die der Eutſch. des 
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3. StrSen. v. 13. April 1931 (RGSt. 65, 273 = ZW. 1931, 
2494) zugrunde liegende Annahme, daß kein „Zeugnis“ i. S. 
des § 154 StGB. zuſtande gekommen fei, beruht auf der 
beſonderen Geſtaltung der Sachlage. 


Auf der anderen Seite iſt in den Protokollen der 
Juſtizkommiſſion des Reichstages zu 8249 StPO. (S. 381) 
niedergelegt, es könne kein Zweifel ſein, daß nur die Ver⸗ 
leſung von Vernehmungsprotokollen — ſtatt der mündlichen 
Zeugenabhör — ausgeſchloſſen ſein ſoll. Wenn derjenige, 
welchem die Zeugnisabgabe in einer Strafſache in Ausſicht 
ſtehe, die Vorſicht gebrauche, feine Erinnerung durch Privat- 
aufzeichnungen zu fixieren, ſo könne ihm kein Richter ver⸗ 
wehren, dieſe bei Ableiſtung des Zeugniſſes beizuziehen. 

Auch das RG. hat ausgeſprochen, daß die Benutzung 
eigener Notizen bei der Zeugenvernehmung nicht gegen das 
Geſetz verſtoße, da der Zeuge durch deren Verleſung den 
Inhalt der Notizen zu ſeiner eigenen mündlichen Ausſage 
mache, für die in den Notizen bekundeten Tatſachen alſo 
nicht die ſchriftliche Notiz, ſondern die mündliche Zeugen⸗ 
ausſage das Beweismittel jet (Rſpr. X, 15). 

In einer anderen Entſch. ift es für zuläſſig erklärt, 
daß der als Zeuge über ein von ihm protokolliertes Ge⸗ 
ſtändnis vernommene Polizeibeamte zur Unterſtützung ſeines 
Gedächtniſſes das fragliche Protokoll benutzen dürfe (Rſpr. 
VIII, 722). Der Umſtand aber, daß der Richter und nicht der 
Zeuge die betreffende Stelle aus den Notizen vorgeleſen 
hat, ändert an der Sachlage nichts. So hat das RG. es für 
zuläſſig erklärt, daß der Vorſitzende aus den von dem als 
Zeugen vernommenen Gendarm ihm überreichten Aufzeich⸗ 
nungen die betreffende Stelle vorlas und der Zeuge dieſe 
als feine eidliche Ausſage erklärte (RGSt. 20, 105). 


Dem Zeugen iſt es geſtattet und u. U. iſt es geradezu 
ſeine Pflicht, ſich der ihm zu Gebote ſtehenden Mittel zu 
bedienen, um für die ihm bevorſtehende Ausſage ſein Ge⸗ 
dächtnis aufzufriſchen. Die Vernachläſſigung der Benutzung 
dieſer Mittel kann die Abgabe einer unrichtigen Ausſage zur 
Folge haben und ihn der Gefahr der Verfolgung wegen Ver⸗ 
letzung ſeiner Eidespflicht ausſetzen. Daß auch das Gericht 
ihm die zu Gebote ſtehenden Mittel zur Auffriſchung ſeines 
Gedächtniſſes gewähre, iſt durch keine geſetzliche Vorſchrift 
verboten. Der 8250 StPO. beſagt nur, daß die Ber- 
nehmung einer Perſon als Zeuge nicht durch Verleſung des 
über eine frühere Wahrnehmung aufgenommenen Protokolls 
oder einer ſchriftlichen Erklärung erſetzt werden darf. Der 
§ 249 StPO. will, unbeſchadet des im § 250 ausgeſprochenen 
Grundſatzes, es für zuläſſig erklären, daß zu dem Zwecke 
der Auffriſchung des Gedächtuiſſes Protokolle der bezeich⸗ 
neten Art verleſen werden (RGSt. 36, 53; 35, 7). Auch 
neuerdings hat das RG. ausgeſprochen, daß bei der richter⸗ 
lichen Vernehmung die Niederſchrift über eine polizeiliche 
Ausſage zwecks Genehmigung verleſen werden darf, ſofern 
der Zeuge ſich zuvor zum Gegenſtand der Vernehmung ſelbſt 
geäußert und ſich dabei ergeben hat, daß der Zeuge das⸗ 
ſelbe oder doch zum größten Teil dasſelbe bekundet wie bei 
feiner polizeilichen Vernehmung (D. 1934, 1244). Die Faf- 
ſung einer ſolchen Niederſchrift dürfte etwa folgendermaßen 
zu lauten haben: „Der Zeuge äußerte ſich zur Sache. Er 
ſagte dasſelbe aus wie zur polizeilichen Niederſchrift v. 
Dieſe wurde ihm hierauf vorgeleſen, worauf er erklärte: 
dieſe Darſtellung ift richtig, ich mache fie auch zum Inhalte 
meiner heutigen Ausſage.“ 

LOR. Dr. Fraeb, Hanau. 
* 


6. RG. — 88 140 ff. StPO.; 88 20, 21 Vereinf BO. v. 
1. Sept. 1939 (RGBl. I, 1658); 8 4 Durchf VO. v. 8. Sept. 
1939 (RGBl. I, 1703). Obgleich über die Beſtellung des Ber- 
teidigers auf Grund von § 21 BereinfBD. der Vorſitzende zu 
entſcheiden hat (84 Durchf VO.) ift es unſchädlich, wenn nicht 
der Vorſitzende, ſondern das Gericht die Ablehnung der Ver⸗ 
teidigerbeſtellung ausgeſprochen hat. 

Die Rev. rügt, daß die Strafkammer durch Beſchluß vom 
16. Sept. 1939 die Beſtellung eines neuen Pflichtverteidigers 
abgelehnt hat, nachdem ſie gleichzeitig die des bisherigen auf 
ſeinen Antrag zurückgenommen hatte. Dieſe Rüge iſt un⸗ 
begründet. 

Es handelte ſich nicht um eine notwendige Vertei⸗ 
digung i. S. von § 140 StPO.; 5 20 VO. über Maßnahmen 
auf dem Gebiete der Gerichtsverfaſſung und der Rechtspflege 
v. 1. Sept. 1939 (RG Bl. I, 1658 — VereinfachungsvO. —). 


Der Verteidiger war dem Angekl. vielmehr nach § 141 eren 
durch Beſchl. des Vorſitzenden v. 1. Juli 1939 beſtellt word 
Neben dieſe Vorſchrift iſt im Laufe des Verfahrens, 8 10. 
VereinfV O., deren 821 getreten (vgl. § 4 Abſ. 2 Duri gne 
v. 8. Sept. 1939 [ROBI I, 1703). Danach hatte auch ver- 
Antrag von Amts wegen ein neuer Verteidiger beseelt gen 
den müſſen, wenn die Mitwirkung eines ſolchen Sad 
der Schwere der Tat oder wegen der Schwierigkeit der aftel 
oder Rechtslage dringend erforderlich war. Über die Spal 
lung des Verteidigers auf Grund von § 21 Vereinfacht 
zwar nach 8 4 Abf. 1 Durchf O. der Vorſtzende des (harder 
zu entſcheiden. Gleichwohl iſt es unſchädlich, daß nich ertet 
Vorſitzende, ſondern das Gericht die Ablehnung Der oſchnitt 
digerbeſtellung ausgeſprochen hat. Denn der dritte em 
der BO. v. 1. Sept. 1939 bezweckt lediglich die Beſchleun ſege, 
und Vereinfachung des Verfahrens in der Strafrechts sen 
nicht eine Schwächung der Befugniſſe des Gerichts au Ab 
des Vorſitzenden. Das ift der Geſamtheit der im dritte ich 
ſchnitt enthaltenen Beſtimmungen zu entnehmen und de je 
lich auch der der DurchfVO. d. 8. Sept. 1939 Zug der 
gende Gedanke. Hiernach iſt es rechtlich unbedenklich, Crouet 
Vorſitzende die Entſcheidung über die Beſtellung eines jefe 
Pflichtverteidigers der Straf. überlaſſen hat, zumal Ob 


bätte: 
LG. diefe Pflicht verkannt oder ſonſt dagegen pertoer, 1930 
Erſichtlich hat der Vorſitzende durch den Beſchl. v. 1. Fund der 
dem Angekl. im Hinblick auf den Umfang des Stoffes it gir 
bevorſtehenden Beweisaufnahme den Verteidiger Ellie Denn 


Sache 


tung des Ergebniſſes der Beweisgufnahme und den Beiord⸗ 


Verfahrensverſtoß erkennbar. Die 8 141 StPO., Wicht ver⸗ 

einfVO. find daher durch den Ablehnungsbeſchluß ni 

letzt, ebenſowenig § 338 Nr. 8 StPO. R. 
(RG., 4. Ströen. v. 9. Jan. 1940, 4 D 828/39.) 


* 


eine 
7. RG. — 8 154 StPO. Auch das Rev. ift vefe egen 
Einftellung des Verfahrens gemäß § 154 StPO. aue und 
(i. Abweichung von der früheren Ripr.: RGSt. 59, 
66, 326). a das 
Das RG. hat bisher den Standpunkt vertre rng 154 
Rev. fei nicht befugt, eine Einſtellung nach ger 8159 
Abſ. 2 StPO. auszuſprechen (Urt. des 2. StrSen. gen. zum 
46.3 StPO.: RSSt 59, 54 und Urt. des ert. Sprea 
$ 154 Abſ. 2 SPD: RGSt. 66, 326). An dieſer! mit 
faſſung kann der erk Sen. in übereinſtimmung ii Rück 
2. StrSen. jedoch nicht mehr feſthalten, und zwar irt. an 
ſicht auf die Rſpr., die ſich nach dem Erlaſſe jene. ange 
die Beſtimmung des 5 358 Abſ. 2 StPO. n. g. 
knüpft hat. 150 davon 
Im Rahmen dieſer Beſtimmung hat das ir wal, 
abgeſehen, ein Urteil, das mit der Rev. angeſoe. an die 
zuungunſten des Angekl. aufzuheben und inſonggter einen 
Vorinſtanz zurückzuverweiſen, wenn der zu nach den 
rechtlichen Geſichtspunkt überfehen hatte und egen bas 
Umſtänden die Gerechtigkeit nicht zu erfordert Aura 
Urt. im Strafausſpruch zu ändern. Dieſe Mech? ſowo 
hat das RG. zum 8 358 Abf. 2 StPO. n. F. ſt 11 h 
für den Fall vertreten, daß rechtliche GejihtsPt, perfet 
einheitlichen Tat oder Teile einer Fortſetzungste. eine in 
waren, als auch für den Fall, daß der Tatriche eitten g 
abzuurteilen unterlaſſen hatte, die mit der abge gorg! L, 
Tatmehrheit ſtand, aber Teil des geſchichtiic ech. Ns 
und damit rechtshängig war (vgl. u. a. die En 
70, 51 ff., 53 ff. 58 ff, 338 ff.; 72, 75 ff. ende Ae 
Dieſe Nipr. ſtützt ſich darauf, der beherrſcge hne Beg 
jedes Strafverfahrens ſei, die ſtrafbare Hanbun dem Vol a 
zug und auf geſetzlicher Grundlage nach gell, würde m) 
empfinden gerecht zu ahnden; dieſem e Bus 
widerſprechen, durch Aufhebung eines Urteils en nur Per 
verweiſung an den Tatrichter ein Strafverfah der jene 
halb in die Länge zu ziehen, weil noch dieje © 
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febri 
ite, ope thrift zuungunſten des Angekl. anzuwenden 
ſahreng ie daß fid) an dem Geſamtergebnis des Strafver⸗ 
oder e. die Höhe der Strafe in Betracht kommt, 
lung etw en künftig möglichen Nachwirkungen der Verurtei⸗ 
r ändern würde (RGSt. 70, 53, 64). 
des 8 ple Rechtsgedanke liegt aber auch der Vorſchrift 
Häufung . SIPO. zugrunde. Er will einer unnötigen 
Ermites von Anklagen, einer unnötigen Ausdehnung der 
ohne ben und Beweiserhebungen vorbeugen, wenn auch 
den kann er Täter einer gerechten Strafe zugeführt wer⸗ 
und eine weitere Ausdehnung des Strafverfah⸗ 
oa n einer Verzögerung und damit zu einer Gefähr⸗ 
oll Strafzweckes führen würde. 
auch 11 na dieſer Zweck ganz erreicht werden, fo muß 
enn ev berechtigt fein, zu prüfen, ob der Gerechtig⸗ 
taten un getan ift, wenn bei einer Mehrheit von Straf- 
f — Et oder einzelne abgeurteilt werden, im übri⸗ 
gestellt wir as Verfahren gemäß dem 8 154 StPO. ein- 
SON 2 we 8 Es handelt ſich bei der Anwendung des § 358 
ungen. q 1 der des § 154 zwar um Ermeſſensentſchei⸗ 
der Möglichkeit, Ermeſſensentſcheidungen auf dem 
dem Rey Strafbemeſſung zu treffen, hat aber das Geſetz 
It bieten ms in anderen Fällen eröffnet. Beiſpiele Hier- 
dicht die Nasr, 8354 Abe SIPO. und die Skraffreiß@. 
potting tatur des Rechtsmittels kann alfo bei der Beant- 
er Geſichter geſtellten Frage ausſchlaggebend ſein, ſondern 
$h d neunte der Sparſamkeit mit den Kräften verlangt 
en gemäß das Nev®. über die Einſtellung des Verfah⸗ 
EBD, en den Beſtimmungen des 8 154 Abſ. 1 und 2 
RG ſcheiden kann. 


„. Str Sen. v. 30. Nov. 1939, 3 D 781/39) [R. 
8. * 

N Soc. — 8271 SPO. 

olls iber ehren bei Antrag auf Berichtigung des Proto- 
ai 2. Aura Hauptverhandlung. 

aug ate Beſchw. gegen die Ablehnung eines 
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an 


0 = 

9015 e abgeſchloſſen vorliegende Sitzungsnieder⸗ 
* unrichtig bekundet oder ſie zu bekunden 
rag bez Buch, ſteht dem Angekl. der Berichtigungs⸗ 
a aß, otligenden offen. Wird die beantragte Be- 
mz, Beſchwerz gelehnt, fo ift gegen dieſe ablehnende Entſch. 
An lichkeit zn mach 8 304 StPO. zuläſſig. Dieſe Beſchwerde⸗ 
einn It ni E Ind aber nach der in der Ripr. herrſchenden 
> "belt anerlunbeſchränkt. Sie entfällt, wie in der NRfpr. 
Ne inhalt ich aunt ift, überall da, wo mit der Beſchwerde. 
9 e Berichtigung des Protokolls begehrt wird, 
aus hinen mit likende den Berichtigungsantrag im Cin- 
Ion 17 75 dem Protokollführer ſachlich geprüft und 
daß ungen ab ewibzufungsergebniſſes aus tatſächlichen Er⸗ 
enen Besch ieſen hat. Der Grund hierfür liegt darin, 
feiden, oz 

als duehmungen in der Sitzungsniederſchrift beurkundeten 
wort für die Peer Vorſitzenden und des Protokollführers 
Bei lichen bei a ichtigkeit der Sitzungsniederſchrift verant- 
muß Irledigun 


fen ijt „gende ſtets die Frage prüfen, ob die Sitzungs⸗ 
; DA g 5 

Walch Borgis rechtlichen Gründen, beifpielstweife weil der 
ſich daupt nicht 5 der Aufnahme in die Sitzungsniederſchrift 
dung eſerhalb edarf, zur Ablehnung des Antrages kommt, 
gäng Chen, geben. mit dem Protokollführer in Verbin⸗ 
daß auch ee enenfalls muß er über die fraglichen Vor⸗ 
vermöa durch — A erheben, wenn die Möglichkeit vorliegt, 
lung gen in Nich und des Protokollführers Erinnerungs⸗ 
der ueſtärkt wi + 


Blaa i = 
neid erlangen Stellungnahme gegenüber dem Berichti⸗ 
Bema tebia An ſehen. Eine ſolche etwaige Be- 
Ermeſſe erliegt allerdings lediglich dem pflicht⸗ 
im. nen 2 £ 
baben tigkeit. Anſpruch auf Abhörung der von ihm für 


jfenpap 8e. nicht. 
Io, mis iden na zu dem Ergebnis gekommen, daß ſich 


die angebotenen Beweiſe nicht für geeignet erachten können, 
fie zu einer anderweiten Stellungnahme zu veranlaſſen, ſo 
iſt die ordnungsmäßige ſachliche Prüfung des Berichtigungs⸗ 
antrages genügend gewährleiſtet. Die eine Berichtigung des 
Protokolls ablehnende Entf. ift in dieſem Falle aus dem 
oben angeführten Grunde der Beſchwerde unzugänglich. 

Mit der Beſchwerde anfechtbar iſt die Zurückweiſung des 
Berichtigungsantrages nach der in der Rſpr. herrſchenden 
Anſicht daher nur, wenn der Vorſitzende entweder die Prü⸗ 
fung von vornherein ohne weiteres abgelehnt oder wenn er 
ohne vorherige Anhörung des Protokollführers von ſich aus 
allein ſachlich entſchieden hat, endlich auch, wenn ſeine Entſch. 
von Rechtsirrtum beeinflußt iſt. übrigens könnte in den erſt⸗ 
genannten beiden Fällen der Erfolg der Beſchwerde auch 
nur in der Anweiſung des Vorſitzenden zur ſachlichen Prü⸗ 
fung des Antrages im Einvernehmen mit dem Protokoll⸗ 
führer beſtehen, nicht etwa in der Auflage an ihn, eine be⸗ 
ſtimmte Anderung der Sitzungsniederſchrift eintreten zu 
laſſen, da für dieſe, wie oben ausgeführt, immer nur die 
den beiden Urkundsperſonen innewohnende Sachkenntnis 
und ihr pflichtgemäßes Ermeſſen maßgebend bleiben kann 
und muß (vgl. hierzu Komm. von Gündel⸗ Hartung, 
19. Aufl., S. 806 zu $ 274 StPO. unter 3b ſowie die zahi- 
reichen dort angezogenen höchſtrichterlichen Entſch.). 

In dem hier zur Entfch. ſtehenden Falle ift die Be⸗ 
richtigung des Protokolls verlangt mit der Begründung, 
daß die Vorgänge in der Hauptverhandlung teils unrichtig, 
teils unvollſtändig beurkundet ſeien. Die oben beſprochene 
gewiſſenhafte ſachliche Prüfung des Berichtigungsverlangens 
des BeſchwF. ift ordnungsmäßig erfolgt. Wie die Akten aus⸗ 
weiſen, haben ſowohl der Vorſitzende als auch der Protokoll⸗ 
führer und die beiden richterlichen Beiſitzer, die an der 
Strafkammerſitzung v. 19. Okt. 1939 teilgenommen haben, 
ſich zu den Akten über den Berichtigungsantrag dienſtlich 
geäußert. Auf Grund dieſer Erhebungen iſt dann durch 
Beſchluß der Strg., an dem auch der Vorſitzende in der 
Hauptverhandlung v. 19. Okt. 1939 mitgewirkt hat, der Be⸗ 
richtigungsantrag als unbegründet abgelehnt worden. Aus 
der Faſſung dieſes Beſchluſſes im Zuſammenhalt mit den 
zur Akte gegebenen Außerungen des Vorſitzenden und des 
Protokollführers in der Hauptverhandlung iſt zu entnehmen, 
daß dieſer Beſchluß der Auffaſſung dieſer beiden Urkunds⸗ 
perſonen entſprach. Die Beſchwerde war daher unzuläſſig. 

An dieſem Ergebnis vermag auch die Tatſache nichts 
zu ändern, daß die Zurückweiſung des Protokollberichti⸗ 
gungsantrages durch einen Beſchluß der Strg. erfolgt ift. 
Nach den oben gemachten Ausführungen hat die Entſch, über 
einen Protokollberichtigungsantrag im Wege der Verfügung 
durch den Vorſitzenden allein, wenn auch im Einvernehmen 
mit dem Protokollführer, zu erfolgen. Gleich wie der Vor⸗ 
ſitzende und der Protokollführer nach § 271 StPO. die Vers 
antwortung für die Richtigkeit der Sitzungsniederſchrift 
allein zu tragen haben, müſſen bei einem Protokollberich⸗ 
tigungsverfahren auch nur fie allein in der oben näher be⸗ 
handelten Weiſe mitwirken. Dadurch, daß vorliegendenfalls 
der Vorſitzende ſich nicht auf den Erlaß lediglich einer die 
Protokollberichtigung ablehnenden Verfügung beſchränkt, ſon⸗ 
dern unter Hinzuziehung der jetzigen beiden richterlichen 
Beiſitzer der Stra. durch Gerichtsbeſchluß über den Berid- 
tigungsantrag entſchieden hat, wird indes die Rechtsbeſtäu⸗ 
digkeit dieſer Entſch, nicht beeinträchtigt, und zwar um fo 
weniger, als die angegriffene Entſcheidung zu einer Ande⸗ 
rung des Protokolls ja tatſächlich nicht geführt hat, über⸗ 
dies zeigen die bei den Akten befindlichen Außerungen der 
an der Sitzung v. 19. Okt. 1939 beteiligt geweſenen beiden 
richterlichen Beiſitzer der Strg., daß der eine der beiden 
Richter, der bei der Faſſung des angefochtenen Beſchluſſes 
jetzt mit beteiligt geweſen ift, auch mit feiner Rückerinne⸗ 
rung an die Hauptverhandlung v. 19. Okt. 1939 den Inhalt 
des angefochtenen Beſchluſſes allen Umfanges deckt, während 
der zweite Richter, der jetzt bei dem Zuſtandekommen des an⸗ 
gefochtenen Beſchluſſes mitgewirkt hat, ſeinerzeit in der 
Hauptverhandlung v. 19. Okt. 1939 überhaupt nicht zugegen 
geweſen iſt und daher ſchon aus dieſem Grunde einen irgend⸗ 
wie maßgebenden Einfluß auf das Zuſtaudekommen dieſes 
Beſchluſſes gar nicht genommen haben kann. 

(HauſosG., I. Strafſen., Beſchl. v. 2. Febr. 1940, Ws 
11/1940.) 
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Zivilrecht 


Ehegeſetz 

9. KG. — 88 53, 54 Ehe. 8 53 Eheb. erfordert 
dauernde Unfruchtbarkeit. Solche liegt nicht vor, wenn die 
Möglichkeit ihrer Behebung durch eine Operation beſteht. 
„Vorzeitigkeit“ liegt geundfiglich nicht vor, wenn die Un- 
fruchtbarkeit bei einer Frau nach dem 40. Lebensjahr eintritt. 

Bleibt eine Ehe durch ein Verhalten der Ehegatten kin⸗ 
derlos, für das den Ehemann in erſter Linie die Verantwor⸗ 
tung trifft, jo ſteht 8 54 Ehe®. dem Scheidungsbegehren des 
Mannes aus 8 53 a. a. O. gegenüber feiner alternden Frau 
entgegen. 

(KG. v. 7. Okt. 1939, 24 U 1992/39.) 
$ 


10. OLG. — 8 55 Ehe. 


1. Ein überwiegendes Verſchulden eines der Ehegatten 
kann auch dann vorliegen, wenn die tiefere Urſache der Zer⸗ 
rüttung des ehelichen Verhältniſſes in charakterlicher Verſchie⸗ 
denheit der Ehegatten liegt. 

2. Der Widerſpruch gegen die Scheidung kann unbeacht⸗ 
lich ſein, obwohl den klagenden Teil überwiegendes Verſchul⸗ 
den trifft und aus der lange Jahre beſtehenden Ehe vier Kin⸗ 
der hervorgegangen ſind. 

Mit Recht iſt durch das angef. Urteil die Ehe der 
Parteien nach 855 Ehe®. geſchieden worden. Die häusliche 
Gemeinſchaft der Parteien iſt zweifellos ſeit über drei Jahren 
aufgehoben. Auch iſt das eheliche Verhältnis tiefgreifend und 
unheilbar zerrüttet. (Wird ausgeführt.) Die Bekl. beantragt 
Klageabweiſung nur, weil ſie der Anſicht iſt, daß trotz der 
Zerrüttung die Aufrechterhaltung der Ehe ſittlich gerecht⸗ 
fertigt ſei. 

Bei der zwiſchen den Parteien jetzt herrſchenden Er⸗ 
bitterung und der tiefgreifenden Zerrüttung des ehelichen 
Verhältniſſes kann die Wiederherſtellung einer dem Weſen 
der Ehe entſprechenden Lebensgemeinſchaft nicht erwartet 
werden. Das Scheidungsbegehren des Kl. wäre daher nur 
dann nicht begründet, wenn die Bekl. gem. $55 Abſ. 2 Ehe. 
der Scheidung widerſprechen könnte. Vorausſetzung für den 
Widerſpruch iſt, daß der Kl. die Zerrüttung der Ehe ganz 
oder überwiegend verſchuldet hat. Dieſe Feſtſtellung läßt ſich 
jedoch nicht treffen. ( Wird ausgeführt.) Danach haben zweifel⸗ 
los beide Parteien ſich vor der Trennung Eheverfehlungen 
zuſchulden kommen laſſen. Die wirklichen Gründe, die zur 
Trennung geführt haben, laſſen ſich heute aber nicht mehr 
einwandfrei feſtſtellen. Der tiefere Grund für das 
Zerwürfnis iſt der, daß die Parteien in ihrem 
Weſen und ihrer Veranlagung völlig ver⸗ 
ſchieden find und nicht im geringſten zu- 
ſammenupaſſen. Der Kl., der die Volksſchule beſucht 
hat, hat ſich durch große Tüchtigkeit und eiſernen Willen 
zum Betriebsingenieur und ſtellvertretenden Abteilungsleiter 
emporgearbeitet. Die Bekl. andererſeits, die bei der Ver⸗ 
heiratung Dienſtmädchen war, hat es offenbar nicht ver⸗ 
mocht, ſich dem Streben des Kl. nach einem Vorwärts⸗ 
kommen anzupafjen. Sie wird zwar durchweg als gute Haus⸗ 
frau und liebevolle Mutter geſchildert, ſteht an Geiſt und 
Wiſſen aber weit unter dem Kl. So ift es mit Not- 
wendigkeit dazu gekommen, daß ſich die Par⸗ 
teien auseinanderlebten, ohne daß man dem 
einen der Ehegatten eine größere Schuld als 
dem anderen beimeſſen kann. Die Bekl. behauptet 
zwar, der Kl. habe ſich deshalb von ihr getrennt, weil er die 
Zeugin B. kennengelernt und mit ihr ehewidrige Beziehun⸗ 
gen angeknüpft habe. Der Kl. gibt demgegenüber nur zu, 
daß er die B. Ende des Jahres 1934 bei einer Eiſenbahn⸗ 
fahrt getroffen und mit ihr — wie er meint, harmloſe — 
Freundſchaft geſchloſſen habe. Wenn der Kl. aber erſt Ende 
1934 zu der Zeugin B. Beziehungen anknüpfte, ſo lag auch 
darin allerdings eine Eheverfehlung, mag auch nicht nach⸗ 
zuweiſen ſein, daß der Kl. damals mit der Zeugin Ehebruch 
getrieben hat. Trotzdem wäre die Schlußfolgerung, daß den 
Kl. wenigſteus jetzt die überwiegende Schuld an einer weiter 
eintretenden Zerrüttung des ehelichen Verhältniſſes treffe, 
nicht gerechtfertigt. Denn auch die Bekl. hat ſich in der 
Folgezeit ehewidrig verhalten. 

Im übrigen könnte, ſelbſt wenn den Kl. 
das überwiegende Verſchulden an der Zer⸗ 
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L 
rüttung der Ehe träfe, der Widerſpruch 91g 
Bekl. gegen die Scheidung keinen Erst ei 
haben, da die Aufrechterhaltung der © 
richtiger Würdigung des Weſens der Ehe 
des geſamten Verhaltens beider Ehega atten 
ſittlich nicht gerechtfertigt iſt. Beide CHEN her. 
ſtehen ſich in Haß gegenüber und kämpfen um Die eech 
Die Ehe iſt zur leeren Form geworden. An der Aufte 9 
erhaltung der Ehe hat die Bekl. ſelbſt ein irgendwie nne 


würdiges Intereſſe nicht. Sie ſelbſt meint, die Ehe bun 
gelöſt werden, wenn die Kinder groß geworden Cte pfen 
der Erziehung und des Unterhalts nicht mehr bebn hei 

teil 


dung nicht weſentlich berührt werden. Es wäre im Garteien 
Kinder, le 
weit ſie noch im jugendlichen Alter ſind, muß unter der 
Streit der Parteien leiden. Was aber den Unter 1 ſchon 
Kinder betrifft, jo ſtehen fie in einem Alter, daß Me mehr 


abzuſtellen, ob ein Fortbeſtehen der Che 7 ift. 
völkiſchen Standpunkt aus genechtferte dein 
Für die Volksgemeinſchaft iſt indeſſen die nur MO 

Namen nach beſtehende Ehe der Parteien wertlos, IA i 
ſchädlich. Der Kl. ift zweifellos eine für die deutſche In 
und Wirtſchaft wertvolle Kraft. Seine Arbeitsfähigken durch 
aber unter dem ſinnloſen Streit der Parteien, der e he 
eine Scheidung der Ehe fein Ende finden kann. Cs Us da 
daß der Kl. in einer neuen Ehe feine Ruhe findet, © 
ſeine Arbeitskraft vergeudet und die Tätigkeit der 
die immer wieder angerufen werden würden, wenn NE Es 


mus ſtets vertretenen Auffaſſung der > ar 
einer auf Treue gegründeten Sebeual au 
ſchaft widerſpräche. Mag die Ehe der Parie doch 
äußerlich faſt 18 Jahre Beſtand gehabt haben, fO iu Ein⸗ 
von Anfang an nicht glücklich geweſen und hat " 


mil nett 
begrifflich nicht ausgeſchloſſen, daß dee ogei 
zur Zeit der Erhebung der Klage P a 

dung wegen Verſchuldens des Kl. hätte ! Bekl, 
können. 


ſtellt fich, ſelbſt wenn es anfangs zu geſchlechtlicher erfehlult 
rung nicht gekommen ſein ſollte, als ſchwere Eheve⸗ „die 
dar. Daß er, als er mit der Zeugin Freundſchaft Er offen. 
Treupflicht gegenüber der Bekl. verletzte, hat der fig eier‘ 
bar ſelbſt empfunden. Da die Bekl. dem Kl. pan ſobalb 
ſuchtsſzenen gemacht hat, wußte der Kl., daß die a dieſe 
ſie von ſeiner Freundſchaft mit der Zeugin B. erlai, mußte 
Freundſchaft als kränkend empfinden werde. DR, perl 
daher, wollte er ſeine Pflichten als Ehegatte nich in neuer 
alles unterlaſſen, was der Bekl begründeten ANAN andſchaf 
Eiferſucht geben konnte. Die Anknüpfung der e a1 ; 
mit der B. hat nach Überzeugung des Senate, ef zel 
bereits ſehr brüchige Ehe der Parteien vollends ee 
rüttet, daß die Wiederherſtellung einer ihrem 
ſprechenden Lebensgemeinſchaft nicht mehr era 
konnte. Wenn das angefochtene Urteil ausführt, elernt, 
die Zeugin B. erft zu einem Zeitpunkt kennenge nicht 
die Ehe ſchon völlig zerrüttet war, fo kann BEN inma í 
getreten werden. Der Kl. hatte die Bekl. Bere an 
Jahre 1932 verlaſſen und war nach etwa vier ~ f zur 
Grund einer Vermittlung eines Verwandten der zynung 
gekehrt. Die Möglichkeit einer nochmaligen Verſöhm par 
daher nicht von der Hand zu weiſen, zumg 
immerhin damals über 18 Jahre lang very eſchwunde 
Daß auf ſeiten der Bekl. jede eheliche Geſinnung — weitere 
war, läßt ſich noch weniger feſtſtellen. Es iſt oh 
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KEEN 0 
Feen, daß die Kenntnis von der Freundſchaft des 
nehmung N zum Kl., die die Bekl. alsdann durch die Ber- 
936 — er B. im Vorprozeß vor dem OLG. am 17. Jan. 
ehelichen Ge hat, weſentlich dazu beigetragen hat, die letzten 
Vell. mu efühle der Bekl. für den Kl. zu vernichten. Die 
Gehege ſich, gleichgültig, ob der Kl. ein ausgeſprochenes 
kränkt u. . zur Zeugin B. unterhielt oder nicht, ge⸗ 
der Ar nd zurückgeſetzt fühlen. Der Verdacht der Bekl., daß 
laſſen bab Ehebruch treibe und ſie um der B. willen ver⸗ 
er in 928 war danach durchaus nicht grundlos. Der Haß, 
und der er Bekl. ſchließlich gegen den Kl. aufgewachſen iſt 
druck RL dem erbitterten Streit um die Kinder zum Aus⸗ 
gerade mmt, hat, wie anzunehmen ift, zum guten Teil 
Chehra Aal Grund in dieſer Annahme, daß der Kl. in 

Zu . Beziehungen zur Zeugin B. ſtehe. 

Bekl. et rwägen war ferner, ob ein Scheidungsbegehren der 
wäre, weil nach 8 49 Satz 2 Chech. ſittlich nicht gerechtfertigt 
kommen i fie ſich ebenfalls Eheverfehlungen hat zuſchulden 
mägine ilen. Es ift zwar nicht zu verkennen, daß der Kl. 
genauen pa die Beziehungen zu der Zeugin B. nicht auf⸗ 
hütte und hätte, wenn die Bekl. ſich ihm mehr angepaßt 
er offenb ihm das Verſtändnis entgegengebracht hätte, das 
dungs ber bei der B. gefunden hat. Um ein Shet- 
erſchein hehren als ſittlich nicht gerechtfertigt 
daß da en zu laſſen, genügt es indeſſen lite, 
eng gene ſchuldhafte Verhalten des⸗ 
ie bon der die Scheidung begehrt, irgend- 
anderen Einfluß auf die Eheverfehlung des 
men Ver Teiles geweſen iſt. Die Art der eige⸗ 
gerade fehlung muß vielmehr der Scheidung 
ea eae entgegenftehen und das Scheidungs⸗ 
enn die als unſittlich erſcheinen laſſen. 
tulaga, © Bekl. aber nach ihrer ganzen Ver⸗ 
Rrap ung und ihrem Herkommen nicht die 
den hat, ſich dem ganz anders ge⸗ 
geführt, L anzupaſſen, und wenn, wie {hon aus- 
für die 8 ieſem Gegenſatz der innere Grund 
die Heils heverſehlungen Liegt, die fiğ auch 
würde a hat zuſchulden kommen laſſen, io 
noch nicht Scheidungsbegehren der Bekl. hier 
Jt mit den unter völkiſchem Geſichts⸗ 


(DAB, M 
210/88) Marienwerder, Urt. v. 21. Aug. 1939, TU 44/9) R 


11. 5 ig 
dung 15 Sec. — 855 Ehe.; § 93 a ZPO. Koſtenentſchei⸗ 
Di Scheidung nach 8 55 Ehech. 
dungsurteif 0% wie die Koſtenentſcheidung in einem Schei⸗ 
für ſchuldi, nach § 55 Ehe®. zu lauten habe, wenn der Kl. 
gt 8 Wa nicht wird und die Beklagte der Scheidung 
eG 8 icht mehr — widerſpricht, iſt nach Erlaß des 
38. und beſonders m nach Val N \ 


„durch d; der Einfügung des § 93 a 
treiti m die 2. DurchfVO. v. 28. Sept. 1938 in der Ripr. 
Urt $ efen. So hat das OLG. Hamburg in einem 


treten, daß Febr. 1939 (JW. 1939, 707) die Meinung ver- 
Schuldaus in einem ſolchen Falle dem im Urteil enthaltenen 
Bodet ſpruch auch für die Koſtenentſcheidung maßgebliche 
treitkoſten beikomme und daß deshalb der SU. die geſamten 
feinem Beſch ragen müſſe. Das KG. dagegen hat ſchon in 
i Bee y v. 17. Dez. 1938 (ZW. 1939, 171) den Stand- 
SRO, 1 ak daß auch auf einen ſolchen Fall der 8 93 a 
werden 115 andt, die Koſten alſo gegeneinander aufgehoben 
auch fgn ibien. Diefe Anſicht hat der KOR. Zeckwer 
. s NW. 1929, 65 vertreten. 
Frage ha ee erk. Sen. in der zur Rede ſtehenden 
hält den nochmaliger eingehender Prüfung d 
der © ne g der Rechtslage 
G. . an der Anſicht feſt, die in der Entſcheidung des 
nach dem Aufbat worden iſt. Er geht dabei davon aus, daß 
Koſten en des Koſtenrechts in der geltenden ZPO. die 
ais unkerli e diejenige Partei treffen, die im Endergeb⸗ 
Verſchuldentegt, gleichgültig od fie an dem Unterliegen ein 
893 on trifft oder nicht. Bon dieſem Grundſatz macht 
gegeneinande eine Ausnahme. Er beſtimmt, daß die Koſten 
nicht e 10 aufzuheben ſind, wenn die unterlegene Partei 
ausſetzun huldig an der Scheidung erklärt wird. Dieſe Vor⸗ 
Ehen, ode aber nicht nur dann gegeben, wenn aus § 55 
wird, ond teden und keine der Parteien für ſchuldig erklärt 
ern auch dann, wenn der Kl. für (allein⸗) ſchuldig 
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erklärt wird. Auf den zuletzt genannten Fall den 893 a BD. 
nicht anzuwenden und hier dem Kl. die geſamten Streit- 
koſten aufzuerlegen, geht nicht an. Täte man das, daun würbe 
man den — im Rechtsſtreit unterlegenen — Beklagten noch 
günſtiger ſtellen, als § 98 a BPO. vorfieht, und damit die 
Ausnahme, die die genannte Beſtimmung in unſerm Koſten⸗ 
recht darſtellt, in unzuläſſiger Weiſe erweiternd auslegen. 
Gleichzeitig würde man aber die Koſtenentſcheidung nicht auf 
das Obſiegen im Prozeß, ſondern darauf abſtellen, wer für 
ſchuld an der Scheidung erklärt wird. Auch dafür fehlt es an 
einer geſetzlichen Handhabe. 

Es muß alſo dabei bleiben, daß im Falle einer Schei⸗ 
dung nach § 55 die Koſten gegeneinander aufzuheben ſind, 
wenn der Kl. allein für ſchuldig erklart wird, gleichgültig ob 
die Gegenpartei der Scheidung widerſprochen hat oder nicht. 
In dieſer Auffaſſung befindet ſich der Senat in Übereinſtim⸗ 
mung mit der Ripr. des RG. (NGZ. 160, 31) und des Er- 
läuterungsbuchs von Jonas⸗Pohle zur ZPO. (§ 93 a 
Bem. II, 3). 

(Os. Jena, 1. Ziv Sen., Beſchl. v. 11. Jan. 1940, 1 U 
376/39.) 
x 


12. RG. — $55 EheG. Begriff „Aufhebung der haus» 
lichen Gemeinſchaft“ i. S. § 55 Ehe®. 

Auch bei äußerer Trennung der Eheleute kaun eine 
Aufhebung der häuslichen Gemeinſchaft i. S. des 8 55 
Ehe®. zu verneinen fein, wenn im übrigen die eheliche Ge⸗ 
meinſchaft in vollem Umfang aufrechterhalten wird und die 
Trennung allein auf äußeren Umſtänden beruht, nur vor⸗ 
übergehend und nicht auf eine Entfremdung der Eheleute 
zurückzuführen iſt. Zu denken iſt etwa daran, daß ſich der 
Ehemann im Felde befindet oder daß er als Beamter ver⸗ 
ſetzt iſt, ohne daß ſich an ſeiner neuen Dienſtſtelle ſofort 
eine Familienwohnung finden läßt. Doch wird man darin 
nicht zu weit gehen dürfen. Gewiß iſt dem BG. zuzugeben, 
daß, wenn in § 55 Ehe®. von der Aufhebung der häus⸗ 
lichen Gemeinſchaft ausgegangen iſt, dies ſeinen Grund 
darin findet, daß durch die Aufhebung der häuslichen Ge⸗ 
meinſchaft im Normalfall die Entfremdung der Ehegatten 
und der Abbruch der ehelichen Lebensgemeinſchaft deutlich 
in Erſcheinung tritt. Aber andererſeits läßt ſich nicht ver⸗ 
kennen, daß das Geſetz in dieſem Punkt nicht auf die Ent⸗ 
fremdung und die Löſung der ehelichen Gemeinſchaft, ſon⸗ 
dern ausſchließlich der häuslichen Gemeinſchaft abſtellt, alſo 
auf einen äußeren und im allgemeinen leicht feſtſtellbaren 
Tatbeſtand. Hier lebten nun die Parteien, als die Wieder⸗ 
annäherung ſtattfand, ſchon acht Jahre getrennt, und zwar 
nicht etwa durch Zwang der Verhältniſſe, ſondern weil der 
Kl. die Bekl. — eben um die Gemeinſchaft aufzuheben — 
verlaſſen hatte. Dieſe Grundlage der Trennung iſt natürlich 
auch durch die vorübergehende Wiederaufnahme der ehe⸗ 
lichen Beziehungen zwiſchen den Eheleuten nicht beſeitigt 
worden. Ob auch ſubjektiv auf ſeiten des Kl. eine Wieder⸗ 
herſtellung der häuslichen Gemeinſchaft nur deshalb nicht 
erfolgt iſt, weil die äußeren Verhältniſſe es erſchwerten oder 
unmöglich machten, wird ſich ſchwerlich mit Sicherheit feſt⸗ 
ſtellen laſſen. Auf eine ſolche Feſtſtellung kommt es aber 
auch nicht an, weil jedenfalls tatſächlich die bei der An⸗ 
näherung vorhandene Aufhebung der häuslichen Gemein⸗ 
ſchaft zwiſchen den Parteien beſtehen geblieben iſt. Unter 
dieſen Umſtänden kann hier der zeitweiligen Annäherung 
der Parteien für die Frage der Aufhebung der häuslichen 
Gemeinſchaft keine Bedeukung zugemeſſen werden, ſo daß 
die Vorausſetzung einer über drei Jahre beſtehenden Auf⸗ 
hebung der häuslichen Gemeinſchaft i. S. des 855 Ehe. 
zu bejahen iſt. 

(RG. IV. Ziv Sen., U. v. 8. Jan. 1940, IV 243/39.) [He.] 
* 


13. RG. — 88 55, 66, 67, 69 EHG. Der Widerſpruch 
der Frau gegen eine Scheidungsklage des Mannes aus 8 50 
Ehe®. greift auch bei völlig zerrütteter Ehe dann durch, wenn 
die Frau wegen ihrer ganz beſonderen Familienpflichten nicht 
in der Lage war, fih während der Trennungszeit eine eigene 
Exiſtenz zu ſchaffen, nun zu alt dazu ijt und unter Berückſich⸗ 
tigung der für die Zeit nach der Scheidung geltenden Unter⸗ 
haltsbeſtimmungen wahrſcheinlich ganz oder zumindeſt z. T. 
der Allgemeinheit zur Laſt fallen würde. f) 

Die Parteien, von denen der Kl. jetzt 60 Jahre, die 
Bekl. 59 Jahre alt iſt, haben am 14. Jan. 1907 mitein⸗ 
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ander die Ehe geſchloſſen, aus der drei jetzt erwachſene Rückſicht auf ſeine ei ürfti rhalt teilen 
Kinder hervorgegangen find. Im Nov. 1919 hat der Kl. (Waln diser nr 2). Rach der Sch y he Che ips 
die eheliche Wohnung verlaſſen. Seitdem leben die Parteien Rechtslage jedoch anders. Zwar würde ſich aus der a 
getrennt. Eine vom Kl. im Jahre 1919 erhobene, auf 81568 ſchrift des 8 66 Abſ. 1 Ehe®. noch keine Einſchränkung des 
de or getügte Scheidungsflage wurde durch rechtskräftig Unterhaltspflicht des fl ergeben, da die Vell. offenſchtkie 
gewordenes Urteil abgewieſen. kein Vermögen beſitzt und auch zu einer Erwerbstäligken, 
Te der vori, Klage hat der Kl. auf Grund des 8 55 nicht imſtande iſt. Wohl aber würde 967 Abf. 1 Sang, 
Ebech. erneut Scheidung der Ehe begehrt. Die Bekl. hat, Ehe. zu einer Schmälerung des Unterhalts der Bell. 10 
indem ſie der Scheidung widerſprochen hat, in erſter Linie ren können, denn nach dieſer Vorſchrift braucht der olla 
um Abweiſung der Klage gebeten; hilfsweiſe hat fie be- oder überwiegend ſchuldige Ehegatte, falls er durch Gew, 
antragt, den Kl. für ſchuldig zu erklären. rung des in 8 66 beſtimmten Unterhalts bei Berückſich 
er „Das LG. hat die Ehe der Parteien geſchieden und den gung feiner ſonſtigen Verpflichtungen den eigenen augen is 
nr Mir huldig erklärt. Die Berufung der Bekl. blieb er- ſenen Unterhalt gefährden würde, nur fo viel zu Teilte e 
folglos i es mit Rückſicht auf die Bedürfniſſe und die Vermögen, 
, ut ihrer — vom OLG. zugelaſſenen — Rev. verfolgt und Erwerbsverhältniſſe der geſchiedenen Ehegatten de . 
bie Bekl. ihren Klageabweiſungsantrag weiter. Der Kl. ligleit entſpricht. Im übrigen bietet die Erklärung de hung 
bittet um Zurückweiſung der Rev. daß er in Anbetracht ſeines Alters nicht an die Eingehun 
Das NY. hat hierzu ausgeführt: Die Vorausſetzungen einer neuen Ehe denke, auch keine Gewähr dafür, daß “ll 

des § 55 Abſ. 1 find nach den rechtlich nicht zu beanſtanden⸗ Zutunft nicht doch zu einer — vom Standpunkte dere 
den Feſtſtellungen des BG. gegeben. Das BG. nimmt ferner gemeinbeit aus bei feinem Alter und dem von ihm t be⸗ 
au, daß der Kl. die Zerrüttung der Ehe zum mindeſten hervorgehobenen ungünſtigen Geſundheitszuſtand 1° In 


überwiegend dadurch verschuldet habe, daß er fich) feit Noo, onders wertvollen — neuen Che schreiten würde. J 
1919 ohne berechtigten Grund von 05 al fern, dieſem Falle würde der Unterhalt der Bekl. mit ier 
auf 867 Abſ. 1 Satz 2 Che®. eine weitere Schmäle 


gehalten und jahrelang ein ehebrecheriſches Verhältni ä 
unterhalten Habe, Jedoch erklärt 5 En Me erfahren. Das Maß des vom Kl. ber Bell. zu gewähren: 
ſich zuläſſigen Widerſpruch der Bekl. gegen die Scheidung Unterhalts ift nach feinem eigenen Vortrage ſchon jept De 
für unbeachtlich, weil die Aufrechterhaltung dieſer Ehe bei kur 60 AM monatlich bemeſſen. Eine Kürzung die er 
richtiger Würdigung des Weſens der Ehe und des qe- trages würde möglicherweiſe dazu führen, daß zum mien 
ſamten Verhaltens der beiden Ehegatten ſittlich nicht ge. ften ein Teil des Unterhaltsbedarfs der Bekl, von der pnið 
rechtfertigt fei. Die Erwägungen, auf Grund deren das gemeinheit getragen werden müßte. Ein ſolches icht ge 
©. au dieſer Stellungnahme gelangt ift, find mehrfach könnte unter den hier vorliegenden Umſtänden ni eten 
durch Rechtsirrtum beeinflußt. billigt werden. Dem BG. kann hiernach nicht beige iiye 
Allerdings bildet nach feſter Ripr. des Senats die werden, wenn es den Geſichtspunkt der Unterhalt gerech 
Scheidung einer unheilbar zerrütteten Ehe die Regel, ihre dung nicht für ſchwevwiegend genug hält, die =) ; 
Aufrechterhaltung die Ausnahme, die nur dann Platz grei⸗ erhaltung her Ehe zu rechtfertigen. ng 
fen kann, wenn im einzelnen Falle beſondere Gründe vor Seine Auffaſſung, daß eine weitere Aufrechterhal geh 
liegen, die trotz unheilbarer Zerrüttung der Ehe ihre Auf, der Ehe fitili nicht gerechtfertigt fei, begründet da en 
rechterhaltung ſittlich gerechtfertigt erſcheinen laſſen. Solche im weſentlichen damit, daß die Parteien infolge ber 90 
Gründe müſſen aber hier als gegeben angeſehen werden. Trennung einander völlig entfremdet feien. Auch rt 
Der ST hat, als er im Nov. 1919 feine Familie ohne kommt eine rechtsirrige Betrachtungswelſe zum dude 
berechtigten Grund im Stich ließ, die Bekl. mit drei damals Die unheilbare Zerrüttung des ehelichen Verhältniſſes 1 
12, 11 und 7 Jahre alten Kindern zurückgelaſſen, ohne fig die mit ihr einhergehende vollſtändige Entfrem tz Af 


weiter um deren Wohlergehen zu kümmern. Die Bekl. Ehegatten gehört zum Sczeidungstatbeſtand des § 55 f 1h 
daher feit dieſer Beit a Last der Sage nd 5 Checg. Unter beſonderen Umſtänden kann aber auf recht 
treuung der Kinder zu tragen gehabt. Jetzt find die Kinder des 8 55 Abſ 2 auch eine unheilbar zerrüttete Ehe einen 
zwar erwachſen. Die Bekl. muß jedoch ihrem älteſten Sohne, erhalten werden. Daher ift es nicht angängig an. Tal 
der infolge eines Unglücksfalles beide Beine und einen Arm gegen ihre Aufrechterhaltung sprechenden Grund 92 daß 
verloren hat, den Haushalt führen und ihn wegen ſeines lade zu verwerten, daß fie unheilbar zerrüttet i a 

ſchwer beſchädigten Körpers auch ſonſt betreuen. Sie war die Ehegatten einander vollſtändig entfremdet find- bge⸗ 
within weder zur Zeit der Trennung noch ſpäter in der „Die Entſch. muß dahin gehen, daß die Klage fl 
Lage, fih außerhalb ihrer Ehe mit dem Kl. eine neue Da. wieſen wird. Wenn einerſeits irgendwelche Belange der be, 
leinsgrundlage aufzubauen, ſondern mußte ſich in der langen gemeinhett, die die Löſung des zwiſchen den Parteien ich 
Trennungszeit ausschließlich der Erfüllung der, an ſich bei- ſtehenden Ehebandes geboten erſcheinen laſſen könnten, he 
den Ehegatten obliegenden, Pflichten gegenüber den ge- vorliegen, andererſeits aber durch die Scheidung der w 
meinjamen Kindern widmen Jetzt ift fie 59 Jahre alt. Die die Bekl. nach Lage der Verhältniſſe unverdient har e 
Scheidung der Ehe würde für die in aufopfernder Erfül- troffen würde, fo ift es ſittlich gerechtfertigt, den Kl. den 
lung ihrer mütterlichen Pflichten alt gewordene Bekl. eine gegen ſeinem Wunſche, ein freier Menſch zu en halten. 

ð 


außerordentliche Härte bedeuten. Dieſes Opfer ihr angu- durch die Ehe übernommenen Verpflichtungen fe N. 
ſinnen, wäre um ſo weniger gerechtfertigt, als auf ſeiten (RO, IV. ZivSen., U. v. 23. Nov. 1939, IV 203/39.) N. 
de ae ers e Umſtände vorliegen, die entſchei⸗ ` Í n 
end für die Löſung der Ehe ſprechen könnten, wie etwa Anmerkung: far neue 
12 r ` * 05 25 2 $ ng: um 
das Bedürfnis, ein langjähriges eheähnliches Verhältnis zu Cesc edungsecht⸗ Gesehen . ag deore m Bunde) 
1 und die daraus entſproſſenen Kinder zu legi⸗ ſchreibt, daß die Eniſch. des RG. zu 855 Ehe®. „nur Hi y 
Naar tungen zeigen, nicht aber irgendwie für die verſchleden g. 


Auch der Frage der künftigen Verſorgung der Bekl. Momente eſte Bet 4 telten” wos 
kommt bei der hier gegebenen Sachlage eine andere Vedeu⸗ len, ſo iſt bie obige Entſch. erde e le reiches 
tung zu, als dies in der Regel der Fall ift. Das BG. hält Beiſpiel. Während nämlich das RG. ſonſt der Rege auß 
die Moglichkeit einer Beeinträchtigung des der Bekl. nach das Vorhandenſein von bereits erwachſenen gemeinſchaſg 
der Scheidung gemäß 8 69 Abf. 1 i. Verb. m. E 66 Ehech. lichen Kindern (RO: DR. 1939, 107418; ferner 30), 
zuſtehenden Unterhalts nur für den — feiner Anſicht nach IV 15/39 v. 5. Juni 1939; RG. IV 602/39 v. 18. Dez. 1950 
vorausſichtlich nicht eintretenden — Fall der Wiederverhei⸗ oder die Gefährdung des Unterhalts (R.: DI geld 


ratung des Kl. für gegeben. Dieſe Auffaſſung beruht auf 1572) und den Verluſt der Anw Wit e 
Rechtsirrtum. Solange die Ehe beſteht, richtet ſich die (RE. IV 80/39 v. 25 Sept. 1839) nch als beſondeg⸗ 
Unterhaltspflicht des Kl. nach den 88 1360, 1361 BGB. Die Umſtände“ anerkennt, die für die Bejahung der Beachte 


Einſchränkung des § 1361 Abſ. 2 kommt nicht in Betracht, keit ſprechen, läßt es im vorl. Falle mit Rückſicht auf . 
a bie Bekl, außekſtande iſt, ſich ſelbſt zu unterhalten Eigenart der nahere Verhältuſſe dieſen Geſich sn 
(Tarngiſpr. 1921 Nr. 74; „RGRͤKomm.“, 8. Aufl., 8 1361 ausnahmsweiſe doch entſcheidende Bedeutung zukommen, 
Anm. 7 Abſ⸗ 1). Der Mann ift während beſtehender Ehe Das RG. zeigt damit, daß es feſte, unverrückbare Normen 
nicht berechtigt, ſeinen Unterhalt für ſich ſelbſt vorab zu in welchen Fällen der Widerſpruch beachtlich, in er 
nehmen, ſonbern er muß, was er hat, mit der Frau ohne Fällen er nicht beachtlich ift, avar nach beſtimmten grun 
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ſätzlichen 
digen Ri biegen Gr... nah der nunmehr ſchon ſtän⸗ 
f Fällen po . . . ſchaffen wollte und will, daß 
Se a „eionberer Art von ſolchen Grundjäßen 
we ie eben „nach objektivem ſittlichem Maßſtab 
Ma 2 e insbeſondere des kon⸗ 
us n iden egatten gerechtfertigt iſt, 
ſtaltun a: Gbelltrebenden Teil 1290 der ine un 
ſeſtzuhalten an den durch die Ehe begründeten 
en“ (RGB. 159, 311; RG.: DR. 1939, 


nach 
anſchließend na 


a Verhältnis 


entſproſſer R 
ſelbſt ecit daten Kinder zu legitimieren, weil der Kl. 


ungünſtigen gg, ſeinem Alter — 60 Jahre — und feinem 
i ae heitszuſtande bevölkerungspolitiſch nicht 
chuldloſen beklagt läßt es die perſönlichen Belange der 
E m Se Ehefrau zum Zuge kommen. Hier fällt 
und Betreuung v wicht, daß der Ehemann die Erziehung 
1 Jahre on drei Kindern, die bei der Trennung 12, 
ließ ohne iim ya Waren, ausſchließlich feiner Frau über- 
zus beſondere ap 1 5 um ihr Wohlergehen zu kümmern; 
r jährige oT daß die Ehefrau, die der Kl. heute als 
tragischen man a werden will, ſich für den durch einen 
älteſten & zum armen Krüppel gewordenen 


agten Shefran vorärlich nicht — wie font — der be- 
R. 1939. 8 orbältniſſe hätte ſchaffen können..“ (R.: 
faſſung das Ane daß „es vom Standpunkte jetziger Auf- 
Hefe gemeſſene geweſen wäre, wenn die ſchuldloſe 
gänzlich enen, Jahren, als der Kl. den Verkehr mit ihr 
RG.: DR 1940 ihrerſeits die Scheidung betrieben hätte“ 
meije gebietet pie 159). Gerade die ſittliche Betrachtungs⸗ 
ebensjahre den einer Mutter, die ſich und ihre beſten 
Sohn hintan 915 Samaritertum für den gemeinſchaftlichen 
auf das a elft hat, den Vorzug zu geben vor den nur 
reits Gänge Ich bedachten „Freiheits“wünſchen des be- 
4 7 Ehemannes. In einem Falle wie dieſem, 
dunftsverſorgun le Rückſicht auf die Unterhalts⸗ und Bu- 
in den ung der Ehefrau eine weit größere Bedeutung 

„ Seßr ganzen ſonſigen Fällen. 
in dieſem i breich ift die Unterſcheidung, die das RG. 
haltsanſpruchls menhang zwiſchen dem Ausmaß des Unter- 
ei geſchied er Ehefrau bei beſtehender Ehe und 
in der Reer Ehe macht, der Hinweis nämlich auf 
8 nicht immer genügend beachteten Ge⸗ 
nterhalt an di der Ehemann bei beſtehender Ehe den 
botdürftigen Un Ehefrau ohne Rückſicht auf ſeine eigenen 
Ab 1 Sah 1 1 gewähren muß, während 8 67 
bun geſchiedene 185 Be Rechtslage ändert und die ſchuld⸗ 
ng des Unterhaltsrichters ansſehl. inn 
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faſſungsn RG. — 8 31 VGV, ſetzt nicht voraus, daß der ver⸗ 
Vertretanat a e Vertreter iin den 5 ſeiner 
ie Fälle An neh gehalten Hat. Die Vorſchrift umfaßt gerade 
dechtsgeſchuſtl enen eine Handlung des Vertreters durch ſeine 

Bein iche Vertretungsmacht nicht gedeckt wird. 
Infolge n chemaligen Amt B. beſtand eine Antsfpaztaffe 
ie Bekl. Re „„ngemeindung des Amtes in die Stadt B. tft 
n Beam nachfalgerin der Amtsſparkaſſe geworden. Zu 
rektor“ der er gehörte der Sparkaſſenhauptrendant Me. „Di- 
ere e war der inzwiſchen verſtorbene Ha., 
augrundſtn er Direktor war J. Me. war Eigentümer eines 
uds in B., das mit 4500 AA Sicherungshypo⸗ 


Rechtſprechung 


theken zugunſten der Amtsſparkaſſe belaſtet war, und einer 
kleinen ländlichen, mit 2000 AM belafteten Beſitzung. Er 
hatte ſchon im Jahre 1924 beabſichtigt, das B.er Grundſtück 
zu bebauen, hatte dieſe Abſicht aber aus Mangel an Mitteln 
fallen laſſen. Im Jahre 1927 nahm er das Vorhaben wie⸗ 
der auf, obwohl er kein anderes Eigenvermögen als jene bei⸗ 
den Grundſtücke beſaß. Er beſchaffte ſich Mittel durch Beleihung 
des Baugrundſtücks, übertrug die Bauleitung dem Architek⸗ 
ten k. und durch dieſen am 1. Aug. 1927 die Ausführung 
des Baues dem Kl. Der Bau wurde fertiggeſtellt, der Koſten⸗ 
anſchlag dabei aber überſchritten. Der Kl. blieb mit einer 
Reſtforderung von 26 000.24 unbefriedigt, das Grundſtück 
kam unter Zwangsverwaltung, Me. trat in den Ruheſtand 
und iſt zur Bezahlung außerſtande. 


Wegen des Schadens, den der Kl. infolge von Zinsver⸗ 
luſt und von Kreditaufnahmen auf mindeſtens 40 000 AM be- 
ziffert, nimmt er die Bekl. als Geſamtrechtsnachfolgerin der 
Amtsſparkaſſe in Anſpruch, weil deren Organe dem Me. bei 
der Finanzierung des Bauvorhabens unredliche Hilfe geleiſtet 
hätten. Das Baugrundſtück wurde nämlich folgendermaßen 
beliehen: Die Amtsſparkaſſe gewährte zunächſt eine Hypothek 
von 46 600 , wovon aber 4500 AM auf die Löſchung der 
ihon beſtehenden Belaſtung verwandt wurden. Die Sied- 
lungsabteilung der Stadt B. gewährte aus Mitteln der Haus⸗ 
zinsſteuer eine Hypothek von 6600 A, die Städtiſche Spar- 
kaſſe in B. ebenfalls eine Hypothek von 6600 AM und ſchließ⸗ 
lich die Amtsſparkaſſe wegen der Überſchreitung des Koſten⸗ 
anſchlags nochmals eine Hypothek von 6600 A. Zur Erlan- 
gung des beſonders vorteilhaften Darlehns aus der Hauszins⸗ 
ſteuer mußte nach den dafür geltenden Richtlinien der An⸗ 
tragſteller außer dem eigenen Grundſtück ein eingezahltes und 
zugunſten der Siedlungsabteilung geſperrtes Eigenkapital von 
mindeſtens 10% der Baukoſten nachweiſen. Da nun Me. kein 
ſolches Eigenkapital beſaß, wurde von der erſten, von der 
Amtsſparkaſſe bewilligten Hypothek ein Betrag von 12 000 AM 
abgezweigt und als Sparkaſſenguthaben des Me. gebucht; das 
darüber ausgeſtellte Sparbuch wurde zugunſten der Siedlungs⸗ 
abteilung geſperrt, und es wurde ihr mitgeteilt, daß ihr das 
Guthaben verpfändet ſei. Der Kl. will ſich zur Übernahme 
der Bauausführung darum entſchloſſen haben, weil öffentliche 
Behörden die Baugelder dargeliehen hätten und er an⸗ 
genommen habe, daß die Finanzierung dabei gewiſſenhaft ge⸗ 
prüft worden ſei; er will ſich auch danach erkundigt haben. 
Mit der Klage hatte er nur einen Teilbetrag ſeines Scha⸗ 
dens von 1500 AM nebſt Zinſen geltend gemacht, erweiterte 
ſeinen Antrag aber im erſten Rechtszuge auf 6100 , nebſt 
Zinſen. 

Die Bekl. beſtritt den Anſpruch nach Grund und Betrag. 
Nach der Beweisaufnahme beſtritt ſie zwar nicht mehr, daß 
der Siedlungsabteilung das Vorhandenſein von Eigenkapi⸗ 
tal des Me. auf die angegebene Weiſe vorgetäuſcht worden 
war. Sie beſtritt aber, daß der Sparkaſſendirektor Ha. bei der 
Täuſchung beteiligt geweſen ſei, ſowie daß der Vorſtand damit 
etwas zu tun gehabt habe, und vertrat die Anſicht, daß weder 
Ha. noch ein anderer der in Betracht kommenden Beamten 
verfaſſungsmäßig berufener Vertreter der Amtsſparkaſſe ge⸗ 
weſen ſei; für die ſorgfältige Auswahl der Beamten trat ſie 
Beweis an. Sie beſtritt ferner, daß die Ausſtellung des Spar⸗ 
buchs für die Entſchließung des Kl. irgendwie urſächlich ge⸗ 
weſen ſei, da er ſich um die Finanzierung des Baues über⸗ 
haupt nicht gekümmert und mit der Ausführung ſchon be⸗ 
gonnen habe, bevor die Hauszinsſteuerhypothek bewilligt wor⸗ 
den ſei. Sie machte weiter geltend, daß die Amtsſparkaſſe 
ſchon durch die erſte Beleihung in Hohe von 50 % ſtatt der 
ſonſt üblichen 40% des Bau- und Bodenwertes, ſodann aber 
durch die Nachbewilligung von 6600 %%% nach Überſchreitung 
des Koſtenanſchlages gezeigt habe, daß ihr alles daran liege, 
die Bezahlung der Bauſchulden zu ermöglichen. Auf dieſe 
Überſchreitung und auf die Sorgloſigkeit des Kl. führte ſie 
ſeinen Schaden zurück. Sie warf ihm auch vor, daß er es an 
genügender Sorgfalt habe fehlen laſſen, um zu ſeinem Gelde 
zu kommen, und erhob die Einrede der Verjährung. 

Das QG. verurteilte die Bekl. nach dem erweiterten 
Klageantrage. Das OLG. wies ihre Berufung zurück. 

Die Rev. war erfolglos. 

Nach den Feſtſtellungen des BG. fällt dem Vorſtand der 
Amtsſparkaſſe ſelbſt kein Verſtoß gegen die guten Sttten zur 
Laſt. Der ſatzungsmäßig aus 8 Mitgliedern beſtehende Vor⸗ 
ſtand hat ſich darauf beſchränkt, Ba das Bauvorhaben eine 
Hypothek in Höhe von 50% des Bau- und Bodenwertes an 
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Stelle der ſonſt üblichen 40% und noch vor der Eintragung 
dieſer Hypothek die Löſchung der Sicherungshypotheken von 
4500 AM zu bewilligen, beides wahrſcheinlich aus Entgegen- 
kommen gegen Me., aber ohne nachweisliche Kenntnis von 
deſſen Vermögenslage und deſſen Abſicht, von der Siedlungs⸗ 
abteilung eine Hauszinsſteuerhypothek zu erhalten. Dagegen 
nimmt das BG. ein Zuwiderhandeln gegen die guten Sitten 
bei dem Sparkaſſendirektor Ha. und bei deſſen Vertreter J., 
namentlich bei Ha., an. Dieſem war, wie das BG. feſtſtellt, 
die Vermögenslage des Me. bekannt, und mit Hals Einver⸗ 
ſtändnis iſt der Plan erdacht und ausgeführt worden, jenem 
zur Erlangung einer Hauszinsſteuerhypothek dadurch behilflich 
zu ſein, daß der Siedlungsabteilung durch Anlegung eines 
Sparbuchs das Vorhandenſein von Eigenkapital des Me. vor- 
getäuſcht wurde. Zwar nimmt das BG. nicht an, daß die 
vollendete Täuſchung der Siedlungsabteilung für den 
Schaden des Kl. urſächlich geweſen ſei, und zwar ſchon darum 
nicht, weil von dieſer die Hypothek erſt bewilligt worden ſei, 
als der Kl. den Bauauftrag ſchon längſt angenommen und 
mit den Bauarbeiten begonnen habe, von ihm auch nicht be⸗ 
wieſen ſei, daß er ſich vorher bei der Siedlungsabteilung nach 
der Finanzierung des Baues erkundigt habe. Dagegen findet 
das BG. die Urſache für den Schaden des Kl. darin, daß 
Me. durch die ihm von Ha. gemachte Zuſage, ihn auf die 
angegebene Weiſe zu unterſtützen, zu dem Bauvorhaben, das 
er ſonſt wie das im Jahre 1924 vorangegangene hätte fallen 
laſſen müſſen, ermutigt und endgültig beſtimmt worden fei. 
Dabei find Ha. und J., wie das BG. weiter feſtſtellt, ſich 
darüber klar geweſen, daß ſelbſt bei Bewilligung einer Haus⸗ 
zinsſteuerhypothek in der erhofften Höhe von 13 200 AM die 
Darlehnsmittel nicht ausreichen konnten, die Baukoſten zu 
decken, ſondern daß ein erheblicher Betrag — das BG. be⸗ 
rechnet ihn auf 15 000 AM — übrigbleiben mußte, zu deſſen 
Deckung es an eigenen Mitteln des Me. und ſonſtigen Mit⸗ 
teln fehlte. Hieraus entnimmt das BG., Ha. habe die Mög⸗ 
lichkeit, daß der Bauausführende Schaden leiden könne, auf 
ſich beruhen laſſen. Es ſieht in Ha. einen verfaſſungsmäßig 
berufenen beſonderen Vertreter der Amtsſparkaſſe i. S. des 
§.30 BGB., weil er nach § 10 der Satzung die Kaſſengeſchäfte, 
die Buch⸗ und Rechnungsführung zu beſorgen gehabt habe, 
und macht für ſeine Verfehlung die Bekl. als Rechtsnachfol⸗ 
gerin der Amtsſparkaſſe nach $31 BGB. haftbar. Die Çin- 
rede der Verjährung weiſt es zurück, weil der Kl. erſt durch 
die Beweisaufnahme in dieſem Rechtsſtreit Kenntnis von dem 
Hergange und der von Ha. und J. dabei geſpielten Rolle 
erhalten, vorher nur Verdacht gehabt habe. Es hält ſeinen 
Schadenserſatzanſpruch aber nur infoweit für begründet, als 
Ha. und J. feinen Schaden hätten vorausſehen können, und 
beſtimmt dieſe Grenze unter Zugrundelegung eines Eigenkapi⸗ 
tals von 6544 AM, das gefehlt habe, und der Vorbelaſtung 
von 4500 AM, die erft habe beſeitigt werden müſſen, auf 
11044 AN. Die Überſchreitung des Koſtenanſchlages ſcheidet 
es aus und läßt andererſeits die wegen dieſer Überſchreitung 
bewilligte Nachbeleihung von 6600 AM außer Betracht. Eine 
Verteilung des Schadens nach § 254 BGB. lehnt das BG. 
ab, weil der Kl. weder bei der Entſtehung noch bei der ver⸗ 
ſuchten Abwendung oder Minderung des Schadens grob fahr⸗ 
läſſig gehandelt habe. Da der Antrag des Kl. ſich noch unter 
dem Betrage von 11044 %%% hält, jo ſpricht es ihm den 
verlangten Betrag zu. 

Was die Rev. hiergegen anführt, kann ihr nicht zum 
Erfolge verhelfen. 

In erſter Linie beanſtandet ſie, daß das BG. in Ha. 
einen verfaſſungsmäßig berufenen Vertreter i. S. des 830 
BGY. geſehen hat. Sie will ihn nur als einen „zu einer 
Verrichtung Beſtellten“ (8831 BGB.) gelten laſſen. Allein 
der Anſicht des BG. iſt beizutreten. 


Der aus 8 Mitgliedern beſtehende Vorſtand, der nicht 
ſtändig zuſammenblieb, ſondern ſich nach SA der Satzung 
monatlich mindeſtens einmal verſammelte, war zwar das 
allgemeine Willensorgan der Amtsſparkaſſe. Er vertrat ſie ge⸗ 
richtlich und außergerichtlich (8 3) und verpflichtete fie durch 
Urkunden in beſtimmter Form (§7). Aber er war nach der 
Art ſeiner Zuſammenſetzung ungeeignet, alle vorkommen⸗ 
den Geſchäfte zu beſorgen. Darum beſtimmte § 5, daß er die 
Geſchäfte ſoweit zu beſorgen habe, als ſie nicht „Beamten“ 
der Sparkaſſe übertragen ſeien. Dieſe Übertragung erſtreckte 
ſich nach § 10 auf die Kaſſengeſchäfte, die Buch⸗ und Rech⸗ 
nungsführung, kurz auf die Geſchäfte der laufenden Verwal⸗ 
tung (RGZ. 104, 205). Sie waren von einem Rendanten, 
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einem Gegenbuchführer und einem Kaſſierer zu beſorg 
waren zu der hier in Betracht kommenden Zeit mehre. ob 
danten angeftellt, und der leitende war der „Sparkasse, 
tor“ Ha., fein Vertreter war J. Dieſe Beamten ware Ver; 
§ 10 der Satzung verfaſſungsmäßig berufene beſond . Bor 
treter (§ 30 BGB.) für die laufenden Geſchäfte, die D einer 
ſtand nicht ſelbſt beſorgen konnte, für die es jedoch abi 2 
ausreichenden Organiſation an einem verfaſſungsmaß gr- 
rufenen Vertreter nicht fehlen durfte. Zu den laufende chern, 
kaſſengeſchäften gehört aber die Ausſtellung von Spar nad“ 
ein alltäglicher Vorgang. Hierfür war alfo Ha. verfall gl. 
mäßig berufener beſonderer Vertreter der Amteſparke n Ver⸗ 
§. 15 der Satzung); in Ausführung dieſer ihm zuſtehend de. an- 
richtung hat er die Ausſtellung des Sparbuchs für bei feint 
geordnet und ihm ſchon vorher zugeſagt. Ob er 175 eine 
Befugniſſe überſchritten hat, da Me. auf das Sparbu BGB. 
Einzahlung leiſtete, iſt für die Anwendung des a 
unerheblich. Denn 831 BGB. fest nicht voraus, daß n feiner 
faſſungsmäßig berufene Vertreter fih in den Grenzen nad 
Vertretungsmacht gehalten hat, wie denn von einer ndlung 
tigten Vertretung bei Vornahme einer unerlaubten Fa god. 
nicht wohl die Rede fein kann (RGRKomm. 8 . denen 
Anm. 2). Die Vorſchrift umfaßt gerade die Fälle, ſchäſtlich 
eine Handlung des Vertreters durch ſeine rechtsge g — 
Vertretungsmacht nicht gedeckt wird (JW. 1917, 595, giv- 
Soweit hiermit von der Entſcheidung des ehemaligen wird, 
Sen. v. 2. Febr. 1931 (RG. 131, 239 [247]) abgewich nl, I, 
bedarf es nach Art. 2 des Gef. v. 28. Juni 1935 6 m gm 
844) keiner Anrufung des Großen Senats; nach de 

krafttreten dieſes Geſetzes ift jene Anſicht des ehe, 
8. ZivSen. in der Rſpr. des RNG., ſoweit erſichtlich, 


mehr hervorgetreten. a3 
Ebenſowenig begründet ift die Rüge der Rev., bo annt 
BG. die Grundſätze über den Kauſalzuſammenhang irite 


2 
ſo T 


dennoch feſtſtellen, daß die vorangegangene Zuſage 
Ha., bei der Täuſchung mitzuwirken, den Schaden 
habe. Das war keineswegs, wie die Rev. meint, ein Me. de 
elbe. Dieſe Aufage hat, wie das BG. feititellt, 

ſtimmt, ſein Bauvorhaben auszuführen und den acht nur 
mit dem Kl. zu deſſen Schaden zu ſchließen. Das i her 
nach der Ausdrucksweiſe der Rev. ein Kauſalzuſen e allat” 
„im rein mechaniſtiſchen Sinne“, ſondern ein mit ater Zu⸗ 
meinen Erfahrung durchaus übereinſtimmender, adäqu 
ſammenhang im Rechtsſinne. 

Auch die Verjährungseinrede hat das BG. ! 8 
chender Begründung zurückgewieſen. Welche Bein iſt erſt 
mit der Anlegung des Sparbuchs für Me gehabt an en 
durch die Beweisaufnahme in dieſem Rechtsſtreit, das pË 
durch die Ausſage des J., aufgeklärt worden. Wenn cht, aber 
angenommen hat, der Kl. habe bis dahin zwar Ver ze. keine 
keine Kenntnis des wirklichen Hergangs gehabt, nma uf 
Kenntnis davon, welche Rolle ein verfaſſungsmäßig nheit 9% 
Vertreter in der Perſon des Ha. in dieſer Angelege 
ſpielt hat, ſo liegt darin kein Rechtsirrtum. í für die 

Worin der Schaden des Kl. beſteht, ſoweit Ural zur 
Bekl. nach § 31 BGB. zu haften hat, ergibt das " zu das 
Genüge. Für die Überſchreitung des Koſtenanſchlage . dafür, 
VO. die Bekl. nicht verantwortlich gemacht, wohl abe pon 
daß Ha. ein Bauunternehmen gefördert hat, für 
vornherein die vorhandenen Mittel nicht ausreichten. 8254 

Endlich ift eine Verteilung des Schadens nach eehnt 
BGB. vom BG. mit ausreichender Begründung a bei der 
worden. Soweit die Rev. ein Mitverſchulden des rückſchtig 
Entſtehung feines Schadens ($ 254 Abſ. 1 BGB.) i daß die 
wiſſen will, geht fie von der irrigen Anficht au hafte: 
Bekl. nur nach § 831 BGB., nicht nach 9 31 BOB. KL B, 
Anwendung des § 31 BGB. ſteht aber die Anſicht Schädi 


ei⸗ 


dings bei der Frage, was der Kl. zur Abwendung che 5 Ob 
derung des Schadens tun mußte (8254 Abſ. 2 üückſichtigen 
hierbei nur grobe Fahrläſſigkeit des Kl. zu einfache RÖ. 
wäre, wie das BG. annimmt, und nicht auch melt bleiben. 
d. a. O.), kann indeſſen in dieſem Fall dapingefte” Kl. aus“ 
Denn die Feſtſtellungen des BG. ergeben, daß de 
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veichende, aber 


Me, vergebliche 


Befrich; 3 Verſuche unternommen hat, von 
icht de ung zu erlangen. Danach trifft ihn l 


RS, VI. get einfacher Fahrläfſigteit 
Aid Sen., U. v. 6. Dez. 1939, VI 104/39.) [He. 
15. RG. = 
n. F. . — 89 215, 276 BGB.; § 32 NAD. (8 37 RRAO. 
1. Erken 
Prozeß, daß nt der Rechtsanwalt in einem von ihm geführten 
Partei gegen ihn ſechriffsanſpruch der von ihm vertretenen 
Erhaltung und Si in Frage kommt, ſo hat er für die 
ein, wie wenn pa erung dieſes Anſpruchs ebenſo beſorgt zu 
würde. zich der Anſpruch gegen einen Dritten richten 
2. Hält ei 
terbrechung 8 Beech sanwalt ſeinen Gläubiger von der Un⸗ 
Verletzung des Anda! hrung eines Rückgriffsanſpruchs unter 
ger nicht nur ein galtverttages ab, ſo erwächſt dem Gläubi⸗ 
deln, Gegeneinwand gegen die Verjährungsein⸗ 
Der Rügener hinaus ein Recht auf Schadloshaltung. 
Bell, ihren fenlfksanſpruch der klagenden OHG. gegen den 
Bekl. egen ſchultren Anwalt, beruht darauf, daß ihr der 
id h icio deter Verletzung ſeiner Anwaltspflichten 
rung erhoben, R ift. Der Bekl. hat die Einrede der Ber- 
fünfjährige Meran tide Parteien gehen davon aus, daß die 
bei Eintritt der kbrungszeit des 32a NAD. ($37 n. F) 
ber darüber aß dhangigkeit bereits verſtrichen war, ſtrei⸗ 
beſonderer Ar dem Bekl. die Berufung hierauf infolge 
prozeſſe darum geb verwehrt ift, da er unſtreitig im Bor- 
ihn bis zur Enſſcheidn hatte, von einer Streitverkündung an 
Das BG b eidung jenes Prozeſſes abzujehen. 
rend des Borse E den Umſtand, daß der Bekl. die Kl. wäh- 
eines Rückgriffe . veranlaßt hatte, von Maßnahmen wegen 
ſichtspunkt der ar sen ihn abzuſehen, nur unter dem Ge- 
an ſich folgerichtiagebehinderung gewürdigt und inſoweit — 
i 3 55 auf den Zeitpunkt des Wegfallens der 
ob der Bekl. fing 8 geſtellt. Daneben ſtand jedoch die Frage, 
ſchadenerſages rüber hinaus aus dem Geſichtspunkt des 
eine Streitverkündur ſo ſtellen laſſen muß, als wäre damals 
brgenommen on an ihn mit der Folge des § 215 BGB. 
die Pflicht auf, eee Der Anwaltsvertrag legte dem Bekl. 
retenen Kl. he der von ihm im Vorprozeſſe ver⸗ 
` ein Rück 1 en Richtungen hin zu wahren. Erkannte 
Ham, ſo hatte > ffsanſpruch der Kl. gegen ihn in Betracht 
Anſpruchs ebenſe nt die Erhaltung und Sicherung dieſes 
! Dritten ern zu fein, wie wenn fich der Anſpruch 
wäre die Streiten gerichtet haben würde. Als Mittel hierzu 
und zwar nach eerkündung an ihn zu veranlaſſen geweſen, 
Anſpruch im 1 7 doppelten Richtung hin, einmal um den 
Kl. auf ihn e Notwendigkeit des Zurückgreifens der 
dann um 15155 n Einwendungen aus 868 BPO. zu ſichern, 
RAD, (537 mogliche Verjährung des Anſpruchs nach 8 32 a 
danach und p Oy zu verhüten. Handelte der Bekl. nicht 
Verkündung an aße er die Kl. fogar, von einer Streit⸗ 
wegen feines Re e Abſtand zu nehmen, dann muß er ſich 
loshaltung der erſchuldens unter dem Geſichtspunkt der Schad⸗ 
treitverkün dan el, n allem jo ſtellen laſſen, als ob die 
in weſentlicher der ihn erfolgt wäre. Inſoweit beſteht eben 
ner feinen Gläubladerſchied dazwischen, ob irgendein Schuld⸗ 
Verjährun — dapon zurückhält, die gegen den Ablauf 
den, woraus md eplid) gegebenen Schutzmittel anzuwen⸗ 
derung ein Gegen Gläubiger für die Dauer dieſer Behin⸗ 
pah 0 Heneinivand gegen die Verjährungseinrede er- 
etzung leine elbe durch einen Rechtsanwalt in Ver⸗ 
entſtandenen üer peagspflicht hinſichtlich eines gegen ihn 
von ihm 14 0 griffsanſpruchs geſchieht, wodurch für die 
AUS ein Recht Partei über den oben genannten Einwand 
nsgeſetzt aljo 15 auf Schadloshaltung begründet wird. Vor⸗ 
unterlaſſen , aB die Kl. nicht etwa bewußt die mit dem 
N auf genomme⸗ Streitverkündung verbundenen Nachteile in 
a, als wenn n haben ſollte, muß der Bekl. jo geſtellt wer- 
S215 BG 5 ihm die Einrede der Verjährung in dem durch 
QG., II. deſtimmten Umfange entzogen wäre. 
. Zw Sen., U. v. 24. Nov. 1939, III 196/38.) N. 
* 


Io 
* 


16, $ Í 
nach 88 1 NG. — $ 254 BGB. Wenn eine Schadens verteilung 


17, i 
genommen e Kraftfcß. oder nach § 254 BGB. vor- 


note des S d dabei der einen Seite eine beſtimmte 
anderen = ê auferlegt wird, jo können, wenn auf ber 
Ne mehrere beteiligt find, die Anteile, zu denen 
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jeder dieſer Beteiligten für den Schaden haftet, verſchieden 
groß ſein, z. B. wenn das Maß ihres Verſchuldens ein verſchie⸗ 
denes ijt (vgl. RGurt. v. 14. Okt. 1909, VI 108/09: Gruch Beitr. 
54, 416); dem Gegner gegenüber haftet in einem ſolchen Falle 
jeder von ihnen für den Schadensteil, der nach Abzug der den 
Gegner belaſtenden Quote dieſem gegenüber dann noch ver⸗ 
bleibt. Muß z. B. ein Kraftfahrer wegen eigenen Verſchuldens 
oder aus anderen Gründen gegenüber dem gegneriſchen Hal⸗ 
ter ½, gegenüber dem gegneriſchen Fahrer / des Schadens 
ſelbſt tragen, jo müſſen ihm gegen den Halter /, gegen den 
Fahrer ¼ zugeſprochen werden. Soweit die Verpflichtungen 
diefer beiden ſich decken, hier alfo in Höhe von /, haften fie 
dem Gegner als Geſamtſchuldner. 

(RE., VI. Ziv Sen., U. v. 15. Nov. 1939, VI 61/39.) 

* 


17. KG. — 88 276, 823 ff., 846, 254 BOB. Haftung des 
Kraftfahrzeughalters bei Gefälligkeitsfahrt und Mitverſchul⸗ 
den des hierbei getöteten Fahrgaſtes. 

Dafür, daß der Ehemann der Kl. auf jede Haftung 
des D. aus Verſchulden gelegentlich der Nachtfahrt dieſem 
gegenüber, ſei es ausdrücklich, ſei es ſtillſchweigend, aber 
durch dieſes deutlich zum Ausdruck bringende Handlungen 
verzichtet habe, fehlt jeder ausreichende Anhaltspunkt. Das 
gleiche gilt nach der tatſächlichen Überzeugung des Senats 
gegenüber der Annahme einer etwaigen Einwilligung des 
Ehemannes der Kl. in eine möglicherweiſe bei dieſer Nacht⸗ 
fahrt eintretende Verletzung oder gar Tötung, wodurch die 
Rechtswidrigkeit des fahrläſſigen Handelns des D. beſeitigt 
wäre (vgl. hierzu RGZ. 141, 263 ff.). Es fehlt hier an 
jedem ausreichenden tatſächlichen Anlaß zur Annahme 
eines derartigen Rechtsgedankens. 

Der beſonders im Schrifttum (vgl. nur z. B. Meeske: 
Da. 1936, 358 ff. und Meier⸗Gülde: DR. 1939, 1417 ff.), 
aber auch in der Rſpr. immer wieder geſuchte Ausgleich 
gegenüber einer zu ſtrengen und zu weitgehenden Haftung 
des Kraftwagenhalters bei den ſog. Gefälligkeitsfahrten 
findet — mangels ausdrücklicher anderweiter geſetzlicher 
Regelung — die geſetzliche Grundlage — bei den tatſäch⸗ 
lichen Gegebenheiten wie im vorl. Falle — im weſentlichen 
lediglich in dem im $ 254 BGB. zum Ausdruck gebrachten 
Rechtsgedanken, der im § 846 BGB. auch ausdrücklich für 
die hier in Betracht kommenden Klageanſprüche aus § 844 
BGB. für anwendbar erklärt iſt. 

Hierbei müſſen die jeweiligen Umſtände des einzelnen 
Falles unterſucht und i. S. des § 254 BGB. gewertet wer- 
den. Bei der nicht geringen Zahl von täglichen Kraftfahr⸗ 
zeugunfällen, von denen jeder weiß, hört, lieſt und ſpricht, 
kann ſich heute keiner mehr darauf berufen, daß er ſich 
unter allen Umſtänden einem Kraftwagenfahrer blindlings 
und im Vertrauen auf deſſen Fahrkunſt ohne weiteres an⸗ 
vertraut und hieran auch während der Fahrt einfach feſt⸗ 
gehalten habe. Es iſt nicht zu verkennen, daß hierin eine 
grobe Fahrläſſigkeit unter Umſtänden liegen kann, z. B. in 
dem öfter erörterten Falle, daß der Kraftwagenführer be⸗ 
trunken iſt. Hier muß aber nach der Überzeugung des 
Senats der Rechtsentwicklung in erweitertem Umfange ge⸗ 
dient werden. Denn im vorl. Falle kann kein begründeter 
Zweifel daran beſtehen, daß der Ehemann der Kl. ebenfalls 
eine nicht wegdenkbare Urſache zu dem Unfall dadurch ge⸗ 
ſetzt hat, daß er leichtſinnig und gleichgültig an dieſer 
nächtlichen Fahrt teilgenommen hat. D. war beiden Fahr⸗ 
gäſten bekannt. Beide wußten, daß D. als Geſchäftsführer 
bzw. Direktor eines Fabrikbetriebes tagsüber beſchäftigt 
war. Beiden war bekannt, daß D. ein ſchon älterer Mann. 
(46 Jahre) war. Auf der anderen Seite ſtand auch der Ehe⸗ 
mann der Kl. ſchon im vorgeſchrittenen Alter und ebenfalls 
als Gaſtwirt mitten im Leben. Auch er konnte und mußte 
daher eine gegebene Sachlage, wie die vorliegende, iber- 
blicken und werten. Dann aber mußte er ſich ſagen, daß 
bei einer derartigen nächtlichen Fahrt D. ermüdet und 
ſchlafbedürftig war. D. hat ferner, wie der Zeuge M. be⸗ 
merkt und ausdrücklich bekundet hat, den Weg nicht gekannt; 
D. hat ſich zunächſt einmal verfahren und kurz vor dem 
Unfall — in K. — noch nach dem Weg fragen müſſen. Die 
Fahrt fand nicht etwa auf einer Reichsautobahn ſtatt, ſon⸗ 
dern auf gewöhnlicher märkiſcher Landſtraße, auf denen 
immer noch zahlreiche und ſcharfe, unerwartet gelegene 
Kurven ſich befinden, wie jedem im Leben Stehenden bekannt 
iſt und bekannt ſein muß. Zur Zeit der Fahrt und des 
Unfalls war es Nacht und dunkel. Der Zeuge M. hat glaub⸗ 


be. 
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haft bekundet, daß D. gleichwohl fortgeſetzt 60 stkm und 
kurz vor dem Unfall wohl noch etwas ſchneller gefahren ſei. 
Daß das in einer derartigen Situation auf ſeiten des D. 
ein Leichtſinn war, bedarf keiner Erörterung. Ein Leichtſinn 
liegt aber auch auf ſeiten des Ehemannes der Kl. vor. 
Wenn er nicht ſchon von vornherein auf die nächtliche Fahrt 
verzichtete, ſo wäre es ſeine Pflicht, vor und während der 
Fahrt, bei den oben hervorgehobenen Umſtänden geweſen, 
D. ausdrücklich zu bitten und zu veranlaſſen, beſonders 
vorſichtig und langſam zu fahren. Da ſie Bekannte waren, 
lag das beſonders nahe. Der Senat iſt tatſächlich davon 
überzeugt, daß auf wirklich vernünftige und ernſte Vorſtel⸗ 
lungen hin D. vorſichtiger und aufmerkſamer gefahren und 
ſo der Unfall mit an Gewißheit grenzender Wahrſcheinlichkeit 
vermieden worden wäre. Iſt ſchon der Kraftfahrer nicht 
vernünftig und ſo ſorgfältig, wie das Geſetz das vorſchreibt 
(1 RStraßVerko.), jo darf unter Umſtänden wie vor- 
liegend, jedenfalls der Mitfahrer, der erkenntlich ſich eben⸗ 
falls in einer nicht ungefährlichen Situation befindet, den 
Dingen nicht einfach ihren Lauf laſſen, ſondern er muß 
ſeinerſeits das in ſeiner Macht Liegende tun, um eine nicht 
nötige Gefährdung zu vermeiden und möglichſt auszu⸗ 
ſchließen. Der Senat iſt davon überzeugt, daß der Ehemann 
der Kl. im vorl. Falle hierzu durchaus in der Lage war. 
Er hätte ſich ſagen müſſen, daß unter den gegebenen Um⸗ 
ſtänden D. in der ſicheren Führung ſeines Wagens keines⸗ 
wegs mehr unbeeinträchtigt war, und er hätte daher ſeiner⸗ 
ſeits mit dazu beitragen müſſen, daß die dadurch beſtehende 
Gefahr für ſie alle möglichſt und dauernd während der 
ganzen Fahrt zumindeſt erheblich herabgeſetzt, wenn nicht 
beſeitigt wurde. Das iſt nicht geſchehen. Der Zeuge M. hat 
nichts Derartiges bekunden können. Es fehlt jeder aus⸗ 
reichende tatſächliche Anhaltspunkt dafür, daß der Ehemann 
der Kl. nicht etwa auch den Dingen ihren Lauf gelaſſen und 
in der unverkennbaren Gefahr untätig verharrt hat. Damit 
ift fein urſächliches Mitverſchulden an dem Unfall (88 846, 
254 BGB.) feſtzuſtellen. 

Der Umſtand, daß D. nach dem ärztlichen Befund leicht 
unter Alkoholwirkung (1,08 pro Mille) geſtanden hat, läßt 
mangels anderweit ausreichender Anhaltspunkte nicht auf 
eine Trunkenheit des D. ſchließen, die urſächlich für den 
Unfall geweſen iſt, und läßt damit auch nicht die Feſtſtellung 
zu, daß die beiden M. hätten erkennen müſſen, daß auch 
aus dieſem Grunde D. in der ſicheren Führung ſeines 
Wagens beeinträchtigt geweſen iſt. Dieſer Umſtand kann da⸗ 
her bei Beurteilung der Sach- und Rechtslage mangels 
Beweiſes nicht ausſchlagsgebend ins Gewicht fallen. 

(KG., Urt. v. 17. Aug. 1939, 19 U 1763/39.) 
* 


18. RG. — §$ 376, 377 BGB. Das Recht zur Rücknahme 
der hinterlegten Sache iſt ſeinem Weſen nach ein Geſtaltungs⸗ 
recht, durch deſſen Ausübung das durch die Hinterlegung be⸗ 
gründete Recht des Gläubigers aufgehoben und der eigene An⸗ 
ſpruch des hinterlegenden Schuldners auf Herausgabe der hin⸗ 
terlegten Sache gegen die Hinterlegungsſtelle zur Entſtehung 
gebracht wird. Nur dieſes Geſtaltungsrecht ift nach 8 377 Abſ. 1 
der Pfändung nicht unterworfen, nicht der durch ſeine Aus⸗ 
übung erwachſene Herausgabeanſpruch gegen die Hinter⸗ 
legungsſtelle. 

Nach 8 377 BGB. ift das Recht des Schuldners, die 
hinterlegte Sache zurückzunehmen (Recht zur Rücknahme) 
der Pfändung nicht unterworfen. Ob durch dieſes Pfän⸗ 
dungsverbot auch die Abtretung des genannten Rechtes 
wegen $ 400 BGB. ausgeſchloſſen wird, ift in der Rechts- 
lehre umſtritten (f. dazu Staudinger, Bem. I 2 zu 
§ 377). Einer Stellungnahme zu dieſer Streitfrage bedarf 
es indeſſen nicht. Das Recht zur Rücknahme i. S. der 
Ss 376, 377 BGB. ift nach zutreffender und in der Rechts⸗ 
lehre nahezu einhellig vertretener Auffaſſung (Beer, „Die 
Hinterlegung“ S. 64 ff.; Staudinger, Bem. 11 zu § 376; 
Enneccerus I, 2 8 290 I, 4; Planck, Bem. I zu § 376; 
Oertmann, Bem. I 2 zu 8 376; Hellwig, „Verträge 
auf Leiſtung an Dritte“ S. 447) mit dem Anſpruch des 
hinterlegenden Schuldners auf Rückgabe der hinterlegten 
Sache gegen die Hinterlegungsſtelle nicht weſensgleich. Seine 
Ausübung iſt die Vorausſetzung für die Entſtehung dieſes 
Anſpruchs. Die Hinterlegung iſt ihrem Weſen nach ein Ver⸗ 
trag zugunſten Dritter. Wie in dieſem Vertrage die Be⸗ 
fugnis vorbehalten werden kann, das Recht des Dritten 
ohne deſſen Zuſtimmung aufzuheben (§ 328 Abſ. 2 BGB.), 


„ larlegte 
ſo kann bei der Hinterlegung der Hinterleger die ee al 
Sache zurücknehmen und damit das Recht des Gäu ee au 
Leiſtung an ihn in Fortfall und den eigenen An egung 
Herausgabe gegen die Hinterlegungsſtelle zur Pi ; 
bringen. Das Rücknahmerecht ift alfo in Wirklich begrün, 
Recht zum Widerruf des durch die Hinterlegung bes ſcht 
deten Rechts des Gläubigers. Dieſes Geſtaltungs rech, aus. 
der durch ſeine Ausübung erzeugte Auſpruch auf ajte 
gabe der hinterlegten Sache gegen die Hinterlegung. Die 
ift Gegenſtand des Pfändungsverbots des § 377 FT bung 
Verfügung über den Herausgabeanſpruch nach u Be⸗ 
des Rücknahmerechts unterliegt alfo keiner geſetzlich 
ſchränkung. Le. 
(RG., VII. Ziv Sen., U. v. 5. Jan. 1940, VII 90/39.) l 


EJ 


19. RG. — §839 BGB.; Art. 131 Weim Verf. 


1. Die Haftungsvorſchrift des Art. 131 Weim Be 
ſtreckt fih ſchlechthin auch auf alle Pflichtverletzunge 
Soldaten, die zur Erfüllung ihrer Wehrpflicht im 
dienen. die 
2. Verletzen Soldaten Dritte bei einer Handlung, mili⸗ 
auf dienſtlichen Befehl zur Erhaltung und Förderung D en, ſo 
täriſchen Verwendungsfähigkeit der Truppe dane erade 
liegt eine Amtspflichtverletzung vor, es ſei denn, 
die den Schaden verurſachende Art der Ausführung a 


c. cE 


von 
"geert 


lich anbefohlen worden iſt. F) beklagte 
Es handelt ſich um die Frage, inwieweit Da aten in 
Deutſche Reich für einen Schaden haftet, den So gerichtet 


Ausübung eines dienſtlichen Befehls fahrläſſig an 
haben. Das RG. hat hierzu ausgeführt: ngsvor- 

Die Rev. erhebt Bedenken dagegen, die Haftu en von 
ſchrift des Art. 131 Weim Verf. auf Pflichtverletzung . zur 
ſolchen Wehrmachtsangehörigen zu erſtrecken, die Ine als 
Erfüllung ihrer Wehrpflicht im Heere dienen, ohne gub- 
Offiziere oder Unteroffiziere, wenn auch nur des Baehmen. 
tenſtandes, eine beamtenähnliche Stellung eingang, an 
Die Bedenken ſind unbegründet. Vorgeſettenſtellung⸗ not 
welche die Rev. Gewicht legt, bildet überhaupt tei 


o f 
RHaftG. v. 22. Mai 1910 (RGGBl. S. 798), das, 1 ein⸗ 
die allgemeine Haftungsvorſchrift der meim eſſinem 8 
n 2 


i 3 N i 
des damaligen Kgl. Bayeriſchen Nontingente, Piha ber 


ehemaligen Heeres betroffen, jedoch den im übri baten” 
Einſchränkung gezogenen Kreis der Perſonen des Rev. 
ſtandes nicht berührt. Ihre Bedenken vermag die 
nicht durch die weitere Erwägung zu ſtützen, ng 
annimmt, die Abſicht des NHaft®. nur dahin gebaber Be 
die im 8 839 BGB. ausgeſprochene Haftbarkeit í dahin, 
amten auf das Reich zu übertragen, nicht aber auch 
den Kreis der Perſonen, für deren in Ausübung fe un“ 
trauter öffentlicher Gewalt begangene Amtspfliche troffenen 
gen das Reich haften ſolle, über die vom $ 839 b zutrifft 
Beamten hinaus zu erweitern. Ob die Annahme ad 
braucht nicht unterfucht zu werden. Selbſt WE í 


wollen, fo läßt doch die allgemeine Aunliche 
ſetzes keinen Zweifel, daß dieſer Begriff ſämtli die Rev. 
machtsangehörige ausnahmslos mit umfaßt. uch Hrunſter⸗ 
hat zugeben müſſen, daß, nachdem der Abgeordnete u Mai 
mann bei Beginn der Beratung des Geſetzes oner 
1929 die unterſchiedsloſe Einbeziehung aller Persone der 
Soldatenſtandes als ſeine Auffaſſung von der rlode d 
Geſetzesvorlage erklärt hatte (j. 12. Legislaturse au 
RT. Sten Ber. S. 8317 Sp. 2), im weiteren, Ve mehr er 
Reichstagsverhandlungen ein Zweifel daran nicht dez MOA 
äußert worden ift. So ift denn auch in der Rſpr. 8. 104 
niemals ein derartiger Zweifel laut geworden 94 237 
286; 105, 230 u. 338; 107, 270; 108, 387; 134, 


10. J 
Jahrgang 1940 Heft 11/12] 
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1932, 1736 u; ng; a 
er m Anm). Sup dis; „ 


daten dete opne I, 443) beſtätigt, welches von Sol- 
Ac l. T og)" $ 21 Abſ. 2 Wehrch. v. 21. Mai 1935 


ziere, 3) die im aktiven Wehrdienſt ſtehenden Offi⸗ 
nach besten a islere und Mannfchaften, 5 9 90 ei, 
W Abf. 1 Nr. 1 auch und in erſter Linie die 


ehrpflichtigen az 
pflicht. ichtigen während der Erfüllung der aktiven Dienſt⸗ 


Rechtli * 
V., dag uch bedenkenfrei ift weiter die Feſtſtellung des 
anvertrauter zef elligten drei Soldaten in Ausübung 
einem bien Alentlicher Gewalt befunden haben. Sie kamen 
Öffentlicher air Befehl nah und führten eine Handlung 
t erge aus. Das von ihnen aus dem Magazin 
angenommen gefahrene Stroh diente, wie ohne weiteres 
edürfniſſe der den darf, zur Befriedigung notwendiger 
ung oder gör Wehrmacht und war inſofern zur Erhal⸗ 
leit der groo etung der militäriſchen Verwendungsfähig⸗ 
Verlegt.ezerforderlich (RG. 108, 387, 388). 
ohne e bei Ausführung ihres Auftrages, ſelbſt 
Schutzvorſchriftens beſonderer geſetzlicher oder dienſtlicher 
en, RUE im Rahmen der allgemeinen Be- 
tum eines . 823 BGB. Körper, Geſundheit oder Eigen⸗ 
begingen 1 ven Teilnehmers am Straßenverkehr, fo 
über ohni eine ihnen den Verkehrsteilnehmern gegen- 
nicht, wie die , Amtspflichtverletzung. Sie werden daher 
urch enlſchuldigt i anzunehmen ſcheint, ohne weiteres da⸗ 
k; Eine 8, bah fie auf dienſtlichen Befehl gehandelt 
infolge eh aen zur Laft fallende Amtspflichtverletzung 
handlung 1. Ausführung der aufgetragenen Dienſt⸗ 
diej Art der De nur dann nicht vorliegen, wenn gerade 
ausführung ihnen ausdrücklich anbefohlen ge- 
Art der ar. eboch, wie im vorl. Falle, keine beſondere 
Dienſthandl führung anbefohlen worden, ſo müßte die 
rte. 8 ſo ausgeführt werden, wie es der Verkehr 


NG, a 
IM. ZioSen, U. v. 8. Dez. 1939, III 51/39.) [N.] 


An $ 
Reichweite lung 1, Zutreffend umſchreibt die Entsch. die 
werden die m Pat. v. 22. Mai 1910. Hier (8 1 Abſ. 3) 
ohne Unteren, erſonen des Soldatenſtands“ ſämtlich und 
für die a den „Reichsbeamten i. S. dieſes Geſetzes“ 
ſicht auf dau Haftung ausdrücklich gleichgeſtellt ohne Rück⸗ 
gehöri r Dienſtrang oder den Rechtsgrund ihrer Zu⸗ 
3 aum, Soldatenſtande (Berufsſoldaten oder bloße 

ußt bead , „Es handelt fih alfo gerade um eine 
troffenen ichtigte Erweiterung des von § 839 BGB. be- 
mals die Perſonenkreiſes. Auch die „Gemeinen“, wie da⸗ 
hießen, som eriten Angehörigen des Mannſchaftsſtands 
ihre eigene o Oe Haftung des Reichs auslöſen und damit 
ſchließen 1 mittelbare Haftbarkeit gegenüber Dritten aus⸗ 
k en. Maßgebend war hierfür nicht etwa eine 


Seamtenä hnliche 
die re a Not ihrer ſtaatsrechtlichen Stellung, ſondern 


war als e Möglichkeit, öffentliche Gewalt auszuüben, und 
einem S. echtmäßig anvertraute, und dabei eine ihnen 


+ 81 
Amtspflicht ten, gegenüber beſtehende Dien ſtpflicht (ſtatt 
mal des mia Juldhaft zu verletzen. Charakteriſtiſches Mert- 
die als Soldtums iſt es nämlich, daß ſogar Minderjährige, 
wehrdlenſt legten im unterſten Mannſchaftsgrade aktiven 
kommen, eiten, z. B. auf Poſten ſehr leicht in die Lage 
affe au pe Staatshohert Untertanen gegenüber mit der 
Art 131 gustlchen. Beamte i S. des 8 839 BGB. oder des 
bei Versagen rf. ſind ſie nicht. Trotzdem muß das Reich 
vertreten Den die ſchädlichen Folgen ihrer Dienſthandlungen 
daten nicht daltungsgrund ift bei ihnen wie bei allen Sol⸗ 
die militär eamtentum oder Beamtenähnlichkeit, ſondern 
im) Betrauung mit öffentlicher Gewalt. 

leichi, ed, ift es aber, wenn das RG. feſtſtellt, die 
ehr m ung mit den Reichsbeamten „umfaßt ſämtliche 
die Bearahtsangehörige ausnahmslos mit“. Denn 
Haftch ei „Perfonen des Soldatenſtands“, auf die das 
hörige⸗ Di § 1 m. 3 abgeſtellt ift, und „Wehrmachtange⸗ 
9 2¹ a. ſich nicht. „Wehrmachtangehörige“ find nach 
Wehrmacht 1995 nicht bloß die Soldaten, ſondern auch die 
ſchen Res vamten. Dieſe haben aber weder im Bismarck⸗ 
datenſt elch noch ſpäter jemals zu den „Perſonen des Sol⸗ 
ands“ oder — feit Wehr®. 1921 — zu den „Sol⸗ 


daten“ gehört. Hätte das Haft®. 1910 fie in 8 1 Abſ. 3 
mitumfaſſen wollen, würde es von „Militärperſonen“ ge⸗ 
ſprochen haben. Solche Einbeziehung wäre aber überflüſſig 
geweſen, weil ſie trotz Zugehörigkeit zu den Kontingenten 
bereits Reichsbeamte waren und daher unter § 1 Abſ. 1 
Haft. 1910 fielen. Die Entſch. hätte daher im Sprach⸗ 
gebrauch dieſes Geſetzes von „Perſonen des Soldatenſtands“ 
und im Sinne der heutigen Wehrverfaſſung von „Soldaten“ 
ſprechen ſollen. 

2. Sachlich fußt die Entſch. auf eingewurzelter Rſpr. des 
RG. Danach foll die Dienſtfahrt von Soldaten zur Deckung 
wirtſchaftlich notwendiger Wehrmachtbedürfniſſe, weil zur 
Erhaltung oder Förderung der militäriſchen Schlagfertigkeit 
erforderlich, als „Handlung öffentlicher Fürſorge“ Aus⸗ 
übung der öffentlichen Gewalt ſein. Im vorliegenden Fall 
hatten in tiefem Frieden (1936) Soldaten befehlsgemäß mit 
einem Leiterwagen Stroh aus dem Magazin auf öffent⸗ 
licher Straße zur Kaſerne zu bringen. Dabei verurſachten ſie 
ſchuldhaft mit ihrem Gefährt infolge Durchgehens der Pferde 
einen Unfall. Es fällt ſchwer, in ihrer Straßenbenutzung 
etwas anderes zu erblicken wie einfache Teilnahme am all⸗ 
gemeinen Straßenverkehr und ihre Fahrt in anderem Lichte 
zu ſehen wie die eines gewöhnlichen Privatmannes. 

Geh. Kriegsrat Dr. M. Wagner, Berlin, 
MinR. im Oberkommando der Wehrmacht. 
x 


20. R&G. — $$ 2110 Abſ. 2, 2150, 2363 BGB, Iſt dem 
alleinigen Vorerben ein Nachlaßgegenſtand als Vorausver⸗ 
mächtnis zugewendet, ſo iſt, wenn nicht die Vermutung des 
§ 2110 Abſ. 2 BGB. widerlegt ift, im Erbſchein anzugeben, 
daß das Recht des Nacherben ſich auf den Gegenſtand micht 
erſtreckt. 

Ein Erblaſſer hat in einem Teſtament ſeine Ehefrau zur 
befreiten Vorerbin ſeines geſamten Nachlaſſes eingeſetzt mit 
der Maßgabe, daß ihr beſtimmte Grundſtücke und bewegliche 
Sachen als Vorausvermächtnis frei von der Nacherbſchaft zu⸗ 
fallen ſollen. Die Witwe betreibt die Ausſtellung eines Erb⸗ 
ſcheins, der u. a. ihre Befugnis zur völlig freien Verfügung 
über die ihr beſonders zugewendeten Gegenſtände ausweiſen 
ſoll. Die Vorinſtanzen haben dies unter Berufung auf SS 2087, 
2150 BGB. abgelehnt. Das KG. hat der weiteren Beſchw. 
ſtattgegeben. 

Auch der Alleinerbe kann mit einem Vorausvermächtnis 
bedacht werden. Das iſt gerade dann, wenn er nur Vorerbe 
ift, von erheblicher Bedeutung. Er ift dann hinſichtlich der 
vermachten Gegenſtände im Zweifel von allen Beſchränkun⸗ 
gen und Verpflichtungen eines Vorerben befreit und braucht 
ſie beim Eintritt der Nacherbfolge nicht an den Nacherben 
herauszugeben (§ 2110 Abſ. 2 BGB.) Dieſe freie Stellung 
geht über diejenige hinaus, die der befreite Vorerbe als 
ſolcher hat; denn auch der im vollen Umfange der SS 2136, 
2137 BGB. befreite Vorerbe bleibt durch den in 8 2136 BGB. 
nicht aufgeführten § 2113 Abſ. 2 in ſeiner Verfügungsmacht 
beſchränkt. 

Die dargelegte Rechtslage muß, entgegen der Anſicht der 
Vorinſtanzen, im Erbſchein erſichtlich gemacht werden. Welche 
Angaben darin über eine Nacherbfolge zu machen ſind, iſt 
in § 2363 BGB. beſtimmt. Nach Satz 1 iſt anzugeben, daß 
eine Nacherbfolge angeordnet worden iſt, unter welchen Vor⸗ 
ausſetzungen fie eintritt und wer der Nacherbe ift. Darüber 
hinaus nuh nach Satz 2 eine etwaige Befreiung aus §§ 2136, 
2137 BGB. angegeben werden. Andere Angaben, insbeſ. Ver⸗ 
mächtnisanordnungen, gehören nicht in den Erbſchein (RIA. 
16, 61 m. Nachw.). Für das dem Alleinerben zugewandte 
Vorausvermächtnis muß aber etwas anderes gelten. Da es zu⸗ 
folge § 2110 Abſ. 2 BGB., wie oben dargelegt, die un- 
mittelbare dingliche Wirkung hat, daß der Vorerbe hin⸗ 
ſichtlich des Gegenſtandes des Vorausvermächtniſſes nicht mit 
der Nacherbſchaft beſchwert iſt, iſt der Erbe inſoweit Voll⸗ 
er be. Dieſe unmittelbare Wirkung des Vorausvermächtniſſes 
auf den Umfang der nach § 2363 BGB. im Erbſchein an- 
zugebenden Nacherbfolge muß, da die Angabe ſonſt zu weit 
gehen würde, in dem Erbſchein bezeugt werden, ganz ebenſo 
wie wenn der Erbe hinſichtlich eines Bruchteils mit 
der im übrigen angeordneten Nacherbſchaft nicht beſchwert 
iit. Dabei ift aber zu beachten, daß die durch das Voraus⸗ 
vermächtnis begründete Wirkung keine „Befreiung“ eines 
Vorerben iſt, ſondern eine Einſchränkung der ganzen 
Nacherbſchaft, was allerdings hinſichtlich der Verfügungsmacht 
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[Deutic)es Recht ver. mit — 


im Ergebnis einer über den § 2136 BGB. hinausgehenden 
Befreiung gleichkommt. (Zur weiteren Begründung wird 
darauf hingewieſen, daß die Rſpr. auch ſchon die Aufnahme 
der Befreiung von einzelnen Verfügungsbeſchränkungen 
in den Erbſchein zugelaſſen und damit den § 2368 Abſ. 1 S. 2 
BGB. über feinen Wortlaut hinaus erweitert hat: KJ. 44, 
T7; RJ A. 16, 62; OLG. 34, 290. Wegen der Faſſung des 
Erbſcheins wird vorgeſchlagen, die Antragſtellerin zu be⸗ 
zeichnen „als Vorerbin mit der Maßgabe, daß ſie von allen 
in § 2136 BGB. bezeichneten Beſchränkungen befreit ift und 
daß ſich nach § 2110 Abſ. 2 BGB. das Recht der Nacherben 
auf die folgenden, etwa zu Nachlaß gehörigen Gegenſtände 
nicht erſtreckt. ..) 

(&G., 1. Ziv Sen., Beſchl. v. 25. Jan. 1940, 1 Wx 867/39.) 


Handelsrecht 


21. KG. — 8819 Abſ. 2 und 3, 18 Abſ. 2 HGB. Wird 
dem in der Firma einer Kommen. enthaltenen Namen eines 
perſönlich haftenden Geſellſchafters ein Vorname beigefügt, jo 
iſt das ein Zuſatz i. S. des § 18 Abſ. 2 HGB. Er ijt daher 
unzuläſſig, wenn er geeignet ijt, eine Täuſchung über die 
Perſon des in der Firma genannten Geſellſchafters herbei⸗ 
zuführen. 

Der BeſchwF. Gerhard Johannes R. und fein Vater Jo- 
hannes R. haben eine KommGeſ. gegründet, in welcher der 
erſtere perſönlich haftender Geſellſchafter und der letztere Rom- 
manditiſt fein ſoll. Die Firma fol „Johannes R. u. Co.“ Iau- 
ten. Das AG. lehnte die Eintragung der Geſellſchaft ab: Die 
Firma fei irreführend. Dadurch, daß der Name Johannes R. 
in die Firma aufgenommen ſei, werde der Anſchein erweckt, 
als ob Johannes R. sen. der perſönlich haftende Geſellſchafter 
ſei. Der Sohn ſei unter dem Vornamen Johannes nicht be⸗ 
kannt; er verwende dieſen Namen auch nicht zur Unterſchrift. 
Eine Beſchw. und eine weitere Beſchw. haben keinen Erfolg 
gehabt. 

Nach 8 19 Abſ. 2 HGB. muß die Firma einer Ronm- 
Gef. den Namen wenigſtens eines perſönlich haftenden Ge- 
ſellſchafters mit einem das Vorhandenſein einer Geſellſchaft 
andeutenden Zuſatze enthalten. Der Name einer anderen Per⸗ 
ion, insbe]. alfo auch der eines Kommanditiſten, darf nach § 19 
Abſ. 4 nicht aufgenommen werden. Nach Moj. 3 ift die Bei- 
fügung von Vornamen nicht erforderlich. Ein beigefügter Vor⸗ 
name eines perſönlich haftenden Geſellſchafters iſt ſomit nur 
ein Firmenzuſatz i. S. des § 18 Abſ. 2 HGB. Ein folder Zu- 
fag ift nach dieſer Vorſchrift, die auf dem das Firmenrecht 
beherrſchenden Grundſatz der Firmenwahrheit beruht, un- 
zuläſſig, wenn er geeignet iſt, eine Täuſchung über die Art 
oder den Umfang des Geſchäfts oder die Verhältniſſe des 
Geſchäftsinhabers herbeizuführen. Als Geſchäftsinhaber i. S. 
dieſer Beſtimmung muß bei einer Perſonengeſellſchaft insbeſ. 
derjenige Geſellſchafter gelten, deſſen Name in der Firma 
enthalten iſt. Zu den Verhältniſſen des Geſchäftsinhabers ge⸗ 
hört in erſter Linie feine Perſon. Unzuläſſig ift daher ein 
Zuſatz, der die Gefahr in ſich birgt, daß Dritte eine andere 
als die in der Firma genannte Perſon für den Geſchäfts⸗ 
inhaber halten. Die Täuſchungsgefahr i. S. des § 18 Abf. 2 
HGB. kann ſich auch aus richtigen Zuſätzen ergeben. Eine 
ſolche Gefahr beſteht hier: Da nach den Feſtſtellungen der 
Vorentſcheidungen der in der angemeldeten Firma als Jo⸗ 
hannes R. bezeichnete BeſchwF. nur unter dem Namen Ger- 
hard R. bekannt iſt, während ſein Vater Johannes R. heißt, 
liegt die Möglichkeit nahe, daß im Verkehr angenommen wird, 
der letztere ſei die in der Firma genannte Perſon und alſo 
perſönlich haftender Geſellſchafter. Hiernach iſt die angemel⸗ 
dete Firma ünzuläſſig. 

(KG., 1. ZivSen., Beſchl. v. 25. Jan. 1940, 1 Wx 929/39.) 
* 

22. KG. — S$92, 95 Abſ. 6 AG. 

1. Der Vorſitzer des Aufſichtsrates kann die Einladung 
der Aufſichtsratsmitglieder zu einer von ihm (mit beſtimmter 
Tagesordnung) angeſetzten Sitzung dem Vorſtande überlaſſen. 

2. Die Aufſichtsratsmitglieder haben Anſpruch darauf, 
daß ihnen vor der Sitzung die Tagesordnung mitgeteilt werde. 
Die Unterlaſſung der Mitteilung macht aber einen gleichwohl 
gefaßten Beſchluß nur unter beſonderen Umſtänden nichtig. f) 

Das AktG regelt die Frage, wie die Entſchließungen 


des Aufſichtsrates zuſtande kommen, in den SS BE, 94 "A 
unvollkommen. Insbeſondere fehlen befondere Beſtimmu 15 
gen über die Art der Einberufung derjenigen Verſauh 
lungen, in denen die Beſchlüſſe des Aufſichtsrates nach 3 $t 
Abf. 2 regelmäßig mittels mündlicher Abſtimmung, gefais 
werden. Es ergibt fich indes wie § 94 Abf. 1 bejtätigt, an 
der Natur der Sache, daß die Einberufung dem Vorſih 
des Aufſichtsrates obliegt, was in der Satzung der 55 
ſchwerdeführenden Aktiengeſellſchaft auch noch befont 
hervorgehoben ift. Nun ſchreibt zwar 8 95 Abſ. 6 vor, D i 
die Aufſichtsratsmitglieder, alſo auch der Vorſitzer, ihre Da⸗ 
liegenheiten nicht durch andere ausüben laſſen können. 5 
mik kann aber nur gemeint ſein, daß ſie die Maßnahmen 
für die fie der Geſellſchaft verantwortlich find, nicht ander 
Perſonen zur ſelbſtändigen Erledigung überlaſſen dürfe 
Es beſteht jedoch kein Bedürfnis, ihnen auch die nber 
gung der rein techniſchen Ausführung ihrer Entſchließe 
gen zu verwehren. Das gilt in erſter Linie für die 13 
ziehung von techniſchen Hilfskräften, Schreibkräften, z 
u. dgl. Es muß ebenſo für einen Fall der vorliegen ee 
Art gelten, wo mit der Ausführung der vom Vorſitzer Aar 
geordneten Einladung der Aufſichtsratsmitglieder zu 99 
beſtimmten Sitzung der Vorſtand betraut worden iſt, Bi 
daß dieſem hierbei im geringſten eine ſelbſtändige Entſch g5 
pung offengelaffen wurde. Vom Zweckgedanken des Aus⸗ 
Abſ. 6 aus beſteht kein Grund, eine ſolche auf die be⸗ 
führung eines beſtimmten Auftrages des Vorſitzer Vor⸗ 
ſchränkte Mitwirkung eines anderen, insbeſondere des für 
ſtandes, bei der Einladung der Auffichtsratsmitglieder My 
unzuläſſig zu erklären, mindeſtens dann nicht, wenn — 
hier — in dem Einladungsſchreiben auf den Auftrag a 
drücklich Bezug genommen wird. ee 
e 


Dagegen ift den Vorinſtanzen in der Bejahung bie 


3 die 
allerdings zu, daß das AEG. im § 108 Abſ. 1, 2 für z 
Einberufung einer Hauptverſammlung die Bekanntgabe FE) 


der Anſicht der OLG. in Köln und Düſſeldorf (£8: un 


u 
* r-a 
Auf⸗ 


deren Entbehrlichkeit herleiten. Vielmehr muß die 1 und 
ſcheidung ſtehende Frage bei dem Schweigen des Geſetz wer 


ſchlußfaſſung eines mehrgliedrigen Geſellſchaftsorgar jer 
es der Aufſichtsrat ift, allgemein erforderlich erſcheid Not, 


di D * 
DE J 
ratsmitglieder über die wichtigeren Gegenſtände einer ſſichts⸗ 


ratsmitglieder müſſen in die Lage verſetzt werden, ne Git 
; aw 
zung pflichtgemäß zu beurteilen und ſich auf die aaa 
% Auf⸗ 

e Au 

affe. 

e 
e Gegen, 


e nge! 
ſtände der bevorſtehenden Beratungen und Beſchlußfalſn Sit⸗ 
im unklaren gelaſſen würden, zur Teilnahme an d EI 

Fach is- 
Ku zu 
einem Amte berufenen Perſon erwartet werden, daß nn 
einen ſolchen unwürdigen Zwang ſeine Pflichten Ener Auf⸗ 
mäßig erfüllt. Zur Unterſtützung der hier vertreten 5 
faſſung läßt ſich auch § 28 i. Verb. m. § 32 Abi- eheglie⸗ 
heranziehen, wonach für die Beſchlußfaſſung 38 vorget 

en 1 


drigen Vorſtandes eines eingetragenen Vereins i ieſe 
gige Mitteilung ihres Gegenſtandes erforderlich Ae [3 
Vorſchrift ift hier mindeſtens inſofern von Beden auf 


dnung 
die dort vorgeſchriebene Mitteilung der Tagesordnuns 


1 
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den 
ie Bean dargelegten — Erwägungen beruht, wie fie für 
allgemei lußfaſſung von Organen einer juriſtiſchen Perſon 
auch die z Geltung beanſpruchen können. Demgemäß geht 
den Aufztiperwiegende Meinung im Schrifttum dahin, daß 
Bein iichtsratsmitgliedern die Tagesordnung einer zur 
müſſe Aung beſtimmten Sitzung vorher mitgeteilt werden 
oim Slegelberger, „Aktch.“ 8 94 Anm. 6, „Groß⸗ 
bach a Gadow-Schmidt § 92 Anm. 13, Baum- 
äntun G. $ 92 Anm. 3, ferner mit einer geringen Cin- 
Mohr eh von Godin⸗ Wilhelmi § 94 Anm. 5 und 
erg aar 5 8 92 Anm. 2; anderer Meinung für das 
um. 33 195 h; rodmann, „Aktienrecht“ § 246 HGB. 


9 
der —— der Feſtſtellung der Notwendigkeit der Mitteilung 
aeng dere iſt aber noch nicht entſchieden, daß die 
ichtsrat gm er; 
mache mitgliedern gefaßten Beſchluß ohne weiteres nichtig 
die ge teje Folgerung würde ſich allerdings ergeben, wenn 


Ai $ h 5 
ſprechenden ſchauſes erforderlich. Die Möglichkeit einer ent⸗ 


— M 
N 

ſonſt è unter allen Umſtänden durch die Androhung der 

miii h k 

mal für A Die Unterlaſſung der Mitteilung hat nicht ein- 
e re 

155 W zur Folge, ſondern — bei Verletzung des 
weit en Fnmerhalbd des Aufſichtsrates, deſſen Mitglieder in 
Haltung 
etin 
die ir „Bedeutung. Unbedingt notwendig iſt nur, daß 
ihnen pher zu einer Sitzung eingeladen werden. Wird 
lerbet aber nur die Tagesordnung ordnungswidrig 


egenſtän er der Beſchlußfaſſung über nicht angekündigte 
u 


glied zagesordnung mitgeteilt, beim Ausbleiben eines Mit- 


eingeladen agesordnung ganz unterblieben und haben Die, 
efunden en Mitglieder ſich hiermit ſtillſchweigend ab⸗ 


Hung gef, ſo beſteht keine Notwendigkeit, den in der Sit⸗ 
ann Man Eten Beſchlüſſen die Gültigkeit abzuſprechen. Es 
den, dar; einzelnen Aufſichtsratsmitgliedern überlaſſen wer⸗ 


gen r zu befinden, inwieweit fie zur ordnungsmäßi⸗ 
ſaſſung ung ihrer Obliegenheiten hinſichtlich der Beſchluß⸗ 
nen S die Mitteilung der Tagesordnung entbehren kön⸗ 


rates Im vorliegenden Falle hat der Vorſitzer des Aufſichts⸗ 
Einhorn abhaft verſichert, daß die Debian et ber 
Dt den 60 des Aufſichtsrates von keinem Mitgliede, weder 
ſtandef rſchienenen noch von den Nichterſchienenen, bean⸗ 
titanen orden fei. Hiernach find die Bedenken der Vor⸗ 
Veſchliſſe gegen die Gültigkeit der in der Sitzung gefaßten 

= nicht als begründet anzuerkennen. 

"+ 1. Ziv Sen., Beſchl. v. 1. Febr. 1940, 1 Wx 853/39.) 


ie; untterfung: Das KG. ſchließt fih mit dieſer Entſch., 
ten, der zentſprochend der in ROJ. 42 A 165 veröffentlich⸗ 
ſaſſeng jedenfalls für das AktG. völlig einhelligen Auf⸗ 
Tage on, daß mit der Einberufung des Aufſichtsrats die 
gel * nung bekanntgegeben werden muß (vol. Schle⸗ 
Aum p ger 894 Anm. 6; v. Godin⸗Wilhelmi 8 94 
Luch d Baumbach 892 Anm. 3; Gadow § 92 Anm. 13). 
datsbeſ è Beſchränkung der Nichtigkeitsfolgen der Aufſichts⸗ 
de Hecchlüſſe im Falle der Unterlaſſung der Mitteilung auf 
Sonderauefniſſe des Aktienrechts entſpricht dem Willen dieſes 
Kern geſetzes. Man wird daher Nichtigkeit nur in Fällen 
in Be KG. erwähnten Art annehmen können, alfo ſolchen, 
gung 1155 Aufſichtsratsmitglieder infolge der Nichtaukündi⸗ 

er Tagesordnung an der Erfüllung der ihnen kraft 


Geſetzes oder Satzung obliegenden Pflichten durch Mitwir⸗ 
kung an Aufſichtsratsbeſchlüſſen über wichtige Gegenſtände 
verhindert wurden. 

RA. u. Notar Dr. jur. et rer. pol. Hugo Dietrich, Berlin. 


Schuldenbereinigung 


23. KG. — $1 Schuld Bereinch. Schulden, die zur Zeit 
des Zuſammenbruches des Schuldners zugunſten des Gläubi⸗ 
gers durch eine Sicherungsübereignung oder einen Eigentums⸗ 
vorbehalt geſichert waren, können am Schuldenbereinigungs⸗ 
verfahren bedingt teilnehmen, und zwar im Falle der 
Sicherungsübereignung wegen des etwaigen Ausfalles der 
Forderung, im Falle des Eigentumsvorbehaltes wegen der 
Geldanſprüche, die nach der Vollziehung des Rücktritts vom 
Kaufvertrage zugunſten des Verkäufers für Abnutzung der 
Sachen uſw. etwa verbleiben. 

Ein Schuldner, in deſſen Perſon die Vorausſetzungen 
einer Schuldenbereinigung gegeben ſind, ſchuldet einer Gläu⸗ 
bigerin aus einem Abzahlungskauf einen Reſtbetrag, bis zu 
deſſen Zahlung die Gläubigerin ſich das Eigentum an dem 
verkauften Gegenſtande vorbehalten hat. Das AG. hat die 
Reſtforderung in die Bereinigung ohne Einſchränkung ein⸗ 
bezogen. Die Gläubigerin hat darauf von ihrem Rücktritts⸗ 
recht Gebrauch gemacht und gegen den Beſchluß des AG. die 
ſofortige Beſchw. eingelegt. Dieſe ift vom LG. zurückgewie⸗ 
fen worden. Eine zugelaſſene ſofortige weitere Beſchw. hat 
Erfolg gehabt. 

Das LG. führt aus: zwar erſtrecke fih das Schuld⸗ 
Berein®. nach § 1 Abſ. 3 nur auf Geld ſchulden. Die For- 
derung der Beſchwß. jei aber als eine folde zu betrachten. 
Noch zur Zeit des Bereinigungsantrages des Schuldners und 
der Entſcheidung des AG. habe ſich die Forderung der Gläu⸗ 
bigerin auf Zahlung eines Kaufpreisreſtes gerichtet, habe alſo 
als Geldforderung der Schuldenbereinigung unterlegen. Der 
nachträglich erklärte Rücktritt der Gläubigerin müſſe als ein 
Verſuch angeſehen werden, ſich den Rückſichten zu entziehen, 
welche Gläubiger und Schuldner nach dem Vorſpruch des Ge⸗ 
ſetzes als Glieder der Volksgemeinſchaft einander ſchuldig 
ſeien. Das Verhalten der Gläubigerin verſtoße unmittelbar 
gegen Ziel und Zweck des Geſetzes und ſei daher, da die 
Forderung einmal Gegenſtand des Verfahrens geworden ſei, 
als unzuläſſig und wirkungslos anzuſehen. Dieſen Ausfüh⸗ 
rungen des LG. kann nicht beigetreten werden. Allerdings 
hatte die Gläubigerin bis zum Rücktritt vom Kaufvertrage 
einen Anſpruch gegen den Schuldner auf Zahlung des reſt⸗ 
lichen Kaufpreiſes, alfo eine Gel d forderung. Gleichwohl war 
eine Schuldenbereinigung nur bedingt möglich. 

Der wirtſchaftliche und rechtliche Zweck des Eigentums⸗ 
vorbehaltes iſt der einer Sicherung der Kaufpreisforderung: 
Der Gläubiger ſoll wegen ſeiner Vertragsanſprüche nicht auf 
die im Ergebnis oft ungewiſſe Vollſtreckung in das Vermögen 
des Schuldners beſchränkt ſein; vielmehr foll er die rechtliche 
Möglichkeit haben, im Falle ſeines bei Verzug des Schuld⸗ 
ners zuläſſigen Rücktritts vom Vertrage die verkauften Sachen 
kraft ſeines Eigentums wieder an ſich zu nehmen. In dieſer 
Aufgabe, einen ſchuldrechtlichen Anſpruch unter Ausſchluß 
anderer Gläubiger durch den Zugriff auf bewegliche Gegen⸗ 
ſtände zu ſichern, deren Beſitz für den Schuldner weſentlich 
iſt, berühren ſich Eigentumsvorbehalt und Sicherungsüber⸗ 
eignung. 3 
Beide Einrichtungen find ebenſo wie das Pfandrecht 
Mittel der Kreditſicherung im weiteren Sinne. Sie alle ge⸗ 
währen dem Gläubiger einen dinglichen Schutz zur Sicherung 
eines ſchuldrechtlichen Anſpruches. Aus dieſer rechtlichen und 
wirtſchaftlichen Zweckbeſtimmung einerſeits und dem Zweck 
des Schuldenbereinigungsverfahrens andererſeits folgt, daß die 
durch eines dieſer drei Sicherungsmittel gewährleiſtete alte 
Forderung eines Gläubigers nur bedingt der Schulden⸗ 
bereinigung unterliegt. 

Der Senat hat für das Pfandrecht an beweglichen und 
unbeweglichen Sachen wiederholt ausgeführt: der Schuldner 
ſolle durch die Bereinigung nur bon denjenigen Schulden 
entlaſtet werden, die bei der durch feinen Zuſammenbruch er⸗ 
zwungenen Vermögensauflöſung aus den damals vorhan- 
denen Gegenſtänden nicht getilgt werden konnten. Mit dieſem 
Gedanken ſei es unvereinbar, daß Gegenſtände, welche dem 
Schuldner trotz des Zuſammenbruchs verblieben ſeien, mittels 
der Bereinigung dem Zugriffe der dinglich geſicherten Gläu⸗ 
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biger nachträglich entzogen würden. Der Schuldner könne 
nicht verlangen, daß die Sachen von den vor ſeinem Zuſam⸗ 
menbruche daran beſtellten Pfandrechten befreit würden; denn 
das würde auf eine Erhaltung und Verbeſſerung ſeines 
urſprünglichen Vermögens hinauslaufen, während die Berei- 
nigung den Schuldner nur von den nach der Hingabe des 
Vermögens gleichwohl ungetilgt gebliebenen Schulden ent⸗ 
laſten ſolle. Dingliche Anſprüche, die ſchon zur Zeit des Zu⸗ 
ſammenbruches beſtanden hätten, dürften durch eine Schul⸗ 
denbereinigung nicht berührt werden. Dieſe ſei nur hinſichtlich 
der perſönlichen Forderung wegen des etwaigen Ausfalls 
möglich (vgl. 1 Wx 548/38: 336. 19, 37/40). 

Diefe für das Pfandrecht an Grundſtücken und an be⸗ 
weglichen Sachen entwickelten Grundſätze ſind unbedenklich 
auch auf die weſensverwandte Sicherungsübereignung anzu⸗ 
wenden und müſſen entſprechend für die Kaufpreisforderung 
gelten, welche wirtſchaftlich durch einen Eigentumsvorbehalt 
an den verkauften Sachen geſichert iſt. Wollte man eine un⸗ 
eingeſchränkte Herabſetzung oder Streichung einer ſolchen For⸗ 
derung zulaſſen, ſo würde auch dies auf eine nicht i. S. des 
Geſetzes liegende Erhaltung und Verbeſſerung des Vermögens 
des Schuldners hinauslaufen. Denn mit dem Wegfall der reſt⸗ 
lichen Kaufpreisſchuld würde das auflöſend bedingte Eigen⸗ 
tum des Veräußerers enden, der aufſchiebend bedingte Eigen⸗ 
tumserwerb des Schuldners alfo zu einem unbeſchränkten 
Eigentum werden. Über den Zweck des Geſetzes hinaus würde 
daher dem Vermögen des Schuldners durch die Bereinigung 
der Schuld ein Vermoögensgegenſtand zugeführt werden. 

Hieraus folgt, daß die Bereinigung der Forderung des 
Verkäufers für eine unter Eigentumsvorbehalt verkaufte Sache 
ſchon vor der Ausübung des Rücktrittsrechtes für den Fall 
dieſer Ausübung nur bedingt ausgeſprochen werden darf, näm- 
lich nur wegen der Forderung, die infolge der ſich aus dem 
Rücktritt ergebenden Pflicht zur Rückgewährung der beider⸗ 
ſeitigen Leiſtungen für den Gläubiger aus dem Geſichtspunkt 
des Erſatzes für Vertragsaufwendungen ſowie der Entſchadi⸗ 
gung für den Gebrauch und für die Wertminderung der Sache 
entſteht. 

(KG., 1. Ziv Sen., Beſchl. v. 4. Jan. 1940, 1 Wx 820/39.) 
* 


24. 26. — § 1 Abf. 4 SchuldBereinG, Erhält ein Schuld⸗ 
ner als Prokuriſt einer Handelsgeſellſchaft nur 150 %% Ge- 
halt, während ſeine Ehefrau als Alleininhaberin der Geſell⸗ 
ſchaft eine Jahreseinnahme von 50—70 000 7, und ſein 
Sohn ein Monatsgehalt von 1100 AM bezieht, ſo iſt er bei 
dieſer Geſtaltung der Rechtsbeziehungen der Schuldenberei⸗ 
nigung unwürdig. 

Das AG. hat die Anträge der beiden Schuldner C. H. 
und F. H. auf Gewährung richterlicher Vertragshilfe zurück⸗ 
gewieſen, da beide Schuldner eines Schutzes aus dem Schuld⸗ 
BereinG. unwürdig ſeien. 

Ihre ſofortige Beſchwerde war erfolglos. 

1. Beide Schuldner ſind Prokuriſten der Firma Q 
& Co. Als ſolche beziehen fie jeder ein Gehalt von 150 RAM 
monatlich. 

2. Alleinige Geſellſchafter der OHO. H. & Co. find die 
beiden Ehefrauen der Schuldner. Dieſe haben nach der eige 
nen Angabe der Schuldner in den letzten drei Jahren aus 
der Geſellſchaft verſteuerte Nettoeinnahmen von zuſammen 
193 546 AM bezogen. 

Bis zum Kriegsausbruch haben die Schuldner die Hofi- 
nung gehabt, daß ſich der Gewinn aus der Firma auf der 
Höhe des Jahres 1938 halten würde. Nach Kriegsbeginn iſt 
die Entwicklung der Geſellſchaft noch nicht zu überſehen. 

3. Die beiden Söhne des Schuldners F. H., die im 
Alter von etwa 30 und 28 Jahren ſtehen, haben im Jahre 
1938 jeder ein Gehalt von 1100 RK monatlich bezogen. Sie 
ſind als Angeſtellte mit Handlungsvollmacht in der Firma 
tätig, die den Ehefrauen der Schuldner gehört und in der 
die Schuldner ſelbſt Prokuriſten ſind. 

Das BeſchwG. ift der Auffaſſung, daß dieſe Art der 
Geſtaltung der Rechtsbeziehungen zu den Ehefrauen der 
Schuldner, den Söhnen und den Schuldnern ſelbſt ausreicht, 
um die Schuldner nach § 1 Abſ. 4 Schuld Bereinc. unwür⸗ 
dig zu machen. 

Das Bild wird noch ungünſtiger für die Schuldner, 
wenn berückſichtigt wird, daß die H. & Co. GmbH. im un- 
mittelbaren Anſchluß an die Firma M. & H. gegründet wor⸗ 
den iſt. Nach der eigenen Angabe der Schuldner trägt der 


vollſtreckbare Vergleich bez. der Fa. M. u. H. da Seht: 
des 25. Jan. 1929, während die H. & Co. GmbH. am 6. bes 
1929 gegründet worden iſt. Daß dies mit Zustimmung he. 
derzeitigen Gläubigerausſchuſſes und mit dem Geld der des 
frauen geſchehen iſt, vermag an der jetzigen Beurteilung 
Verhaltens der Schuldner nichts zu ändern. ren 
Das Belt. kann fih des Eindrucks nicht erweh n 
daß die Schuldner auch heute noch nicht ſich klar dg a 
geworden ſind, daß die Maßnahmen, wie ſie vor 1 2 det 
leicht rechtlich zuläſſig waren, heute nicht mehr ge tigen 
werden können. Jusbeſondere widerſpricht es der 120 m 
Auffaſſung grundſätzlich, wenn ſich Schuldner barani h 
rufen, daß ſie ein unpfändbares Einkommen beziehen irma 
rend ihre Ehefrauen erhebliche Einnahmen aus der Di 
erwerben, die von den Schuldnern ſelbſt als perantivor ii 
Zeichnungsberechtigten geführt wird. Desgleichen iſt . ine? 
heutiger Auffaſſung nicht vertretbar, daß die Söhne einer 
Schuldners, die erhebliche Einkommen beziehen, in 
Weiſe ſich verpflichtet fühlen, für die Schulden ihrer tischer 
iſt nach nationalſozialif w 
Auffaſſung eine Gemeinſchaft, in der ein Glied für migung 
ein? 
re 1 


genießen. Abh. 
Das Verhalten der Schuldner ift mit Recht vom 'die 
als unehrenhaft bezeichnet worden. Den Beſchwgg 4 
Schuldenbereinigung zuzubilligen, würde gegen 81 * 
Schuld Bereiuch. verſtoßen. d 
(LG. Hamburg, Veſchl. v. 8. Nov. 1939, 10 T 765/39.) 


* 
nd 
25. RG. — $10 96.3, 4 SchuldBereind. Auf Orr 
des $10 Abſ. 3 SchuldBerein®. kann nicht angcordne rien 
den, daß Bermögensſtücke des Schuldners gegen deſſen u 
zwecks Schaffung einer Teilungsmaſſe zu verſilbern 17 55 ung 
Die Schuldnerin Frau H. betreibt die Becag 5e 2 
ihrer alten Schulden gemäß § 1 Schuld Bereinch. Sie deren 
einem Gläubiger mehrere Schmuckſtücke verpfändet, 
Wert den Betrag der zu ſichernden Forderung De 
ſtieg. Das AG erachtete es für notwendig, durch ein uber 
wertung der Pfandſtücke feſtſtellen zu laſſen, welche jeiben 
ſchuß zur Befriedigung der anderen Gläubiger ver Abſ. 
werde, und ordnete deshalb unter Berufung auf 3 ide non 
Schuld Berein. an, daß die bezeichneten Echmuckſtin ba 
dem Gläubiger „beſtmöglichſt zu verwerten“ feien . derung 
der Uberſchuß des Erlöſes über den Betrag der Fo 
der Pfandgläubigerin hinaus auf ein beſonderes K 
gezahlt werden ſolle, über das die Schuldnerin nur MT, 
ſtimmung des Ach verfügen dürfe. Eine hiergegen aner 
legte Beſchwerde der Schuldnerin wurde vom £ permor” 
Zulaſſung der weiteren Beſchwerde als unzuläſſig 
fen. Ihre weitere Beſchwerde hat Erfolg gehabt. 
Wäre die Anordnung des AG. im Rahmen 
Abf. 1—3 Schuld BereinG. 


ſolche Anordnung iſt nicht i. S. des § 10 Abſ. 1 des 
„auf Grund der Abſ. 1—83“ getroffen und unter abf. 1 


c 

Nach § 10 Abf. 1, 2 SchuldBereind. kann bad m zu 
lediglich die Vollſtreckung aus vorliegenden Sch en einſt⸗ 
gunſten des Schuldners oder eines Mitverpflichte jomet 
weilen einftellen. Nach § 10 Abf. 3 können frei bien All, 
es zur Durchſührung der Schuldenbereinigung ge etroffen 
auch „einſtweilige Anordnungen anderen Inhalts hier ge. 
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Berei a, a 
MG. nur inſoweit für vollſtreckbar erklärt werden, als 


enairt 
elcnaltige Bollſtreckungstitel für einen Gläubiger jon vor- 
an haben. Damit find Zwangs maßnahmen gegen 
eine . die — wenn auch nur vorbereitend — auf 
bereinbaltiedigung ſeiner Gläubiger abzielen, ſchlechthin un⸗ 
ordnu ar. Hieraus folgt, daß unter den „einſtweiligen An⸗ 
N anderen Inhalts“ i. S. des 810 Abſ. 3 Schuld⸗ 
Schuld nicht auch folche zu verſtehen find, die gegen den 
durch zer zwangsweiſe durchgeſetzt werden follen. Das wird 
dem S W Abſ. 3 Satz 2 beſtätigt. Danach kann das AG. 
er Schuldner, um ihn zu einer angemeſſenen Befriedigung 
Erfülkuäubiger anzuhalten, lediglich Auflagen machen. Die 
erzwingen dieſer Auflagen läßt ſich aber nicht unmittelbar 
chungen. Ste ſteht grundſätzlich im freien Belieben des 

e Seine Weigerung darf freilich bei der Entſch. 
durch Sache ſelbſt berückſichtigt werden, insbeſondere da⸗ 
ihm gemäß 8 1 Abf. 4 Schuld Bereinch. die ge- 
„Bereip: Schuldenbereinigung verſagt wird (ebenjo Weſſel, 
geht „gung alter Schulden“, § 10 Anm. III 2 Abſ. 3). Es 
ingerän über die dem AG. im § 10 Abſ. 3 Schuld Bereinch. 
des Sümten Befugniſſe hinaus, daß ein Vermögensſtück 
feinen Mundners ähnlich wie im Konkursverfahren gegen 
er fe ifen verwertet und der Erlös zugunſten der Gläu⸗ 
etian emer freien Verfügung entzogen wird. Für die hier 
der e Anordnung, daß der Pfandgläubiger außerhalb 
pfandete als ſolchem etwa zuſtehenden Befugniſſe die ver⸗ 
imaan Schmückſtücke der Schuldnerin ohne beren Zu⸗ 
tung nug verwerten und den Erlös, ſoweit er feine Forde- 
195 moetiteigen werde, auf einem Sperrkonto belegen ſolle, 
kein Rathen auf Grund des $ 10 Abi. 1—3 Schuld Vereinch. 
zulaſſ aum. Dieſe Anordnung muß deshalb auf die dagegen 
chung weiſe erhobene Beſchwerde aufgehoben werden. 
ee möglich wäre nur eine Anordnung, mit welcher 
5 eriuldnerin die Auflage gemacht wird, ſich mit der 
des da ung der Schmuckſtücke und mit der Sicherſtellung 
klären ap zu erzielenden Überſchuſſes einverſtanden zu er- 
nahmen Lie den Gegenſtand der Auflage bildenden Mağ- 
wirkung würden dann aber immer von der eigenen Mit⸗ 

ie der Schuldnerin abhängig fein. 
kann Bug die Aufhebung der Anordnung des AG. hinaus 
ordnen doch das Gericht der weiteren Beſchwerde nicht an⸗ 
Shui baß eine etwa ſchon durchgeführte Verwertung der 
Eingriffſachen rückgängig zu machen ſei. Für einen ſolchen 
worde m bie Rechte Dritter an den von ihnen etwa ere 
i a Pfandſtücken fehlt es im gegenwärtigen Verfahren 
mer geſetzlichen Grundlage. 


ch, 1. Ziv Sen., Beſchl. v. 11. Jan. 1940, 1 Wx 900/39.) 


Ausihaltung der Juden 


b. 148. RU. — 88 1 Abſ. 3 b, 6 der 3. BO. z. RBürgerch. 
Einſa, Juni 1938 (Rch Bl. I, 627); 88 8, 16 BO. über den 
1706) jüdiſchen Vermögens v. 3. Dez. 1938 (RGBl. I, 
y Rü ine GmbH. gilt auch dann als jüdiſch i. S. der 3. VO. 
erm ger. und der VO. über den Einſatz des jüdiſchen 
Ariers 1 — 8 wenn die jüdiſchen Geſellſchafter Treuhänder eines 
e in Ane aus Juden beſtehende GmbH. ift als Treuhän⸗ 
ha nach keNichkiuden Eigentümerin eines Grundſtücks und 
Grundt beſchloſſener Auflöſung durch ihren Liquidator das 
Au dſtück an den Treugeber aufgelaffen, ohne daß bis 
Vermzakrafttreten der VO. über den Einſatz des jüdiſchen 
bung gens v. 3. Dez. 1938 (RG Bl. I, 1709) die Umſchrei⸗ 
die Held Grundbuche erfolgt ift. Im Grundbuchverfahren ift 
für „ otingung der Genehmigung der zuſtändigen Behörde 
erforderlich erklärt worden. 

1938 die deräußernde GmbH. gilt i. ©. der VO. v. 3. Dez. 
Abf. 35 bs jüdisch (5 16 der BO. i Verb. m. Art. 18 1 
1938 705 und 8 6 der 3. VO. z. NBürger. v. 14. Juni 

aft Fc T, 627). Hieran wird durch die Treuhänder⸗ 
händ der jüdiſchen Geſellſchafter nichts geändert. Ein Treu- 
Für zr iſt rechtlich der alleinige und wahre Geſellſchafter. 
Über Men Stellung in der Geſellſchaft und Dritten gegen- 
Rech es unerheblich, ob er für eigene oder für fremde 
für dens handelt. Seine Beziehungen zu einem Dritten, 
rechtlich, er als Treuhänder handelt, ſind lediglich ſchuld⸗ 
N zer und wirtſchaftlicher Natur. Die Geſellſchaft ift 
la in der Lage, den Dritten in Anſpruch zu nehmen, fo- 
(Ste dieſer nicht perſönlich Geſellſchafter geworden iſt 
holz, „GmbH.“ § 2 111; Brodmann, GmbHG.” 


§ 2 A 6 zu kf; RGA. 28, 77; 41, 13; NG.: JW. 1901, 485 
und 23. 1907, 219). Nur dieſe Auffaſſung wird dem Ver- 
kehrsbedürfniſſe nach Klarheit über die Perſonen der Geſell⸗ 
ſchafter gerecht. Es würde zu Schwierigkeiten führen, wenn 
erſt durch umſtändliche und in ihrem Ergebnis zweifelhafte 
Ermittlungen feſtgeſtellt werden müßte, wer der eigentliche 
Geſellſchafter iſt. Gilt aber die Geſellſchaft hier demgemäß 
als jüdiſch, jo bedarf die Verfügung über das Grundſtück, 
wenn fie auch von einem ariſchen Liquidator für die Geſell⸗ 
ſchaft getroffen worden ift, nach § 8 Abſ. 1 i. Verb. m. § 16 
ir 55 v. 3. Dez. 1938 der Genehmigung der zuſtändigen 
Behörde. 


(KG., 1. ZivSen., Beſchl. v. 25. Jan. 1940, 1 Wx 899/39.) 
* 


27. KG. — 87 Abſ. 1 VO. über den Einſatz des jüdiſchen 
Vermögens v. 3. Dez. 1938 (RGBl. I, 1709). Ein Jude kann 
ſeit dem 5. Dez. 1938 auch im Wege der Erbauseinander⸗ 
ſetzung keine Hypothek an einem deutſchen Grundſtück er⸗ 
werben. 

Eine Erbengemeinſchaft hat zum Zwecke der Ausein⸗ 
anderſetzung eine Nachlaßhypothek an den Miterben B. ab⸗ 
getreten. Deſſen ariſche Abſtammung iſt zweifelhaft. Das 
KG. hält unter dieſen Umſtäunden den Nachweis der Mb- 
ſtammung für erforderlich. 

Iſt der Antragſteller B. Jude, ſo ſteht dem Erwerbe 
der Hypothek und der beantragten Umſchreibung das abſo⸗ 
Iute Erwerbsverbot des § 7 Abſ. 1 der BD. über den Ein⸗ 
ſatz des jüdiſchen Vermögens v. 3. Dez. 1938 (RGBl. I, 
1709) entgegen. Der Antragſteller hat zwar mit dem vor 
dem 5. Dez. 1938 eingetretenen Erbfall zweifellos im Rah- 
men der Erbengemeinſchaft einen Anteil an der Hypothek 
erworben. Er konnte aber, wenn er Jude war, durch die 
nach dem 5. Dez. 1938 erfolgte Abtretung, die ein 
Rechtsgeſchäft i. S. des § 7 Abſ. 1 der VO. vom 
3. Dez. 1938 darſtellt, nicht die Hypothek für ſich als 
Einzelperſon im ganzen erwerben. Eine das Gegenteil be⸗ 
ſagende Unbedenklichkeitsbeſcheinigung des PolPräſ. geht 
offenbar von der rechtsirrtümlichen Annahme aus, daß, 
weil es jih um eine Nachlaßverteilung handle, der 8 7 
Abf. 1 keine Anwendung finde. Dieſe Beſcheinigung ift für 
das GBA. nicht bindend. Vielmehr hat es das im ſtaats⸗ 
politiſchen Intereſſe erlaſſene abſolute Erwerbsverbot des 
§ 7 bj. 1 auf Grund eigener Prüfung unter allen Umſtän⸗ 
den zu beachten (1 Wx 672/39; Senat: IFG. 19, 227; f. 
auch JFG. 19, 103). Der Antragſteller kann hiernach die 
Umſchreibung der Hypothek auf ihn nur erreichen, wenn er 
den Nachweis führt, daß er nicht Jude ift (8 7 Abſ. 2 der 
VO. v. 3. Dez. 1938 i. Verb. m. § 5 der Anordnung auf 
Grund der VO. über die Anmeldung des Vermögens von 
Juden v. 26. April 1938 [RG Bl. I, 415). 


(KG., 1. Ziv Sen., Beſchl. v. 18. Jan. 1940, 1 Wx 849/39.) 


Beamtenrecht 


f 28. RG. — §§ 6, 7T BBG; DurchfVO. z. DBG. zu § 184 
9 

1. Die Übergangsregelung der DurchfVO. z. DBG. zu 
8184 Nr. 9, wonach Zurruheſeßungen gemäß $6 BBG. auch 
nach dem Inkrafttreten des DBG. bis 30. Sept. 1937 möglich 
waren, iſt rechtsgültig. 

2. Die gerichtliche Prüfung kann ſich nicht darauf er⸗ 
ſtrecken, ob die in der DurchfVO. z. DBG. § 184 Nr. 9 auf- 
geſtellten verfahrensmäßigen Vorausſetzungen erfüllt ſind. 

Der Kl. war im Jahre 1932 in den Warteſtand verſetzt 
worden, wurde aber ſpäter wieder im öffentlichen Dienſt be⸗ 
ſchäftigt. Mit Erlaß v. 22. Sept. 1937 ſprach der R.⸗ u. 
PrMd J. auf Grund von §6 BBG. die Verſetzung des Kl. 
in den Ruheſtand aus. Der Erlaß wurde dem Kl. am 30. Sept. 
1937 zugeſtellt. Der Kl. glaubt jedoch, daß ſeine Zurruhe⸗ 
ſetzung der rechtlichen Grundlage entbehre. Zur Begründung 
führt er u. a. aus: §7 Abſ. 2 BHG. in feiner letzten Faſſung 
habe Verfügungen nach 86 dieſes Gef. nur bis zum In⸗ 
krafttreten des DBO. zugelaſſen. Allerdings erkläre die 
DurchfVO. z. DBG. v. 29. Juni 1937 (RG Bl. I, 669) „Zu 
§ 184“ unter Nr. 9 eine Zuſtellung der Verfügung noch bis 
zum 30. Sept. 1937 für zuläſſig, wenn die Frage der An⸗ 
wendung des 86 BBG. auf einen Beamten bei der zuſtän⸗ 
digen oberſten Reichs⸗ oder Landesbehörde am 30. Juni 1937 
bereits in Bearbeitung, ihre Prüfung aber noch nicht ab⸗ 
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geſchloſſen fei. Damit hätten indeſſen die RMd J. und der 
REM. die ihnen in § 183 DBG. erteilte Ermächtigung über- 
ſchritten. 

Der Kl. ift in ſämtlichen Inſtanzen unterlegen. Das RG. 
führt u. a. folgendes aus: 

Verfügungen auf Verſetzung in den Ruheſtand mußten 
nach § 7 Abſ. 2 BBG. — i. d. Faſſ. des 6. AnderungsG. vom 
26. Sept. 1934 (RGBl. I, 845) — ſpäteſtens bis zum Fn- 
krafttreten des neuen DBG. zugeſtellt werden. Aber die 
Rechtslage hat inſofern durch die mit dem DHG. verbun⸗ 
dene Übergangsregelung eine Anderung erfahren. Das DBG. 
beſtimmt in § 183: 

„Die zur Durchführung dieſes Geſetzes erforderlichen 
Rechts⸗ und Verwaltungsvorſchriften erlaſſen, ſoweit dieſes 
Geſetz nichts anderes vorſchreibt, die Reichsminiſter des 
Innern und der Finanzen. Sie können als Übergangsrege⸗ 
lung auch ergänzende Vorſchriften erlaſſen.“ 

Dieſer Aufgabe haben ſich beide Miniſter durch Erlaß der 
Durchf BO. v. 29. Juni 1937 (RGBl. I, 669) unterzogen. 
Dort ift zu § 184 unter Nr. 9 beſtimmt, daß die Zuſtellung 
der Verfügung noch bis längſtens zum 30. Sept. 1937 zuläſſig 
ſein ſoll, wenn die Frage, ob auf einen Beamten die Vor⸗ 
ſchriften der 88 5 und 6 BBG. anzuwenden find, am 30. Juni 
1937 bei der zuftändigen oberſten Reichs⸗ oder Landesbehörde 
bereits in Bearbeitung, die Prüfung aber noch nicht ab⸗ 
geſchloſſen iſt. Der Gedankengang, die Miniſter hätten ſich 
mit dieſer Beſtimmung zu der nun einmal beſtehenden ge- 
ſetzlichen Vorſchrift in §7 Abſ. 2 BBO., die nur durch 
Geſetz abänderbar geweſen ſei, unzuläſſigerweiſe in Wider⸗ 
ſpruch geſetzt, iſt abwegig. Die zuletzt genannte Beſtimmung 
begrenzte die Zuläſſigkeit von Maßnahmen aus 88 5 und 6 
BBG. allerdings auf den Zeitraum bis zum Inkrafttreten 
des DBO., mußte den maßgeblichen Zeitpunkt aber offen 
laſſen. So war eine Verbindung zwiſchen der Beſtimmung 
in $7 Abſ. 2 BBG. und dem ſpäter erlaſſenen DBG. der- 
art hergeſtellt, daß es dieſem überlaſſen blieb, den Zeitpunkt 
ſeines Wirkſamwerdens nicht nur allgemein, ſondern auch im 
Rahmen dieſer beſonderen Wechſelwirkung feſtzuſetzen. Die 
dem DBG. anzufügende Übergangsregelung ergab daher ohne 
weiteres die Möglichkeit, die Auswirkungen dieſes Geſetzes 
für die Dauer einer gewiſſen Übergangszeit gegenüber dem 
87 Abſ. 2 BBG. zurücktreten zu laſſen und damit die Bu- 
läſſigkeit von Zurruheſetzungen gemäß §§ 5 und 6 BBG. ent- 
ſprechend zu verlängern. Nichts anderes iſt hier mit der er⸗ 
wähnten Vorſchrift der DurchfVoOO. geſchehen, und zwar auf 
ordnungsmäßiger geſetzlicher Grundlage. Freilich ift das In⸗ 
krafttreten des DBO. in feinem 8184 Abſ. 1 Satz 1 allgemein 
auf den 1. Juli 1937 feſtgeſetzt worden, aber — mit dem 
in § 183 a. a. O. hinſichtlich der Überleitung gemachten Bor- 
behalt, wonach die genannten Miniſter als Übergangsrege⸗ 
lung auch ergänzende Vorſchriften erlaſſen konnten. Sofern 
ſie es alſo für erforderlich hielten, in die ſchon erwähnten 
Beziehungen zwiſchen 87 Abſ. 2 BBG. und dem Wirkſam⸗ 
werden des DHG. einzugreifen, handelte es ſich um ergän⸗ 
zende Beſtimmungen der vorgenannten Art, wozu die Mini- 
ſter ausdrücklich ermächtigt waren. Gegen die Rechtsgültig⸗ 
keit der hier in Betracht kommenden Vorſchrift der DurchfVO. 
laſſen ſich ſomit begründete Bedenken nicht erheben. Hiernach 
verblieb es aber noch bis zum 30. Sept. 1937 bei der Mög⸗ 
en Beamte gemäß §6 BBG. in den Ruheſtand zu ver- 
etzen. 

Die gerichtliche Prüfung hat im übrigen bei der Feſt⸗ 
ſtellung, daß die Anwendung des $6 BBG. vor dem 1. Okt. 
1937 geſetzlich nicht ausgeſchloſſen war, haltzumachen. Sie 
kann fih nicht darauf erſtrecken, ob die in der DurchfVO. 
v. 29. Juni 1937 zu § 184 unter Nr. 9 aufgeſtellten verfah⸗ 
rensmäßigen Vorausſetzungen erfüllt waren und ob die Zur⸗ 
ruheſetzung des Kl. auch der Sache nach gerechtfertigt war. 
Denn nach 87 Abſ. 1 BBG. i. Verb. m. der dazu unter 
Nr. 9 der 3. DurchfVO. v. 6. Mai 1933 (RGGBl. I, 245) ge- 
gebenen Vorſchrift hatte darüber ausſchließlich und mit bin⸗ 
dender Wirkung für die Gerichte die oberſte Verwaltungs⸗ 
behörde zu entſcheiden (vgl. RGZ. 161, 163). 

Die Frage einer Fürſorgepflichtverletzung kann gegen⸗ 
über der rechtſetzenden Tätigkeit der oben genannten Miniſter 
bei Erlaß der DurchfVO. v. 29. Juni 1937 nicht aufgewor⸗ 
fen werden. 

(RG, III. Ziv Sen., U. v. 8. Dez. 1939, III 33/39.) [N.] 
* 


29. RG. — 8 149 RBO. Kein Beamter kann allen 
daraus, daß er mit der Wahrnehmung einer beſtim 
Dienſtſtelle beauftragt ift, einen Anſpruch auf das Dient 
einkommen herleiten, das mit dieſer für ihn im Falle — 
Verleihung des Amtes verbunden ſein würde. Ohne enin 
Verwaltungsakt der zuſtändigen Stelle, der den Beamten i ; 
dieje Dienſtſtellung einwies, fehlt es an dem „Dienſeren 
hältnis“, das die für die Beurteilung des gegenwärtigen 
Falles zeitlich maßgebende Beſtimmung des 8 149 RBG. A 
Grundlage der Entſtehung vermögens rechtlicher Anſprüche a 
Beamten und zugleich als Vorausſetzung ihrer gerichtlih 
Geltendmachung erfordert (vgl. RGB. 104, 251 m. Radwa 
107, 328; 111, 358 [360]. Dieſer Rechtsgrundſatz gilt aue 
für alle von einem bereits angeſtellten Beamten in Anſpate 
enommenen ferneren Dienſtſtellungen, aus denen er Rech 
Berleiten will. 

(RG. III. Ziv Sen., U. v. 10. Nov. 1939, III 82/39.) 


* 

30. RG. — 8 39 RBef®. gibt kein zeitlich unbegrenztaf 
Rütkforderungsrecht, er findet vielmehr nur Anwendung 601 
ſolche Zuvielzahlungen, die für einen nach dem Inkrafttrete“ 
der Vorſchrift liegenden Zeitraum geleiſtet worden ſind 1. 
Wichert a. a. O., Anm. 5 Abſ. 3 S. 166 oben; SH, 
gie gelaf h, „Reichsbeſoldungsgeſetz“, 2. Aufl., § 39 Anm- 

418). 


(RG., III. Ziv Sen., U. v. 1. Dez. 1939, III 191/38.) D 


Verfahren, Gebühren und Koften 


31. KG. — 8 8 VereinſBO. v. 1. Sept. 1939; 8 91 3560. 


(2 

I. Berechnung der Beſchwerdeſumme bei Koſtenſeſt 

ſetzungsbeſchwerden. „hig 

II. Weitere Grundſätze zur Frage der Grjtattungafä hite 

keit von Detektivkoſten im Eheſcheidungsprozeß (zu vgl. au. 

DR. 1940, 49). Frühzeitig einſetzende Ermittlungen zur zal 

ſchaffung vollſtändigen (Be- oder Entlaſtungs⸗ Materiet 

entſprechen regelmäßig fürſorglicher Prozeßführung. Dengti 
tung der Ermittlungen für die Entſcheidung nicht unbedi 

Vorausſetzung der Erſtattungsfähigkeit. ab 
die 


Die Beſchwerde der Bekl. wendet ſich gegen k hatte 
ſetzung der Detektivkoſten in Höhe von 200 AM. Sie he, 
im Eheprozeß dem Kl. ehewidrige und chebrecheriſche ur. 
ziehungen zu einer Frau O. vorgeworfen. Um ihren Sig, 
wurf begründen zu können, hat ſie den Kl. und Be 
durch einen Detektiv beobachten und Ermittlungen 
ſtellen laſſen. me, 
Die Beſchwerde ift zulaſſig. Die Beſchwerdeſun ag 
welche nach der VereinfVO. v. 1. Sept. 1939 den grel” 
von 200 AM überſteigen muß, ift erreicht, obwohl ber Hin 
tige Koſtenbetrag fich nur auf 200 RM beläuft. Hinzu zen 
indes die Erhöhung der im übrigen nach dem teftget 4 
Erſtattungsbetrag berechneten Koſtenfeſtſetzungsgebüh Hell. 
züglich Umſatzſteuer des Prozeß bevollmächtigten 
Denn auch um dieſen Betrag, welchen die Bekl. ohne artei 
ſicht auf feine Eritattungsfähigfeit durch die gegend ag, 
ihrem Prozeß bevollmächtigten auf Grund deſſen Tu der 
werdens im Koſtenfeſtſetzungsverfahren ſchuldet, geht 
Streit. t 
Sachlich ift die Beſchwerde im weſentlichen deshalb 
Die Vorinſtanzen haben die Erſtattungsfähigkeit Krane 
verneint, weil die Ermittlungen bezüglich der in acht 
kommenden Zeugin Frau O. für die getroffene Cnil. arten 
verwandt worden feien, im übrigen die Bekl. habe abba az 
konnen, ob die von ihr als Zeugin benannte Frau O ne 
Beweisthema beſtätigen werde. Eine Betrauung eines ſege 
tektivs mit Ermittlungen ſchon vor dieſer Vernehmung 
außerhalb des Rahmens fürſorglicher Prozeßführung. id 
Diefen Ausführungen des LG. kann aus grundſäh ner 
Erwägungen nicht gefolgt werden. Der Senat hat hr pie 
Reihe von Entſch. die Grundſätze entwickelt, welche 5 Ehe 
Erſtattungsfähigkeit von Detektivkoſten für gerade IN er 
prozeſſen angeſtellte Ermittlungen und Beobachtung der 
wachſen. Es kann hierzu auf die Zuſammenfaſſung g ver⸗ 
Entſch. 20 W 4179/39 v. 21. Okt. 1939: DR. 1940, f mob 
wieſen werden. Danach ift regelmäßig zunächſt 1 für 
wendig das Beſtehen eines beſtimmten Verda 18 tnittel 
welchen ſich der Ehegatte die notwendigen Bewei 


io Jahrgang 1940 Heft 11/12 


Rechtſprechung 461 


beſchaf 
on e 


la möglich iſt. Beſteht aber ein ſolcher Verdacht, dann 
liche ſich die Auffaſſung nicht halten, als ob eine fürſorg⸗ 
ei Prozeßführung zunächſt einmal den Verlauf irgend- 
Ag Beweisaufnahme abzuwarten hätte und je nach dem 

fall derſelben dann erſt mit entſprechenden Ermitt⸗ 
für den einſetzen dürfte. Regelmäßig wird im Gegenteil eine 
dar egliche Prozeßführung dafür Sorge zu tragen haben, 
ür alles Material jo rajh und fo geſchloſſen wie möglich 
fo 5 Enti. des Prozeſſes zur Verfügung ſteht. Dies um 
Behr, als anderenfalls der Partei leicht der Verluſt ihrer 
vers, kungen und Beweismittel durch Ausſchließung wegen 
fi päteter Geltendmachung drohen kann. Davon abgeſehen 
aus es nur im Intereſſe einer geordneten Rechtspflege, daß 
auf die Parteien alle Maßnahmen treffen, um die Beweis⸗ 
gehör. me ſo zweckmäßig wie möglich zu geſtalten. Dazu 
wen vor allem, daß die Parteien das geſamte das Be- 


ſen will, was häufig auf anderem Wege als durch 
rfahrenen Beobachtern vorgenommene Ermittlungen 


ee kann auch nicht anerkannt werden, daß etwa die 
Ermit ob denn das Gericht für feine Entſch. auf dieſe 


endigke; 1 
ies Bleit der Ermittlungen ausſchlaggebend zu ſein hätte. 


„seien 
zeſſes für 
wenn ine völlig andere Sachlage iſt jedoch dann gegeben, 
Reihe mn Scheidungsprozeß der Scheidungsanſpruch auf eine 

i von Vorwürfen, fo insbeſondere auf mehrfache ehe- 
partei oder gar ehebrecheriſche Beziehungen der Gegen⸗ 

zu verſchiedenen Perſonen geſtützt wird. Hier kann die 
genden ang der Zweckmäßigkeit von Maßnahmen der kla⸗ 
würfe Partei, die ſie für die Klärung der einzelnen Vor⸗ 
en a den Nachweis der behaupteten Beziehungen zu 
welcher ſchiedenen Perſonen trifft, nicht davon abhängig ſein, 
Entir Vorwurf das Gericht dann ſchließlich für feine 
Geſam et ausſchlaggebend heranzieht, ob es dieſe auf die 
Geipen eit der Vorwürfe ſtützt oder, wie im vorl. Falle 
übrigen allein auf einen einzigen Fall beſchränkt, die 
regelmuß dagegen unberückſichtigt läßt. Cs bedarf deshalb 
ericht ig auch keiner Erörterung darüber, ob dabei das 
Beha zutreffend verfahren oder ob es die entſprechenden 
hat, „ungen der Parteien nur ungenügend herangezogen 
der, kig entſcheidende Geſichtspunkt ift vielmehr lediglich 
Narfe ettiv betrachtet die getroffenen Maßnahmen zur 
D ung des Sachverhalts beitragen konnten. 
dem a ac ift die Erſtattungsfähigkeit der Detektivkoſten 
ne nach zu bejahen. 
verſan züglich der Höhe fehlt indes die von dem Senat 
Umpane eingehende Aufſtellung des Detektivs über Art, 
ohne De Zeitaufwand betreffs feiner Ermittlungen, 
gewendet e eine Beurteilung der Angemeſſenheit der auf⸗ 
hin läßt en Beträge dem Gericht nicht möglich iſt. Immer⸗ 
in welch der Bericht des Detektivs X. wenigſtens erkennen, 
lungen ar Richtung und mit welchem Ergebnis die Ermitt- 
wendete geführt worden ſind. Ihr Umfang und die aufge⸗ 
Verfagr Zeit läßt ſich danach aber nur frei ſchützen, ein 
nahmenen welches nach der Ripr. des Senats nur aus 
Sache deiſe laß zu greifen hat. Regelmäßig jedoch ift es 
zu here er Partei, ihre Aufwendungen im einzelnen genau 
Eine ai und glaubhaft zu machen. Daran fehlt es hier. 
inſtauz erpflichtung des Gerichts, zumal in der Beſchwerde⸗ 
zu mach en Parteien nunmehr erſt entſprechende Auflagen 
wa . um ſie zu veranlaſſen, dasjenige nachzuholen, 
unſatz. ſich ſchon Sache eines ſchlüſſigen, geordneten Koſten⸗ 
iger ga mäß 5 104 BPO. ift, hat der Senat in ſtän⸗ 
RÎpr. verneint. 
à 25 Dier hat der Senat eine Tätigkeit von 6 vollen Tagen 
Höchſtmaß einſchließlich etwaiger Baraufwendungen als das 
naß der nach der Sachlage unbedingt erforderlichen 


Beobachtungen angenommen, ſo daß nur ein Geſamtbetrag 
von 150 RM als angemeſſen erſchien. 
(KG., 20. ZivSen., Beſchl. v. 27. Jan. 1940, 20 W 321/40.) 


* 


32. OLG. — 8 91 ZPO. Grundſätzlich können nur die 
von der Prozeßpartei ſelbſt aufgewendeten Koſten im Koſten⸗ 
feſtſetzungsverfahren erſtattet verlangt werden. Die Koſten 
einer Verſicherungsgeſellſchaft find nur inſoweit erſtattungs⸗ 
fähig, als die Prozeßpartei dieſe Koſten ſelbſt hätte aufwen⸗ 
den müſſen und auch aufgewendet hätte, wenn die Führung 
des Rechtsſtreits nicht der Verſicherungsgeſellſchaft überlaſſen 
worden wäre. 


Grundſätzlich iſt daran feſtzuhalten, daß Gegenſtand 
des Koſtenerſtattungsanſpruchs immer nur die von der 
Partei aufgewandten Koſten ſein können, und es geht 
nicht an, für das Koſtenerſtattungsverfahren an Stelle der 
einen oder der anderen Prozeßpartei einen anderen unter⸗ 
zuſchieben, der zwar am Obſiegen der Partei wirtſchaftlich 
intereſſiert, aber am Rechtsſtreit ſelbſt nicht als Partei be⸗ 
teiligt war. 

In der Regel wird die Partei die zur Vorbereitung 
und Durchführung des Rechtsſtreits notwendigen Partei- 
handlungen: Ermittelungen, Reiſen u. dgl., ſelbſt vorneh⸗ 
men. Sie kann ſie aber auch durch einen Beauftragten vor⸗ 
nehmen laſſen. Da ſie ihrem Beauftragten zum Erſatz ſeiner 
Aufwendungen verpflichtet ift (§ 670 BGB.), kann fie auch 
ſeine Koſten nach § 91 Abſ. 1 ZPO. vom unterlegenen 
Gegner erſtattet verlangen, ſoweit ſie nicht die Koſten über⸗ 
ſteigen, die ſie ſelbſt für den gleichen Zweck hätte aufwenden 
müſſen. Das gilt auch dann, wenn die Partei ein Verſiche⸗ 
rungsunternehmen, eine Verſicherungsgeſellſchaft oder einen 
Verſicherungsverein, mit der Führung des Rechtsſtreits be- 
auftragt. Daß der Verſicherer bei der Führung des Rechts⸗ 
ſtreits für den Verſicherungsnehmer auch eigene Belange 
wahrnimmt, kann keinen Unterſchied machen (vgl. Beſchluß 
14 W 472/38 v. 5. Nov. 1938: Kartei Nr. 207). 

Bei der Haftpflichtverſicherung gehört freilich die Ab⸗ 
wehr unberechtigter Anſprüche zu den vom Verſicherer dem 
Verſicherungsnehmer auf Grund des Verſicherungsvertrages 
geſchuldeten Leiſtungen. Die Aufwendungen, die durch die 
Rechtsverteidigung des Verſicherten entſtehen, ſind von dem 
Verſicherer zu tragen (8 150 VVG.; vgl. auch SS 62 vbd. 
63 dieſes Geſetzes), und der Verſicherungsnehmer iſt ver⸗ 
pflichtet, die Prozeßführung dem Verſicherer zu überlaſſen, 
der den Rechtsſtreit für eigene Rechnung führt (vgl. die bei 
Bruck in Anm. 22 zu § 149 VVG. wiedergegebene Be- 
ſtimmung in 85 Ziff. 3 AllgcaftpflVerſ Bed.). Dieſe Be- 
ſtimmungen galten auch für das zwiſchen dem Bekl. und 
dem Schiffsverſicherungsverein beſtehende Verſicherungsver⸗ 
hältnis (ogl. 8 53 der Satzung dieſes Vereins). Auch Hier- 
durch wird jedoch noch keine andere Beurteilung gerecht⸗ 
fertigt. Nach Sinn und Zweck des Verſicherungsvertrags 
follen die durch die Abwehr des Schadenserſatzanſpruchs 
entſtehenden Koſten dem Verſicherer nur ſoweit zur Laſt 
fallen, als ſie nicht vom Gegner zu erlangen ſind. Hierfür 
zahlt der Verſicherungsnehmer den Verſicherungsbeitrag, 
nicht aber dafür, daß ſein Gegner von Koſten freigeſtellt 
werde. Nach 8 150 Abi. 1 Satz 3 VVG. (vgl. auch 8 63 
Abſ. 1 Satz 3 dieſes Geſetzes) hat der Verſicherer die Koſten 
dem Verſicherungsnehmer auf Verlangen vorzuſchießen. Es 
liegt auf der Hand, daß es einer Partei nicht bloß deshalb 
verſagt ſein kann, eine Aufwendung im Koſtenerſtattungs⸗ 
verfahren gegen den Gegner geltend zu machen, weil ſie den 
hierfür erforderlichen Geldbetrag vom Verſicherer vorge⸗ 
ſchoſſen erhalten hat. Auch die vom Verſicherer ſelbſt bei 
der Führung des Rechtsſtreits für den Verſicherungsnehmer 
aufgewandten Koſten können nur als vorſchußweiſe geleiſtet 
gelten. Aus der beſonderen Natur des Verſicherungsver⸗ 
trags folgt ſomit, daß der Gegner des Verſicherungsneh⸗ 
mers durch das Beſtehen des Verſicherungsverhältniſſes 
nicht günſtiger geſtellt ſein kann, als wenn das Verſiche⸗ 
rungsverhältnis nicht beſtünde. Er muß daher auch die 
Aufwendungen erſtatten, die die Verſicherungsgeſellſchaft 
oder der Verſicherungsverein an Stelle der Partei zur 
Durchführung des Rechtsſtreits gemacht hat. Andererſeits 
kann aber der Gegner verlangen, daß ſeine Verpflichtungen 
dadurch, daß ſich der Verſicherer in den Rechtsſtreit einge⸗ 
ſchaltet hat, nicht vermehrt werden. Er braucht daher nur 
die Koſten zu erſtatten, die die Partei ſelbſt hätte aufwen⸗ 
den müſſen und annehmbar auch aufgewendet hätte, wenn 
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ſie die Führung des Rechtsſtreits nicht der Verſicherungs⸗ 
geſellſchaft oder dem Verſicherungsverein überlaſſen hätte. 
Auch das KG. ſieht in feinen Entſch. JW. 1935, 2069 und 
1936, 3330 die Koſten der Verſicherungsgeſellſchaft nur in⸗ 
foweit für erſtattungsfähig an, als fie auch von der Partei 
ſelbſt vernünftigerweiſe hätten aufgewendet werden dürfen, 
und verlangt, daß dieſem Erfordernis in jedem Falle be⸗ 
ſondere Beachtung geſchenkt werde. 

(OLG. Dresden, 14. ZivSen., Beſchl. vom 15. Nov. 1939, 
14 W 397/39.) 

E 


33. OLG. — Art. 3 Schutz BO. v. 1. Sept. 1939 (RG Bl. I, 
1656). Vorausſetzungen für die Anordnung des Ruhens nach 
Ziff. 2 und 3. 

Die Vorausſetzungen für die Anwendbarkeit des Art. 3 
Nr. 2 SchutzVO. v. 1. Sept. 1939 liegen nicht vor. Nach 
dieſer Beſtimmung iſt die Abſetzung einer Sache wegen feh— 
lender Dringlichkeit nur dann zuläſſig, wenn aus anders nicht 
zu behebenden, durch den Krieg hervorgerufenen Gründen die 
Zurückſtellung gerade dieſer Sache geboten iſt. Solche Gründe 
liegen hier nicht vor. Das LG. hat den Grund dafür, das 
Ruhen des Verfahrens anzuordnen, allein aus dem ſäumigen 
Verhalten der Kl. vor Erhebung der Klage entnommen, die 
mit der Ende 1939 erhobenen Klage Anſprüche aus dem 
Jahre 1932 geltend macht. Das rechtfertigt die Anwendung 
des Art. 3 Nr. 2 aber nicht. 

Das Ruhen des Verfahrens konnte aber auch nicht auf 
Grund des Art. 3 Nr. 3 angeordnet werden. Denn ſelbſt wenn 
es notwendig ſein ſollte, einige zum Heeresdienſt eingezogene 
Monteure der Verklagten als Zeugen zu vernehmen, ſo wäre 
damit die Verklagte an einer ſachdienlichen Führung des 
Rechtsſtreits noch nicht gehindert. Die Praxis hat gezeigt, 
daß die Vernehmung von Zeugen, auch wenn ſie bei einer 
Truppe im Felde ſtehen, mit Hilfe der Militärgerichte ſehr 
wohl möglich ift. Sollte hier jedoch eine kommiſſariſche Reu- 
genvernehmung wegen der Schwierigkeit des Prozeßſtoffes 
nicht am Platze ſein, ſo könnte immer noch der Zeitpunkt 
abgewartet werden, an dem die Zeugen auf Urlaub kommen 
und dem Gericht dann perſönlich zur Verfügung ſtehen. 

(OLG. Jena, 1. ZivSen., Beſchl. v. 25. Jan. 1940, 1 W 
22/40.) 
* 


34. KG. — 88 7, 8 EntlVO.; § 13 Ziff. 2 RAGeb O. 
In einem gemäß 87 Entl VO. geführten ſchriftlichen Ver⸗ 
fahren erwachſen Gebühren für die Prozeß bevollmächtigten 
nur dann, wenn auf den übereinſtimmenden Antrag auf 
ſchriſtliche Entſcheidung tatſächlich auch eine Entſcheidung er⸗ 
geht. Bei Vergleich unter Widerruf mit nachfolgendem An⸗ 
trag auf ſchriftliche Entſcheidung erwächſt daher keine Ver⸗ 
handlungsgebühr, wenn der Vergleich nicht widerrufen wird. 

Die Abſetzung der Verhandlungsgebühr iſt entgegen 
der Auffaſſung des Erinnerungsführers nicht zu beanſtan⸗ 
den. Vor Abſchluß des gerichtlichen Vergleichs iſt nicht ver⸗ 
handelt worden. Der Anwalt iſt aber der Anſicht, daß, nach⸗ 
dem der Vergleich unter Widerrufsvorbehalt geſchloſſen 
worden ſei und die Prozeßbevollmächtigten übereinſtimmend 
für den Fall des Widerrufs ſich mit ſchriftlicher Entſch. ein- 
verſtanden erklärt hätten, darin eine Verhandlung zu cer- 
blicken ſei. Wenn auch die Anträge bedingt geſtellt worden 
feien, jo fei trotzdem dadurch bereits die Verhandlungs- 
gebühr ausgelöſt worden. 

Aus welchem Grunde dieſes Verfahren von den Pro- 
zeßbeteiligten eingeſchlagen worden iſt, iſt ohne weiteres 
erſichtlich. Gerade weil vordem nicht verhandelt worden war, 
wollten die Parteien dem Gericht für den Fall des Wider- 
rufs des Vergleichs die verfahrensmäßige Grundlage für 
eine Sachentſcheidung ſchaffen. Dies hätte einmal in der 
Weiſe geſchehen können, daß ſie bereits unbedingt verhan⸗ 
delten, daß aber eine Entjch. nur für den Fall des Ver- 
gleichswiderrufs verkündet werden ſollte. Damit würde aller⸗ 
dings unvermeidbar eine koſtenrechtliche Belaſtung des 
Prozeſſes inſofern eingetreten ſein, als dann auch unter 
allen Umſtänden, ſelbſt bei Wirkſamwerden des Vergleichs, 
beiderſeits die Verhandlungsgebühr erwachſen wäre. Dieſes 
Verfahren wäre alfo unter koſten rechtlichem Geſichtspunkt 
unzweckmäßig geweſen und ift — nach der Äußerung des 
Prozeßgerichts — deshalb abſichtlich vermieden worden. 

So blieb den Parteien nur das tatſächlich eingeſchla⸗ 
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gene Verfahren, nämlich daß ſie für den Fall des Widerrufs 
ſich mit ſchriftlicher Entſch. einverſtanden erklärten, d. . 
übereinſtimmend gemäß 8 7 EntlV O. Antrag auf ſchriſ 
liche Entſch. ſtellten. Es kann nun dahingeſtellt bleiben, . 
auch eine nur erft bedingte Stellung von Anträgen berere 
eine verfahrensrechtlich wirkſame Verhandlung bedeutet — 
ſomit auch die Verhandlungsgebühr des $ 13 Ziff. 2 m 
Gebo. entſtehen laßt. Denn das Verfahren aus § 7 CMY 
VO., durch welches an fidh die Vorausſetzungen der Deir 
lichen Verhandlung nicht erfüllt werden, hat durch § 8 . 
BD. feine beſondere gebührenrechtliche Regelung gefundene 
Danach ſteht ein gemäß § 7 ohne mündliche Verhandlund 
geführtes Verfahren hinſichtlich der Gerichtskoſten un 
der Anwaltsgebühren einem Verfahren mit mündlicher a 
handlung gleich. Das bedeutet, daß erft im Wege der gel 
lichen Fiktion für ein Verfahren gemäß § 7 EntlVO. 158 
haupt Gebühren gemäß GKG. und Racheb O. erwachſen 
aber auch nur unter der beſonderen Vorausſetzung, daß e 
fih um ein „geführtes“ Verfahren handelt. Hierzu 40 
der Senat in ſtändiger Npr. (zu vgl. Entſch. 20 Wa 80 
v. 24. April 1930 bei Gaedeke: Koftfipr. 1938 RUF 
ausgeſprochen, daß ein Verfahren nur dann „geführt pe 
wenn daraufhin tatſächlich auch eine gerichtliche Entſch. “y 
gangen ift. Da hier der Vergleich wirkſam geworden il une 
für eine gerichtliche Entſch. kein Raum mehr und iſt gen 
ſolche auch nicht ergangen. Es fehlt daher an der geſetzli bes 
Vorausſetzung des 88 EntlVO. für die Anwendung mit 
$ 13 Biff. 2 Relchebd. Eine Verhandlungsgebühr ift PN, 
für die Prozeßbevollmächtigten nicht erwachſen. Ob die 2 
teiligten einheitlich anderer Auffaſſung geweſen ſind m 
etwa der zur Entſch. ſtehende Fall den Prozeßbevollmah 
tigten beſondere Mühe gemacht hat, ſo daß ſelbſt bei Seit 
treten einer Verhandlungsgebühr die entwickelte Tätige. 
noch keineswegs abgegolten wäre, iſt für die gebühren rech 
liche Beurteilung ohne Belang Sie hat ſich ausſchließ zie 
nach den geſetzlichen Tatbeſtandsmerkmalen zu richten, 
hier für den Anſatz der Verhandlungsgebühr fehlen. ` 
(RO. 20. BivSen, Beſchl. v. 27. Jan. 1940, 20 Wa 15/40 
* 


7b 
35. OLG. — § 13 NAGebO.; g 61 Ehecz. 88.615, Pin 
BPO. Ein Vergleich in einer Eheſache liegt vor, wenn an⸗ 
Partei gegen eine ihr günſtige Regelung der Unterheit die 
ſprüche oder ſonſtiger Rechtsbeziehungen der Parteien gei 
Zeit nach der Scheidung auf Rechtsmittel gegen ein a 669 
dungsurteil verzichtet. Entgegen KG.: DR. 1939, 109, e, 
und 1926 bedarf es dazu nicht des Umwegs, daß ein Ehe⸗ 
fahren aus 8627 b ZPO. als eingeleitet und mit dem Kor 
ſtreit verbunden angeſehen wird. — Ein Vergleich auf von 
tragung des Sorgerechts für die Perſon eines Kindes 
einem Ehegatten auf den anderen iſt unwirkſam. beide 
Das LO. L. hat die Ehe der Parteien geſchieden Pais 
Parteien für ſchuldig erklärt und die Koſten des Re er⸗ 
ſtreits gegeneinander aufgehoben. Im Anſchluß an die ng. 
kündung dieſes Urteils haben die Parteien vor em 
einen Vergleich folgenden Wortlauts geſchloſſen: en⸗ 
1. Die Parteien verzichten für ihre Perſon auf geh 
ſeitige Unterhaltsanſprüche. der 
2. Der Kl. trägt die Gerichtskoſten ſowie die Koſten. 
beiderſeitigen Prozeß bevollmächtigten. f Reiſe⸗ 
Die Bekl. verzichtet auf Erſtattung ihrer 
koſten. aus 
3. Der Kl. überläßt die Sorge für die Perſon des 
der Ehe hervorgegangenen Kindes der Bell. 


; in 

Danach haben beide Parteien erklärt, daß ſie auf Fine 
legung eines Rechtsmittels gegen das im gleichen =" 
verkündete Urteil verzichten. itwerts 

Die Parteien haben um Feſtſetzung des Streit des 
gebeten, insbeſondere auch um Feſtſetzung des Wert für 
Vergleichsgegenſtandes. Das LG. hat den Streitwer „on 
das geſamte Verfahren auf 4000 AM feſtgeſetzt, 1 aber 
ſetzung eines beſonderen Streitwerts für den Vergleu An⸗ 
abgelehnt. Hiergegen richtet ſich die Beſchwerde Pr ichs 
walts der Bekl. Er beantragt, den Wert des 3 au 
gegenſtandes auf 6300 RM feſtzuſetzen, und ðP verein, 
4000 AM für die Eheſache, auf 1800 AM für den 0 mM 
barten gegenſeitigen Unterhaltsverzicht und auf Kindes 
für die Regelung der Sorge für die Perſon des“ 
der Parteien. P 

Das Rechtsmittel ift nur zum Teil begründet. 


10. Jahr. 
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Bergia der Streitgegenſtand ſelbſt Gegenſtand eines 
ns ift, kann eine beſondere Wertfeſtſetzung für den 
5 3 nicht gefordert werden. Das Prozeßgericht ſetzt 
dchtskofte nach $ 18 GRG. nur zur Berechnung der Ge- 
tehny ften fejt. Eine Wertfeſtſetzung zum Zwecke der Be⸗ 
nicht 50 von Rechtsanwaltskoſten iſt in den Koſtengeſetzen 
Akte Borgeſehen (bgi. insbeſ. § 11 RAGebD.). Für ſolche 
kann. für die nach dem GKG. keine Gebühr erhoben werden 
Ra. I daher auch kein Streitwert feſtzuſetzen (vgl. u. a. 
1920 J 1895, 1028; 1898, 3482; 1903, 9%; RG.: IW. 
Vergleich; Dresden: SächſArch. 32, 257). Den Abſchluß eines 
im yad über den Streitgegenſtand hat der Geſetzgeber 
einen po, gebührenfrei gelaſſen. Nach § 36 GNG. ift für 
ſonde re h dem Gericht abgeſchloſſenen Vergleich eine be⸗ 
gegenſta ur nur inſoweit zu erheben, als der Vergleichs⸗ 
ur 9 den Wert des Streitgegenſtandes überſteigt. 
eine lem Umfang ift infolgedejlen nach 8 18 GKG. 
abgeſchl elſeſtſetzung für einen im Laufe des Rechtsſtreits 
5 un Vergleich vorzunehmen. 
london. 26. hat es ſonach mit Recht abgelehnt, einen be- 
ache ie Streitwert für den Vergleich hinſichtlich der Ehe- 
ebin, kzuſetzen. Darüber, ob der BeſchwF. eine Vergleichs⸗ 
des S aach § 13 Nr. 3 RAchebO. auch nach dem Werte 
nötigen rellgegenſtandes in der Eheſache verlangen darf, ift 
Streitnarfeh zwiſchen ihm und dem Bekl. im ordentlichen 
ſetzunge klahren und zwiſchen den Parteien im Koſtenfeſt⸗ 
Al erfahren zu entſcheiden. 

auch * gleichen Gründen hat bei der Wertfeſtſetzung 
wereinbarun⸗ den Parteien über die Streitkoſten getroffene 
bächsſtreſ ng außer Betracht zu bleiben. Den Koſten des 


re 
9 15 f nung keine ſelbſtändige Bedeutung zu (vgl. 


erden fann daher ein beſonderer Wert nicht feſtgeſetzt 
auch auf dine daß es darauf ankäme, ob der Vergleich ſich 

1 Eheſache als ſolche mit erſtreckt hat oder nicht. 
Unter a T. des Vergleichs waren weiter auch die 
Weliherwelſe gene die den Parteien nach der Scheidung 


dies 
gegenſtan der Anſprüche überſteigt der Wert des Vergleichs⸗ 
4 es den Wert das Streitgegenſtandes. 

3 . A nimmt freilich an, bei einer Verbindung 
mögen wen bermögensrechtlichen Anſpruchs mit einem ver⸗ 
nämlich 5 iden könne nach 8 11 GRG. nur ein Anſpruch, 
i in Eheſache als der höhere, maßgebend fein. Dieſe 
„daß jedoch nicht zu billigen. Das LG. beachtet dabei 
trifft, 5, 8 11 Abſ. 3 GRG. nicht ſchlechthin den Fall be- 
nichtp A, ein vermögensrechtlicher Anfpruc mit einem 
nur den ensrechtlichen Anſpruch verbunden iſt, ſondern 
Nipru Fal, daß der mit dem nichtvermögensrechtlichen 
ichtvermgerbundene vermögensrechtliche Anſpruch aus dem 
dber hie: gensrechtlichen Anſpruch hergeleitet wird. Das ift 
em Brit der Fall. Die Scheidungsklage beruht auf 
Recht et den Ehegatten durch die Ehe begründeten 
p barun hältnis (RGZ. 9, 381). Mit der Unterhaltsver⸗ 
ung eh wollten die Parteien ein erft nach der Schei⸗ 
Partei n in hendes Rechtsverhältnis ordnen. Die von den 
galtsanſy u den Vergleich einbezogenen beiderſeitigen Unter- 
geltend e können daher nicht aus dem im Rechtsſtreit 
und es vo machten Scheidungsanſpruch hergeleitet werden, 
ſie etwa Se auch an jedem Anhalt dafür, daß die Parteien 

b Sein tatſächlich daraus hätten herleiten wollen. 
den Vera! wäre eine Wertfeſtſetzung hinſichtlich der in 
denn 155 Fin einbezogenen Unterhaltsanſprüche abzulehnen, 
zu in Sier alei, fo wie er vorliegt, etwa nichtig wäre, 
Zur a Falle keine Gebühren erhoben werden könnten. 
Mag „ung dieſer Frage beſteht im vorl. Fall deshalb 
y NAStechgr es fih um einen Vergleich in einem Schei⸗ 
in de itsſtreit handelt. Es liegt auf der Hand, daß die 
der 9975 egleichsniederſchrift enthaltenen Abmachungen und 
machine Parteien im unmittelbaren Anſchluß an dieſe 
Wille Wegen erklärte Verzicht auf Rechtsmittel nach dem 
SH au er Parteien eine Einheit bilden ſollten. Der Ver⸗ 
ebenen f Unterhaltsanſprüche und die weiterhin noch ge- 
Zuſagen hatten nach dem Parteiwillen den Zweck, 
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jeweils den anderen Teil zum Rechtsmittelverzicht zu be- 
ſtimmen und ſo die Rechtskraft des Urteils auf Scheidung 
aus beiderſeitigem Verſchulden herbeizuführen. Der von den 
Parteien erklärte Verzicht auf Rechtsmittel gegen das Schei⸗ 
dungsurteil war ſomit ein Beſtandteil des Vergleichs. Ver⸗ 
gleiche ſowie andere Verträge, die der Ermöglichung oder 
Erleichterung der Scheidung dienten und damit gegen den 
Grundſatz des Eheſchutzes verſtießen, wurden bisher in der 
Rſpr. für unwirkſam angeſehen. Das Ehe. v. 6. Juli 1938 
hat jedoch die Rechtslage inſoweit grundlegend geändert. 
Es ſtellt in § 80 den Ehegatten frei, über die Unterhalts⸗ 
pflicht für die Zeit nach der Scheidung der Ehe Vereinba⸗ 
rungen zu treffen, und § 80 Satz 2 ſpricht in feinem erſten 
Halbſatz ausdrücklich aus, daß eine vor Rechtskraft des 
Scheidungsurteils getroffene Unterhaltsvereinbarung nicht 
ſchon deshalb nichtig iſt, weil ſie die Scheidung erleichtert 
oder ermöglicht hat. Es macht auch keinen Unterſchied, ob 
die Vereinbarung vor oder während des Eheſtreits getroffen 
worden ift. Bedenken ſachlich⸗ rechtlicher Art können daher 
gegen einen Vergleich, durch den ein Ehegatte gegen Buge- 
ſtändniſſe des anderen Teils in der Unterhaltsfrage auf 
Rechtsmittel gegen ein die Scheidung ausſprechendes Urteil 
verzichtet, nicht mehr hergeleitet werden, falls nicht die be⸗ 
lagen Vorausſetzungen des § 80 Satz 2 Halbſatz 2 vor- 
iegen. 


Ein ſolcher im Laufe des Rechtsſtreits vergleichsweiſe 
vereinbarter Verzicht auf Rechtsmittel iſt aber auch ver⸗ 
fahrensrechtlich zuläſſig und, wie ſchon an dieſer Stelle 
bemerkt werden ſoll, als ein Vergleich zur Hauptſache im 
Sinne der koſtenrechtlichen Beſtimmungen zu werten. Zwar 
ift der Eheſtreit der ſachlich-rechtlichen Verfügung der Streit- 
teile inſofern entzogen, als die Scheidung immer nur durch 
ein Urteil des Gerichts ausgeſprochen werden kann, dem der 
Geſetzgeber zur Aufrechterhaltung der Ehe das Recht der 
Wahrheitsermittlung eingeräumt hat (§ 622 ZPO.); ift aber 
ein Urteil auf Scheidung ergangen, fo liegt es nunmehr in. 
der Hand der Parteien, ob ſie das Prozeßrechtsverhältnis 
durch Rücknahme der Klage (8 6144 BPO.) oder durch 
einen Rechtsmittelverzicht alsbald beendigen oder aber durch 
Einlegung des zuläſſigen Rechtsmittels auch noch weiterhin 
aufrechterhalten wollen. Die Verfügung über das Prozeß⸗ 
rechts verhältnis ſteht aljo inſoweit den Parteien zu; fie 
kann auch zuläſſigerweiſe in einem Übereinkommen der Par⸗ 
teien getroffen werden, und zwar auch in Verbindung mit 
einem Unterhaltsvertrag oder einer anderen Vereinbarung, 
die der Regelung der Rechtsbeziehungen der Parteien nach 
der Scheidung dient. In § 80 Ehe®. ift der Grundgedanke 
zum Ausdruck gekommen, daß eine Vereinbarung der Ehe⸗ 
gatten über ihre Rechtsbeziehungen nach der Scheidung 
nicht ſchon deshalb unwirkſam ift, weil fie die Scheidung 
erleichtern oder ermöglichen ſollte. Dieſe Geſetzesbeſtimmung 
iſt daher auch auf andere Verträge als Unterhaltsabkommen 
anzuwenden. So hat auch bereits das RG. in RZ. 159, 
157 ff. (165) die Beſtimmungen des § 80 Ehe®. entſprechend 
auf andere Vereinbarungen vermögensrechtlicher Art an- 
gewandt. 

Als Vergleich iſt jede vor Gericht getroffene Verein⸗ 
barung der Parteien anzuſehen, durch die der Rechtsſtreit 
im Wege beiderſeitigen Nachgebens beigelegt wird, ſo daß 
eine weitere Tätigkeit des Gerichts hinfällig iſt. Das Nach⸗ 
geben braucht ſich nicht auf den ſachlich⸗rechtlichen Streit- 
gegenſtand zu beziehen (Jonas, Anm. II 1 zu 8 794 
BPO. und KG.: JW. 1934, 568). Deshalb ift auch eine Ber- 
einbarung, durch die eine Partei gegen eine ihr günſtige 
Regelung der Unterhaltsanſprüche oder der ſonſtigen Rechts⸗ 
beziehungen der Parteien für die Zeit nach der Scheidung 
auf Rechtsmittel gegen ein Scheidungsurteil verzichtet, als 
ein Vergleich in der Hauptſache anzuſehen. Zu dieſem Er⸗ 
gebnis kommt auch das KG. in feiner Entſch.: DR. 1939, 
1926. Wie es mit Recht hervorhebt, ſtellt zwar eine ſolche 
Einigung der Parteien noch keinen Vergleich über den 
Scheidungsanſpruch ſelbſt dar — da den Ehegatten die Ver⸗ 
fügung über den Beftand der Ehe entzogen ilt, können ſie 
ſich über den ſtreitigen Scheidungsanſpruch als ſolchen nicht 
einigen (vgl. RG. 157, 141 f. 11451 —, fie beendigt aber den 
ſchwebenden Rechtsſtreit durch Beſeitigung des Strettver⸗ 
hältniſſes, fie beſeitigt die Rechtshängigkeit. 

Das KG. ift freilich in den Eutſch. DR. 1939, 189, 669 
und 1926 (ebenſo Gaedeke: DR. 1939, 1904) der Mei- 
nung, daß ſich eine Verbindung vermögensrechtlicher An⸗ 
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ſprüche mit dem Eherechtsſtreit auch in einem Vergleich nur 
auf dem Wege des § 627 b BPO. rechtfertigen laffe. Dieſer 
Umweg nötigt indeſſen den Parteien einen Willen auf, den 
ſie in der Mehrzahl der Fälle in Wahrheit nicht gehabt 
haben, und führt zu einer unerwünſchten Verwicklung des 
Verfahrens; es ſind nach dem KG. gebührenrechtlich drei 
verſchiedene Tatbeſtände zu unterſcheiden: die Eheſache, die 
einſtweilige Unterhaltsanordnung nach § 627 b und der 
regelmäßige Unterhaltsanſpruch, ſoweit er den Wert des im 
Anordnungsverfahren geltend gemachten Anſpruchs über- 
ſteigt. Auch verſagt der vom KG. eingeſchlagene Weg in den 
häufigen Fällen, wo nach Lage der Sache eine einſtweilige 
Unterhaltsregelung nach § 627b nicht in Frage kommen 
kann, weil die Parteien übereinſtimmend davon ausgehen, 
daß weder dem einen noch dem anderen Teil bis auf wei⸗ 
teres ein Unterhaltsanſpruch zuſteht, und der Unterhalts- 
verzicht nur für den Fall ausgeſprochen werden ſoll, daß 
eine Partei in Zukunft einmal unterhaltsbedürftig werden 
ſollte. Auch in Fällen dieſer Art iſt aber die Möglichkeit 
einer vergleichsweiſen Beendigung des Eherechtsſtreits er⸗ 
wünſcht. Nach § 627 b BPO. kann ferner nur der Unter- 
haltsanſpruch eines Ehegatten durch einſtweilige Anordnung 
geregelt werden, ein anderer Anſpruch vermögensrechtlicher 
Art oder ein nichtvermögensrechtlicher Anſpruch könnte da- 
her nicht gleichzeitig mit dem Eheſtreit verglichen werden, 
jedenfalls dann nicht, wenn nicht gleichzeitig auch eine 
Unterhaltsregelung erfolgt. 


Das gewünſchte Ergebnis kann aber nach Anſicht des 
Senats auch erreicht werden, ohne daß lediglich aus for- 
malen Gründen das Verfahren nach § 627 b als Hilfsmittel 
herangezogen werden müßte. Es iſt anerkannten Rechtens 
und wird auch durch die Beſtimmung in $ 36 GRG. be- 
ſtätigt, daß die Parteien ſich bei Abſchluß eines Vergleichs 
in einem zwiſchen ihnen anhängigen Rechtsſtreit nicht auf 
den Streitgegenſtand des Rechtsſtreites beſchränken müſſen, 
ſondern auch andere Anſprüche, die bisher noch nicht rechts⸗ 
hängig waren, in den Vergleich mit einbeziehen dürfen. 
Warum dies bei einem Vergleich, der in einem Verfahren 
in Eheſachen abgeſchloſſen wird, anders ſein ſoll, iſt nicht 
einzuſehen. Nach Anſicht des Senats kann nur entſcheidend 
ſein, ob die vergleichsweiſe Beilegung eines Eherechtsſtreits 
überhaupt zuläſſig iſt, was nach dem früher Ausgeführten 
jedenfalls in beſchränktem Umfange zutrifft, und ob ſie 
nach ſachlichem Recht mit einer Regelung vermögensrecht⸗ 
licher Anſprüche verbunden werden darf. Sind dieſe Fragen 
zu bejahen, ſo ſind die Parteien nicht gehindert, auch bei 
einem in einer Eheſache abgeſchloſſenen Vergleich über den 
Streitgegenſtand hinauszugreifen und auch vermögensrecht— 
liche Anſprüche mit zu regeln. Das KG. begründet ſeinen 
abweichenden Standpunkt im DR. 1939, 669 damit, daß 
nach 8 615 BPO. verfahrensrechtlich die Verbindung eines 
vermögensrechtlichen Anſpruchs mit dem im Verfahren in 
Eheſachen geltend zu machenden Scheidungsanſpruch nicht 
zuläſſig iſt. Damit ſei, ſo führt es aus, an ſich auch eine 
Verbindung der Art verwehrt, daß im Rahmen des Schei⸗ 
dungsrechtsſtreits ein Vergleich über Unterhaltsanſprüche 
geſchloſſen werde. Dieſe Folgerung iſt jedoch nicht zwingend. 
Schon der Wortlaut des Geſetzes ſpricht dagegen. § 615 
Abſ. 2 BRO. erklärt es nur für unſtatthaft, daß mit einer 
der in Abſ. 1 erwähnten Klagen eine andere Klage ver- 
bunden oder daß eine Widerklage anderer Art erhoben 
wird. Es iſt alſo lediglich unterſagt, ſolche Anſprüche an⸗ 
derer Art im Verfahren in Eheſachen durch Klage oder 
Widerklage geltend zu machen, ſie dem Spruche des Ehe⸗ 
gerichts zu unterftellen. Aber auch ihrem Sinne nach kann 
die Vorſchrift des § 615 Abſ. 2 BPO. auf eine vergleichs⸗ 
weiſe Regelung folder Auſprüche anderer Art im Verfahren 
in Eheſachen nicht angewandt werden. Die zuläſſige Verbin⸗ 
dung verſchiedener Klagen bewirkt, daß über die verbunde⸗ 
nen Anſprüche gleichzeitig zu verhandeln ift (vgl. Jonas, 
Anm. V zu $ 260 ZPO.) Die Verbindungsverbote, die in 
88 615, 260, 147, 633, 638 BPO. und an anderen Stellen 
des Geſetzes ausgeſprochen ſind, wollen nur verhindern, daß 
ſolche Anſprüche, die mit Rückſicht auf ihre beſondere Rechts⸗ 
natur in einem beſonders geregelten Verfahren geltend ge⸗ 
macht werden können oder müſſen, mit Anſprüchen anderer 
Art in dem einſchlägigen Sonderverfahren und ſeinen 
Eigentümlichkeiten verhandelt werden. Die beſonderen Pro⸗ 
zoßarten find in ihrem Gefüge für die Verhandlung und 
für die gerichtliche Eutſch. den Anſprüchen angepaßt, die in 


ihnen geltend zu machen ſind, und es erſchien dem geih 
geber unzweckmäßig, andere Anſprüche zur Verhandlung 
einer Prozeßart zuzulaſſen, die nicht der Natur dieſer der 
ſprüche entſpricht. So hat der Geſetzgeber auch nach iner 
Begründung des Entwurfs zur ZPO. die Verbindung en 
anderen Klage mit den im erſten Abſatz des 8 552 die 
Entwurfes, des jetzigen § 615, erwähnten Klagen ſowie n 
Erhebung einer Widerklage anderer Art wegen der ig 
tümlichkeiten des Verfahrens in Eheſachen für unzunch , 
erklärt (Hahn, „Die geſamten Materialien zur Fon 
1. Abtlg. S. 402). Dieſer Geſichtspunkt hat aber für eher 
das Streitverhältnis beendigenden Vergleich keine Be der 
tung. Hierbei ſpielen die Beſonderheiten, mit denen (ge 
Geſetzgeber das Verfahren in Eheſachen ausgeſtattet hat 
ſchränkung des Verhandlungsgrundſatzes, eigene Ger heit 
lungstätigkeit des Gerichts zur Erforſchung der Wah. 
u. d.), keine Rolle mehr. Durch die Einbeziehung in ug, 
Vergleich kann der andersartige Anſpruch weder unmit Br 
bar noch auch nur mittelbar zum Gegenſtand des 15 
ſtreits werden; das allein will aber die Vorſchrift in nein 
Abi. 2 BPO. verhüten. Es wird auch in der Rſpr. algei reit 
für zuläſſig angeſehen, mit einem anhängigen Rech chen, 
zuſammen andere Streitigkeiten gemeinſam zu verglei 


für deren Entſch. das Gericht, bei dem der Vergleich Salat 
ſchloſſen wird, nicht fachlich oder örtlich zuſtändig iſt, über 


wenn ſchon bei einem anderen Gericht ein Rechtsſtreit nd 
ſie anhängig iſt. Deshalb iſt auch kein zwingender infant 
erſichtlich, aus dem nicht mit einem Eheſtreit gemel auch 
eine andere Rechtsſtreitigkeit verglichen werden könnte teien 
der Umſtand, daß gerade erſt das Nachgeben der Br auf 
in den mitverglichenen Streitigkeiten den mit Rüde der 
dieſes Nachgeben ausgeſprochenen Rechtsmittelverzich 33 
die aus dieſem Grunde erfolgte Rechtsmittelrücknahm nen 
gleich als einen Vergleich des Eheſtreits ſelbſt erſcheiner 
läßt, zwingt nach der überzeugung des Senats zu 
anderen Beurteilung. dein 
Der Wert des Anſpruchs, den die Parteien neben nach 
Streitgegenſtand in den Vergleich einbezogen haben, NEE 
den gleichen Grundfäßen zu beftimmen, bie anzu an’ 
wären, wenn der Anſpruch einen Teil des Streitgege ajel 
des gebildet hätte. Im vorl. Fall handelt es fih un f 2 
liche Unterhaltsanſprüche. Auf ſie iſt an ſich S lung 
GKO. anzuwenden, wonach bei Anſprüchen auf Gu pfl 
einer auf geſetzlicher Vorſchrift beruhenden Unterhalt a 
von unbeſtimmter Dauer der Betrag des einjä rige ie an 
zugs maßgebend iſt. Die Parteien haben aber * 
die Scheidung anſchließende Zeit vorerſt noch = find 
ſprüche gegeneinander geltend machen wollen. aM die 
beide erwerbstätig, der Kl. verdient etwa 5600 bat iht 
Bekl. etwa 2500 AM im Jahre. Sie hielten offer 
Einkommen für ausreichend, damit den angemeſſenen mifen 
halt ſelbſt beſtreiten zu können. Nur für den ung 
Fall, daß eine von ihnen ſich in der Zukunft einm sa 
mehr ſelbſt unterhalten könnte, wollten fie untere der 
ſprüche geltend machen, ohne dieſe Anſprüche ſchon 5 Ums 
Höhe nach irgendwie beziffern zu können. Unter berhobe 
ſtänden kann der Wert der von beiden Seiten bebe 
Unterhaltsanſprüche nicht nach § 10 Abſ. 2 GKG. bei die 
ſondern nur nach 8 3 BPO. frei geſchätzt werden, für die 
Beſtimmung in 8 10 Abſ. 2 GNG. einen Anhalt nas, 
einzuhaltende Höͤchſtgrenze bietet (vgl. auch Ser Um“ 
Note 52 zu 8 3 38). Unter Berückſichtigung deen C 
ſtände des Falles ſchätzt der Senat nach ſeinem IF], 


è 


Schließlich hat der Kl. im Vergleiche noch bie aus 
berlaſſe. 


nuß ie 
t nal) 

Die Sorge für die Perſon des Kindes ante Pflach 
$ 1631 BGB. nicht nur das Recht, ſondern auch d owie zur 
zur Erziehung und Beaufſichtigung des Kindes N ſich der 
Beſtimmung ſeines Aufenthalts. Dieſer Pflicht aa pomme" 
elterliche Gewalthaber nicht ſelbſt entledigen. Ein el oder et 
durch das der Vater auf das Sorgerecht verzichte ag, hat 
auf einen anderen, fei es auch die Mutter, 1 Gegen 
deshalb keine bindende Kraft. Das ift im Wege V 
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luſſes überdies auch daraus zu folgern, daß der Geſetz⸗ 
Den in § 1662 Satz 1 BGB. den Verzicht des Vaters auf 
TER nach § 1649 BSR. kraft der elterlichen Gewalt zu- 
brücllich Nutznießung an dem Vermögen des Kindes aus⸗ 
8. A ch für zuläſſig erklärt hat (vgl. auch „REAKoMM.“, 
er alle, Anm 2 zu 8 1631 BOB; NGB. 60, 266). Nur 
ihm usübung nach kann der Vater durch Vertrag das 
Kind zuſtehende Recht zur Erziehung und Ausbildung der 
(at einem anderen, fonach auch der Mutter, übertragen 
arm. 1912 Nr. 115; RG.: Gruchot 53, 701; RG.: 
ift AR Ripr. 1928 Nr. 1424). Eine Vereinbarung hierüber 
alen jederzeit frei widerruflich und jedenfalls inſoweit 
Habera 19, als fie die Befugnis des elterlichen Gewalt⸗ 
oder pr das Kind jederzeit zurückzunehmen, ausſchließen 
gehend eſchränken ſollte, ſei es auch nur für eine vorüber⸗ 
Bruch. Zeit (vgl. RG.: IW. 1903 Beil. 82 Nr. 190. RG.: 
4 5 53, 699; RG.: L3. 1920, 384; RG.: Recht 1909 Nr. 83). 
ſichtli 0 den Parteien in dem abgeſchloſſenen Vergleich hin⸗ 
ſich ab des Perſonenſorgerechts getroffene Abmachung hat 
lediglich offenfichtlich nicht darauf beſchränken ſollen, der Bekl. 
PA die Erziehung und Ausbildung des Kindes unter 
lets jederzeitigen Widerrufs zu übertragen. 
auf Here Nipr. läßt gegenüber dem Anſpruche des Mannes 
Verla rausgabe des Kindes den Einwand der Frau zu, das 
Nechteß . des Mannes bedeute einen Mißbrauch ſeines 
nach de ihr gegenüber; wobei jedoch bisher für die Zeit 
well der Scheidung der Ehe ein Rechtsmißbrauch nur inſo⸗ 
Eee ant wurde, als das Herausgabeverlangen des 
den netechtigten (vgl. 8 1632 BGB.) nur darauf abzielte, 
Mg 5 Elternteil zu kränken und zu ſchädigen (bgl. 
Unzip: ©3. 55, 419). Dieſer Einwand einer mißbräuchlichen 
mm ig des Sorgerechts kann jedoch nicht aus einem Ab- 
rechts v der Ehegatten über die übertragung des Sorge⸗ 
í on dem einen auf den anderen hergeleitet werden, 
beruht auf allgemeinen geſetzlichen Vorſchriften 
£ BOV. und während der Ehe 8 1354 Abf. 2 BOV). 
Rechte as Ehech. v. 6. Juni 1938 hat an dem dargelegten 
8 1639 fand nichts geändert. Zu beachten iſt nur, daß der 
Ripen S; durch den 881 Che®. erfeht morben ift 
eines nach bisherigem Recht die Sorge für die Perſon 
weiters mieinſchaftlichen Kindes nach der Scheidung ohne 
in 8 1000 m einen oder anderen Elternteil entſprechend der 
nach 8 E BGB. getroffenen Regelung zufiel, hat nunmehr 
tinme 1 Ehe®. in jedem Falle das VormGer. zu be- 
ſoll. — welchem Ehegatten das Perſonenſorgerecht zuſtehen 
notwendlad tritt jetzt eine durch den Scheidungsausſpruch 
0 ig werdende Anderung im Sorgerecht für die Per⸗ 
Rechter, gemeinſchaftlichen Kinder nicht bereits mit der 
Verleih aft des Scheidungsurteils, ſondern erft mit der 
das zung des Sorgerechts an einen der Ehegatten durch 
weitem E ein. Auch ift für die Entſch. der Frage, 
ſtehen Ehegatten nach der Scheidung das Sorgerecht zu⸗ 
den x jolt, nicht mehr eine ftacre Regel maßgebend, die an 
das Echuldausfpruch im Scheidungsurteil anknüpft, ſondern 
ine dag lien des Vormundſchaftsrichters, für das in erſter 
E Wohl des Kindes maßgebend fein toll. 
gleichs hiernach die Vereinbarung unter Nr. 3 des Ver⸗ 
8 96 Ka lam iſt, kann für ſie auch keine Gebühr nach 
inſoweit m angeſetzt werden. Infolgedeſſen bedarf es auch 
jedenfall einer Streitwertfeſtſetzung. Andererſeits darf aber 
Sache Ri für das Wertfeſtſetzungsverfahren nach Lage der 
im ior genommen werden, daß die Parteien den Vergleich 
tragun 1120 auch ohne die Vereinbarung über die über⸗ 
wenn 0 es Perſonenſorgerechts geſchloſſen haben würden, 
iamfoje 1 Unwirkſamkeit gekannt hätten; die Unwirk⸗ 
igkeit dieſer Vereinbarung hat ſomit nicht etwa die Nich⸗ 
($ 139 gagy gleiches in ſeiner Geſamtheit zur Folge 
ſchm Darüber, nach welchem Streitgegenſtand die dem Be⸗ 
Berta; er ſeine Mitwirkung bei dem Vergleiche zuſtehende 
feſtſeh ur gebühr zu berechnen iſt, iſt im vorl. Streitwert⸗ 
Oc verfahren nicht zu entſcheiden. 

14 W 400 39 den, 14. Ziv Sen., Beſchl. v. 13. Dez. 1939, 
Efe 6: OLG, — 8 13 Ziff 3 RAGeb BPO.; 8 80 
eB, N . — 8.13 Ziff. ebO.; 8 627 b 3PO.; 8 
A übersleichegebühr im Eheprozeß bei einem Geſamtver⸗ 
Wer pipa Anterhalt für die Zeit nach der Scheidung und 
Scheidungsurlall des Rechtsmittels gegen das erſtinſtanzliche 


Zwiſchen den Parteien ſchwebte vor dem LG. und 


dem OLG. ein Eheſcheidungsprozeß aus § 55 Ehe. In 
1. Inſtanz wurde die Ehe auf die Klage des Mannes geſchie⸗ 
den. Die Ehefrau legte Berufung ein. Die beiden Beſchw e. 
wurden den Parteien als Armenanwälte beigeordnet. Im 
Termin am 31. Okt. 1939 erklärten die Parteien, daß ſie 
ſich vergleichen wollten und ſchloſſen nach entſprechender 
Erweiterung des Armenrechts und der Beiordnung einen 
Vergleich, in dem ſie die Unterhaltsanſprüche der Frau für 
die Zukunft endgültig regelten und die Frau die Berufung 
zurücknahm. Der Streitwert wurde für die Berufung auf 
2000 AM, für den Unterhaltsvergleich auf 720 AM feſtgeſetzt. 
Die BeſchwF. verlangten aus der Reichskaſſe erſetzt 
1. in der Unterhaltsſache: 

a) eine Prozeßgebühr nach einem Streitwert von 360 AM, 

b) eine Vergleichsgebühr nach einem Streitwert von 
720 RA, 

o) die Hälfte des Unterſchiedes der Prozeßgebühr — be⸗ 
rechnet nach einem Streitwert von 720 RM — und 
der Prozeßgebühr — berechnet nach einem Streit⸗ 
wert von 360 RM; 

2. in der Scheidungsſache: 

außer den hier nicht intereſſierenden ſonſtigen Gebüh⸗ 

ren eine Vergleichsgebühr. 

Der Urkundsbeamte der Geſchäftsſtelle hat durch die an⸗ 
gefochtenen Verfügungen die Vergleichsgebühr in der Ehe⸗ 
ſcheidungsſache nicht gewährt, weil eine ſolche nicht erwirkt 
fei, er hat ferner in der Unterhaltsſache nach der bis⸗ 
herigen Rechtſprechung des Senats nur eine halbe Prozeß⸗ 
gebühr und eine volle Vergleichsgebühr jeweils von einem 
Streitwert von 720 AM als begründet erachtet. 

RA. F. hat gegen beide Beanſtandungen, RA. S. nur gegen 
die Abſetzung der Vergleichsgebühr Erinnerung eingelegt. 

Beide Erinnerungen erſchienen bei nochmaliger Über- 
prüfung der ganzen Frage als begründet. 

a) Nach § 615 ZPO. ift an fih die Verbindung eines 
Unterhaltsprozeſſes mit dem Eheſcheidungsprozeß nicht zu⸗ 
läſſig. Nur der § 627 b HPO. eröffnet den Weg für eine 
ſolche Verbindung, indem er die Regelung des Unterhalts 
für die Zeit nach der Rechtskraft des Urteils durch einſt⸗ 
weilige Anordnung zuläßt. Freilich handelt es ſich dabei 
immer nur um eine einſtweilige Regelung, es beſteht aber 
ein großes praktiſches Bedürfnis dafür, im Rahmen dieſes 
Verfahrens auch eine vergleichsweiſe endgültige Unterhalts⸗ 
regelung zuzulaſſen. Da nun aber nur der 8 627 b ZPO. 
die geſeßliche Grundlage für dieſes Verfahren abgibt, ſo er⸗ 
ſcheint es als folgerichtig, mit dem KG. in DR. 1939, 669 
anzunehmen, daß in allen dieſen Fällen, auch wenn vorher 
keine beſonderen Anträge eingereicht ſind und die Parteien 
das Armenrecht nur für den Vergleich erbitten, ein Ver⸗ 
fahren nach § 627b ZPO. von den Parteien und dem 
Gericht gewollt iſt. Es ſteht daher dem Armenanwalt für 
dieſes Verfahren nach $ 28a NAGEBD. i. Verb. m. § 10 
Abf. 4 GRG. eine Prozeßgebühr nach dem ſechsmonatigen 
Betrage des geforderten Unterhalts zu. 

Für den Vergleich berechnet ſich der Wert, da der Ver⸗ 
gleich über den Rahmen der einſtweiligen Unterhaltsrege⸗ 
lung hinausgeht, nach 8 10 Abſ. 2 GKG. auf den einjäh⸗ 
rigen Betrag. Soweit nun der Gegenſtand des Vergleiches 
höher als der Gegenſtand des urſprünglichen Verfahrens 
iſt, iſt die allgemeine Tätigkeit des Anwalts durch die nach 
dem niedrigeren Streitwerte berechnete Prozeßgebühr nicht 
abgegolten. Mit Recht bewilligt ihm daher das KG. unter 
Anwendung des § 14 RAGO. noch die Hälfte der Unter⸗ 
ſchiedsgebühr. Dieſe Unterſchiedsgebühr errechnet ſich alſo, 
indem man die Prozeßgebühr von dem höheren Streitwert 
um diejenigen von dem niedrigeren Streitwert vermindert 
und das Ergebnis halbiert. Dieſem Standpunkt des KG. 
ſchließt ſich der Senat unter Aufgabe der bisherigen ande⸗ 
ren Auffaſſung an. 

b) Im Eheſcheidungsprozeß ift in weitem Umfange die 
Herrſchaft der Parteien über den Prozeßſtoff eingeſchränkt. 
Ein die Scheidung der Ehe herbeiführender Vergleich der 
Parteien iſt wegen des Intereſſes, das die Allgemeinheit 
an der Aufrechterhaltung der Ehe hat, nicht möglich. Wenn 
aber bereits ein die Scheidung ausſprechendes Urteil bes 
Gerichts vorliegt, ſo liegt es doch in der Hand der unter⸗ 
legenen Partei, durch Unterlaſſung oder Zurücknahme der 
Berufung das Urteil rechtskräftig werden zu laſſen. Die 
Verfügung der Partei bezieht ſich freilich in dieſem Falle 
nicht wie ſonſt bei dem Vergleich auf den Prozeßgegenſtand 
ſelbſt, ſondern nur auf das Prozeßrechtsverhältnis. Daß ein 
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Vergleich in dieſem Sinne möglich iſt, hat der Senat bereits 
in ſeiner Entſch. v. 8. Mai 1939, 8 U 1113/38, geſtützt auf 
$ 80 Ehe. angenommen. Er hat einen außergerichtlichen 
Vertrag der Parteien, in dem die Frau auf Unterhalts- 
anſprüche verzichtete und der Mann die Berufung zurück⸗ 
nahm, als Vergleich anerkannt, der den Wegfall der Beweis⸗ 
gebühr bewirke. Dieſelbe Auffaſſung vertritt nunmehr auch 
das NG. in der eingehend begründeten Entſch. v. 19. Aug. 
1939: DR. 1939, 1926. Mit Recht iſt insbeſondere in dieſer 
Entſch. hervorgehoben, daß es auf die äußere Formulierung 
nicht ankomme, und daß zwar kein Vergleich über den 
Scheidungsanſpruch, ſondern nur über das Prozeßverhältnis 
vorliege, daß dieſer aber gebührenrechtlich als Vergleich zur 
Hauptſache zu würdigen ſei. Wenn alſo, wie hier, zugleich 
ein Vergleich über den Unterhaltsanſpruch nach der Schei⸗ 
dung geſchloſſen wird, ſo liegen zwei Verfahren vor, die 
durch einen Vergleich beendet werden. Die Vergleichs⸗ 
gebühr muß alſo von dem zuſammengerechneten Werte der 
beiden Verfahren berechnet werden, hier von 2720 AM. Für 
die Berechnung ergeben ſich gewiſſe Schwierigkeiten daraus, 
daß nach dem Geſetz v. 13. Dez. 1935 für Eheſachen und 
einſtweilige Anordnungen in Eheſachen Feſtgebühren be⸗ 
ſtehen. Auch hier ſchließt ſich der Senat der Anſicht des KG. 
in der Entſch. v. 9. Sept. 1939: DR. 1939, 1928, über die 
Art der Berechnung an. Es muß zunächſt eine getrennte 
Berechnung der Vergleichsgebühren jeweils nach den Ge⸗ 
bührenvorſchriften für die einzelnen Verfahrensarten ſtatt⸗ 
finden. Dann werden die Gebühren zuſammengerechnet. Die 
daraus zu bildende einheitliche Gebühr darf aber den Nor- 
maltarif nach 81 Arm Anw. nicht überſchreiten. Bei der 
Berechnung der Vergleichsgebühr für das Unterhaltsver⸗ 
ſahren iſt zu beachten, daß die Höchſtgebühren des 8 627 b 
SPD. nicht zur Anwendung kommen, wenn der Vergleich 
über den ſechsmonatigen Zeitraum hinaus den Unterhalt 
regelt. Denn dann iſt das Verfahren nach § 627 b ZPO. zwar 
der Ausgangspunkt, der Vergleich geht aber darüber hinaus. 
Im vorl. Falle ergibt ſich demnach für die Berech⸗ 
nung der aus der Reichskaſſe zu erſtattenden Gebühren 

folgender Weg: 
Mit Ausnahme der Vergleichsgebühr ſind die Gebühren 
für das Unterhaltsverfahren ſo zu berechnen, wie oben zu a 
ausgeführt worden iſt, für den Scheidungsprozeß gelten 
keine Beſonderheiten, für die Berechnung der Vergleichs⸗ 
gebühr iſt ſo zu verfahren, wie oben am Ende angegeben iſt. 
(OLG. Breslau, Entſch. v. 14. Dez. 1939, 3 U 309/39.) [He.] 

+ 


37. KG. — 8 13 Ziff. 3 RAGbO. Trotz des Grund- 

ſatzes einheitlicher Entſcheidung im Eheprozeß iſt ein Vergleich 
der Parteien dahin zuläſſig, daß gegen Unterhaltsverzicht des 
einen Ehegatten der andere Ehegatte ſeinen Scheidungs⸗ 
anſpruch nicht mehr verfolgt, ſeine Klage (Rechtsmittel) zurück⸗ 
nimmt und daß nur noch über die Klage (Rechtsmittel) des 
anderen Ehegatten entſchieden und daraufhin die Ehe ge⸗ 
ſchieden wird. 
Nachdem im Eheprozeß der Parteien gegen das die 
Klage und die Widerklage abweiſende Urteil die Kl. Beru⸗ 
fung, der Bekl. Anſchlußberufung eingelegt hatte, haben die 
Parteien im Termin folgenden Vergleich erklärt: 

1. Bekl. nimmt die Anſchlußberufung zurück. 

2. Kl. verzichtet von der Rechtskraft eines Scheidungs⸗ 
urteils ab auf jeglichen Unterhalt. 

3. Die Koſten des Rechtsſtreits werden gegeneinander 
aufgehoben. Beide Parteien verzichten auf Erſtattung 
bereits gezahlter Koſten. 

Alsdann iſt Urteil dahin ergangen, daß die Ehe der Par⸗ 
teien auf die Klage geſchieden werde und der Bekl. die 
Koſten des Rechtsſtreits zu tragen habe. 

Der Urkundsbeamte hat ſtatt der in Anſatz gebrachten 
Vergleichsgebühr in Höhe von 54,60 AM nur eine ſolche 
nach dem Streitwert des Unterhalts mit 840 RM — 
27,30 RM feſtgeſetzt. Demgegenüber ift die Erinnerung der 
Anſicht, daß die Vergleichsgebühr nicht nur nach dem 
Streitwert des Unterhalts, ſondern darüber hinaus auch 
nach dem Streitwert der Koſten mit 1200 AM zu be⸗ 
rechnen ſei. Der zugrunde zu legende Geſamtſtreitwert be⸗ 
trage daher über 2000 AA. Dieſer Auffaſſung mußte im 
Ergebnis beigetreten werden. 

Der Vergleich verhält ſich einmal über den Unterhalts⸗ 
anſpruch der Parteien. Er verhält ſich ferner über die 
Geſamtkoſten des Rechtsſtreits, nicht etwa nur über die die 


zurückgenommene Widerklage (Anſchlußberufung) betreffen 
den Koſten. Dies geht vor allem auch aus der Begründung 
für die vom Gericht nun gleichwohl noch über die Gefen 
koſten des Rechtsſtreits getroffene Koſtenentſch. penan 
Denn das Prozeßgericht hat über diefe Koſten lediglich pe 
der Erwägung entſchieden, daß der vor ihm bereits Sa 
ſchloſſene gerichtliche Vergleich auch hinſichtlich der sr 
den gerichtlichen Koſtenausſpruch nicht zu beeinfluſſen ha ie 
vielmehr lediglich dazu beſtimmt fei, eine nachträgliche, d 
gerichtliche Koſtenverteilung erſetzende Wirkung auszitüth 
Dieſe Begründung zeigt aber zugleich, daß in der Tat h 
bezüglich der Geſamtkoſten des Rechtsſtreits bereits ein Ae 
voll umfaſſender gerichtlicher Vergleich geſchloſſen worse f 
ift, durch welchen mithin inſoweit die Vergleichsgebühr 19 
§ 13 Ziff. 3 entſtanden ift. Rechtlich war nach dieſem Den 
gleich für eine gerichtliche Koftenentjch. kein Raum n 
Die gegenteilige Auffaſſung des Prozeßgerichts, welche 91 
gerichtlichen Prozeßvergleich gleichſam eine zweitrangeh⸗ 
Wirkung zugeſtehen will, nämlich dahin, daß über die V A 
glichenen Anſprüche trotzdem noch eine gerichtliche ci 
ergehen könne und daß diefe dann erft durch die Vi 
barungen des gerichtlichen Vergleichs erjeßt werden en 
iſt verfahrensrechtlich unzutreffend und berückſichtigt 1! 
das Weſen, die Wirkung und den eigentlichen Zweck A 
gerichtlichen Vergleichs. Soweit dieſer Anſprüche — ſei = 
auch nur Koſtenanſprüche der Parteien — zur Erledig. ch 
gebracht hat, iſt für irgendwelchen gerichtlichen Ausſpru 
über denſelben Anſpruch kein Raum mehr. öhe 
Doch bedarf es keiner Berechnung, in welcher H 05 
Geſamtkoſten des Rechtsſtreits aufgelaufen ſind und des 
durch die Zuſammenrechnung mit dem Streitwert pte 
Unterhalts die für Armenanwaltskoſten maßgebende hö 135 
Streitwertgrenze von über 2000 Rii (— einer Vergleig 
gebühr von 54,60 AM) erreicht wird. Denn der von 
Parteien geſchloſſene Vergleich iſt zugleich ein MEE 
der Hauptfache, nämlich über den mit der Wider 58 
und Anſchlußberufung verfolgten Scheidungsanſpruch und 
Bekl. Wenn auch für die gerichtliche Entſch. über Klage der 
Widerflage betreffend die Eheſcheidung der Grundſat , 
Einheit der Enti. gilt, fo beſtehen doch keine vehili 
Bedenken, der Parteiverfügung zuzugeſtehen, nur über per” 
Scheidungsanſpruch eines der Ehegatten ſich dadurch ruch 
gleichsweiſe auseinanderzuſetzen, daß auf dieſen Anſto hne 
verzichtet und das Verfahren hinſichtlich desſelben acht 
gerichtlichen Ausſpruch inſoweit zur Erledigung 9“ Ber” 
wird. Sofern durch Rücknahme zu dieſem Teil des dies 
fahrens das Prozeßrechtsverhältnis beendet wird und en 
mit Rückſicht auf einen Unterhaltsverzicht der andere 
Partei vergleichsweiſe geſchieht, liegt nach der RE ang. 
Senats (zu dgl. grund. Entſch. 20 Wa 132/39 v. mptſache 
1939: DR. 1939, 1926) ein Vergleich auch in der Hauptſen r 
vor. Folglich hat für die gebührenrechtliche Beurteilung ten 
Vergleich auch über die Koſten mit Rückſicht auf ppan 
Eigenſchaft als Nebenforderung (8 4 BPO.) keine fe 
dige Bedeutung. Ir nach 
Hinſichtlich der Berechnung der Vergleichsgebſhe ach 
dieſem Geſamtvergleich kann auf die weitere grund. 1909, 
des Senats, 20 Wa 138/39, v. 9. Sept. 1939 DR. ipren 
1928) verwieſen werden. Danach find die Vergleichsge ehe 
zunächſt nach dem Streitwert von 2000 AM (Tarif ene 
ſachen), d. h. mit 31,20 RM, ſodann nach einem ne 
des Unterhalts in Höhe von 840 RM, d. h. mit 2730 die 
zu errechnen und derart zuſammenzuzählen, daß 175 
Höchſtgebühr von 54,60 RM nach dem Normaltarif de 
Arm Anw. zu erſtatten ift. zöhrers die 
So rechtfertigt es ſich, zugunſten des Grinnerungs fü hres gen 
von ihm angeſetzte Vergleichsgebühr mit 54,60 AM fea 140.) 
(K., 20. ZivSen., Beſchl. v. 20. Jan. 1940, 20 Wa 1/4, 
* 5 
38. KG. — 88 13 Ziff. 4 RAGebO.; 820 Ziff. non 
§ 373 BPO. Beweisbeſchluß dahin, daß der Zeuge N. Beweis⸗ 
nommen werden ſoll, deſſen Name und Anſchrift der dingte, 
führer noch anzuzeigen habe, ſtellt bereits eine e 
vorbehaltloſe Beweisanordnung dar ohne Rückſicht dara e ge⸗ 
die Adreſſe des Zeugen ſpäter angezeigt und der Zeug 


in 


hen 
ben 


laden wird. und 
Ausweislich des Sitzungsprotokolls ift beſchloſſen dene 
verkündet worden, über die Behauptung des Bells ı die 


Frau habe ihn beſchimpft, die Zeugen N. N. des eee 


dieſer binnen zwei Wochen ladungsfähig zu bezeichng 0 zu 
im Beweis- und Verhandlungstermin am 4. Nov. 
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be 
en. In dieſem Termin find, ohne daß die Anſchrift 
een mitgeteilt worden wäre, die Prozeßbevollmäch⸗ 
= erſchienen, der Bekl. hat die Widerklage zurückgenom⸗ 
> tx nur noch über die Klage entſchieden worden. 
Prozeßbe dieſer Sachlage ſteht außer Frage, daß für den 
Den, bevollmächtigten die Beweisgebühr erwachſen iſt. 
1 es iſt eine unbedingte gerichtliche Beweisanordnung 
on Son. Eine ſolche Anordnung ift begrifflich nicht da- 
reits „ angtg, daß das zu benutzende Beweismittel be- 
aa nannt und in die Beweisanordnung ſchon mit auf- 
e it. Insbeſondere ift die Annahme der Reichs⸗ 
durch 319, es müſſe, um überhaupt eine Beweisaufnahme 
benannt engenvernehmung einleiten zu können, der Zeuge 
eineien ſein. Soweit damit bie Durchführung einer 
da ße opt ame gemeint ift, trifft dies naturgemäß zu, 
1 „ne Ladung des Zeugen nicht bewerkſtelligt werden 
beweisen Ar die Anordnung des zu erhebenden Zeugen⸗ 
Rolle „ dagegen ſpielt dieſer Geſichtspunkt rechtlich keine 
war gehört zu einem ordnungsmäßigen Beweis⸗ 
Benenn durch Zeugenbeweis nach 9 373 ZPO. auch die 
nung An des Zeugen. Erforderlich iſt mithin die Bezeich⸗ 
nau f SL beſtimmten Perſon, auch muß die Benennung ſo 
apo, i daß die Ladung möglich ift (Jonas I zu 8373 
apo mäß hat der Beweisbeſchluß nach 8 359 
nennun ne die Bezeichnung der Beweismittel unter Be⸗ 
rage 5 der zu vernehmenden Zeugen zu enthalten. Die 
an jip , ob das Gericht befugt ift, von dem Erlaß einer 
für erforderlich erachteten Beweisanordnung fo 
I zu nehmen, als nicht dementſprechend eine 
Antretung des Zeugenbeweiſes in dem Sinne er⸗ 
ie ee abb die in Betracht kommenden Zeugen namentlich 
b. See ungsfähiger Weiſe benannt ſind, kann mit RG. 
falls do 1919: RGZ. 97, 126 offengelaſſen werden. Denn 
durch die Gericht, ohne die namentliche Benennung des 
geſtellten Formel: Zeuge N. N. gleichſam erſt in Ausſicht 
weisanorzzeugen abzuwarten, gleichwohl bereits eine Be- 
lautet, nung erläßt, die auf Vernehmung ſolcher Zeugen 
Verfahren ritt damit der Prozeß bereits in einen neuen 
ein. 7. usabſchnitt, d. h. in das Beweisaufnahmeverfahren 
gleich ai NE es gleichgültig, ob die Beweisanordnung gu- 
lich des lage an die Partei enthält, den bisher hinſicht⸗ 
antritt u eweismittels nicht genügend beſtimmten Beweis⸗ 
imm ergänzen. Denn auch ein — in welcher Beziehung 
ine Beweis — ergänzungsbebürftiger Beweisbeſchluß ſtellt 
noch auch eisanordnung dar, die als ſolche weder bedingt 
wenn Ea nur erft vorbehalten ift. Ob etwas anderes gilt, 
Wille des beſonderen Einzelfall einmal ein gegenteiliger 
ſtehen. D roßzeßgerichts ausdrücklich erklärt ift, kann dahin⸗ 
nung gin Ergänzungsbedürftigkeit einer Beweisanord⸗ 
Vezeichn. V aljo gerade in den Fällen der namentlichen 
„ung des bisher erſt als Zeuge N. N. erſcheinenden 


VBeweis mitt, 
zum a bringt einen derartigen Willen noch nicht 


one iſt der Charakter der angeordneten Beweisauf⸗ 


unbedingt Vernehmung eines Zeugen N. N. als einer 
Anordnunen, das Veweisaufnahmeverfahren einleitenden 
Beur teilig grundſätzlich eindeutig klargeſtellt. Die rechtliche 
Zeuge — kann hierbei keine andere ſein, als wenn der 
nlchn bereits namentlich benannt, ſeine Anſchrift aber 
dieſe . und nachträglich noch anzuzeigen wäre. 
Bema gänzung des Beweisbeſchluſſes für die begriff- 
nen regelrer ung der Anordnung als einer bereits getroffe- 
$ 20 Jef ‚echten, unbedingten Beweisanordnung i. S. des 
niemafs | “ORO. ohne jede Bedeutung ift, ift bisher noch 
gezogen bar geweſen und kann auch nicht in Zweifel 
ernten, erden. So ift es daher auch bei Anordnung der 
ung des Zeugen N. N. 
gegebene takſächlich dann die in dem Beweisbeſchluß auf⸗ 
un ausge rklärung auch erfolgt, d. h. ob der Zeuge N. N. 
enannt namentlich und in ladungsfähiger Bezeichnung 
bleibt d wird, ift für die Beurteilung unerheblich. Unter- 
dere ee Benennung, dann iſt die Rechtslage keine an⸗ 
Auſentha, OM der namentlich benannte Zeuge in feinem 
neh alt nicht zu ermitteln und ſeine Ladung und Ver⸗ 
ebo deshalb nicht durchführbar ift. Es unterbleibt 
dende die Durchführung der Beweisanordnung, 
q ‚oft jedoch bleibt unberührt davon beſtehen. 
Mitteiln die Gründe, aus denen vielleicht im Einzelfalle die 
Zeugen 10 der Zeugenanſchrift oder gar die Ermittlung des 
lung überhaupt unterbleibt, kommt es für die Beurtei⸗ 
nicht an. Denn das Unterlaſſen irgendwelcher Be⸗ 
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mühungen zur Durchführung einer angeordneten Beweis⸗ 
aufnahme erfüllt noch nicht den Begriff einer poſitiven 
Tätigkeit, die die Vermeidung der Durchführung der Be⸗ 
weisaufnahme bezweckt, ſo daß auch für die Heranziehung 
der diesbezüglichen Rſpr. des Senats (zu vgl. obige Entſch. 
v. 20. Okt. 1936) kein Raum iſt. 

Im übrigen ſtellt nach der Rſpr. des Senats (vgl. 
Entſch. v. 1. Nov. 1928 bei Gaedeke: Koſtͤſpr. 1938 
Nr. 127) auch eine nur bedingte Beweisanordnung bereits 
eine ſolche nach § 20 Ziff. 2 GKG. dar und läßt auch für 
die Anwaltsbeweisgebühr aus § 13 Ziff. 4 RAGeb O. ſchon 
Raum. Sie iſt denn auch allein ſchon mit der Empfang⸗ 
nahme und Weiterleitung des Beweisbeſchluſſes an die Par⸗ 
tei — wie hier ohne weiteres zu unterſtellen — entſtanden. 

Davon abgeſehen, gibt die gebührenrechtliche Beurtei⸗ 
lung hier um ſo weniger zu Zweifeln Anlaß, als hier bereits 
ausdrücklich ein Beweistermin anberaumt worden iſt, eine 
Anordnung, die grundſätzlich nur auf der Grundlage einer 
bereits getroffenen Beweisanordnung ergehen kann. Allein 
ſchon das Erſcheinen des Prozeßbevollmächtigten in dieſem 
Beweistermin rechtfertigte die Beweisgebühr (zu vgl. Entſch. 
v. 18. April 1936: JW. 1936, 2156). 

(KG., 20. ZivSen., Beſchl. v. 20. Jan. 1940, 20 W 201/40.) 
* 


39. KG. — 88 44, 13 Ziff. 1, 25, 27 NAGEBD. Die Ber- 
kehrsgebühr ſteht ihrem Weſen nach der Prozeßgebühr voll- 
kommen gleich, kann alſo in derſelben Inſtanz für denſelben 
Anwalt nicht neben der Prozeßgebühr erwachſen. Desgleichen 
entſteht ſie für den vor und nach Zurückverweiſung tätigen 
Verkehrsanwalt nur einmal. 

Die hier zu entſcheidende Frage, ob im Falle einer 
Zurückverweiſung für denſelben Verkehrsanwalt je eine Ver⸗ 
kehrsgebühr ſowohl für das Verfahren vor wie nach der 
Zurückverweiſung erwächſt, iſt in Rechtslehre und Rſpr. be⸗ 
ſtritten. Nach 827 Abſ. 1 RA Geb. wird das Verfahren nach 
Zurückverweiſung für die Gebühren der Rechtsanwälte als 
neue Inſtanz behandelt mit Ausnahme der Prozeßgebühr. 
Aus dieſer Beſtimmung wird mitunter hergeleitet, daß, da 
nur für die Prozeßgebühr eine Ausnahme gemacht iſt, die 
Verkehrsgebühr aber nicht die Prozeßgebühr, ſondern nur 
eine Gebühr in Höhe der Prozeßgebühr ſei, die Ver⸗ 
kehrsgebühr in derſelben Inſtanz doppelt, d. h. für das Ver⸗ 
fahren vor und nochmals für das Verfahren nach Zurück⸗ 
verweiſung entſtehen könne. Dieſe Auffaſſung wird vertreten 
von Willenbücher, Anm. 3 zu 8 44, geſtützt vornehmlich 
auf die Entſch. des OLG. Naumburg v. 8. Aug. 1935 (JW. 
1935, 3173) und des 14. ZivSen. des KG. v. 26. Mai 1936 
(JW. 1936, 2155), beide zuſtimmend beſprochen von RA. Bach 
in der Anm. daſelbſt. Ebenſo mit im weſentlichen gleicher 
Begründung OLG. Dresden v. 13. April 1937: HöchſtRRſpr. 
1937 Nr. 1188. Im gegenteiligen Sinne haben ſich aus⸗ 
geſprochen OLG. Königsberg (Entſch. v. 10. Sept. 1930: JW. 
1930, 3350) und OLG. Hamburg (Entf. v. 9. Dez. 1936: JW. 
1937, 567). Ebenſo Baumbach, 1B zu 8 44 RAGebd.; 
Rittmann⸗Wenz, 18. Aufl., 2 zu § 44. 

Der Senat ſchließt ſich dieſer letzteren Auſicht an. Deun 
der Grundſatz des 8 25 RAcGebO, daß jede der in § 13 be- 
nannten Gebühren in jeder Inſtanz rückſichtlich eines jeden 
Teils des Streitgegenſtandes nur einmal beanſprucht werden 
kann, gilt auch für die Verkehrsgebühr des § 44 NUGECHD. 
Die gegenteilige Auffaſſung, welche eine doppelte Verkehrs⸗ 
gebühr für dieſelbe Inſtanz zuläßt, geht von unzutreffenden 
Geſichtspunkten aus. Die Entſcheidung zu dieſer Frage kann 
allein aus dem Weſen der Verkehrsgebühr gefunden werden. 
Dieſes ergibt ſich aber klar aus der Betrachtung derjenigen 
Tätigkeit, zu deren Abgeltung dieſe Gebühr beſtimmt iſt. 
Dieſe Tätigkeit, in 8 44 RAGebO. umſchrieben als die Füh⸗ 
rung des Verkehrs der Partei mit dem Prozeßbevollmäch⸗ 
tigten, iſt in Wahrheit nichts anderes als ein Teil des all⸗ 
gemeinen Geſchäftsbetriebes, den die Erledigung des Prozeß 
auftrages des Prozeßbevollmächtigten ſelbſt mit ſich bringt: 
der Verkehrsanwalt iſt Zwiſchenglied zwiſchen dem Prozeß⸗ 
bevollmächtigten und ſeiner Partei. Seine Aufgabe als Ver⸗ 
kehrsanwalt iſt die Aufnahme der Information der Partei 
(und die damit verbundene Beratung der Partei) und deren 
Verarbeitung und Weiterleitung an den Prozeßbevollmäch⸗ 
tigten. Damit übernimmt er einen Teil der Funktionen, die 
ſonſt dem Prozeßbevollmächtigten ſelbſt obliegen und einen 
weſentlichen Beſtandteil des allgemeinen Geſchäftsbetriebes 
des Prozeſſes bilden. Dieſe Tätigkeit wird durch die Prozeß⸗ 
gebühr abgegolten. Der auswärtige Anwalt, der dem Prozeß⸗ 
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bevollmächtigten die Information vermittelt und ihm ſo 
einen Teil der Tätigkeit abnimmt, erfüllt alſo damit ab⸗ 
gezweigte Funktionen des Prozeßbevollmächtigten, die dadurch 
naturgemäß ihrem Weſen und ihrer rechtlichen Charakteri⸗ 
ſierung nach keine Veränderung erfahren. So rechtfertigt ſich 
nicht nur eine Vergütung dieſer Tätigkeit entſprechend der 
Höhe der Prozeßgebühr, die ohnehin von dem Umfange 
der innerhalb des allgemeinen Geſchäftsbetriebes entwickelten 
Tätigkeit nicht abhängig iſt, ſondern auch ſchon für eine 
bloße Teiltätigkeit erwächſt. Vielmehr ſteht die dafür aus⸗ 
geworfene (Verkehrs-) Gebühr ihrem eigentlichen Weſen 
nach der Prozeßgebühr vollkommen gleich, und iſt nicht, 
wie der 14. ZivSen. des KG. meint, ihr nur nahe verwandt. 
Die Verkehrsgebühr des nichtprozeßbevollmächtigten Anwalts 
aus 8 44 NAGEbD. ſteht nur an Stelle der Prozeßgebühr 
des Prozeßbevollmächtigten. In dieſem Sinne hat der Senat 
wiederholt, zuletzt in feiner Entſch. 20 W 5275/38 v. 17. Dez. 
1938 (JW. 1938, 369), entſchieden. 

Beide Gebühren ſind deshalb begrifflich nebeneinander 
nicht denkbar. Aus dieſer Erwägung heraus kann, ſobald 
Prozeß⸗ und Verkehrsgebühr in einer Perſon zuſammen⸗ 
treffen, ſtets nur eine Gebühr, gleich, ob aus § 13 Ziff. 1 
oder aus § 44 RAcgebO., für denſelben Anwalt erwachſen. 
So alſo, wenn der bisherige Verkehrsanwalt nach einer Ver⸗ 
weiſung an ſein Gericht Prozeßbevollmächtigter wird, oder 
wenn umgekehrt der bisherige Prozeßbevollmächtigte infolge 
Verweiſung des Rechtsſtreits nur noch den Schriftverkehr mit 
dem neuen Prozeßbevollmächtigten führen kann (Baum- 
bach, 1B zu 844; KG. v. 27. Jan. 1934 bei Gaedeke, 
Koſtdiſpr. 1938 Nr. 365). Auch II Mahn⸗ und Gütegebühren 
auf die Verkehrsgebühr in gleicher Weiſe anzurechnen wie 
auf die Prozeßgebühr (Baumbach a. a. O.; Entſch. des 
Senats v. 19. März 1939 bei Gaedeke Nr. 366). Nimmt 
der Verkehrsanwalt einen Beweistermin wahr, dann kann er 
nicht neben der Beweisgebühr des § 45 RAGeb . noch eine 
0-Prozeßgebühr verlangen, da er ſonſt in einer Inſtanz 
ö Prozeßgebühr erhalten würde (Rittmann⸗Wenz, 
Anm. 2 zu § 44 RAcGgeb O.). Auch ſteht dem Verkehrsanwalt 
neben der Verkehrsgebühr nicht die Gebühr des § 23 Ziff. 6 
RAGebdO. für eine etwaige Tätigkeit bei der Beantragung 
des Armenrechts zu, da dieſe Tätigkeit durch die Prozeß⸗ 
gebühr, mithin ebenſo durch die an Stelle der Prozeßgebühr 
ſtehende Verkehrsgebühr abgegolten wird (Entſch. des Senats 
v. 23. Febr. 1928 bei Gaedeke Nr. 363). 

Damit erübrigt fih auch die vom ORG. Naumburg an⸗ 
geſtellte Prüfung, ob 827 Abſ. 1 etwa ſinngemäß auf die 
Gebühr des § 44 RAchebO. anzuwenden ſei. 8 27 Abſ. 1 
RAceb O. ift eine Vorſchrift, die nur eine Ausnahme von 
der Regel des § 25 RAGeb O. ſchafft und das Verfahren nach 
Zurückverweiſung entgegen dem Verfahrensrecht gebühren⸗ 
rechtlich nur teilweiſe „als neue Inſtanz behandelt“. Wenn 
die Prozeßgebühr als die den allgemeinen Geſchäftsbetrieb 
umfaſſende Gebühr des Prozeßbevollmächtigten von dieſer 
Fittion ausgenommen wird und es dafür bei dem Grundſatz 
des § 25 NAGebO. verbleibt, dann kann auch ohne ausdrück⸗ 
liche Aufführung der Verkehrsgebühr für dieſe nichts anderes 
gelten. Auch die Verkehrsgebühr entſteht in dem geſamten 
Verfahren vor und nach Zurückverweiſung nur einmal. 

Der Senat vermag auch nicht anzuerkennen, daß der 
ſowohl vom 14. ZivSen. des KG. als auch vom OLG. Naum⸗ 
burg angezogene Geſichtspunkt der Billigkeit etwa ein 
anderweites Ergebnis erfordere. Es würde im Gegenteil eine 
unbillige Schlechterſtellung des Prozeß bevollmächtigten be- 
deuten, wenn man den Verkehrsanwalt, welcher nur eine 
einen Teil des allgemeinen Geſchäftsbetriebes darſtellende 
Tätigkeit ausübt, gegenüber dem Prozeßbevollmächtigten 
beſſer ſtellen und für den Verkehrsanwalt die Möglichkeit 
einer doppelten Gebühr für die gleiche Tätigkeit ſchaffen 
wollte, für welche der Prozeßbevollmächtigte die Gebühr nur 
einmal erhalten kann. 

Neben der Sache liegt ſchließlich die Erwägung, der 
Prozeßbevollmächtigte erhalte wenigſtens noch weitere Ge⸗ 
bühren (evtl. Verhandlungs⸗, Beweis⸗ und weitere Verhand⸗ 
lungsgebühr) nochmals, während der Verkehrsanwalt auf 
die eine Verkehrsgebühr angewieſen fei. Denn fole wei⸗ 
teren Gebühren entſtehen für den Prozeß bevollmächtigten 
nur, wenn er über den allgemeinen Geſchäftsbetrieb hinaus 
noch weitere beſondere Tätigkeiten entwickelt, die ge⸗ 
bührenrechtlich beſonders vergütet werden. Der gleiche Ge⸗ 
ſichtspunkt würde naturgemäß auch zugunſten des Verkehrs⸗ 
anwalts gelten, wenn er z. B. nach Zurückverweiſung erneut 


einen Beweistermin wahrnimmt. Ohue ſolche erneute 5 
ſondere Tätigkeit liegt aber auch unter dem Geſichtspun 
der Billigkeit kein Anlaß vor, dem Verkehrsanwalt 
alleinige Tätigkeit als ſolcher doppelt zu vergüten. ch 
Die Richtigkeit dieſes Standpunktes wird ſchlteßlich dune 
die Beſtimmungen der 88 48, 49 RAcheb O., die gerade ein 
Beſſerſtellung des nichtprozeß bevollmächtigten Anwalts ab 
Verhältnis zum Prozeßbevollmächtigten verhindern wo 
nur noch unterſtrichen. einer 
Die Beſchwerde rügt daher mit Recht den Anſatz als. 
zweiten Verkehrsgebühr zugunſten desſelben Verkehrsanwa 


74/39. 
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40. RG. — 81 Arm Anw. — Ruhen des Verſahrac 
als Fälligkeitsgrund bei ausdrücklicher Anordnung oder a 
dann, wenn vom Gericht oder derjenigen Stelle, die die oo 
zur Bearbeitung erhalten hat (3. B. Sachverſtändiger) zur bi 
derung des Prozeſſes nichts mehr veranlaßt wird. ayfige 
Der Erinnerungsführer ift der Anſicht, daß eine 1 
keit ſeiner Armenanwaltskoſten durch Ruhen des Verfahn im 
ſeit mehr als 3 Monaten eingetreten ſei. Darin kann eß⸗ 
jedoch nicht gefolgt werden. Durch Anordnung des Be 
gerichts v. 22. Aug. 1939 ift ein ſchriftliches erbbiolog en 
Gutachten eingefordert worden. Auf Anfrage iſt dem 
nerungsführer am 21. Sept. 1939 mitgeteilt worden, ben 
der Eingang des Gutachtens kaum vor Ablauf eines 94939 
Jahres zu erwarten ſei. Mit Schreiben v. 30. Nor Akten 
hat ſodann der Sachverſtändige unter Rückſendung der Ag 
mitgeteilt, das Gutachten könne nicht erſtattet werden, ar 
der Bekl. zum Heeresdienſt eingezogen fei. Beigefügte 
die Mitteilung der in Frage kommenden militäriſchen Siten 
v. 24. Nov. 1939. Durch Verfügung des Berichterſtatt he 
v. 1. Dez. 1939 find die Parteien hiervon mit dem ug 
merken benachrichtigt worden, daß infolge der Einsie) ir 
des Bekl zur Wehrmacht die Erledigung der Beweis 
nahme vorläufig ruhen müſſe. nen” 
Nach 5 1 Abs. 4 ArmAnioG. tritt Fälligkeit der Aran 
anwaltsgebühren auch dann ein, wenn das Verfahren Ses 
ger als 3 Monate ruht. Eine Anordnung des Ruhen die 
Verfahrens oder eine Ausſetzung mit Rückſicht anl sii 
Einberufung des Bekl. zur Wehrmacht oder eine auc er 
liche gleichwertige Entſch. des Prozeßgerichts ift ni Denn 
gangen. Doch bedarf es einer ſolchen nicht unbedingt at. 
nach ſtändiger Rſpr. des Senats genügt bereits bag feit 
ſächlicher Stillſtand des Verfahrens derart, Don iſt 
mehr als 3 Monaten in der Sache nichts gehe) urch 
(Entſch. v. 17. April 1928: JW. 1928, 1871, beſtäng iy von 
Entſch. v. 21. Okt. 1933: ZW. 1933, 2599). Die Fri feft- 
3 Monaten läuft dann von dem Tage an, an dem ver” 
ſtellbar zuletzt etwas zur Förderung des Verfahrens 
anlaßt ift (Gaedeke, „Arm Anw.“ S. 124). r nach 
Wann dieſer Zeitpunkt gekommen ift, läßt ſich nur wa 
Lage des einzelnen Falles beurteilen. Dabei ijt mA teten 
davon auszugehen, daß das Gericht ſelbſt oder die A nicht 
(durch ihre Rechtsanwälte) einige Zeit in der Sa icht de 
gearbeitet haben, ſofern nur eine andere, vom W alſo 
traute Stelle zur Zeit mit der Sache befaßt wird, rozeß⸗ 
3. B. wenn nach Erlaß eines Beweisbeſchluſſes vom zantabt 
gericht zu beffen Ausführung das Erforderliche Ve er de 
wird, das auswärtige Gericht um die Erledigung ber Gr 
weisaufnahme, der ernannte Sachverſtändige um dort bel 
ſtattung des Gutachtens erſucht wird. Nur wenn dor in. 
dieſen Stellen etwa der Prozeßbetrieb ſtocken follte i u 
dem die Bearbeitung der Sade einfach unterble Sinne 
tönnte ſchon von einem Ruhen des Verfahrens im 
der erörterten Beſtimmung geſprochen werden. Hung des 
So liegt aber der Fall hier nicht. Die Mittet unge‘ 
Prozeßgerichts v. 21. Sept. 1939 an den Erinner or 


> A 1 
führer, mit der Erſtattung des Gutachtens fei kaun lich 
Ablauf eines halben Jahres zu rechnen (wahrſchrahme 


wegen der dem Gericht bekannten ſtarken Juanſprug noch 
des Sachverſtändigen), bedeutet weder die Anord n. es 
die Feſtſtellung tatſächlich eingetretenen Stillſta t ändigen 
Verfahrens. Dieſes iſt vielmehr durch den See des 
zu fördern geſucht worden, wie allein ſchon die La em Ge 
Bekl. zur Unterſuchung ergibt. Erſt die daraufhin ung der 
richt vom Sachverſtändigen übermittelte i rauf 
Wehrmacht, daß der Bekl. unabkömmlich ſei, und He vom 
gegründete Mitteilung des Gerichts an die bar de zur 
1. Dez. 1939, daß infolge der Einziehung des 
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ma 1 5 
ruhen mn die Erledigung der Beweisaufnahme vorläufig 


hrung pen bat klargeſtellt, daß nunmehr eine Weiter⸗ 
Zeltpunkt en erfahrens nicht möglich fei. Erft von dieſem 
eingetreten nt feſtſtellbar ein Ruhen des Verfahrens 
auwal le Fälligkeit des Erſatzanſpruchs des Armen⸗ 


t 6 
1940 einen die Reichskaſſe tritt daher erft mit dem 1. März 
(ig, 20 g. 

20. Ziv Sen., Beſchl. v. 13. Jan. 1940, 20 Wa 193/39.) 


41. ogg u 
2. Dalt gebip * — 84 Gef. über Erſtattung von Rechts⸗ 
` 5 den in Armenſachen; $4 GRG.; 87 Abſ. 2 der 
etiain BO. über Maßnahmen auf dem Gebiete d. Ge- 
10 8 u. Rechtspfl. v. 4. Okt. 1939 (RGBl. I. 1994). 
Milet der Beſchw. des Arm Anw. gegen Ent- 
1 2. Im egen Feſtſetzung ſeiner Armenanwaltskoſten. 
armen e unrichtiger Ausfertigung über Bewilligung 
4 0 3 ift die Ausfertigung maßgebend. 
boch nur a dat dem Kl. das Armen recht bewilligt, 
desbeordnet, A Hälfte und ihm RA. K. als Armenanwalt 
AN be eichn aig der dem RA. K. überſandten Ausfertigung 
gung de en Beſchluſſes ging nicht hervor, daß die Be- 
des von erpe Armenrechts nur zur Hälfte erfolgt war; 
des Rechtsſtrei RA. K. auch während der ganzen Dauer 
augdet war Sn keine Kenntnis. Nachdem der Rechtsſtreit 
SH der Reisantragte RA. K., die ihm als Armenanwalt 
tejen neo Staffe zu erſtattenden Gebühren feſtzuſetzen. 
un ten dvurde in vollem Umfange von dem Ur- 
tune rung dez Geſchäftsſtelle entſprochen. Auf die Er⸗ 
bn ne Bezirksreviſors änderte jedoch der Ur⸗ 
37, ſeſtgeſetzen die Feſtſetzung dahin ab, daß ſtatt 
POBL K denn Betrags von 75,28 AM nur die Hälfte mit 
Ben tvie e K. aus der Reichskaſſe zu erſetzen ſei, 
Horte bewilſi m: ergeben habe, das Armenrecht nur zur 
fe T. K. eingele worden ſei. Die gegen dieſen Beſchluß von 
n We gte Erinnerung wurde vom LO. zurückgewie⸗ 
er grundſätzlichen Bedeutung der 
e Beſchwerde in dem bezeichneten Beſchluß 
nde Mit der jetzt eingelegten Be⸗ 
zuzubilligen ragt RA. K. ihm wieder die vollen Gebüh⸗ 
nicht wicht recht Zur Begründung macht er geltend, es 
unterſdielenige a fein, daß für den begangenen Fehler 
Fehlelauſen fel Fi aufkommen müſſe, der der Fehler 
bela er kei lei Adern der Armenanwalt, welchem an dem 
ab Schuld treffe. Da ihm die Urſchrift nicht 
kein „u der TARI habe er fich in feinen Entſchließungen 
bites 0 ſchuß fertigung richten können. Er habe deshalb 
i € wenn ihm angefordert, was er auf jeden Fall getan 
Es fei auch er Wortlaut der Urſchrift bekannt geweſen 
als ii arberückichtigen, daß die Ausfertigung die 
maßgebend als beſitze; aus dieſem Grunde müſſe fie 
9 4 Ge, Bejme eten werden, 
die Gch. a erde ift gem. § 4 Arm Anw. i. Verb. m. 
b. J.osſchrift in duläſſig. Es ſteht ihr auch nicht etwa 
der be Juni 1932 tr 1, Kapitel III Teil I der Not VO. 
2. Obeſchließende Sie Bl. I, 288) entgegen. Allerdings hat 
bisher en. b. Senat im Anſchluß an eine Entſch. des 
goder in ſtändia, Dez 1932 (abgedruckt: W. 1933, 1083) 
ſchrift a per Ripr, angenommen, daß die genannte 
finde die Feſtſezun Beſchwerden gegen Entſch. des Gerichts 
u. 59 hier De ‚von Armenanwaltskoſten Anwendung 
Aw 86; v. 155 die Beichlüffe v 4 Febr. 1937, 4 W 27 
25 „ u. a. f ht 4987, 4 W 22/87; v. 15. Juli 1937, 
über aunmehr du p) Für die bezeichnete Beſchwerde ift 
Ma rch 8 5 e 2. DurchfVO. zur VO. 
n Recht. em Gebiete der Gerichtsverfaſſun 
8 Reger llege v. 4. Okt. 1939 (RGBI. Í, 1 
Noty Orſchrift e geſchaffen. Zwar geht aus der genann⸗ 
D. b. 14. gun ldi elbar hervor, daß fie durch die 
Mittelbar aufgerichtete 32 für die Zuläſſigkeit von Be⸗ 


V0 i Schranke nunmehr befeitigt fein ſoll. 
ber erhalt Dinfitrig bieter Se zu entnehmen, daß kein 


4. Ouſammenha chranke gemacht iſt. — Auch 
Okt.! faßt 8 des 87 mit 8 6 a 2 Durch. son 
br gefallen 115 ſchließen, daß die erwähnte Schranke 
it von Beſchwe Denn durch 86 Ziff. 1 iſt die Zu⸗ 
n Gert erden gegen Entſch. des Gerichts über 
bes es davon abhängig gemacht, daß 
N ift die Wiverdegegenftanbs 200 AM überſteigt. 
e lediglich einerorſchrift der Vo. v. 14. Juni 1982, 
en Beſchwerdegegenſtand von mehr als 


8 Nie 
de 5 Anſatz 


50 AM gefordert hatte, praktiſch bedeutungslos geworden, 
ſoweit es ſich um Beſchwerden gegen Entſch. des Gerichts 
über den Anſatz von Gerichtskoſten handelt. Auf Beſchwer⸗ 
den gegen Entich. über die Feſtſetzung von Armenanwalts⸗ 
koſten iſt aber die VO. v. 14. Juni 1932 nur deshalb an⸗ 
gewendet worden, weil in § 4 Arm Anw. hinſichtlich der 
Rechtsmittel auf die Vorſchriften über die Einlegung von 
Rechtsmitteln gegen Entſch. über den Anſatz von Gerichts⸗ 
koſten (8 4 TKG.) verwieſen ift. Wenn alfo die NotVO. 
v. 14. Juni 1932 für den Fall, welchen ſie nach ihrem Wort⸗ 
laut unmittelbar betrifft, ſchon praktiſch keine Bedeutung 
hat, kann ſie auch für den Fall, auf welchen ſie nur infolge 
Verweiſung angewendet wurde, keine Bedeutung mehr be- 
ſitzen. — Schließlich wird auch der mit der NotVO. vom 
14. Juni 1932 verfolgte Zweck durch 87 Abſ. 2 der 2. Durchf⸗ 
VO. v. 4. Okt. 1939, wenn auch in anderer Weiſe, fo doch 
wohl in gleichem Umfang erreicht. Dieſer Zweck beſtand in 
der Herbeiführung der Entlaſtung der Beſchwerdegerichte. 
Die Beſchwerdegerichte werden aber wohl etwa in demſelben 
Umfang entlaſtet, wenn die Beſchwerde nur bei einem Be⸗ 
ſchwerdegegenſtand von mehr als 50 AM zuläſſig ift, wie 
wenn die Zuläſſigkeit der Beſchwerde davon abhängt, daß 
ſie in dem angefochtenen Beſchluß wegen der grundſätzlichen 
Bedeutung der zur Entich. p ſtehenden Rechtsfrage zugelaſſen 
ift. Die Löſung der 2. DurchfVoO. hat hierbei noch den Vor- 
zug, daß ſie die Möglichkeit der Entſch. grundſätzlicher Fra⸗ 
gen auch bei geringen Beſchwerdegegenſtänden offen läßt. — 
Nach alledem kam es im vorl. Fall für die Zuläſſigkeit der 
Beſchwerde lediglich darauf an, ob der Vorſchrift des $ 7 
Abſ. 2 der 2. DurchfVoO. v. 4. Okt. 1939 genügt ift. Dies 
iſt der Fall, da das LG. in dem angefochtenen Beſchluß die 
Beſchwerde wegen der grundſätzlichen Bedeutung der zur 
Entſch, ſtehenden Rechtsfrage zugelaſſen hat. 

Ferner iſt die Beſchwerde ſachlich begründet. Die 
Frage, ob im Falle einer unrichtigen Ausfertigung 
die Urſchrift oder die Ausfertigung als maf- 
gebend anzuſehen iſt, wird in Rſpr. und Schrifttum nicht 
einheitlich beantwortet. Für die Maßgeblichkeit der Urſchrift 
haben ſich insbeſondere das KG. (vgl. JW. 1929, 1680 26 
und 1935, 80237), das OLG. Kiel (vgl. HöchſtRRſpr. 1930, 
1282), Gaedeke (vgl. „Armenanwaltskoſtengeſetz“ S. 44 
und „Koſtenrechtſprechung des Kammergerichts“, 2. Aufl., 
Nr. 571) und Baumbach (vgl. Anm. 3B zu § 1 Arm- 
Anw.) ausgeſprochen; andererfeit3 ift von Gelinski⸗ 
Meyer (3. Aufl. 1936 S. 61 Nr. 16) ſowie vom LG. 
Berlin (DRZRſpr. 1934 Nr. 593) die Ausfertigung für 
maßgeblich erachtet worden. Das LG. Berlin hat hierzu 
eingehend ausgeführt, daß es dem gefunden Rechtsempfin⸗ 
den des Volkes widerſpreche, wenn das Gericht die von 
dem zuſtändigen Beamten gefertigte Ausfertigung nicht 
gegen ſich gelten laſſen wolle. Dieſen Ausführungen 
ſchließt ſich der beſchließende Senat an. Die von 
Gaedeke („Armenanwaltskoſtengeſetz“ S. 44) hiergegen er- 
hobenen Bedenken erſcheinen nicht durchſchlagend. Wenn 
Gaedeke ausführt, die auch hier vertretene Auffaſſung 
hafte zu ſehr an dem Gedanken, der Partei dürfe durch 
ſolche Verſehen des Gerichts nicht geſchadet werden, dieſe 
an ſich zutreffende Erwägung ſei jedoch nicht ohne weiteres 
dem Geſichtspunkt gleichzuſetzen, ob materielle Rechtsan— 
ſprüche dadurch begründet würden, ſo kommt auch in dieſen 
Ausführungen zum Ausdruck, daß nach dem geſunden 
Rechtsempfinden die Ausfertigung maßgebend ſein ſollte. 
Wenn dies der Fall iſt, ſo iſt es jedoch auch geboten, dieſem 
Rechtsgedanken zum Siege zu verhelfen und formell recht⸗ 
liche Bedenken zurückzuſtellen. Im vorl. Fall kommt hinzu, 
daß im Endergebnis dem Armenanwalt auch dann die 
vollen Gebühren zufließen müßten, wenn die Urſchrift zu- 
nächſt als maßgeblich angeſehen würde. Denn da die Un⸗ 
richtigkeit der Ausfertigung auf einem ſchuldhaften 
Verſehen eines Juſtizbeamten, beruht und nach 
den glaubhaften Darlegungen des ArmAnw. von der armen 
Partei wenigſtens zur Zeit ein Erſatz nicht zu erlangen iſt, 
hätte der Reichsfiskus dem Armenanwalt Schadenserſatz in 
Höhe der vollen Gebühren zu leiſten. Bet dieſer Sachlage 
wäre es unbillig, wenn dem Armenanwalt nicht ſchon bei 
der Feſtſetzung der zu erſtattenden Gebühren der ihm im 
Endergebnis jedenfalls zuſtehende Betrag zugebilligt würde. 

Hiernach ſtehen dem R A. K. die vollen Gebüh⸗ 
ren zu. 

(OLG. Darmſtadt, 4. ZivSen., Beſchl. v. 16. Jan. 1940, 
4 W 36/39.) 
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42. OLG. — 818 GRG. Der Streitwert kann auch 
nur zum Zweck der Berechnung der Anwaltsgebühren feſtgeſetzt 
werden. 

Wenn — wie beim Armenrechtsverfahren — Gerichts⸗ 
koſten nicht entſtehen, ſo kann nach herrſchender Auffaſſung 
818 GG. nicht angewendet werden; nachdem die Wert- 
feſtſetzung gemäß § 18 GRG. auch Grundlage für die Be- 
rechnung der Anwaltsgebühren ift, fei $ 11 RAGebO. nur 
eine Nachwirkung des GKG., gebe aber keinen felbjtändigen 
Anſpruch auf Wertfeſtſetzung. Dieſe Anſicht hat die unprak⸗ 
tiſche Folge, daß neue Verfahren zur Streitwertfeſtſetzung 
veranlaßt werden bei Stellen, die vorher mit der Sache 
nichts zu tun hatten. Daher hat ſchon OLG. Breslau: JW. 
1928, 27328 jene Auffaſſung abgelehnt, allerdings ohne 
weitere Auseinanderſetzung mit ihr. Eine ausführliche Be⸗ 
gründung für die gegenteilige Anſicht gibt dagegen LArbG. 
München in einem Beſchluß v. 5. Juni 1936 (ArbRSamml. 
27, 169). Dieſer Entjch. ſchließt fich der Senat an. Der 
Wortlaut des § 18 GKG. läßt es zu, auch ohne Entſtehung 
einer Gerichtsgebühr den Streitwert feſtzuſetzen. Dieſes 
Ergebnis führt zur Beſchleunigung und Vereinfachung und 
dient damit den Belangen der Rechtſuchenden. In einer An⸗ 
merkung zu der oben zitierten Entſch. des LArbGG. München. 
billigt Volkmar diefe neuere Auffaſſung, die das LArbc. 
München weiterhin beibehielt (vgl. IW. 1938, 2062 und die 
ihr beitretende Anm. von Dr. Willy Franke). Ferner 
vertritt fie jetzt auch das Erläuterungsbuch zum GKG. vom 
Jonas, 3. Aufl. 1937 Anm. 4 zu $ 18). 

(OLG. Karlsruhe, 4. ZivSen., Beſchl. v. 
4 W 2/40.) 
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I Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen 
des Reichsfinanzhofs abgedruckt! 


43. EinkStG. Keine Lohnſteuerpflicht ſonſt ſelbſtändi⸗ 
ger ärztlicher oder tierärztlicher Vertreter, die einen freiberuf⸗ 
lichen Arzt oder Tierarzt vertreten. 

Der praktiſche Tierarzt Dr. S. (BeſchwF.) war im Jahre 
1938 vom 28. März bis 4. Nov. 177 Tage erkrankt. An dieſen 
Tagen hat ihn der praktiſche Tierarzt Dr. H. vertreten. Dr. H. 
hat im November 1936 ſein Hochſchulſtudium beendet und 
die Approbation als Tierarzt erlangt. Nach Vertretungen 
von praktiſchen Tierärzten an verſchiedenen Orten trat er 
im Dezember 1937 als Hilfstierarzt in die Dienſte einer 
Seuchenbekämpfungsbehörde in M. Zu dieſem Zwecke hat er 
ſich in ſeiner Wohnſitzgemeinde L. für 1937 und 1938 Lohn⸗ 
ſteuerkarten ausſtellen laſſen. Ende März 1938 ſchied er 
jedoch aus dem Anſtellungsverhältnis wieder aus und über⸗ 
nahm die Vertretung des BeſchwF., um anſchließend hieran 
ſeiner zweijährigen Heeresdienſtpflicht zu genügen. 

Während feiner Vertretertätigkeit beim BeſchwF. er- 
hielt Dr. H. eine Tagesentſchädigung von 13 / in bar; da 
er im Haufe des BeſchwF. wohnte und dort Frühſtück und 
Nachmittagskaffee erhielt, bezifferte der Beſchwß. ſelbſt den 
Sachwert dieſer Leiſtungen mit 1,50 RM für den Tag. Außer⸗ 
dem erhielt er noch für Reiſeaufwand eine Tagesentſchädi⸗ 
gung von 60 Aay, insgeſamt beliefen ſich ſomit feine Tages- 
einkünfte auf 15,10 AM. 

Streitig iſt, ob dieſe Einkünfte der Lohuſteuer unter⸗ 
liegen. Das Finder. hat die Lohuſteuerpflicht bejaht. Hiera 
gegen richtet fich die RBeſchw, in der beſtritten wird, daß 
der praktiſche Tierarzt Dr. H. als Vertreter des Beſchwß. eine 
unſelbſtändige Tätigkeit ausgeübt habe. 5 

Die RBeſchw., die das Finder. wegen grundſätzlicher 
Bedeutung des Falles zugelaſſen hat, iſt begründet. 

Für die Frage, ob ſelbſtändige oder unſelbſtändige 
Tätigkeit anzunehmen iſt, kommt es entſcheidend darauf an, 
ob der Vergütungsempfänger in den Betrieb, dem ſeine 
Tätigkeit dient, ſo eingegliedert iſt, daß er nach der Ver⸗ 
kehrsauffaſſung als in abhängiger Stellung befindlich an⸗ 
zuſehen iſt. Für Fälle, in denen ein Arzt einen anderen 
freiberuflichen Arzt vertritt, hat der NEH. ſtäudig als ent- 
ſcheidend erachtet, ob der vertretende Arzt im übrigen ſelb⸗ 
ſtändig oder unſelbſtändig iſt. Dabei iſt zu bleiben. Wenn 
ein ſonſt ſelbſtändig ſeine Tätigkeit ausübender Arzt oder 
Tierarzt einen anderen Arzt oder Tierarzt vertritt, wird 
dieſer Arzt nicht zum Angeſtellten des Vertretenen. Seine 


17. Jan. 1940, 


erfordert vielmehr hier die Annahme einer ſelbſtänd igi 


ſoziale Stellung, die vorübergehende Dauer des Vertretung, 
verhältniſſes und die beſondere Art der ärztlichen Tätig en 
ht 
Arbeitstätigkeit für den Vertreter. Es kommt dabei . 
darauf an, ob der nicht in einem Dienſtverhältuis fehe 
Arzt zu der maßgebenden Zeit im übrigen die Praxis i 
ausübte. Die ſelbſtändige Tätigkeit wird nicht dadurch dr 
einem Arbeitsverhältnis, daß ſie von vornherein nur > 
eine beſtimmte Zeit in Ausſicht genommen war, und e 
wenig dadurch, daß, wie im vorliegenden Fall, für die 
tretung eine feſte Vergütung gewährt wird, während ters 
Vertretene die Einnahmen aus der Tätigkeit des Berite ant 
bezieht. Es kommt auch nicht darauf an, wie ber Vertren 
die Vertretung aufgefaßt hat. Mit der übernahme der der 
tretung geht die Praxis des Vertretenen hinſichtlich 
beruflichen Verantwortlichkeit auf den Vertreter über. den 
Dr. H. ift praktiſcher Tierarzt. Er hat, wie fih aus pe 
Akten ergibt, Ende 1936 feine tierärztliche Ausbildung Er 
endet und im März 1937 ſeine Approbation erhalten er 
hat lediglich deshalb keine eigene Praxis begonnen, WE Er 
mit der Einberufung zum Heeresdienſt zu rechnen hatte. . 
hat ſich ſeinen Unterhalt durch Urlaubsvertretungen fs 
dient, lediglich vorübergehend war er als Wer 
tierarzt in einem Angeſtelltenverhältnis tätig. Zur geil, in 


übernahme der Vertretung des Beichtof. befand er H. 
keinem feſten Arbeitsverhältnis. Die Vergütung, die ibung 
erhalten hat, iſt kein Arbeitslohn. Da die Vorentſchel on 


auf Rechtsirrtum beruht, wenn fie die Anforderung 
Lohnſteuer gebilligt hat, war ſie daher aufzuheben. 
(RFH. Urt. v. 3. Aug. 1939, IV 245/39.) 


| preußiſches Oberverwaltungsgericht | 


Baurecht 


44. 8 1 Baugeſtaltungs BO. v. 10. Nov. 1936. wan 
Schornſteinreklame. Anſtändige Baugeſinnung. Wirtſcha 
Geſichtspunkte. „, Ball? 
Die Aufnahme der Forderung nach anſtändigeg hat 
geſinnung“ in die Baugeftaltungs BO. v. 10. Nov. 11 cher 
die Verwirklichung nationalſozialiſt! 
Baukultur zum Ziel. 10 bezieht 
Die Forderung nach „anſtändiger Baugeſinnung 7) 
fih auf die architektkoniſche Planung und das Dur Der erun 
ganzen Bauwerks nach feiner Form und Gli ngeſtal⸗ 
ſeiner Farbe, ſeinen Werkſtoffen und ſeiner Oberfläche erechter 
tung. Dagegen betrifft die Forderung nach betätigen 
Durchbildung“ die Ausführung der Bau- und | 
Arbeiten in ihren Einzelheiten. ud für 
Die Vorſchriften der Baugeſtaltungs VO. gelten 4 
an Bauten befeſtigte Werbeſchilder. 4 zo m 
Die Kl. hat Anfang des Jahres 1937 an ihren "nu 
hohen Brauereiſchornſtein in P. eine Werbebeſchrift Keil 
gebracht. Die Polizei verlangt die Entfernung bei tmäßig⸗ 
tung. Das OVG. erklärt dieſes Verlangen für rechte 


ſowohl um „Geſchäftszeichen“ i. S. des 8 5 J 
Baupol VO. als auch um „Reklameſchilder“ i. S. de her gu 


IV C 189/37: DR. 1940, 471 45) und gegen deren Re ge 
keit keine Bedenken beſtehen, die Genehmigungspft 1 uch⸗ 
urch“ 


haben an dieſer Rechtslage nichts geändert (O i pringis 
59, 817 = JW. 1938, 3005). Die ungenehmigte SMI pereit” 
der Werbung rechtfertigte aber, wie das BezVermÖ der Ge 


a 
81 der Baugeftaltungs®dO. von 1936 in Frage, de iführen, 
„Bauliche Anlagen und Anderungen ſind j 
daß fie Ausdruck anftändiger Baugeſinnung un nw 
ter Durchbildung ſind und ſich der Umgebung 11 popat!” 
einfügen.“ Daß diefe Vorſchrift unmittelbar an 


10. , 
—hrgang 1940 Heft 11/12 


Rechtſprechung 


471 


N) 
g at darſtellt 


nungen belaſſenden Ortsſatzungen oder Baupolizeiverord⸗ 
Re at das OV. bereits entſchieden (OVG. 102, 231 
Bea Me JW. 1938, 1677). Nun hat der 
achte i Ber. gehörte Sachverſtändige in ſeinem Gut⸗ 
rf = jede Beſchriftung an einem ein techniſches 
darſtellenden hohen Fabrikſchornſtein beeinträch⸗ 
N bruck des Kunſtwerks und es ſei zu verſtehen, 
ei Vejr em Grunde für jeden hohen Fabrikſchornſtein 
80 bdeiſtung an ihm ſelbſt unterſagt würde. Damit hat 
iftun ſtändige zum Ausdruck gebracht, daß durch eine 
ird ng die Forderung anſtändiger Baugeſinnung ver⸗ 
ganzen ir jo ift der Sinn feiner Außerung im Rahmen 
mr Gutachtens zu verſtehen, und es kommt nicht 
ni aushe aß er die Worte „anſtändige Baugeſinnung“ 
genen 13 glich gebraucht. Das BezVerwGer. hat das nach 
li m führungen zur Baugeſtaltungs oO. nicht voll er- 
diatach aher geglaubt, ohne näheres Eingehen auf das 
iger Bau aus eigener Sachkunde das Vorliegen anſtän⸗ 
her innung bejahen zu können. Allerdings war das 
ehr Nac an das Gutachten nicht gebunden. Es hatte 
ch 8 79 LG. das Recht freier Beweiswürdigung 


und g 
Oft e 
H auf Grund eigener bereits vorhandener 


1 © deshalb 
abweichorbener 
5 maße fich mii unt gelangen (OVG. 100, 123, 126). 
Bi. 1 
1938, 2374, nanbderfepen (NBerwYl. 59, 835, 836 = IM. 
0 berje Der in dem Fehlen einer ſolchen fachlichen Aus⸗ 
en 


„ber Baugeſtaltungs VO, fordert, daß bauliche 
bung au ne Baugeſinnung und werkgerechte Durch- 
dieſer beiden gen, gibt aber ſelbſt keine nähere Erläuterung 
ichs. Vegriffe. In übereinſtimmung mit dem Erlaß 
8 Preuß. Arbeitsminiſters v. 17. Dez. 1936 
8 ie anſtindauverwaltung 1937,70) ift davon auszugehen, 
A Ban ige Baugeſinnung einen „nach den Regeln 
aut klar geſtalteten“ Bau verlangt. Die 
1a begſeh Saugeſtaltungs d. nach anſtändiger Bau- 
a 1 ſich demgemäß auf die architektoniſche Pla⸗ 
liedarchdenken des ganzen Bauwerks nach ſeiner 
t Oberfläch erung, ſeiner Farbe, ſeinen Werkſtoffen und 
- og acheſtaltung. Bei einer baulichen Verände⸗ 
bar, Pre die Anbringung einer Werbeinſchrift 
1677) OG. 96, 194; RVerwl. 59, 472, 473 = JW. 
in feiner kommt es alſo darauf an, ob ſich das Bau⸗ 
i ren Geſtalt als architektonische Einheit in 
Ba dehungen noch als einwandfrei erweiſt. Im 
die Hl die Forderung „werkgerechter Durch- 
2 ingefp, führung der Bau- und ſonſtigen Arbeiten 
Farb auerverh eiten, alfo z. B. die ſachgemäße Herſtellung 
gefi en uſw. andes, die Verwendung wetterbeſtändiger 
bej unung nicht ei iſt die Anwendung anſtändiger Bau⸗ 
gebhränkt, ſond etwa auf beſonders ſchutzwürdige Gegenden 
anta zu erfolgen hat in jeder, auch in unſchöner Um⸗ 
Nor. ger a Die Aufnahme der Forderung nach an⸗ 
w nas ſinnung in die Baugeſtaltungs VO. hat die 
bennationalſozialiſtiſcher Baukultur zum Biel 
M Streben nach einem Ideal Ausdruck, das 
gefo ta ſozialiftſe eine bedeutſame Rolle ſpielt. Nach dem 
rdert un "der Bauideal muß in der Baukunſt mehr 
geleiſtet werden 
verſttz legenden g 
S gegen Fall, auch aus der Ferne gut zu ſehen iſt, 


9 


einan n auch le auffallende Beſchriftung dar, ſondern 

weſentliche ER, Größe und ihre Anordnung übcr- 

er, eile des Schornſteins derart, daß ſie 

ren Ber, das Ong uterbrechung feines tragenden Aufbaues 

Baut stimmungen dhat hierzu ſchon auf Grund der frühe⸗ 

eile ni du ache hingewteſen, daß die tragenden 

in a 9 1 verdeckt werden 
zu m ; aulichen Aufgabe auch äußerli 

gan en find (OVG. 96, 195, 196). > ar 

i n nur auf den Ban, d. h. den Schornſtein 

auf die an ihm befeſtigten Reklame⸗ 


eft 
on Main 


ſondern Rn 


* 


ſchilder anzuwenden iſt, ergibt ſich daraus, daß auch auf⸗ 
gemalte, angebrachte oder durch Einbau zu Teilen der 
Bauten gewordene Werbeinſchriften den für die Bauten ſelbſt 
geltenden Beſtimmungen unterliegen (OVG. 96, 194). Der 
mithin feſtſtehende Verſtoß gegen § 1 Satz 1 der Baugeſtal⸗ 
tungs O. allein rechtfertigt nicht nur die Verſagung der 
nachträglichen Genehmigung der Bejchriftung, ſondern auch 
die Forderung ihrer Beſeitigung. Die zu einem anderen Er⸗ 
gebnis gelangte Entſch. des BezVerwGer. war daher auf- 
zuheben und die Klage abzuweiſen. 

Die wirtſchaftliche Bedeutung der Reklamebeſchriftung 
für die Kl. kann demgegenüber nicht zu einer anderen Auf⸗ 
faſſung führen. Denn wirtſchaftliche Nachteile werden in 
vielen Fällen mit der Beſeitigung von Werbeſchildern ver⸗ 
bunden fein. Dieſer für den betroffenen Einzelnen bedauer⸗ 
lichen Tatſache kann aber keine entſcheidende Bedeutung bei- 
gemeſſen werden, da ſonſt der im Intereſſe der Volksgemein⸗ 
ſchaft liegende Kampf gegen verſchandelnde Baugeſtaltung in 
einem erheblichen Teil zur Erfolgloſigkeit verurteilt ſein 
würde; im übrigen wird der Erfolg dieſes Kampfes in Zu⸗ 
fügte auch zu einem Ausgleich auf dem Gebiete der Reklame 
ühren. 

(Pro., Urt. v. 23. Febr. 1939, IV C 202/37.) 
* 


45. 8866, 71 ALR. I 8; VerunſtaltungsG. von 1902; 
88 1—4, 8 Verunſtaltungsc. von 1907; Art. 4 §1 Ziff. 4 
Wohn.; 88 1, 2, 5 Reichs O. über Baugeſtaltung vom 
10. Nov. 1936; 5 24 EinheitsbauO. Baugenehmigung, Bau- 
geſtaltung, Verunzierung, Verunſtaltung, Beeinträchtigung, 
Werbeſchild. 

Die in 81 ReichsVO. über die Baugeſtaltung vom 
10. Nov. 1936 (RG Bl. I, 938) für die Ausführung baulicher 
Anlagen aufgeſtellten drei Forderungen nach anſtändiger Bau⸗ 
geſinnung, werkgerechter Durchbildung und einwandfreier Ein- 
ügung in die Umgebung enthalten ſowohl das Verbot grober 
Verſtöße ihnen gegenüber als auch das Verbot von weniger 
grob wirkenden Beeinträchtigungen (Störungen) ihrer Ziele. 

Ob ein grober Verſtoß gegen eine dieſer drei Forderun⸗ 
gen vorliegt, kann auch der Durchſchnittsbeſchauer beurteilen. 
Für die Beantwortung der Frage, ob eine Beeinträchtigung 
zu bejahen iſt, iſt hingegen das Urteil eines äſthetiſch oder 
baukünſtleriſch geſchulten Beobachters zugrunde zu legen. 

Die früheren preußiſchen Verunſtaltungsvorſchriften 
(SS 66, 71 I 8 AL R.; VerunſtaltungsG. von 1902; SS1, 2, 
8 VerunſtaltungsG. von 1907 und Art. 4 8 1 Ziff. 4 Wohn.) 
ſind, ſoweit ſie ſich überhaupt auf bauliche Anlagen i. S. der 
BaugeſtaltungsB O. beziehen, als „weitergehende“, d. h. ſchär⸗ 
fere oder ins einzelne gehende, landesrechtliche Beſtimmungen 
gemäß § 6 Baugeſtaltungs VO. aufrechterhalten. 

Bei der Anwendung dieſer Vorſchriften muß jedoch in 
denjenigen Fällen, in denen die Vorſchriften den Rahmen des 
§1 BaugeſtaltungsB O. nicht ausfüllen, auch noch nach dem 
eigenen Wortlaut und Sinn der Baugeſtaltungs VO. geprüft 
werden, ob ſie verletzt iſt. 

Ebenſo wie die bisherigen Landesgeſetze ſind die auf 
Grund dieſer Geſetze erlaſſenen örtlichen Sondervorſchriften 
— Ortsſatzungen oder Baupolizeib O. — durch die VO. über 
Baugeſtaltung aufrechterhalten. 

Derartige die Errichtung oder Anderung einer baulichen 
Anlage in äſthetiſcher Hinſicht regelnde Sondervorſchriften 
können jedoch fcit dem Inkrafttreten der BaugeſtaltungsBO. 
nur noch auf Grund des §2 dieſer VO. neu erlaſſen oder 
geändert werden. 

Der Kl., der ein Schuhwarengeſchäft betreibt, beantragte 
im Februar 1937 die baupolizeiliche Genehmigung zur An⸗ 
bringung zweier Markenzeichen zu beiden Seiten ſeiner über 
dem Ladeneingang befindlichen Firmenbezeichnung. 

Die Baupolizei lehnte den Antrag ab. Das Bez VerwGer. 
hob die Ablehnungsverfügung auf. Auf Rev. des Bekl. ver⸗ 
wies das OVG. die Sache an das BezVerwchger. zurück: 

Die Anforderungen, die in äſthetiſcher Hinſicht an bau⸗ 
liche Anlagen zu ſtellen ſind, waren bisher nicht reichsrecht⸗ 
lich geregelt, ſondern in verſchiedenen preußiſchen Geſetzen 
niedergelegt. So fand fih das Verbot grober Verunſtaltung 
in den 88 66, 71 18 ALR. und in den 88 1, 8 Verunſtal⸗ 
tungs. von 1907, das Verbot einer Verunzierung des Qand- 
ſchaftsbildes in dem VerunſtaltungsG. von 1902, das Verbot 
der Beeinträchtigung des Orts⸗ oder Straßenbildes in 8 2 
Berunftaltung3®. von 1907; und ein ähnliches Verbot — Stö⸗ 
rung der einheitlichen Geſtaltung des Straßenbildes — war 
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in 824 Abſ. 1 u. 2 EinheitsbaudO. enthalten, die inſoweit 
auf Art. 4 8 1 Ziff. 4 Wohn®. beruhte. Zu dieſen Vorſchrif⸗ 
ten iſt als jüngſte und zugleich als erſte reichsrechtliche 
Regelung des Gebietes die ReichsVO. über Baugeſtaltung 
v. 10. Nov. 1936 (RG Bl. I, 938) getreten. Der 8 1 dieſer VO. 
beſtimmt: „Bauliche Anlagen und Anderungen ſind ſo aus⸗ 
zuführen, daß ſie Ausdruck anſtändiger Baugeſinnung und 
werkgerechter Durchbildung ſind und ſich der Umgebung ein⸗ 
wandfrei einfügen. Auf die Eigenart oder die beabſichtigte 
Geſtaltung des Orts-, Straßen- oder Landſchaftsbildes, auf 
Denkmale und bemerkenswerte Naturgebilde iſt Rückſicht zu 
nehmen.“ Dieſe Vorſchrift bezieht ſich nicht nur auf die 
eigentlichen Bauwerke, ſondern auch auf die an einem Bau⸗ 
werk nur äußerlich angebrachten Einrichtungen, wie Werbe⸗ 
ſchilder, Schaukäſten, Automaten u. dgl. (OVG. 102, 231 
RVerwBl. 59, 472 — ZW. 1938, 1677). Alle dieſe baulichen 
Anlagen im weiteſten Sinne müſſen fih nach §1 der VO. 
ihrer Umgebung einwandfrei einfügen; ſie dürfen alſo, wie 
in gewiſſem Umfange ſchon nach bisherigem preußiſchem 
Recht, ihre Umgebung nicht ſtören oder beeinträchtigen. 
Außerdem müſſen ſie nunmehr nach der reichsrechtlichen 
Vorſchrift des § 1 a. a. O. auch ohne Rückſicht auf die Vor- 
handene Umgebung Ausdruck anſtändiger Baugeſinnung und 
werkgerechter Durchbildung ſein. Das bedeutet, daß eine gute 
äſthetiſche Haltung für jede bauliche Anlage als ſolche ge- 
fordert wird, einerlei, ob ſie etwa in einer zur Zeit noch 
häßlichen Umgebung oder als erſter Neubau in einer wer⸗ 
denden Straße oder als letztes Glied einer Kette ſchöner Ge⸗ 
bäude errichtet wird. Die drei Forderungen der Baugeſtal⸗ 
tungs VO. nach anſtändiger Baugeſinnung, werkgerechter 
Durchbildung und einwandfreier Einfügung in die Umgebung 
enthalten ſowohl das Verbot grober Verſtöße ihnen gegen- 
über als auch das Verbot von weniger grob wirkenden“ 
Beeinträchtigungen (Störungen) ihrer Ziele. Ob ein grober 
Verſtoß gegen eine dieſer drei Forderungen vorliegt, kann 
auch der Durchſchnittsbeſchauer beurteilen, deſſen Anſicht 
ſchon nach der bisherigen Rſpr. für die Feſtſtellung von 
gröblichen Verunſtaltungen als ausreichend erachtet wurde 
(OVG. 82, 438, 440). Bei der Prüfung der Frage, ob eine 
Beeinträchtigung Störung) zu bejahen iſt, muß derſelbe 
Maßſtab angelegt werden, der fon nach bisherigem Recht 
bei der Prüfung von Beeinträchtigungen oder Störungen 
(des Straßenbildes) i. S. des § 2 VerunſtaltungsG. von 1907 
und des 824 Abſ. 1 — alter Faſſung — Einheit3baud. an- 
gewandt wurde; d. h. es muß das Urteil eines äſthetiſch oder 
künſtleriſch geſchulten Beobachters zugrunde gelegt werden 
(vgl. auch OVG. 99, 207, 211 = JW. 1937, 1587). 

Die durch die ReichsVO. über Baugeſtaltung geſchaffene 
Rechtslage iſt hiernach folgende: Die in den bisherigen 
preußiſchen Geſetzen vorgeſchriebenen äſthetiſchen Anforde- 
rungen — das Verbot grober Berunftaltung (88 66, 7118 
AL R., 88 1, 8 Verunftaltungs®. von 1907), der Verunzierung 
des Landͤſchaftsbildes (VerunftaltungsG. von 1902) und der 
Beeinträchtigung des Orts⸗ oder Straßenbildes (8 2 Verə 
unſtaltungsG. von 1907) — find, ſoweit fie ſich überhaupt 
auf bauliche Anlagen im Sinne der Vaugeſtaltungs Vo. 
beziehen, nach § 6 Baugeſtaltungs VO. als „weitergehende 
landesrechtliche Vorſchriften“ ausdrücklich aufrechterhalten. 
Als „weitergehend“ ſind nicht nur ſolche Vorſchriften an⸗ 
zuſehen, die an die bauliche Geſtaltung ſchärfere An⸗ 
forderungen ſtellen als die Baugeſtaltungs Vo, ſondern auch 
ſolche, die ein von der Baugeſtaltungs VO. erfäßtes Gebiet 
einer weiter ins einzelne gehenden materiellrecht⸗ 
lichen Regelung unterwerfen. Erſtere bleiben als ſelbſtändige 
Rechtsquellen neben der Baugeſtaltungs BO. beſtehen. Zu 
ihnen gehören z. B. $$ 35 ff. 18 ALR. (Abbruchsverbot) und 
die Verunſtaltungscc. von 1902 und 1907 (8 3), ſoweit fie 
ſich nicht nur auf Werbeeinrichtungen, die ſelbſt bauliche An- 
lagen oder Teile oder Zubehör von ſolchen ſind, beziehen, 
ſondern auch auf ſolche, die mit baulichen Anlagen keinerlei 
Zuſammenhang haben, wie Aufſchriften an Felſen oder 
Schilder an Bäumen uſw. 


Rechtſprechung 


[Deutſches Recht ver. mit JW. 


ſtändige Rechtsquellen neben der Baugeſtaltungs VO. weiter 
geltenden Vorſchriften, dienen die weiter ins einzelne gehen, 
den landesrechtlichen Beſtimmungen nur als Anleitung zu 
richtigen Auslegung und Anwendung der in ihrem Wortlaut! 
ziemlich weit und unbeſtimmt (abſtrakt) gefaßten Baugeſtal 
tungs O, insbeſ. als Anleitung für die Bauherren und . 
Baupolizeibehörden, die ſolcher Anleitung kaum entbehren 
können. Dieſen anleitenden Vorſchriften kommt daher neben 
der BaugeſtaltungsVO. nicht die Eigenſchaft einer jeroen 
digen Rechtsquelle zu, fie find vielmehr zu Ausführung 
geſetzen (vorſchriften) der Baugeſtaltungs O. als der eigen 
lichen Rechtsquelle geworden. Bei der Anwendung bi 
Vorſchriften ift zu beachten, daß in allen Fällen, in denen 
die Vorſchriften den Rahmen des 8 1 Baugeſtaltungs B.. 
nicht ausfüllen, im Zweifel ſtets noch nach dem eigene. 
Wortlaut und Sinn der Baugeſtaltungs O. geprüft werde 
muß, ob ſie verletzt iſt. b 
Nach denſelben Grundſätzen find auch die auf Grum 
der früheren Geſetze erlaſſenen, die Errichtung oder n 
rung einer baulichen Anlage in äſthetiſcher Hinſicht regen 
den Sonderbeſtimmungen zu beurteilen, alſo vor allen ff 
Ortsſatzungen und Baupolizeiverordnungen, die auf pa 
VerunſtaltungsG. von 1907 und auf Art. 4 8 1 Wohnch. en 
ruhen. Solche Ortsſatzungen und Baupolizeiverordnunge 
ſind nach § 2 Baugeſtaltungs VO. zur Verwirklichung der Here 
dieſer VO., vor allem zur Durchführung beftimmter er“ 
baulicher Abſichten, ausdrücklich vorgeſehen. Damit Jol 
aber die zu dem gleichen Zweck auf Grund der frühe 
Geſetze bereits erlaſſenen Ortsſatzungen und Vaupolizeive on 
nungen mit aller in ihnen enthaltenen wertvollen N fen 
arbeit nicht etwa außer Kraft geſetzt werden. Zum mindel g 
wäre dann eine Übergangsvorſchrift für die Zeit nolwene 
geweſen, bis überall an Stelle der alten Beſtimmungen Das 
auf Grund des § 2 der VD. erlaſſen werden konnten, Hals 
Fehlen einer folchen übergangsvorſchrift in der Baugel ss 
tungs®d. ift eine Beſtätigung dafür, daß der Wille au 
Geſetzgebers dahin ging, die ins einzelne gehenden, un 
Grund der früheren Geſetze erlaſſenen Ortsſatzungen 6 
Baupolizeiverordnungen als „weitergehend“ i. S. des 8 
Baugeſtaltungs BO. in Geltung zu laſſen. 


teilweiſe abweichend von dem bisherigen Recht, vorgehen 


fahrensvorſchriften können ſeit dem Inkrafttreten der vor 
geftaltung BO. neue Ortsſatzungen und Baupolizelveſege 
nungen dieſer Art nicht mehr auf Grund der alten“ und? 
allein ergehen, fie müſſen vielmehr in jedem Falle Inte 
ſätzlich auch auf §2 Baugeſtaltungs O, geſtützt und rden. 
Beachtung des dort vorgeſehenen Verfahrens erlaſſen kadern 
Das bezieht jiġ nicht nur auf den Erlaß neuer, bender 
ebenſo auch auf die Ergänzung und Anderung beſteh 
örtlicher Vorſchriften. „itie 
Unberührt geblieben von der nur materiellrech. be⸗ 
Vorſchriften gebenden Baugeſtaltungs oO. find jebodh pr i 
ſtehenden Beſtimmungen formellen Rechts, z. B. übe 
Zuſtändigkeit der Behörden und über die Geuehm i er⸗ 
pflicht, welch letztere für Werbeſchilder in 83 Sah. 
unftaltungs®. vom Jahre 1907 ausgeſprochen ift. 
nehmigungspflicht ift in der BaugeſtaltungsVO. ub, iq 
nicht geregelt, fie wird vielmehr in §4 der VO. 1 e 
vorausgeſetzt. Daher kann die Genehmigungspflicht MAT urch 
vor durch Ortsſatzung gem. 83 Verunſtaltungsch. oder ränkt 
Baupol VO. gem. Art. 4 81 WohnG. erweitert oder beſch 
werden. unkte 
Da bei Zugrundelegung dieſer rechtlichen Geſicht ee ſich 
eine Entſcheidung nicht getroffen werden konnte, erw 
die Sache als nicht ſpruchreif. 


Im Gegenſatz zu dieſen ſchärferen und daher als ſelb⸗ (PrOVG., Urt. v. 2. März 1939, IV C 189/37.) 
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SVERLAG . BERLIN. LEIPZIG. WIEN 


ALLGEMEINE ELEKTRICITATS-GESELLSCHAFT 


In der heutigen ordentlichen Hauptversammlung ist die Dividende auf das Grundkapital für das Ge 
schäftsjahr 1938/39 auf 60% festgesetzt worden. Die Auszahlung erfolgt unter Abzug von 10% Kapital- 
ertragsteuer und 3% Kriegssteuer vom 6. März d. J. ab gegen Einreichung des Gewinnanteilscheins 
Nr. 3 — Ausgabe 1936 — mit 


RM 5,10 für jede Aktie über RM 100,— 
RM 51,— 85 „ RM 1000, — 


bei unserer Hauptkasse oder folgenden Stellen: 


Berliner Handels-Gesellschaft ‘ Bankhaus Delbrück Schickler & Co. / Bankhaus 
Hardy & Co., G. m. b. H. 
in Berlin, Aachen, Breslau, Dresden, Frankfurt a. M., Hamburg, Köln, Leipzig, München: 

Commerz- und Privat-Bank, Aktiengesellschaft Deutsche Bank / Dresdner Bank 


ın Breslau: Bankhaus E. Heimann 

in Hamburg: Bankhaus M. M. Warburg & Co., Kommanditgesellschaft 
in Köln: Bankhaus Pferdmenges & Ce. 

in Leipzig: Allgemeine Deutsche Credit-Anstalt 

in München u. Berlin: Bankhaus Merck, Finck & Co. 

in Wien: Kreditanstalt-Bankverein 


Länderbank Wien Aktiengesellschaft 


Die Auszahlung von 3½ % Zinsen auf die Genußrechte aus Markanleihen für das Geschäftsjahr 1938/39 erfolgt 
gegen Einreichung des Gewinnanteilschains Nr. 8 zur Genußrechtsurkunde gleichfalls vom 6. März ab mit 
RM 1,75 für jede Genußrechtsurkunde über RM 50,— 
RM 2,50 „ x „RM 100,— 
bei den obigen Stellen. 


Berlin, den 5. März 1940 


Allgemeine Elektricitäts-Gesellschaft 
Bücher Lemcke 


Bürgerliches Geſetzbuch 


831 BGB. fegt nicht voraus, daß der verfaſ⸗ 
berufene Vertreter ſich in den 


ſungsmäßig 
Grenzen ſeiner Vertretungsmacht gehalten hat. 


Die Vorſchrift umfaßt gerade die Fälle, in 
denen eine Handlung des Vertreters durch feine 
rechtsgeſchäftliche Vertretungsmacht nicht ger 


deckt wird. RG.: DR. 1940, 451 Nr. 14 
$ 215, 276 BGB.; § 32 RAO. (§ 3 RR A0. 


n. F.). Erkennt der Rechtsanwalt in einem von 
ihm geführten Prozeß, daß ein Rückgriffs⸗ 
anſpruch der von ihm vertretenen Partei gegen 
ihn ſelbſt in Frage kommt, ſo hat er für die Er⸗ 
haltung und Sicherung dieſes Anſpruchs ebenſo 


beſorgt zu ſein, wie wenn ſich der Anſpruch 
gegen einen Dritten richten würde. 


Hält ein Rechtsanwalt ſeinen Gläubiger von 
der Unterbrechung der Verjährung eines Rück⸗ 
griffsanſpruchs unter Verletzung des Anwalt⸗ 
vertrages ab, ſo erwächſt dem Gläubiger nicht 
nur ein Gegeneinwand gegen die Verjährungs⸗ 

re ein Recht auf 


einrede, ſondern darüber 
Schadloshaltung. RG.: DR. 1940, 453 Nr. 15 


9254 BGB. Wenn eine Schadensverteilung 
nach 8817, 18 Abſ. 3 Kraftf&. oder nach § 254 
BGB. vorgenommen wird und dabei der einen 
Seite eine beſtimmte Quote des Schadens auf⸗ 


erlegt wird, ſo können, wenn auf der anderen 
Seite mehrere beteiligt ſind, die Anteile, zu 
denen jeder dieſer Beteiligten für den Schaden 
haftet, verſchieden groß ſein, z. B. wenn das 
Maß ihres Verſchuldens ein verſchiedenes iſt; 
dem Gegner gegenüber haftet in einem ſolchen 
Falle jeder von ihnen für den Schadensteil, 
der nach Abzug der den Gegner belaſtenden 
Quote dieſem gegenüber dann noch verbleibt. 
RG.: DR. 1940, 453 Nr. 16 

88 276, 823 ff, 846, 254 BGB. Haftung des 
Kraftfahrzeughalters bei Gefälligkeitsfahrt und 
Mitverſchulden des hierbei getöteten Fahre 
gaſtes. KG.: DR. 1940, 453 Nr. 17 

88 376, 377 BGB. Das Recht zur Rücknahme 
der hinterlegten Sache iſt ſeinem Weſen nach 
ein Geſtaltungsrecht, durch deſſen Ausübung 
das durch die Hinterlegung begründete Recht 
des Gläubigers aufgehoben und der eigene An⸗ 
ſpruch des hinterlegenden Schuldners auf Her» 
ausgabe der hinterlegten Sache gegen die Hin⸗ 
terlegungsſtelle zur Entſtehung gebracht wird. 
Nur dieſes Geſtaltungsrecht iſt nach § 377 
Abf. 1 der Pfändung nicht unterworfen, nicht 
der durch feine Ausübung erwachſene Heraus⸗ 
gabeanſpruch gegen die Hinterlegungsſtelle 
RG.: DR. 1940, 454 Nr. 18 

8839 BGB.; Art. 131 Weim Verf. Die Haf- 
tungsvorſchrift des Art. 131 Wein Verf. erſtreckt 
ſich ſchlechthin auch auf alle Pflichtverletzungen 
von Soldaten, die zur Erfüllung ihrer Wehr⸗ 
pflicht im Heere dienen. 

Verletzen Soldaten Dritte bei einer Hand⸗ 
lung, die ſie auf dienſtlichen Befehl zur Erhal⸗ 
tung und Förderung der militäriſchen Verwen⸗ 
dungsfähiakeit der Truppe vornehmen, fo liegt 
eine Amtspflichtverletzung vor, es ſei denn, 
daß gerade die den Schaden verurſachende Art 
der Ausführung ausdrücklich anbefohlen wor⸗ 
den ift. RG.: DR. 1940, 454 Nr. 19 (Wagner) 

88 2110 Abf. 2, 2150, 2363 BGB. Iſt dem 
alleinigen Vorerben ein Nachlaßgegenſtand als 
Vorausvermächtnis zugewendet, ſo iſt, wenn 
nicht die Vermutung des 82110 Abſ. 2 BGL. 
widerlegt ift, im Erbſchein anzugeben, daß das 
Recht des Nacherben ſich auf den Gegenſtand 
nicht erſtreckt. KG.: DR. 1940, 455 Nr. 20 


Handelsrecht 

88 19 Abſ. 2 und 3, 18 Abf. 2 HGB. Wird 
dem in der Firma einer Sommer. enthaltenen 
Namen eines perſönlich haftenden Gefellſchaf⸗ 
ters ein Vorname beigefügt, ſo iſt das ein 
Zuſatz i. S. des § 18 Abſ. 2 HGB. Er ift daher 
unzuläſſig, wenn er geeignet iſt, eine Täu⸗ 
[hung 15 7 des a der NE 
nannten Geſellſchafters herbeizuführen. 2 
DR. 1940, 456 Sn 4 3 

88 92, 95 Abſ. 6 AHG. Der Vorſitzer des 
Aufſichtsrates kann die Einladung der Auf- 
ſichtsratsmitglieder zu einer von ihm (mit be⸗ 


ſtimmter Tagesordnung) angeſetzten Sitzung 
dem Vorſtande überlaſſen. 

Die Aufſichtsratsmitglieder haben Anſpruch 
darauf, daß ihnen vor der Sitzung die Tages⸗ 
ordnung mitgeteilt werde. Die Unterlaſſung 
der Mitteilung macht aber einen gleichwohl ge⸗ 
faßten Beſchluß nur unter beſonderen Umſtän⸗ 
den nichtig. KG.: DR. 1940, 456 Nr. 22 (Diet⸗ 
rich) 

Schuldenbereinigung 


81 Schuld Bereinch. Schulden, die zur Zeit 
des Zuſammenbruches des Schuldners zugun⸗ 
ſten des Gläubigers durch eine Sicherungs⸗ 
übereignung oder einen Eigentumsvorbehalt 
geſichert waren, können am Schuldenbereini⸗ 
gungsverfahren bedingt teilnehmen, und 
zwar im Falle der Sicherungsübereignung 
wegen des etwaigen Ausfalles der Forderung, 
im Falle des Eigentumsvorbehaltes wegen der 
Geldanſprüche, die nach der Vollziehung des 
Rücktritts vom Kaufvertrage zugunſten des 
Verkäufers für Abnutzung der Sachen uſw. 
etwa verbleiben. KG.: DR. 1940, 457 Nr. 23 

§ 1 Abſ. 4 Schuld Bereincz. Erhält ein Schuld⸗ 
ner als Prokuriſt einer Handelsgeſellſchaft nur 
150 AM Gehalt, während feine Ehefrau als 
Alleininhaberin der Geſellſchaft eine Jahres⸗ 
einnahme von 50—70 000 AM und fein Sohn 
ein Monatsgehalt von 1100 A bezieht, fo ift 
er bei dieſer Geſtaltung der Rechtsbeziehungen 
der Schuldenbereinigung unwürdig. LG. Ham⸗ 
burg: DR. 1940, 458 Nr. 24 

8 10 Abſ. 3, 4 Schuld Bereinc. Auf Grund 
des § 10 Abſ. 3 SchuldBerein®. kann nicht an- 
geordnet werden, daß Vermögensſtücke des 
Schuldners gegen deſſen Willen zwecks Shaf- 
fung einer Teilungsmaſſe zu verſilbern ſeien. 
KG.: DR. 1940, 458 Nr. 25 


Ausſchaltung der Juden 


58 1 Abf. 3 b, 6 der 3. VO. z. R Bürgers. 
v. 14. Juni 1938 (RG Bl. I, 627); 88 8, 16 BO. 
über den Einſatz des jüdiſchen Vermögens vom 
3. Dez. 1938 (RG Bl. I, 1709). Eine Gmbh. 
gilt auch dann als jüdiſch i. S. der 3. VO. z. 
R Bürger. und der VO. über den Einſatz des 
jüdiſchen Vermögens, wenn die jüdiſchen Geſell⸗ 
ſchafter Treuhänder eines Ariers find. KG.: 
DR. 1940, 459 Nr. 26 

87 Abſ. 1 VO. über den Einſatz des jüdi⸗ 
ſchen Vermögens v. 3. Dez. 1938 (RG Bl. I, 
1709). Ein Jude kann ſeit dem 5. Dez. 1938 
auch im Wege der Erbauseinanderſetzung keine 
Hypothek an einem deutſchen Grundſtück er⸗ 
werben. KG.: DR. 1940, 459 Nr. 27 


Beamtenrecht 


88 6, 7 BBG.; Durchf VO. z. DBG. zu 8 184 
Nr. 9. Die Übergangsregelung der DurchfVO. 
. DBG. zu 8184 Nr. 9, wonach Zurruhe⸗ 
letzungen gemäß $6 BBG. auch nach dem Jn- 
krafttreten des DBG. bis 30. Sept. 1937 mög- 
lich waren, iſt rechtsgültig. 

Die gerichtliche Prüfung kann ſich nicht dar⸗ 
auf erſtrecken, ob die in der DurchfVO. zum 
DBG. 8184 Nr. 9 aufgeſtellten verfabrens⸗ 
mäßigen Vorausſetzungen erfüllt find, NG.: 
DR. 1940, 459 Nr. 28 

8 149 RBG. Kein Beamter kann allein dar- 
aus, daß er mit der Wahrnehmung einer be⸗ 
ſtimmten Dienſtſtelle beauftragt ift, einen An- 
ſpruch auf das Dienſteinkommen herleiten, das 
mit dieſer für ihn im Falle der Verleihung 
des Amtes verbunden ſein würde. Ohne einen 
Verwaltungsakt der zuſtändigen Stelle, der den 
Beamten in dieſe Dienſtſtellung einwies, fehlt 
es an dem „Dienſtverhältnis“, das die für die 
Beurteilung des gegenwärtigen Falles zeitlich 
maßgebende Beſtimmung des 8149 RBG. als 
Grundlage der Entſtehung vermögensrechtlicher 
Anſprüche des Beamten und zugleich als Vor⸗ 
ausſetzung ihrer gerichtlichen Geltendmachung 
erfordert. RG.: DR. 1940, 460 Nr. 29 

839 RBeſch. gibt kein zeitlich unbegrenztes 
Rückforderungsrecht, er findet vielmehr nur 
Anwendung auf ſolche Zuvielzahlungen, die für 
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Aktuelle Neuerscheinung: 


VERMÖGENSTEUERRECHT 


NEBST VERWANDTEN GEBIETEN 


von 


Dr. jur. et rer. pol. Ludwig Meyer 


Rechtsanwalt in Berlin. Mitglied der Geschäftsführung der Reichsgruppe Industrie 


Reichsbewertungsgesetz, Vermögensteuergesetz, Aufbringungs- 
umlage im Altreich und den seit 1938 angegliederten Gebieten 


Im Rahmen des Vermögensteuerrechts ist der 1. Januar 1940 ein überaus wichtiger Stichtag: die auf iha 
durchzuführenden Bewertungen sollen auf Jahre hinaus die Grundlage schaffen, nach denen die Volksgenossen 
zu den verschiedensten Steuern herangezogen werden sollen. Im Altreich werden alle Vermögen neu festgest® 3 
einschließlich der Einheitswerte für die gewerblichen Betriebsvermögen. In der Ostmark und im Sudetenlan 
werden zugleich (und zwar zum ersten Male) das gesamte land- und forstwirtschaftliche Vermögen neu Cai 
wertet und (ebenfalls zum ersten Male) Einheitswerte für Grundstücke und Betriebsgrundstücke festgestellt. 
Meyers Vermögensteuerrecht legt dem Steuerpflichtigen und seinem Berater in kurzer systematischer ag 
stellung die jetzt zur Anwendung kommenden Gesetze dar, nämlich das Reichsbewertungsgesetz, das Vermogen 
steuergesetz, das Bodenschätzungsgesetz und die Verordnung zur Neuregelung der Auf bringungsumlage. i 
Gebiete sind abschließend dargestellt, jedoch sind die Fragen besonders ins Auge gefaßt, die bei den gewerblichen 
Betrieben eine Hauptrolle spielen; insbesondere wird das Betriebsvermögen sowie die Gewerbeberechtig uné 
und die Wassernutzungsanlagen eingehender behandelt. Endlich wird ausführlich (in dieser Form wohl 5 
ersten Male), die Bewertung der Fabrikgrundstücke nach dem Weil'schen Verfahren dargestellt, und zwar 585 
wohl für das Altreich wie auch für die Ostmark und das Sudetenland. Alle ergangenen Vorschriften sind die 
rücksichtigt, insbesondere auch soweit sie das Reichsbewertungsgesetz, das Vermögensteuergesetz un 155 
zu beiden Gesetzen ergangenen Durchführungsbestimmungen abändern. Das Werk dient einem ausgespro@ n- 
praktischen Bedürfnis und trägt dazu bei, die Durchführung der vorzunehmenden Bewertungen und he & 
lagungen ganz erheblich zu erleichtern. Es ist für Juristen, Industrielle, Steuerberater, Wirtschaftstreuhän 

und Wirtschaftsprüfer unentbehrlich. » NM 
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